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A. Entfceidungen der Berichte. 
1, Unfall. Bolizeilih erlaubte Betriebsart. Verſchulden. 


Die polizeilihe Erlaubniß zur Wahl einer gefährlichen,an fih uns 
terfagten Betriebsart Thügt n IT nor ber Gaftbarleit für bie Tabl genden 


Folgen dieſer Betriebſa 


2. ——— 7 Abſatz 2. 
Der auf Minderung * Aufhebung der — ut gende hat die 
Vorausfegung der in 8 ß >. geiv ! 
weſentl he eränderung m Verhältniffe zu en 
Mit Dem Nachweis der Menderung here Urtheil nicht 
zufammen; vielmehr it Die Aufhebung oder Minderung der Nente nur je 
nah dem Umfang und der Belchaftenheit der Aenderung auszujpreden. 


3. Unfall © 38bedürftigkeit. 
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+ Kommiſſionär. Schadenserſa licht. Ausliefe— 
rungsproviſion, 

Der Verkaufskommiſſionär, imeldher bie erh —— Waare nicht zu⸗ 
au geben fann, hat als Entihabigung an den Auftraggeber dann den 
attutapreis der Waare zu zahlen, wenn anzunehmen ift, Diefer reis 
predge Dem Kierip — die IT abgelett werden können. 
leber den Anſpruch de3 Kommiſſionärs auf Auslieferungsproviſion 
entjc eidet der Di ögebraud) des P lat 1, bon = aus derjelbe jeine Ges 
Hartsihatigfett eutraltet, nit aber der Ort, wohn er ſeine Geſchäfte 


5, euren wegen fahrläffigen Faiſcheides. Unge— 
nügende Begründung desſelben. 
(88 153 und 168 St. G.B). 


6. Auftra ältniß; — Saftung a 
8 2 
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— Benefiziarerbe. _. 





8. — oder Auftrag? Mandatum post mortem. 
Die Uebergabe von Geld an einen Dritten, um e3 durch ihn mit 


der Erben an Nichterben 





gen zu lafjen, enthält ein 





Naſſe, noh auf Zahlung des Erbantheild des Fagenden Erben. Die 
behauptete Umgültigkeit der Formlojen Yumendungen muß borerit unter 


den Erben ausgetragen werden; dem "Dritten, we Mer ulcht Erbe N 

fehlt für dieje Frage die Paifivlegitimation . . - oz 34 
Einftweilige Verfügung. Beſchluß. Re tömittel. 
Hit — einſtweilige Verfügung Bund Deihtuß erlaffen, vo —n 





af ’ = alla dann nid ‚wenn ein 1 - > - 38 
10. Fifhereipolizei. Feilhalten von en während ber 
onze 


In der Zeit, während welcher — für die Waſſerläufe im All— 
gemeinen, nicht aber fir den Rhein Schonzeit beſteht, dürfen Fiſche, welche 
nahmeizlid in dem Rhein gefangen ſind, ungeltraft feilgehalten werden 
und zwar jind die Verfaufer nicht bet Strare gehalten, ſofort bet dem 
sreilbieten der Fiſche ſich uber deren Herkunft audzumweren. Der Nachweis, 
daß die suche aus dem Whein jtammen, ann auch noch Ipater, in dem 
Strafverfahren geführt werden. rt. 5 des Geſetzes vom 31. Mai 1865 
verlangt nicht den ſo ortigen Nachweis bei dem ;Feilbieten; S + der Vers 






11. Beleidigung Wahrung beredtigter Intereſſen. 193 
.8B. Mangel der erforderliden Begründung; i 43 


12, Fortgejegtes Verbrechen. Beleidigung . s : 44 


urüdnahme der Klage MWiderfla 
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Koiten de3 





47 


15. Handelsfauf. Klage auf Grfüllun mit — 
wegen Verzögerung der Jeßteren 


1; Wird bei —— Erfüllung 






2. Iſt bie Lieferungsfrift nur ſchwankend, mit Zulaſſung eines ges 
willen Spielraums beſtimmt, jo liegt fein Firgeſchäft vor. 

3. Im Antrag auf Verurtbheilung zu einer beftimmten Entſchädigung 
liegt auch der Antrag auf yeltitelung der Schadenserjagpflict und es 


ann beim Ausſpruch der leßteren zugleich Feſtſtellung der Grundſaätze für 
die Fünftige Liquidation etwaigen Schadens erfolgen. . i r . 49 
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16, Rayongeſetz. Entſchädigungsrente; Anſpruch auf die— 
jelbe; Aktivlegitimation gegenüber dem Reichsfiskus. 
Nebenintervention. 


36 Gef. vom 21. 






gi — zufteht und ob derſelbe perjönlicher oder dinglicher Natur iſt. 57 


17. Borausfegungen einer gemeinifhaftlih ausgeführten 
o efraudation un er J tbarerklärung von andel— 
un ewerbtreibenden für trafen gegen ihre Diener 


ebrlin . u. T. w. 
($$ 146 und 153 des Vereinszollgeieges.) j : 64 


18. Begriff des groben Unfugs Feſtſtellung Gr That: 
beitand?. 





19. Kauf von Nachlaßſtücken. TheilungStlage Klage— 
üſſigkeit. 








Bor erfolgter Grbtheilung fann ein Miterbe endgültig "ok ames 
Miteigenthbum an einzelnen Stüden nicht übertragen, johin auch nicht das 
Recht (des Käufers) auf abgelonderte Theilung der gekauften Stüde. 

DD. Bertrag; Gültigkeit; Mangelnde Causa. Ginrede de 
Wuchers. Beſchränkung der Gewerbefreiheit. Konventiö— 
nalſtrafe. 


Iſt ein Vertrag gültig, wodurch ſich ein Wirth gegen einen Brauer 
pflichtet, in ner Wirthichaft ‚aus ul — — nur von Jenem 





— eines Hundes an 
ze. Zeine an die Baue bei T ertilgung von Haninden _. 13 






22. Art. 1121 BG. B. 

Iſt die Gemeinde berechtigt, ald Dritte Nechte aus einer Schenkung herzu⸗ 
leiten, welche an eine an religidfe — * mit der Muflage 
gemacht worden not ber Gemeinde eine Vrivan hule zu gründen und 


233. Wildtransport — der — ss 4 — 18 bes 
SJagdpolizei-Gejeges vom 7. Mai 1888. 
Derjenige, welcher während verbotener Seit nad) er «Lothringen 


durch die m Wild verjendet, verfällt der Strafe des in 3 4 des 
‚sagdpolizeigeleged® vom 7. Mai 1883, auch wenn er aukerba aß» 
{ 2 jet jehuem RDohmorse IWF 2 t 





24. — — iehung. Haftung des Gefhäftsherr ir 
die Belditrafe gegen feine Gewerbögeh en. 


Die Tubfidiare Haftung des Cigenthümers oftroipflichtiger Gegen- 
fände für die von jeinen Gewert age en ipegen Sffroibinterziehung vers 
G 


ren” auszuſpre 
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28. Beſchwerde eines Zeugen gegen die Zeugen ebü ren- ö 
eBun often : 88 
5. Haftbarkeit des Staates aus Art. 1384 3.08. für * 
redtlihen Folgen der Delikte feiner Angeftellten 89 
27. Nahbarredt. Beläftigung durch Ruß und Raud. 


Erhebliche Benacht — des m. — BL und a, 
verpflichtet zur Schadlos — 93 





29. Notar. Verantwortlichkeit. 
Haftpflicht ded Notar 1) aus der llebernahme der Garantie für 


die Güte der durch ihn berbrieften bypofhefariihen Anlage, 2) aus der 


bernahme de3 Auftrags, alle die Sicherſtellung der Anlage w 
einer půn en Aindgablung erforberlicpen Schritte zu tun, 9 aus t 
Anpreiſen der Anlage . 100 





31. Klage Mündliche Erhebung. — — — in 
eigenem Namen. 

Eine erft in der mündlichen Verhandlung erhobene Klage gegen 
den bisherigen Nebenintervenienten fit gültig, wenn Zegterer ſich darau 
einläßt, ohne den angel eimer Klageſchrift zu rügen. 

ne Hypothekareinſchreibung ungültig, wenn Ne auf einer No» 
tariatöurfunde beru I, u Weniger ber Moda FIR EINE eigene 1 yorderung 


u ſichern Jud) — — — 116 


32. Oktroi— ———— Anſtiftung. Einbeitsfrafes 
die Theilnehmer an einem Dies Vergehen Ruben = | 
) ; e3 : 


38. Sit ber — — ziia er Be: ——— 
benient berechtigt, den Re — allein rortzufegen, wenn 


erjterer im Berhandlungstermin nit erſchein 
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85. een des S 67 HACD. auf ————— 
fah 


124 


88, Dattung bes Verkäufers für Störungen — Käufers in 

yumsrehte — Duaſi— ervituf der Vewo ner 
einer —— — e der angrenzenden Grundbeſitzer. — Ber— 
flichtung der Polizeibehörden zur Abwendung von Ueber— 


chwemmüungen. 
Der Verkäufer eines Grum aftet an ſich nicht für Ueber— 
ſchwemmungsgefahren, die demfelben drohen. e aus der Annahme einer 


uaſi⸗Serb zu Gunſten der ewohner einer aße oder Der an— 
grenzenden Grun er hergeleiteten gegenüber der 
IE: 





Inhalts-Verzeichniß. VII 





Aus der ſeitens einer Ehefrau zu Gun ten ihres Ehemannes ers 
folgten Zuwendung des lebensläng ichen bürgichart3 — ußgenuſſes an 


tem unbeweglichen Nachlafje und ihren Erjagforderungen Fann nicht ein 
vom To estag an gültiger Verzicht auf ihre ge * iche doon ek gefo ger! 


werden. (Art. 601, 2185, 2140, 2144 8.8.8.. i +43 


0. — — Gerichtsſtand. Bedeutung ber Berorbnung 





42, Berrath von mer eheimnijien. 
Dat die in at, 418 — — ent altene —— in Slip: 





4. Ablehnun aa 3 nad erfol terlrtl — 
verfündung. 
GI 243 iig ber RO)... 0... 16 


45, 1. Der Landesfiskus wird in den auf Die Außrüftung der 





griff der 


i ? i Ä 
Die Ehefrau bedarf zu außer erihtlichen, nicht rozeßrecht 

zu beurtheilenden Anerkenntniſſen, Verzichten un ergleichen der Ers 

mächtigung dee Ehemannee ——— 160 


47. Konkordat. Bürgidhaft. Gerihtlihe Hypothek. 
Eine gerichtliche Hypothek gegen den Bürgen für die Zahlung der 
von dem Gemeinichuldner aus dem Konkordate geihuldeten Prozente ent» 
tebt weder aus dem Akte, welder von dem Fallimentskommiſſär über Die 
Surgichartserflärung aufgenommen worden it, no aus dem Urthe 
weldye® das Stonkfordat beitatigt hat. (Art. 2117, 2123, 2148 Ziff. 3 
8.9.8.5 Art. 5II TC, de pr.; Ark. 5 a € com. . R ji 162 





VII Inhalts-Verzeichniß. 


48. Enteignun um öffentlichen Nutzen. Entſchädigung. Seite. 
Recht des Beſitzers. 


Der letzte re en. e Befiger ift zum Empfange der im Enteigs 
nt 0 





Wenn das Berufung > gericht, an — es unter Aufrechth altung der 
thatſächlichen FFeltitellungen eine Sade zurüdverwielen wird, weitere 
thatſächliche Feitttellungen vorninmt und auf Grund Dieter eBferen, im 
Gegen ja zu der rechtlichen Weurtheilung bes Neviionsgerichts 1 reis 
prehung eintreten läht, jo veritößt Died zwar gegen die 85 393, 394 


StB. >. und gegen die Grund af e über relative Rechtskraft der Urtheile, 
St. 





e 8St. 
gemäß 30 St P.O. mit * nicht gerüg t werden j R 


50. Militärgerihtsbarkeit. Mannſchaften des — — 
tandes. 


u Gemäßheit des den 6 de3 Militärſtrafgeſetzbuches vom 

20. Juni 1872 erweiternden $ 60 Ziff. 3 des Militärgeieges vom 2. Mat 
574 unteritehen die in S 56 in 4 de3 let en Feſetzes bezeichneten 

ande, en des Beurlaubtenjtandes wegen YZumiderhandlungen gegen 
die Beftimmungen im III. Abihnitt_ bes Milttärjtrafgefeßbuches ber 
unerlaubte Ent fernung umd Fahnenflucht, | owie gegen Die Bertimmungen 
im IV. Abtchnitt Desjelben Geſeßbuches über Selbitbeihäadigung und 
Fee ee ee Sbartett . 


1. Streitwerth bei Brozeffen über das Vorredt einer 
Forderung. ren 






g in $ 136 K. O. über bie Feſtſetzung des Streit⸗ 

pt einer x menden Prozeſſe findet 

dann Anwendung, — - von eimem Stonkursgläubiger geltend 
a e onderungsre en wir ; j i 


Sind Feldme fer Geometen is Beamte im — 


171 





Die Vorſchr bed Art. 16 des Dekrets vom 28. Okt. 1790, wonach 
feine lage gegen den Staat bei Gericht erhoben werden darf, wenn ni 


porher die Einreihung einer Dentichrift beider Verwattungsbehörde, 
nunmehr dem Bezirköprandenten, errolgt iſt, begründet nicht die Einrede 


der Unzulälfigfeit des Rechtswegs, jondern it al3 eine dem materiellen 
echte angehörige Bedingung aufzufalten, welche der Erhebung der Stlage 
boraudzugehen Be — Wurde jedoh in den VBorinitanzen die auf jene 
Borihrift geitiit nrede als GEinrede der Unzuläfligfeit des Mechtswegs 
Sehanbeli, banın TE gegen Das hierüber ergangene Swirchenurfheil Die Re: 


Inhalts: Verzeichniß. IX 
Seite. 
bifion zuläſſig. 






— Die erwähnte Vorſchrift beſteht auch unter der neuen u 


55. Koſten ber Nebenintervention. 
‚Die foften ällige Verurtheilung der Hauptpartei bildet feinen Zitel * 





Uebergang des Eigenthums. urückforderungsrecht 
ed Verkäufers. 


1) Uebergang des Eigenthums beim Genuskauf. 

3) Das Seht de3 Rerfäufers, die von einem anderen Orte an den 
———— ſuſdner abgeſandten, aber noch unterwegs befindlichen Waaren 

rückzufordern. 36 der Konkursordnung. 

3) Nach . Gejeß iſt dieſes beim Verſandt der Waaren 
ins Ausland zu beurtheilen? : R ; j i i : i 194 
58. Vormundſchaftliche Hypothef. Ausland 

ie gefegliche Hypothek aus einer unter dem inländischen Geſetz 


henden Vormundſchaft haftet nicht auf den im Wusland gelegenen 


Srunditüden des Vormundes, auch wenn das ausländische Geſetz bezüglid; 
der vormundjchaftlichen Hypothet mit dem inlandtichen übereinitimmt . ! 


59. Gleichzeitige Zuſtellung des Vollſtreckungstitels ar 








60. Unzuläffigkeit de3 Rechtswegs. Zahlung einer ig. 
ihuld. Koftentragung bezüglich der Pegellatten. 
1. Die Rüdforderungsflage des BE 13877 8.6.8. ijt nur dann 
der Nichti 







ie Koſten der Anbringung find deshalb vom er zu fragen . j 201 


61. Koftenfeftiegungsverfahren. Sofortige Beſchwerde . 204 
62‘ nation von“ eilungen. Deankanbung 
($ 


andger ht⸗Verfahren 205 
63. Feldpolizei; Schluß der Weinberge (ban des vendanges)* 
1. Zur Gültigkeit einer den „ban des vendanges“ betreffenden bür— 
germeifterlihen Polizei: Verordnung bedarf e3 der Vorausſetzung, daß ar 
„ban des vendanges" in der Gemeinde von Alters her üblich war (Art. 
Abi. 3, _ 1. Abjchnitt V. des Nuralgejeges vom 28. Sept. — 6. Sr 
n. 





x Inhalts⸗Verzeichniß. 


64. Wiedereinziehung einer irrthümlicher Weiſe dem Al Sete. 
t 





Wedel zum Inkaſſo; Konkurs; Ausfonderung. 

ür einen zwar mit vollem Sndoffament verjehenen, aber nad): 
mweisbar nur zur 5 infalltrung überiandten Wechſel kann der Indoſſant 
gegenüber dem inzwiſchen in Sonfur erflärten Indoſſatar die Aus: 
onderung aus der Malle beanipruchen, wenn der Wechjel erit nad) der 
tonfurseröffnung fällig geworden und Durch den Stonkfurövermwalter eins 


ezogen worden iſt j : : j i ; i : ’ ; 211 
66. Der Art. 2151 BGB. ift niht auf Vorzugsredhte aus 





udehnen. — 
n anwendbar . r ® 5 A 214 


68. Stempelpflidt für Prozebvollmadten in Eljaß: 
othringen. 


Die aus Art. 12 3. 1 Gel. vom 13 brumaire VII ſich ergebende 
lpf eßvollmachten nur daun in Wegfall, wenn 






tfunge⸗ bezw. Stenerbehörde ausgeiprodhen werden, und iſt über den hier⸗ 
gegen erhobenen Einjprud von dem Strafrihter endgültig zu entſcheiden. 225 
69. aftung de3 Notar für die von ihm vermittelten 





70. Auslegung bon Berträgen. Geffion. Auflage zu 
Bunjten eines Dritten. 
Bei Auslegung von Verträgen ift mehr bie muthmaßliche Abficht der 
arteien, alö der VRorflauf —— 


ine Ceſſion kann auch ſtillſchweigend geſchehen und aus den Um— 
tänden gefolgert werden. 

ur Anioendbar: = des Art. 1121 BGB. ift es nicht unbedingt 
nothwendig, daß Die eit des Vertragsabichlu 
bereits et; Diefebe fan audy Durch ein Tänffiges Creiguit time 
und können namen ) im einem Pacht- Miethe: oder Arbeitvergebungs: 


Bertrage den Nachfolger in dem betreffenden ertragverhä tniffe 
bejondere WBergünffigungen ausbedungen werden F . ; 243 
71. Trennung mehrerer Anjprücde. —— Auf— 
rechnung. 
1. Hat das Gericht beim Vorhandenſein der Vorausſetzungen der 
S 136 Abſ. 2 und 274 C. P.O. ohne Becückſichtigung der Geg genforderung 
und ohne vorherigen eine Trennung der Verhandlung anordnenden Bes 
hluß jofort über den in der $ 2 
den, jo behält dieſe Entſcheidung troß) dem Die [üf enſchaft eines nach $472 
DB. B chtbaren Endurtheile 
2. Die richterliche Aufrechnung (com A tion julic:aire) fällt unter 


die Vorichriften der SI 136 Abi. 2 ums 25 ED, ; i ; j 
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72. Unzuläſſige — Verwerfung Beſchluß. Seite. 
egitimation eines anmwa zur nlegung von 
R chtsmittelm. Nadtr gli he N derVollmadt. 

SS 339, 389, 418 St. P.O. i ; i 2651 


73. Geheimmittel; Begriff; ftrafbare Ankündigung; Zei— 
ungs— erat; Verantworktlichkeit de edafteur?. 
09 St. G. B. 


1. Ausſchließung des Begriffs eines Geheimmittel3 genügt nicht 
die Bekanntgabe der Stoffe, aus denen dadielbe zufammengefegt ift, wenn 
nicht auch das DBerhältniß Der einzelnen Beltandtheile angegeben iſt. 
2. Für die in einem Zeitungs: Inferat enthaltene Anfündigung eines 
Geheimmittel? der Medakteur (Geran afrehtlih verantwortlid. 
3. Eine Grörterung nad S 59 ©t.8.9. iſt nur DE geboten, wenn 
dieſer Strafausjchließungdgrund geltend gemadht werden ilt . i ; 252 


74. Sadhpverftändige;Aften-Einfiht;Verfügun Lit2ı- 


75. in und Verfahren in Giembeiktaiianen 
gegen die —— — Stempelgeſetze gehö 










254 


76, ——— Pretium succedit in loeum rei. — 
ſchaft nach geſchiedener Ehe . 257 


37, Hufail Reihabaftpffiätgeieg Uniprüde von Poſ⸗ 


Das * aftpflichtgeſetz det nur auf ſolche Gifenbak hnun älle 
Anwendung, welde fih au Bu gen nicht 0 er auf ſolche, welche jid 


auf fren dent, wenn gleich der deutſchen Bilenbahnverwaltung unterjtelltem 


Bebiete ereignen. 

Dem gegenüber kann fih der Poitbeamte, welcher den mit der 
Dahn — Poſtwagen begleitet, weder auf Art. 8 des Tifenbahn- 
poftgefeges vom 20. Dezember 1875 noch auf feine dienstliche Stellung 
berufen. Die Aniprühe von Beamten, welche im Dienfte verunglüden, 
regeln fich nicht nad Art. 2000 B. G.B, jondern in Ertnangelung anderer 
rn — — ne. er Reichöbeamtengejeges bom 31, — 









265 
J PTR PR ER EN — unterſchrif t * 
tens eines Schiedsrichters. Rücktritt desjelbenbom Ver— 
trage. 
Verweigert ein in einem Schiedsvertrage ernannter Schiedsrichter 
die Unterzeihnung des Schiedsſpruches jo beiteht Teßterer frog der 
nterjchrift der beiden anderen Schiedsrichter nicht zu Recht, und wird, 
falls nicht Für dieſen Fall die Ernennung eines anderen Schiedsrichter? 
borgejehen ift, der ganze Schiedsverfrag hinfällig . . i r ö 272 


79. Auftragdpverhältniß. umfang der Bollmadt. Spar: 
fafjengejege in ANtuunıroe Haftung Te Spar 
M Tarıen für Handlungen des Kajliers . r R 276 


Xu Inhalts: Verzeihniß. 


80. Vorausfchungen des Verzug. Seite. 
Der — jegt eine Aufforderung durch Act des Gerichtsvollziehers 

oder Notar, oder ginen gleichwerthigen Aci voraus . . j : 279 

3. Haftbarkeit des ArbeitsherrnausHandlungenſeiner 


Stößt einem Arbeiter in Folge Verſchuldens eines Mitarbeiters ein 





eingewieſene Glaͤubiger kann in einem ſolchen Falle weder eine neue K 
gegen den chuldner ſeines Schuldners er * un nod ala Daupfinters 


ventent auftreten, ſondern höditens den Brozeh in den Rechten feines 


m. als deiien Gläubiger — nad Mabgabe des Art. 
D6 rortführen j ’ 280 


83, —— von —— —— buch * Ankäu- - 
fer. Subrogation in DieLegal: Hypothek. Nüdgriffgegen 
andere Drittbeiigßer. 


Der Käufer, welcher ohne Rückſicht auf die Inhaber geſetzlicher Hypo: 


thefen den nah Abitoßung der engetragenen Hypotheken verbleibenden 
Reft an den Verfäufer zahlt oder mit nid bvorzediteten SOLL, 
verrechnet, fann, wenn er Ipater von den eritgenannten Gläubigern in 
Do. genommen un) aD an Dieje zahlen u auch im „ut der 
ubrogation fein Nücgrifföreht gegen andere Drittbeiiger geltend machen. 237 
84. Bedingtes Endurtheil. Zuläjjigfeit der Berufung. 
Es iſt unitatthaft, ein Eidesurtheil in der Weiſe zu erlafjen, daß 
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Eides — eine endgültige Entiheidung gelnüpft, für ben entgegengejegten 
Fall aber ein weiteres Werfahren in —— geſtelſt Bi. die Berufun 
egen ein derartiges Urtheil it aber zulallı i ; ö R 293 


85. Armenredt in grivatklageladen. 
Tnacll ] 294 





86. Vaine päture; Strafbejitimmung. 

Die Zuwiderhandlung gegen die die vaine päture betreffenden Orts: 
ebräuche jeitend eines zum Mitgenuß an der gemeiniamen Weide an fi 
erechtigten iſt, ſofern nicht eine Zuwiderhandlung gegen bezügliche Orts— 

borfäriten vorliegt — — 471 3: 15 C. pen. — * mit Strafe be⸗ * 
5 









87. Art. 179 Ziff. 10 E pen. —— Geltun im — 





297 


88. Zwangsvollſtreckung in F undene lie Vermögen. Be 
ellung eines gemeinidhaft tredungsgerichtes bei 
uſtändigkeit me Ans mtsgerichte 298 


89. Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen 
Gemeinden. Zur Auslegung de® 351 ferperung 3. Fe 


Inhalts: Verzeichniß. 





des Kaufpreiſes 


Wenn die unter der Herrſchaft des franzöſiſchen Prozeſſes in einem 
Urtheil des ———— angeordnete Löſchung einer — im 15* 








den — er za ) SEE dertelbe ni = m er we z dieſer Hy⸗ 
pothek um en in Aniprud genommen werden, weil das auf — 
laufende Urtheil jpäter im Kaſſationswege aufgehoben wird ii 
93, aftung der Landeskaſſe für Unfälle, welde den 
außerhalb der Gefängnißanſtalt beihäftigten Strafge 
— der Arbeit zuftoßen. 
[ 


u eines zwiichen der Oefäng: 















der Stra anftalt beichäftigt wird, Herang ——— — in 
einem — — ältniſſe. Gleichwohl haftet F Sanbes alle, wenn der 
Serangene in Folge der Berwendung zu einer gefährlichen Arbeit und 
ver Unterlaſſun = nöthigen Bor ichtsmaßregeln feitens der Verwaltung 
oder des Auffihtsbeamten eine Verlegung erleidet . . i & 


94. BVertheilungsdverfahren. —, Anweiſung gegen — 
Anſteigerer eines Anweſens. 

1) Kann im Vertheilungsverfahren der zum Zuge kommende Hy— 
pothekargläubiger gegen jeden von mehreren Suniteigerern eine8 Anweſens 
ir ſeinen ganzen Forderungsbetrag Anweſung verlangen ? 

2) Her it Wartet im Tertheilungsberlahren, und welche Rechts 
behelfe ſtehen der dur i des Ti em Splanes verlegten 









9. Sachverſtändige. Reifeentfhäbigung. 

Der Sadverftändige kann unter der VBorausjegung, daß der Weg 
von jeiner Wohnung bi3 zur Stelle der Vernehmung mehr als zwei 
Kilometer beträgt, eine Neifeentihädigung für den ganzen zurüdgelegten 
Weg beanſpruchen, gleihoitig, ob die Stelle der Bernehmung innerhalb 
oder außerhalb des Auferthaltsortes des Sachverftändigen liegt : 


96. Kompetenzitreit zwiſchen einem badiſchen Verwal— 
tungsgerichte und einem reichsländiſchen ordentlichen 
Gerichte. Landesgrenze zwiſchen Elſaß-Lothringen und 


Baden. Juſtizhoheit des Reichslandes dem linken 
Nheinufer . r ; 


97. Enregiitrement Mutationsgebühr. RRIET id. 


1. Verläumnißurtheile, die einen Kaufvertrag feititellen, unterliegen 
* 


jt auch dann, wenn ſie durch Vergleich auf 





2, Der Anſpruch Enregiſtrementsverwaltung auf Zahlung der 
doppelten Gebühr it nicht durch Strafbeiheid, Tondern durch Zwangebe— 
ehl nah Maßgabe bon 28 14 is 19 des Nusf.-Gel. dv. 8. Juli 1879 
u verfolgen . i j E 


98. — i ir er ——— — 









XIII 


Seite. 


318 


317 


321 


328 


330 


344 


350 


XIV Inhalts-⸗Verzeichniß. 


99. Lizenzſteuer. Geſetz vom 5. Mai 1880. Seite. 


ee im Sinne — 8 2 des Geſetzes liegt auch dann vor, 
duzent Wein an Perſonen verkauft, welche im nämlichen 












101. ur Auslegung des 8 98 bes Un aliverfi erung®s 
ejetedpdom 6. 4. 


Der 2 fann für — in eigenem Betriebe — 
getretenen nfa fe bon weldem ein in einem anderen be erungsp 
ae erumelüihten Keh 2 





102. — meer Befigübertragung. Sim 
————— auf den Namen des Beſchenkten. Erklärung 


des Schenkers, für den Beſchenkten beſitzen zu wollen. 


Das Handgeichenf bedarf zu feiner Gültigkeit der Beobachtung der 
ormbor riften de3 art. 931 B. G. B. nicht i weh aber jet basjelbe eine 


des a d des Held beiigen zu mollen, 

die wirkliche Beſitzübertragung nicht; Dagegen fann Diele dadurd) ers 
olgen, bak ber Schenfgeber ber geläienfien Delrag ober Gegen and au 

den Namen des Beſchenkten Hinterlegt und Dielen in Die Lage verſetzt, ‚ 
— — gen ; } : ‚ 861 





104. En am Theilung. Minden, Slim 
biger. Vollziehung des Arrejtbefehl3. 

1. Der mit einem vollitredbaren Titel verjehene Gläubiger fann, 
aud u. er nicht zu den Hypothefargläubigern gehört, im Immobiliar— 
Ver ungäne fahren auffelen, Amel verlangen, gegen den Ver: 
m erh * en. 

Die Theilung einer Maſſe, bei welcher ein Minderjähriger be— 
theiligt ft, He mangelB ber Genehmigung bucdy den Kramifienrafd, nid 
völlig wirkungslos, jondern nur jeitens bes Dinderjährigen anfechtbar. 

3. Die Giültigkert einer derartigen Thetlung kann auch von dem Gläus 
Diger des Minder ährigen mur mit beffen Zugiehung angefod en werden. 

4. Widerklage an a an Op.d, — Mrrenbefeht und beiten Voll⸗ 
ziehung —— ——— ung — 870 


105. Getheilte3 Berlagsret. 
Er Art. 11 der Uebereinkunft vom 19. * 1883 hat die Bedeu⸗ 
il V Sat z-Lothring 





106. Rei Free ejeß . r ö ° i 383 


Inhalts-Verzeichniß. 





108. Eigentbuman Quellen. Befugniſſe des Eigentbir 

mer3. Befhränfung desſelben durh Rechtsſserwerb des 

tiefer Ber aenEn „ı.. enthümer3. Verjährung. Feus 
da ——— Conceſſion. 


Der Anlieger eines fließenden Waſſers kann den Eigenthümer des 
Grundſtücks, auf welchem die betreffende Duelle entſpringt, an der Ab- 
rabung derielben nicht ſchon deshalb hindern, weil er das vorüberfliegende 
Vaſſer 30 Jahre lang benüßt hat. Die Goncefliondertheilungen der 
früheren Feudalherren 3 * Sbefit 

igenthbum an den Quellen nit 





berühren das 


8387 





1099. Pfändung einer Forderung. Ueberweiſung derſel— 
ben an den pfüändenden Gläubiger zur Einziehung. Vor— 
augöredht des pfändenden „0... an den zu einer 
Beneficiarmafje gehörigen bewegliden Gegenftänden. 


Die Ueberweifung einer gepfändeten Forderung zur Cinziehung 


bewirkt noch feinen Webergang derielben auf den pfändenden Gläubiger. 
An den J eine Benchiciarmaffe gehörigen —— es kann 





gerichtliche Bezahlung der Nad abichulden n —— eit des % 808 


9.0.2. Sinfprud; erhoben haben . ’ . . 


110, Shatensezlnetage a über den Grund des 
n 8 


auf en gerichtete Mage kann nur dann in Ges 
8% 3.0 1 





312, eftitellungsflage. Restt! e8 Antere * des Rläs 
er3. inrede der rechtskr abgeurthetilten Sade., 
inheit des reifgegenitan N Zuläſſigkeit einer ber: 
befjerten Eideserklärung in der Berufungsinftang 


112. Gebühren des Notars für Erhebung von Gteiggel- 


dern. Sti hmwe gend er Widerruf Diele u trag? Dur 
Sin nn des Keintgung nn Bed Deutung der 
fepung ber Gebühren durch den Zandgerihtspräfk- 


Denten Y; ge? Bert 7 ungsverfahren und 
einen ſich hieran anſchließenden Rechtsſtreit, in welchem 
die Berechtigunng des Notars zum Bezuge von er 

bühren beftritten wird ‘ . . 


118, Lizenzgebühr. Spiritu3, 
Gewöhnlicher Spiritus, der mit Zufag von Waſſer als Brannts 

wein gefrunfen werden Fann, tt SR E Sinne hs Geſetzes dom 
. Ma ; ; ; . . i e j : : 
114. Felddiebſtahl. 
8 


ein nrti 
e 

















er, uman _—— Uns 
6 DL 


Dee I, vent. 


401 


418 


423 


XVI Inhalts-Verzeichniß 
S.ite, 
Berechnung der Friit 
alle vorläufiger 

lafiung des Berurtheilten. 
Die Frift des Art. 620 C. d’instr. erim, beginnt im alle vorläus 
1 de Verurtheilten erjt mit bem 
26 N 





116. Rebabiltiations- Verfahren. 








6. BE en $ 867 Nr. 15 St GB. 


Zur Grridtung von baulichen Anlagen jeder Art an einer öffent: 
lihen Straße, wie 3. B. zur Erhöhung einer Mauer durch eine Prefter: 


wand, iſt polizeiliche Erlaubuiß ertorderlih . j ; R . ’ 429 


117. Ruralgeiek. ID ON a — Fr 
118, Die Zmwangdvollftredung aus nerwaltungdrente 
ichen Schuldtiteln regelt ſich aud jest nod nach Landes— 

recht und findet $ 706 E.RB.O. hierauf feine Anwendung. 433 


119. Enregiftrement. Sterbfallerflärung Beginn der 
Verjährungdfrift. 


Die in einem nichtigen Teitamente einem Dritten edachte und 
genommene Erbſcha 









3 Inte 
erſt dann angemeldet zu werden, wenn ber im Teſtament Bedächte er— 
flärte, auf das Vermächtniß zu verzichten. — von 2 i 





120. oſtfiskus. aftung desſelben aus der Annahme 


eines Auftrags zur Einholung von Wechſelaccepten. 
ä Falle et das Ne töver ältniß zwi chen den 





—38 begruͤndete en der Bolt für Verhen und Verbregen —* 
Beamten nicht aus geſchlo — 441 





122. Verpflichtung der Arbeitgeber an ſcaſtum, von 


128. Unfall beim Betrieb der Babn. j ; . 457 


124. Zeugengebühren Erſuchter Richter. Beihwerde. 
Auf Beihwerden nah 8 17 Abi. 3 der Gebührenordnung für —* 
en und Sachverſtändige findet 39 C. P.O. keine Anwendun — 458 








Inhalts-Verzeichniß. 





— — ih ern ‚eftitellung des 
tande egründung in Bezug au 
bie en nn N "193 St. G. B. RER au 


Notorietät . : 


127. Enregiftrement. Mutationsaebähr. — bejd eib. 
Der Anſpruch der Enregiſtrementsverwaltung auf Sahlung der 
doppelten Gebühr ift nicht dur Strafbeiheid im Strafverfahren, fondern 


purch Zwangsbefehl nad SS 17—19 des Gelege: dom 8. Juli 187 








128, DVertheilungdperfahren Anmeldefrift. 


Die Anmeldefrift des $ 48 des Gel. vom 30. April 1880 für 
Glöukiger mit geieglichen nicht eingetragenen Hyrotheken läuft vom Tag 





129. —— Beihäftsanzeigen. 
Unter den Begriff der Schriften im Sinne von Art. 6 des Ge- 
ches von * Jul 1849 pe alle u eiften, Bun — t au 





130, He at ein Militärftrafi en. : 


131. — des 3 — einer Buße 
ere ten. 

Für die Anſchlußbefugniß als Nebenkläger genügt e8, daß der be- 
ende VBetheiliete tel zu den \ serfonen gehört, denen das Geſetz 
anen Anſpru Be gewährt, ohne Aüdiie 
darau 2} F Anſchluſſe 
Anſpruch geltend zu machen, oder nicht. R . r s 
132, Franzöfiihe Prefßgelege Verbreitung und Ausſtel— 


fung aufrübreriicher Jeidhen Nehtsmwidrige Ablidht. We 


















mündlichen 
ZU UDO Brehgelch Begriff eines — 


— 
ejie Ir 17. Februar 1352. 
134. Badiſch-franzöſiſcher Nedhtshilfevertrag. 

Die darin enthaltenen prozeßrechtlichen Beitimmungen fallen unter 
dern Begriff des Landes= nicht des —— und DR daher feine 
Geltung mehr. j ; i 
1355. Smmobiliar- Vertheilungsverfahren. Bedeutung 
der in $ 59 des Gef. vom 30. April 18-0 für Die an) 
der Widerſpruchsklage vor zejegten Frift. 


Jur iſt. Beitigr. f. Eliah-Pntbringen XxII. 





35 


XVII 
Seite. 


463 


466 


470 


472 


473 


474 


476 


478 


480 


483 


XVIN Inhalts-Verzeichniß. 


136. Enregiſtrement. Mutationsgebühr. Strafbeſcheid. 


Die Entſcheidung über den —“ ai im ee. des N 
nachweijes zu erfolgen, . . 


137, Beamte, deren eribtlige erfor Barfeit. — 
ſcheidung. 


Der $ 75 der Cour vom 22 prim. VIII. iſt für Reichs- und Lan— 
desbeamte in E.L., nicht aber für Gemeindebeamte aufgehoben. Die Vor: 
entſcheidung des Neichögerichtes, welche fih für eine Amtsüberichreitung 
ausſpricht it für das künftige Strafurtheil nicht bindend. Ein Gemeinde 
förfter it Beamter im — bon $ 11 Einf. — Fr r G. DAR 
niffe desſelben. . A 


138. Repijion in Straffagen. Zuͤſtändigkeit. Subſidiarhaft. 


Eine Reviſion kann nicht darauf gegründet werden, daß das Land— 
en als Berufungsgericht feine Zuftändigfeit über die Ban ne 
ubfidiarhaft mit Jnrecht angenommen oder verneint habe. . 


189. Nahbarredt. Gejeglide Enlfernung ——— 
Bäume Erſitzung in dieſer Richtung. 


Eine Erſetzung findet nicht ſtatt bei dreißigjährigen li 
deren Schößlinge alle neun Jahre abgehauen worden find. . 


B. Abhandlungen. 


36. Kurze Mittheilungen auß der Praxis. 


Bon Herrn Reichögerichtärath Dr. Dreyer in Leipzig. 
J Das Agenturverhältniß im u un Swelen 







’ u Art. 837, 359 BGH, 
u Art. 1131, 1133 8 5.8. 


. 2074, 2075 8.8.8. u. Art. 309 9.0.8. 


. Bio pro; ekordnung (Ürkundenvorlage . . . . 
ju N jvilprozeh ordnung . . . . . . 
ju 5 166 Givilprogekordnung . 

u Art, 54, 1641 —1644 9.9.9. 


. Hu NE. J10 83.889. . . . 
KV. mulatioi 
—— 236, 779 CRD 


XVII. ! Kechtaräf ' ir eines Bere 18 ‚ — . 
XIX. Tinrede des nichte üllten Vertrag . 
XX. 3 ! 








XXI. Bu Art, 1473, 2977 ®. F 
XX u . 1294 3.8.3 
ey} ® u IE NA- & * A), 


’ » * . = “ » * = 


Seite, 


489 


497 


503 


504 


125 


ei Inhalts-Verzeichniß. 


XXV. Zu Art. 524 B. G.B. g8 690, 710 EBD. u 
XXVI Bu Art. 1291 8.6.8 DE 
XXVI. Bu Art. 1142, 1147 8.6.8. Fa 
XXVUL Er Art. 1166 BGB. si 10, 40, 804 CRD. —5 
XXIX. In 88 14, 158 fg. EPO ; 
XXX. gu Art. 896 B.G.B. FE Fa 
XXXL Bu Art. 1088, 1522, 157 BGB. . . . 
XXX. gu Art. 1184 BGB. A Pu; 


XXXIII. Zu Art. 1146, 1149 BGB. 
XXXIV. Zu Art. 887 BGEB. B ; : 
XXXV, Zu Art. 1626, 1290, 1298 f 2.62. ; P . 
XXXVI Zu $ 293 EBD. e e F 
XXXVII. Zu Art. 1385 B. GB. ; ; A u A 
XXXVI. Zu 8 23 Ziff. 2 KO. ; ; ; r E 
XXXIX. R EINEN 5 ee nt 
’ 555, 560 C. P.O. 
XLI. 52, EP.D. Art. 389, 467 2.08. 
XLU. au Art. 537. 538 83.82. 
XL. Zu Art. 1184 8.6.8. 8 21 KO. 
XLIV. Berzicht auf ein uns * 784 u. 934 2. 62. : 
XLV. Zu Art. 278. 274 9 ® ; 


37. Kirchenrechtliche — ben Reichsgerichts. 
(Aus Prof. Dr. Vering's Archiv für Kirchenrecht) 


67. Das Verbot der Nachbildung von Kunſtwerken mittels 
Herſtellung durch ein anderes Verfahren. 
(Bon Herrn Amtsgerichtsrath Grünewald in Meg.) 

©. Nothwendigkeit der Durhführung bes Smmobiliar- 


Theilungsverfahrens beidem Borhandenjein eines ein- 
zigen eingetragenen Gläubiger, 


Von Herrn Amtsrihter Dr. Räder in Gebweiler ; R 


* 
* 


O. Literaturbericile. 


1) zen Dernburg, Pandekten . i e 
2) Fr. dv. Reigenftein, Ländlide Armenpfleg e : y 
3) Dr. Mar Hakhenburg, Daß badiſche — 
4) Karl Be Die deutihen Gerichtskoſtengeſetze 
5) C. W. A. Bald, Die eingeihriebenen (freien) Hülfskaffen i 
6) Dr, Hermann Örtloff, die gerichtliche Redefunſt. ; } A 
7) ag Corsi, l'oceupaziove militare  . 
8) &. Kung, Anleitung ur Bearbeitung der Strafſachen bei den Amts⸗ 
gerichten mit Berücdfichtigung des Bureau⸗ und Koſtenweſens 
9) Dr. Scherer, Der Erwerſt von Eigentum und Dinglifchen Rech— 
ten an Grundftůcken und die Aenderungen des ee 
nad rheintichem und franzöfiihem NRedt . 
10) Dr. v. Kirchenheim, Lehrbuch des deutjchen Staatsrechts 
11) A. Bolze, Die Praris des Reichsgerichts in Civilſachen. BD. II. 
12. Ryf, Die Lehre von den Schuldverhältniſſen nach gemeinem deut— 
ſchen Recht (11. Lieferung.) 


220 


304 


264 


311 
312 
398 


399 


13) Jahrbüder der ürttembergiiden Rechtspflege. 399 u. 488 


N 35* 


XXx Inhalts-Verzeichniß. | 


Seite 

14) Chironis, Colpa contrattuale . ; 400 
15) Das Elſaß— Lothringiſche Geſetz über die Vormundfchaf— 439 
ten vom 16. Juni 1887 . 2 44) 


16) N. de Crescenzio, Conferma e ratifica degli atti. nulli ete. ; 

17) Dr. Franz, Die Allerh. Verordnung, betr. die Disziplin des No— 487 
tariat3 vom 17. März 1886 nebit Ausführungsbeitimmungen _. 

18) Derjelbe, Die freiwillige BETEN: und das Notariat in en 438 
Lothringen . 











A. Entſcheidungen der Gerichte. 


1. Unfall, Polizeilih erlaubte Betriebsart. Verſchulden. 
Die volizeilihe Erlaubniß zur Wahl einer gefährlihen,an ſich un— 
terjagten Betriebsart ſchützt nicht vor der Haftbarkeit für die fchädigenden 
Folgen diefer Betriebsart. 
(Reihsgericht, II. Givilfenat, 19. Oktober 1886. II. 159.86.) 


Am 26. September 1883 wurde der in dem Steinbruche 
der Gebrüder B. beichäftigte Taglöhner M. durch niederftürzen- 
des Geſtein getroffen und jtarb wenige Tage darauf an den 
Folgen der erlittenen Verlegung. Die hinterlafjene Wittwe 
desjelben Flagte darauf bei dem Landgerichte zu Mühlhaufen in 
eigenem Namen und als WBormünderin einer minderjährigen 
Tochter wider die Betriebsunternehmer auf Schadenserjaß, in- 
dem fie behauptete, daß der Unfall durch ein Verjchulden der 
Beklagten herbeigeführt worden jei. Dieje beantragten Abiwei- 
jung der Klage unter der Behauptung, daß der Unfall in einem 
eigenen Verſchulden des Verlegten oder in einem blojen Zufall 
feinen Grund habe. Das Landgericht verurtheilte am 6. Mai 
1885 die Beklagten, der Fagenden Wittwe eine lebenslängliche 
Monatörente von 25 Marf nnd der Tochter bis zum vollendeten 
15. Lebensjahre eine monatliche Nente von 5 Mark zu bezahlen. 

Die Beklagten erhoben Berufung, welche vom Oberlandes- 
geriht zu Colmar durch Urtheil vom 5 Februar 1886 ver- 
worfen wurde. In den Gründen iſt ausgeführt: Nach dem 
erjtatteten Gutachten jei e8 im Allgemeinen gefährlich und 
darum verboten, bei Ausbeutung der Steinbrüche die Arbeits - 
ftöße zu unterhöhlen oder überhängen zu laſſen. Allerdings 

Juriſt. Zeitihr. f. Elſaß⸗Lothringen. XL 1 


2 Entſcheidungen der Gerichte. 


fünne nach) der Oberpräfidialverordnung vom 7. September 
1879 eine derartige Betriebsmethode von der Bergbehörde aus— 
nahmsweiſe geftattet werden, was im vorliegenden Falle aud) 
gejchehen fei. Diejer Umftand jchliege jedoch die Annahme eines 
durch jenen Betrieb begründeten, die Haftbarfeit der Beklagten 
bedingenden Verſchuldens nicht aus, da der Begriff des Ver— 
ſchuldens eine Ueberjchreitung polizeilicher Anordnungen feines- 
wegs vorausfege. Hierbei fomme namentlid in Betracht, daß 
nah) dem Gutachten die Bergbehörde die Abbaumethode nicht 
deshalb genehmigt Habe, weil diejelbe nach der Beichaffenheit 
des Steinlager8 weniger gefährlich jei, jondern nur weil fie eine 
gewwinnbringende Ausbeutung der Steinbrüche gejtatte, alſo im 
vermögensrechtlichen Interefje der Steinbruchsbefiger. In der 
Anwendung jener Methode müſſe jedenfalls dann ein Verſchul— 
den gefunden werden, wenn wie im vorliegenden Falle in Folge 
einer vorher nicht wahrnehmbaren Unterbrehung des Geftein- 
lagers ein plötzlicher Einfturz während der Arbeiten erfolgen 
fünne. Da ſolche Unterbrechungen des Gefteinlagers erfahrungs- 
mäßig vorfämen, fünne man nicht behaupten, daß die Möglich- 
feit eines jolhen Ereigniſſes nicht habe vorausgejehen werden 
fünnen. In noch höherem Maaße würde den Beklagten ein 
Verſchulden zur Lajt fallen, wenn diejelben vor Unterminirung 
der Arbeitsjtöße in der Lage gewejen wären, das Vorhanden- 
fein einer trennenden Lehmſchicht wahrzunehmen und fie die Vor— 
nahme der nöthigen Feititellungen unterlafjen hätten. Unter 
allen Umständen liege aljo ein Verſchulden der Beklagten vor, 
möge man dasjelbe in der Anwendung der gewählten Abbau- 
methode oder in der Art und Weiſe der Ausführung erbliden. 


Demgegenüber jet eine fahrläjlige Handlungsweiſe des 
Berunglücten nicht ausreichend erwiesen. 
Unter allen Umftänden jei das Berjchulden der Beklagten 


das überwiegende und müſſe als die wirkende Urfache des Un— 
fall8 angeſehen werden. 


Wider die Enticheidung des Berufungsgerichtes legten Die 
die Beklagten Reviſion ein. 


Unfall, Polizeilich erlaubte Betriebsart. Verſchulden. 3 


Entjheidungsgründe. 

Die NRevifion fonnte feinen Erfolg haben. 

Das angegriffene Urtheil gelangt zu dem Schluffe, unter 
allen Umjtänden liege ein Verſchulden der Unternehmer vor, 
‘ möge man dasjelbe in der Wahl der Betriebsart oder in der 
Art der Ausführung erbliden, läßt e8 aber an jeder Andeu- 
tung darüber fehlen, welche jchuldhafte Handlung oder Unter- 
lafjung in der Ausführung begangen worden fei. Zur Auf- 
tehterhaltung der Entſcheidung genügt jedoch die Feſtſtellung, 
dab ſchon in der als fchuldhaft erklärten Anwendung der ge— 
wählten Abbaumethode an fich die Urfache des Unfalls zu fin- 
den jei und dies hat der Berufungsrichter ohne Rechtsirrthum 
feſtgeſtellt. 

Ein Rechtsirrthum liegt insbeſondere nicht in der Annahme 
des Berufungsurtheils, daß die ausnahmsweiſe für den vorlie- 
genden Betrieb ertheilte Erlaubniß der Bergbehörde die An— 
nahme eines die Haftbarkeit des Unternehmers begründenden 
Berihuldens nicht ausſchließe. Dieſe Erlaubniß hat nur die 
Bedeutung, den Betrieb mittels Unterhöhlung der Steine zu er- 
möglichen und den Unternehmer gegen eine Beltrafung wegen 
Zuwiderhandlung gegen die Polizeiverordnung vom 7. Sep— 
tember 1879 zu jchügen. Sie fann aber den Unternehmer von 
der bürgerlichen Haftbarfeit für die Folgen der Wahl diejer 
gefährlichen und im Allgemeinen verbotenen Betriebsart um jo 
weniger befreien, al3 die Ausbeutung des Steinbruchg, wenn 
auch unter Aufwendung größerer Koften, in gefahrlofer Weife 
geihehen fan. Der Berufungsrichter ftellt nun für den vor- 
liegenden Fall fejt, daß erfahrungsmäßig in ſolchen Steinbrü- 
hen Unterbrehungen des Gejteinlagers durch Lehmſchichten vor- 
fommen und folche vorher nicht wahrnehmbare Unterbrechungen 
den plöglichen Einfturz von Gefteinmafjen während der Arbeit 
zur Folge haben fünnen. Wenn hiernach die Unternehmer die 
Möglichkeit des Ereigniſſes vorausfehen Fonnten, jo ftellt die 
Wahl der Betriebsart ein Verſchulden im Sinne des Artifel 
1383 3.6.8. dar, und bedarf es nicht der weiteren Feſtſtel— 

lung, daß durch vorherige Unterfuhung dag Vorhandenfein 
| 1* 
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einer Lehmſchicht habe entdeckt werden fünnen. Vielmehr würde, 
wie der Berufungsrichter zutreffend annimmt, durch die Mög- 
lichkeit einer jolchen Wahrnehmung das ſchon in der Wahl der 
gefährlichen Betriebsart Tiegende Verſchulden nur erjchwert 
werden. 


2. Haftpflichtgeieb $ 7 Abſatz 2. 

Der auf Minderung oder Aufhebung der Rente Klagende hat die 
Vorausfegung der in $ 7 Abjag 2 a. a, D. gewährten Klage, mithin die 
weientliche Veränderung der Verhältniffe zu beweifen. 

Mit dem Nachweis der Nenderung fällt das frühere Urtheil nicht 
zuſammen; vielmehr ift die Aufhebung oder Minderung der Rente nur je 
nach dem Umfang und der Beichaffenheit der Aenderung auszuſprechen. 

(Reichsgericht. II. Givilfenat vom 19. Oktober 1886. II. 182. 86.) 


Durch) rechtsfräftiges Urtheil des Landgerichts Straßburg 
vom 13. Yan. 1881 wurde dem Beklagten A. wegen eines am 
17. April 1879 bei dem Betriebe der Reichseijenbahnen erlittenen 
Unfalls außer einer bejonderen Entjchädigung für die Zeit vom 
17. April 1879 bis 6. November 1880 eine vom leßteren Tage 
ab laufende monatliche Nente in der Höhe von 100 M. zu— 
geiprochen. Im Jahr 1883 beantragte Kläger (der Reichsfiskus) 
gemäß S 7 des Haftpflichtgejeßes auf dem Weg der Klage Auf- 
hebung dieſer Rente, weil der Beklagte jeine Gejundheit, ſowie 
jeine Arbeit3- und Grwerbsfähigfeit vollftändig wiedererlangt 
habe. Das Landgericht Straßburg erkannte nach Beweigerhebung 
durch Urtheil vom 21. November 1884 auf Herabjegung der 
Mente feit 6. Januar 1884 auf den Betrag von 15.M. für 
den Monat. Außerdem wurde A. verurtheilt, die jeit dem 
6. Januar 1884 erhaltenen „Nentenbeträge”, joweit fie den 
Betrag von 15. M. für den Monat überichreiten, an Kläger 
zurüczuzahlen. Hiebei ging das Gericht von der Auffaljung 
aus, die Erwerbs- und Arbeitsfähigfeit des Beklagten jei voll- 
ständig wiederhergeftellt ; es jet aber immerhin mit Rückſicht 
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auf gewiſſe von ihm behauptete jubjektive Störungen und die 
dadurch entitehenden Unbequemlichkeiten eine Entjchädigung in 
kr Form einer Rente zu gewähren. Gegen diejes Urtheil hat 
der Beflagte U. Berufung eingelegt. Der Fiskus begehrte 
mittel3 Anjchlußberufung vollftändige Aufhebung der dem Be— 
lagten zugebilligten Rente, jowie Verurtheilung zur Burüd- 
zahlung der feit dem 6. Januar 1884 bezogenen Beträge. Nach) 
eınenter Beweisaufnahme tft durch Urtheil des Dberlandes- 
gerichts Colmar vom 8. Februar 1886 die dem Beklagten zu— 
erfannte Nente vom 6. November 1885 ab auf den Betrag 
von 20 M. für den Monat herabgemindert und derſelbe ver- 
urtheilt worden, die jeit diefem Tage bezogenen NRentenbeträge, 
joweit diejelben den zuerfannten Betrag von 20 M. überjteigen, 
an Kläger zurüczuzahlen. Die ergangene Entfcheidung wurde 
im Wefentlihen auf folgende Gründe gejtügt: Aus dem in 
erfter Inftanz erhobenen Sacverftändigengutachten habe der 
Gerichtshof nicht mit dem erften Richter die Ueberzeugung ge- 
winnen können, daß der Beklagte jchon zur Zeit der Klage- 
ebebung — 13. Dezember 1883 — die vor dem Unfall be- 
ſeſſene Ermwerbsfähigfeit, insbefondere die Kraft, fih den 
mit dem Transport von Großvieh verbundenen Anftrengungen 
zu unterziehen, vollftändig wiedererlangt habe. Auch das neuer- 
dings von anderen Sachverftändigen erhobene Gutachten Liefere 
nicht den dem Kläger obliegenden Beweis, daß der Bellagte 
jeine frühere Erwerbsfähigfeit vollftändig wieder erlangt habe. 
In diefem Gutachten werde nämlich zwar angenommen, Der 
Beklagte fei ſoweit hergeftellt, um bei ernftlichem Willen feine 
frühere Erwerbsthätigfeit aufnehmen und die mit dem Trans- 
dort von Vieh verbundene Anftrengung bewältigen zu können; 
8 werde jedoch zugegeben, daß die von dem Bellagten behaup- 
teten jubjeftiven Störungen beftehen fünnten und daß aud) 
biche Störungen des Nervenſyſtems im Stande feien, den 
Menfchen bei anfcheinend normalem Körperzuftand zu quälen 
und jeine Arbeitsfähigfeit zu hemmen, wie Dies auch die als 
Zeugen vernommenen Aerzte behaupteten. Immerhin jei eine 
weientliche Zunahme der Erwerbsfähigkeit aus dem Gutachten 
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zu entnehmen und deßhalb eine erhebliche Minderung der Rente 
gerechtfertigt. Diefe Minderung fünne jedoch, da das Sach— 
verjtändigengutachten vom 28. Juli 1884 nicht vermocht habe, 
dem Gericht3hofe die Ueberzeugung zu verjchaffen, daß die er— 
höhte Erwerbsfähigfeit des Beklagten jchon vor November 1885 
beftanden habe, erft von da ab eintreten und zwar zwedmäßig 
vom 6. Tage dieje Monats ab, al3 dem in denjelben gefallenen 
Bahltage. Bon da ab jeien auc die vom Beklagten bezogenen, 
den Betrag von 20 M. überfteigenden Renten zurüdzuzahlen. 


Gegen diejes Urtheil legte Kläger Nevijion ein. 


| Entiheidungsgründe. 


Die Reviſion erjcheint al3 unbegründet. 


Das Berufungsgericht geht von der zutreffenden Auf— 
fafjung aus, daß bei einer auf $ 7 Abſatz 2 des Haftpflicht- 
gejeges geftüßten Klage der Kläger die wejentliche Veränderung 
der Verhältnijje nachzuweijen Habe, durch welche die Anwendung 
der erwähnten Geſetzesbeſtimmung bedingt ift. Dieje Auffafjung 
wird zwar im Allgemeinen vom Nevifionsfläger nicht ange- 
fochten. Derfjelbe meint aber, wenn der Verpflichtete ſeinerſeits 
eine wejentliche Veränderung der in Frage ftehenden Verhält- 
nifje nachgewiejen habe, falle dag verurtheilende Erfenntniß zu— 
fammen und babe nun der Berechtigte neuerdings den Grund 
der Klage zu beweilen. Dieſer Sat kann nicht als richtig an— 
gejehen werden. Nach $ 7 Abja 2 des Haftpflichtgejeges kann 
der Verpflichtete, wenn diejenigen Verhältniſſe, welche die Zu— 
erfennung oder Höhe der Rente bedingt hatten, inzwilchen 
wejentlich verändert find, je nach der Beichaffenheit und dem 
Umfange der Henderung Aufhebung oder Minderung der Rente 
verlangen. Von dem Umfang der vom Berpflichteten nachzu— 
weiſenden Veränderung, aljo auch von dem Umfang, in welchem 
dem Kläger dieſer Beweis gelungen ift, hängt es ab, ob die 
Rente ganz aufzuheben oder blos zu mindern ift. Im vor— 
liegenden Falle hat nun das Berufungsgericht angenommen, 
der Beweis, daß der Beklagte feine frühere Erwerbsfähigfeit 
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volljtändig wiedererlangt habe, jei nicht erbradht. Es war hie- 
nah folgerichtig nur auf eine Minderung der Rente zn er- 
kennen und erjcheint der in diefer Richtung erhobene Angriff 
mbaltbar. 


Auch) die weitere Beſchwerde, die Beitimmung des an— 
gefochtenen Urtheils, nach welcher die Rüdzahlung der zuviel- 
bezogenen Rente erſt für die Zeit nad) dem 6. November 1885 
zu erfolgen Hat, fei nicht genügend begründet, fann nicht als 
gerechtfertigt angejehen werden. Da es Sache des Klägers war, 
nachzuweiſen, daß und wann die wejentliche, eine Herabjegung 
der Rente bedingende, Veränderung eingetreten jei, genügte die 
Feſtſtellung, es jei nicht erwiejen, daß diejelbe vor November 
1885 jchon vorhanden gewejen ſei. Es ift aber auch ein- 
leuchtend, daß der erjte Zahltag im November 1885 als Ter- 
min gewählt worden ift, weil dag Berufungsgericht dem früheren 
Gutahten ein entjcheidendes Gewicht nicht beigelegt hat und 
die ipäteren Sachverſtändigen den Beflagten erft am 16. Nov. 
1885 unterjucht haben. 


3. Unfall. Schadenserſatz. Unterjtügungsbedürftigkeit. 
Erziehungsforten. 

Ein bereits erwachiener Schaden liegt noch nicht darin, daß bei den 

Unterhaltöberechtigten die Unterhaltöbedürftigkeit bald bevorjtehe, noch 

darin, daß die vor dem Unfall des verunglüdten Kindes auf dasjelbe 


derwendeten Erziehungstoften nunmehr als verloren zu erachten feien. 
(Reichsgericht, II. Civiljenat, dv. 9. Nov. 1886, 185/86.) 


Am 3. Mat 1878 ſtürzte der zwanzigjährige Sohn der Kläger, 
als er Abends über die damals im Bau begriffene Eifenbahnbrüce 
bei Diedenhofen ging, da ein Balken unter ihm brach, vier Meter 
tief auf die Ufer des Eiſenbahnkanals Hinab und erlitt dabei der- 
artige innere Verlegungen, daß er am nächiten Tage ftarb. Die 
Kläger machten den Beklagten, der den in Frage ftehenden 
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Bridenbau übernommen Hatte, für den Unfall verantwortlid, 
weil es jeine Sache geweſen jei, in Bezug auf die zu begehende 
Strede für gutes Material zu jorgen und in dem Umftande, 
daß zum Brüdenaufgang ein angefaulter Balken benügt wot— 
den jei, ein Berjchulden Ddefjelben Liege. In der Klageichrift 
vom 1. Oktober 1884 verlangten die Kläger demgemäß eine 
Entihädigung von 5028 M. nebjt Zinjen vom Tage der Klage 
an, indem fie geltend machten, der Verunglücdte, das ältefte 
ihrer ſechs Kinder, habe als Maurer täglich vier Franken vers 
dient und fie damit unterftüßt. Der Beklagte bejtritt, daß ihm 
ein Berjchulden zur Laſt liege, indem er geltend machte, die in 
Trage ftehende Brüde jei dem Verkehr nicht übergeben gewejen 
und e3 habe ſich ganz nahe bei derjelben eine ganz gut be= 
Ichaffene Nothbrücke befunden 

Dugd) Urtheil des Landgericht Metz vom 6. Oktb. 1884 
wurde, nachdem eine Beweisaufnahme jtattgefunden hatte, der 
Beklagte verurtheilt: 

1. an Kläger die Summe von 23 M. nebſt Zinjen vom 
10. November 1884 zu bezahlen; 

2. den Stlägern, wenn diejelben alimentationgsbedürftig und 
von ihren übrigen Kindern nicht genügend unterjtügt werden 
jollten, in ihrer Höhe erſt nach dieſem Zeitpunkt vichterlich feit- 
zuftellende Alimente zu reichen; 

3. zur Sicherung dieſes Anſpruchs jegt ſchon 2000 Mark 
baar oder in deutſchen Staatspapieren zu hinterlegen oder jtatt 
defien eine geficherte Hypothek zu demjelben Betrage auf feinen 
Grundſtücken zu beitellen. 

Segen diefes Urtheil legte der Beklagte Berufung ein und 
beantragte Aufhebung des angefochtenen Urtheils und Abwei— 
jung der Klage. Zur Begründung der Berufung machte er 
geltend, e3 treffe ihn eine Verantwortlichfeit für den Unfall 
nicht; auch habe der erjte Richter der Entichädigungsflage in 
unzulälfiger Weije eine zudem unbegründete Fejtitellungsflage 
unterjchoben und mehr, als begehrt worden jei, gewährt, jowie 
ein bedingtes Endurtheil erlafien, welches das Geſetz in dieſer 
Form nicht kenne. Die Kläger beantragten Verwerfung der 
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Hauptberufung und auf dem Wege der Anjchlußberufung Ver— 
urtheifung des Beflagten zur Zahlung einer Entihädigung von 
3528 M., hülfsweiſe aber Feſtſtellung der Unterhaltungspflicht 
des Bellagten und Verurtheilung zur Sicherftellung ihres An 
ſpruchs durdy Hinterlegung von 2000 M. 

Dur Urtheil des Oberlandesgerihts Colmar vom 17. 
Februar 1886 wurde unter Verwerfung der Hauptberufung 
und theilweifer Annahme der Anjchlußberufung ſowie theil- 
weijer Aufhebung des angefochtenen Urtheil® der Beklagte ver- 
urtheilt, an die Kläger außer den bereits zuerfannten 28 M. 
noh eine „weitere Entihädigung von 2000 M. nebit Zinfen 
vom 10. Dftober 1884 zu bezahlen. Die Mehrforderung der 
Kläger wurde abgewielen. Die Koften der Berufungsinftanz 
wurden dem Beklagten auferlegt. 

Dieje Entjcheidung wurde im Wejentlichen auf folgende 
Gründe gejtügt: Der erite Richter habe das Ergebniß der 
Beweisaufnahme richtig gewürdigt, indem er den Beklagten für 
die Folgen des in Frage ftehenden Unfalls für verantwortlich 
‚erffärt habe, denn e3 jet derjelbe, da er den Uebergang über 
die noch nicht fertig geitellte Brücke geitattet habe, auch ver- 
pflichtet gewejen, die zum Webergang dienenden Balfen in trag- 
fühigem Zuftand zu erhalten, was er nicht gethan habe. Da- 
gegen könne der Anficht des erjten Richters, daß zur Zeit ein 
in jeinem Umfange berechenbarer Schaden noc) nicht eingetreten 
jei, vielmehr erjt dann eintreten werde, wenn die Kläger ali- 
mentattonsbedürftig würden und von ihren übrigen Kindern 
nicht die genügende Unterftügung erhielten, nicht beigetreten 
werden. Für die Frage, ob und welcher Schaden den Kläger 
durch den Tod ihres Sohnes erwachlen fei, komme nicht ledig» 
(ih deren Alimentationsbedürfniß in Biracht; diejelben hätten 
vielmehr nach den Grundjägen des Artikel 1382 B.G.B. An— 
ſpruch auf Entihädigung für jeden Vermögensverluft, der ala 
nothwendige Folge des Berjchuldens des Klägers bereits ein— 
getreten jei und vorausfichtlicy eintreten werde. Ein pojfitiver 
Schaden ſei denjelben jchon dadurch entjtanden, daß die Er- 
ziehungsfoften, welche fie bis zu dem im zwanzigiten Lebens— 
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jahre ihres Sohnes erfolgten Tode dejjelben auf ihn verwandt 
hätten, verloren gegangen jeien. Außerdem gehe aus den Aus— 
jagen der vernommenen Zeugen hervor, daß ſich die Kläger 
heute ſchon in bedrängter Vermögenslage befänden und daß fie 
von ihrem verunglüdten Sohne, der täglihd 3 M. bis 3 M. 
40 Bf. verdient Habe, unterftügt worden ſeien. Endlich liege 
e3 auf der Hand, daß diejelben in ihrem verunglüdten Sohn, 
als den älteften und deshalb Teiftungsfähigiten ihrer Kinder, 
diejenige Stüße verloren hätten, auf welche fie für den Fall 
ihres Alimentationgbebürfnijies, das bei ihrem Alter jehr bald 
eintreten könne, in erjter Linie hätten rechnen können. Auf 
Grundlage dieſer Thatſachen ſei der den Klägern heute ſchon 
durch den Tod ihres Sohnes direkt erwachſene Schaden zu 
berechnen und nach billigem Ermeſſen auf den Betrag von 
2000 M. feſtzuſetzen. Bei dieſer Sachlage ſei es aber nicht 
geboten, auf die vom Beklagten in Beziehung auf die Ent— 
ſcheidung des erſten Richters ſonſt noch gemachten Einwend— 
ungen näher einzugehen. 

Auf die Reviſion des Beklagten iſt das Urtheil des D.L.G., 
infoweit al3 es einen Schadenerjag von 2000 M. zuerfaunt 
hat, ſowie Hinfichtlih der Prozeßkoſten, aufgehoben, und Die 
Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung zurück— 
verwiefen, im Uebrigen die Revifion zurüdgewiejen worden. 


Entiheidungsgründe. 


Soweit es fih um die Feititellung des dem Beklagten zur 
Laſt gelegten Verſchuldens (B.G.B. art. 1383) und der Ent— 
ihädigungspflicht dejfelben im Allgemeinen Handelt, ift ein An- 
griff von Seite des Nevifionsklägers nicht erhoben worden. 
Auch iſt in diefer Richtung nicht erfichtlich, daß die angefochtene 
Entjcheidung auf einer Gejehesverlegung beruhe. Dagegen er- 
Icheinen die in Beziehung auf die Feitjegung des den Klägern 
zu zahlenden Betrags erhobenen Bejchwerden zum Zeil als 
begründet. Das Berufungsgericht war zwar, da die Klage 
nicht auf die Beitimmungen des Haftpflichtgejeges, Jondern auf 
die Vorjchriften der Artikel 1382 fg. B.G.B. gejtügt worden 
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ift, durch nicht? gehindert, al3 Schadenserjab nicht eine Rente, 
jondern einen von den Beklagten zu bezahlenden Kapitalbetrag 
zu gewähren. Auch hatte das Gericht nad $ 260 C. P.O. über 
die Höhe des Schadens unter Würdigung aller Umftände nad) 
freier Ueberzeugung zu enticheiden. Aber durch die letztere 
Vorjchrift wird die Nachprüfung der rechtlichen Beurtheilung 
der Sache durch das Revifionsgericht nicht ausgeſchloſſen und 
dieſe Prüfung ergibt, daß die Entjcheidung des Berufungsgerichts 
zum Zeil auf rechtsirrtümlicher Auffafjung beruht. Es erregt 
ihon Bedenken, daß das Oberlandesgericht nicht blos auf Die 
Thatiache, daß fich die Kläger heute Schon in bedrängter Ver- 
mögenslage befinden und von ihrem verjtorbenen Sohn that- 
ſächlich unterftügt worden find, jondern auch darauf Rückſicht 
genommen Hat, daß der Fall des Alimentationsbedürfnifjes bei 
ihnen bald eintreten fönne Wäre die Entihädigungsfumme 
wegen diejer Möglichkeit ebenjo bemeſſen worden, ala ob das 
Bedürfnis nach einer Unterhaltsgewährung bereit vorliege, fo 
würde die Entiheidung ſchon aus diejem Grunde aufgehoben 
werden müfjen. Offenbar rechtsirrthümlich ift aber die Auf: 
fafjung, den Klägern ſei ein pofitiver Schaden dadurch ent- 
ftanden, daß die Erziehungsfoften, welche fie auf ihren Sohn 
verwendet hätten, verloren gegangen ſeien. Dieje Ausgaben 
waren gemacht, al3 der Sohn der Kläger ftarb, und ſoweit 
deren Vermögen durch dieje Ausgaben vermindert worden ift, 
war dieje Verminderung nicht Folge des in Frage ftehenden 
Unfalls und des dadurch verurjacdhten Todes des Sohnes der 
Kläger. E3 durfte deshalb aus der Thatjache, daß die Er- 
ziehung de3 Sohnes Ausgaben verurjacht Hat, nicht gefolgert 
werden, durch deijen Tod ſei den Klägern ein vermögensrecht- 
licher Nachtheil erwachien. Vielmehr konnte es fih nur um 
die Trage handeln, ob und in welchem Maße die Kläger, wenn 
der Sohn am Leben geblieben wäre, finanzielle Zuwendungen 
von demjelben erhalten haben würden. Da anzunehmen ift, 
daß die rechtsirrtümli he Auffafjung des Berufungsgerichts auf 
die angefochtene Enticheidung nicht ohne Einfluß war, mußte 
der Revifion Folge gegeben und diefe Entjcheidung injoweit 
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aufgehoben werden, als e3 ſich um die Höhe der Entichädigung 
— außer den 28 M. für Medifamente — und um die Bro» 
zeßkoſten Handelt. 


4. Kommifjionär. Schadenserjagpfliht. Auslieferungs- 
provifion. 


Der Verkaufstommiffionär, welcher die erhaltene Waare nicht zurück— 
geben fann, hat als Entihädigung an den Nuftraggeber dann den Faktura— 
preis der Waare zu zahlen, wenn anzunehmen ift, diefer Preis entipreche 
dem Werth und zu ihm hätte die Waare abgejegt werden fönnen. 

Ueber den Anſpruch des Kommilfionärd auf Auslieferungsproviſion 
enticheidet der Ortsgebrauch des Platzes, don wo aus derjelbe feine Ge— 
Ihäftsthätigfeit entfaltet, nicht aber der Orte, wohin er feine Gejchäfte 
macht. 

u (Reichsgericht, 11. Civilſenat, v. 29. Oft. 1886, 167/86.) 

Die Parteien ftanden mit einander in der Weije in Ge— 
ihäftsverbindung, daß der Beklagte für den Kläger kommiſſions— 
weife Kirichen- und Zwetichenwafjer vertrieb. Als Provilion 
war dem Bellagten 0,50 M. für das Liter zugeſagt. Am 
16. Mai 1881 jandte Kläger nad) Verabredung mit dem Be— 
Hagten an dejjen Adreſſe Bahnhof Mes 6 Korbflaichen Kirſch— 
waſſer und eine Korbflajche Zwetichenwafler, zujammen 540 Liter 
enthaltend, zum Fakturapreis von- 1284 M. In der Klage 
verlangte Kläger zunächſt Zahlung dieſes Betrages, weil der 
Beklagte die ihm überjandte Waare verkauft, jedenfall3 dem 
Kläger die Möglichkeit, diejelbe zurücdzuziehen, entzogen habe, 
jodann noch 272 M. 30 Pf. aus 2 anderen Forderungen im 
Ganzen aljo 1554 M. 30 Bf. nebit Zinſen. Der Beflagte 
erfannte an, daß er die 272 M. 30 Bf. jchulde. Bezüglich) 
der 7 Korbflaichen Kirich- und Zwetſchenwaſſer gab er zu, die— 
jelben nicht zurücdgeben zu können, bejtritt aber die vom Kläger 
behauptete Verpflichtung zur Bezahlung des Fakturapreiſes, in— 
dem er geltend machte, das Kirſchwaſſer ſei gefälfcht geweſen 
und er jei bereit, jolches dem Kläger -in gleicher Güte zu 
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gewähren. Außerdem erhob er Widerflage wegen einer Gegen- 
forderung von 1685 M. Zu deren Begründung machte er 
geltend, Kläger ſchulde ihm noch die Proviſion für 3370 Liter 
Kirſch- und Zwetichenwafjer, welche auch für das nicht verkaufte 
Kirihwafler zu vergüten fei, weil nur durch die Schuld des 
Klägers, der unverfäufliche gefälichte Waare geſchickt habe, der 
Verfauf nicht gelungen ſei; außerdem jei es in Straßburg ort3- 
üblich „Auslieferungsprovifion“ (Art. 371 9.6.8.) zu gewähren. 

Durch Urtheil des Landgerichts Straßburg vom 18. Nov. 
1884 wurde die Forderung des Klägers auf 1554 M. 30 Bf., 
die Gegenforderung des Beklagten, unter Abweilung der Mehr- 
forderung, auf 316 M. 50 Pf. feitgefegt. Demgemäß wurde 
der Beklagte verurtheilt, an Kläger die Summe von 1237 M. 
80 Pf. nebſt Zinjen zu bezahlen. Bezüglich der Hauptflage 
wurde in den Urtheilsgründen ausgeführt, der Beklagte fei ver- 
pflihtet, den Preis, zu dem ihm die Waare in Kommilfion 
gegeben worden jei, jelbjt zu bezahlen, da er weder über das 
Geihäft gemäß Art. 361 H.GB. Rechenschaft gegeben, noch die 
Waare dem Kommittenten wieder zur Verfügung geftellt habe, 
hierzu auch nach jeinen eigenen Erflärungen nicht im Stande 
je. Deſſen Erklärung, Kirichenwafler in gleicher Meenge und 
Beichaffenheit erjtatten zu wollen, fünne eine rechtliche Bedeutung 
Ihon aus dem Grunde nicht beigelegt werden, weil er jelbjt es 
unmöglich; gemacht Habe, die Beichaffenheit des in Kommiſſion 
gegebenen Kirſchenwaſſers fetzuftellen. In Beziehung auf die 
Widerflage wurde bemerkt, der Kommijjionär könne nach Art. 
371 Abi. 2 H.G. B. Provifion nur verlangen, wenn das Ge- 
Ihäft zur Ausführung gefommen ſei. Von einer in Straßburg 
ortsüblichen Auslieferungsprovifion jei dem Gerichte aus eigener 
Kenntnig der Sache nichts befannt und ein Beweis hierüber 
nicht angetreten. Hiernach jei dem Beflagten, der weder Die 
Gejammtmenge der ihm in Kommiſſion überjandten Waare, noc) 
die darauf gehabten Unkoſten angegeben habe, nur Provifion > 
zuzubilligen ; 

1) Für die vom Kläger in der Faktura vom 16. Mai 1881 
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den Fakturapreis der Waare feitzuftellen ſei. Durch dieſe Aus— 
führungen erjcheint jedoch die’ Revifion nicht als gerechtfertigt. 
Die von dem Vertreter des Bellagten abgegebene Erflärung 
fann zwar nicht, wie von dem Revijionsbeflagten behauptet 
wird, al3 eine Anerkennung des in der Hauptflage geltend ge- 
machten Anſpruchs oder als ein Verzicht auf die Berufung 
gegen die auf die Hauptklage bezügliche Entiheidung aufgefaßt - 
werden. Es hatte ſonach das Berufungsgericht, da dieſe Klage 
in erfter Inſtanz bejtritten und auch in zweiter Inftanz deren 
Abweiſung beantragt worden war, ungeachtet der vom Vertreter 
des Beflagten abgegebenen Erflärung, daß er gegen die Be— 
gründung der Hauptflage an ſich nichts vorzubringen Habe, 
allerdings zu prüfen, ob die Klage mit Recht zugeiprochen 
worden jei. Das angefochtene Urtheil müßte hieraad) aufge- 
hoben werden, wenn anzunehmen wäre, die Berufung gegen die 
auf die Hauptklage bezügliche Entſcheidung jei lediglich deßhalb 
verworfen worden, weil fich der Berufungsfläger darauf be- 
ichränfte, die Abweifung der Klage zu verlangen. Aus den Ur- 
theilsgründen ergibt fi) aber nicht, daß das Berufungsgericht 
von einer derartigen auf einem Rechtsirrthum beruhenden Auf- 
fafjung ausging. Vielmehr find diejelben dahin aufzufafien, daß 
das Berufungsgericht annahm, Die Entſcheidung des erſten 
Richters ſei an ſich durch die in deſſen Urtheil enthaltenen 
Gründe gerechtfertigt und es jei dem Berufungsfläger nicht ge- 
lungen, dieſe Gründe zu entkräften. Dies hätte allerdings 
deutlicher ausgejprochen werden jollen. Auch wäre e8 mit Rück— 
jiht darauf, daß die Gründe des landgerichtlichen Urtheils im— 
merhin zu Bedenken VBeranlafjung geben können, angezeigt ge— 
wejen, die bezüglich der Klage in Betracht kommenden Fragen 
in den Urtheilsgründen zu erörtern. Eine Aufhebung des ans 
gefochtenen Urtheils ericheint jedoch nicht als geboten, weil die 
Zuerfennung der Klage durch den erjten Richter ohne Rechts— 
irrthum als gerechtfertigt angejehen werden konnte. Die That» 
jache, daß der Kommiſſionär die ihm übergebene Waare nicht 
zurüdgeben fann, begründet allerdings nicht ohne Weiteres 
deſſen Verpflichtung, den Fakturapreis der Waare zu bezahlen. 
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Aber es ergibt ſich aus den Gründen des landgerichtlichen Ur— 
theils auch nicht, daß der erſte Richter von dieſer Auffaſſung 
ausgegangen iſt. Vielmehr iſt anzunehmen, daß derſelbe mit 
Rückſicht auf die dargelegten thatſächlichen Verhältniſſe als er— 
wieſen angeſehen hat, die Waare habe den in der Faktura an— 
gegebenen Werth gehabt, jedenfalls habe der Beklagte dieſelbe 
zum Fakturapreis verkauft. Bei dieſer Sachlage war aber die 
Verurtheilung zur Zahlung des Fakturapreiſes auf Grund von 
Artikel 361 H.G.B. gerechtfertigt. 

II. Soweit es ſich um die Entſcheidung über die Wider— 
klage handelt, wird die Reviſion auf Verletzung der Art. 278, 
279 und 371 B.G.B. und des $ 259 C.P.O. geſtützt. Es 
wird geltend gemacht, die Annahme des Berufungsgerichts, daß 
eö bezüglich der Frage, ob eine Auslieferungsprovifion im Sinne 
des Art. 371 Abſ. 3 H. G. B. „ortsgebräuchlich“ jet, auf die in 
Straßburg geltenden Ortsgebräuche anfomme, jet nicht gerecht- 
fertigt, jedenfall3 nicht genügend begründet und es jei der von 
dem Beklagten angebotene Beweis mit Unrecht zurücdgewiejen 
worden. Diejer Angriff erjcheint als verfehlt. Nachdem die 
Behauptung des Beklagten, in Straßburg ſei eine Ablieferung: 
provifion des Kommiſſionärs ortsgebräuchlich, ſich als unrichtig 
erwiejen Hatte, juchte derjelbe jeinen Anjpruch auf eine der— 
artige Brovifion dirrch Die Behauptung zu begründen, der Kom— 
miftongvertrag habe vorzugsweile in Belgien und Frankreich 
zur Erfüllung fommen jollen und er habe an verjchiedenen 
franzöfiichen und belgiſchen Handelsplägen verfucht, die Waare _ 
abzujegen; es jeien jonach die an diefen Drten beftehenden 
Handelsgebräuche enticheidend. Dem gegenüber hat dag Ober- 
landesgericht ausgeführt, es fünne nicht auf die einzelnen Orte 
anfonımen, wohin das Gejchäft gemacht worden fei oder gemacht 
habe werden jollen, vielmehr jei derjenige Drt maßgebend, an 
welhem der Kommijfionär jeine Thätigkeit entfalte nnd dieſe 
ihren Mittelpunkt habe, als dieſer Ort fei aber Straßburg 
anzujehen. In dieſen Ausführungen ift ein Rechtsirrthum nicht 
zu entdedfen. Wie bezüglich der Höhe der von dem Kommij- 
fionär zu beanfpruchenden Provifion, jo ift auch —53 
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der Frage, ob und welche Auslieferungsprovifion demſelben zu 
bewilligen jei, in der Negel derjenige Ort maßgebend, an wel: 
chem der Kommilfionär feine Handelsniederlajjung hat, von 
wo aus aljo die in Frage ftehenden Gejchäfte gemacht werden. 
Sit in dieſem Orte eine Auslieferungsprovifion gebräuchlich, 
jo hat der Kommiſſionär auch dann Anjpruch auf diejelbe, 
wenn an einzelnen Orten, wohin er die Waare abzujeßen 
fuchte, eine Auslieferungsprovifton nicht üblich ift. Umgekehrt 
wird aber auch ein jolcher Anfpruch, wenn am Ort der Nieder- 
laſſung eine Auslieferungsprovifion nicht gebräuchlich ift, nicht 
dadurch begründet, daß eine abweichende Uebung an einzelnen 
Drten bejteht, an welchen der Kommiſſionär die Waare abjegen 
wollte. Nach der Auffaſſung, welche der Beklagte geltend ge- 
macht hat, würde eine Auslieferungsprovifion immer dann zu 
bewilligen fein, wenn der Kommiſſionär an irgend einem Orte, 
an welchem eine Auslieferungsprovifion gebräulich ift, verjucht 
hat, die Waare abzujegen. Es würde aljo der Verkäufer von 
vornherein gar nicht wiſſen fünnen, ob er eine ſolche Proviſion 
zu bezahlen habe und würde dieje nicht einheitlich) für das ganze 
Kommilfionsgeichäft zu bewilligen oder zu verjagen jein, ſon— 
dern die Enticheidung immer davon abhängen, an welchem Orte, 
beziehungsweile an welchen Orten etue bejtinmte Waare ver- 
fauft werden jollte. Dies entipricht aber weder der muthmaß— 
lihen Abficht der Bertragichließenden noch dem Willen des 
Geſetzes. In Art. 371 Abi. 2 9.6.8. ift zwar nicht aus— 
drüdlich gejagt, welcher Ortsgebrauch enticheidend ſei. Aber es 
ergibt fich jchon aus der Natur der Sache, daß bezüglich der 
Auslieferungsprovifion diejelben Grundjäge enticheidend find, 
wie bezüglich der gewöhnlichen Provifion. Zudem war in den 
erjten Entwürfen zum H-G.B. (Art. 289 Ab. 2 des preußischen 
Entwurfs, Art. 317 des Entwurfs erjter Lefung) dem Kom— 
miſſionär aud) für den Fall der Ausführung des Geſchäfts nur 
ein Anjpruch auf die „ortsübliche“ Provifion eingeräumt und 
find die Worte „im ortsüblichen Betrage“ ſchließlich nur deß— 
Halb gejtrichen worden „weil fie an sich jelbjtverjtändlich und 
für Orte, wo ein SHerfommen über die Höhe nicht bejtehe, 
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bedenflih jeien“ (vergı. Protofolle zum H.G.B. ©. 713 bis 
118 und 1206, 1207). Es kann aber nicht angenommen wer— 
den, dab in demielben Paragraphen dem Wort „ortsüblich“ 
eine verichiedene Bedeutung beigelegt werden ſollte. Vom Ver— 
treter des Reviſionsklägers wird nun zwar geltend gemacht, 
wenn auch micht der Ort enticheidend jei, wohin das Geſchäft 
gemacht werde, jondern derjenige, an welchem der Kommiſſionär 
das Mejentliche jeiner Thätigfeit entfaltete, jo fomme im vor— 
liegenden Falle in Betracht, daß die Abjchlüffe und Verkaufs— 
verhandlungen mit Franzoſen und Belgiern, in welchen die Aus— 
führung des Kommifftionsvertrags bejtanden habe, nicht in 
Straßburg, jondern auf der Reiſe im Ausland ftattgefunden 
hätten, ja zur Erleichterung des Geſchäfts jogar ein Magazin 
in Brüfjel errichtet worden je. Durch dieſe Ausführungen 
fan jedoch die Reviſion nicht gerechtfertigt werden. Zunächft 
it in dem angefochtenen Urtheil nicht fejtgeitellt worden, daß 
die Verfaufsverhandfungen und Abjchlüffe in Belgien und 
Frankreich ftattfanden, beziehungsweije ftattfinden jollten. Viel— 
mehr iſt Das Berufungsgericht von der Auffaffung ausgegangen, 
die Thätigfeit des Beklagten jei in Straßburg entfaltet worden. 
Auch hat ſich der Beflagte in diefer Beziehung zu einem Bes 
weile nicht erboten. Ganz abgejehen davon würde aber, auch 
wenn der Beklagte Reifen nach Frankreich und Belgien gemacht 
und auf diejen verjucht Hätte, den Branntwein, deſſen Verkauf 
ihm übertragen war, abzujeßen, nad) den obigen Ausführungen 
immerhin der am Orte jeiner Niederlaffung beftehende Ge— 
braud) bezüglich der Frage enticheidend fein, ob er im ‘Falle 
der Nichtausführung des Gejchäfts eine Auslieferungsprovifion 
zu beanipruchen habe. Daß ein Branntweinlager in Brüffel 
errichtet und von dort aus verkauft worden jei, hat der Be— 
klagte weder in der erjten, noch im der zweiten Inſtanz be= 
hauptet. 


2* 
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5. VBerurtheilung wegen fahrläffigen Falſcheides. Un— 
genügende Begründung derjelben. 
(88 153 und 163 St...) 


(I. Straff. des Reichsgerichts. Urth. vom 1, Juli 1886 g. H. Rep. 
1373,86.) | 


Ausden Gründen: 

„Der Angeklagte ift wegen fahrläſſigen Falſcheides im 
Sinne des $ 163 in Verbindung mit $ 153 des StGB. zu 
der Gefängnißftrafe von drei Monaten verurtheilt worden. Die 
auf umrichtige Anwendung des Strafgejeges geſtützte Reviſion 
des Angeklagten muß als zutreffend erachtet werden. 

Die Schlußfeititellung des Inſtanzgerichts lautet dahin: 
Der Angeklagte ſei überführt, am 2. Juli 1885 zu Me aus 
Fahrläfjigkeit einen ihm zugejchobenen Eid falſch geſchworen zu 
haben. 

Dieje TFeititellung enthält zwar die in $ 163 in Berbin- 
dung mit 8 153 des St. G. B. hervorgehobenen Thatbeftands- 
merfmale, fie ermangelt jedoch einer zureichenden thatjächlichen 
Begründung. 

Nach den diesfallfigen Ausführungen der VBorinftanz Hat 
der Angeklagte im Juni 1883 den Bürgermeifter Eh. in %., 
einer der Pfarrei des Angeklagten zugetheilten Gemeinde, um 
Ausbefjerung der DOrtsfirche erſucht. Ch. erklärte fich Hierzu 
bereit, wenn der Angeklagte ihm aus der Kirchenfabrik 100— 
125 reg. zufichern wolle. Der Angeklagte erwiderte: „Je 
vous offre la somme de cent franes pour le compte de la 
fabrique.” Als Ch. den Angeklagten darauf aufmerffam machte, 
daß er vorfichtigerweife zuerjt den Kirchenrath fragen jolle, er: 
widerte derjelbe: „Je n’ai pas besoin du conseil de fabrique, 
je vous le promets, je vous le donne.* Bei einer jpäteren 
Unterredung, bald nach Allerheiligen des Jahres 1883, äußerte 
der Angeklagte, als er mit CH. wieder über die Arbeiten ander 
Kirche Sprach: „Aussitöt, que jaurai touche mes fonds, je 
viendrai vous souhaiter la bonne annde et je vousapporterai 
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la somme de 100 frs. et je vous donnerai 25 frs. de ma 
poche.“ 

Als die Zahlung des Geldes nicht erfolgte, erinnerte Ch. 
am 4. Mai 1884 den Angeklagten brieflich an jein Verjprechen. 
Der legtere erflärte hierauf dem Ch. in einem Briefe vom 11. 
Mai 1884 folgendes: Je ne suis pas plus le maitre de la 
fabrique de F. que vous ne l'ötes de Ja commune. Si javais 
recu une lettre officielle de votre part avant la reunion de 
notre conseil je suis certain, qu’aucun membre n’aurait refuse 
de signer la subvention en question. Mais, cette piece man- 
quant, la loi,qui regle les droits et les devoirs de la fabrique, 
Foppose A une mesure pareille. Mais comme j’ai approuv& 
et que j’approuve les reparations faites sous votre direction, 
à löglise et au clocher, je suis pr&t, à réunir le conseil de 
fabrique, des que j’en aurai obtenu l’autorisation de Mon- 
seieneur Evêque et votre demande agréée, à verser de suite 
entre vos mains les 100 fres. en question. Quant aux autres 
25 fres., il n’est pas necessaire de vote. Je les donne de 
ma poche et ils sont & votre disposition.“ 

In der Folge erwirfte der Bürgermeifter Ch. bei dem 
Amtsgerichte zu Met Hinfichtlich der 100 und 25 Fres. einen 
Zahlbefehl vom 10. November 1884 gegen den Angeflagten. 
Zufolge des Einjpruchs des letzteren Fam die Sache zur Ber: 
handlung vor dem Amtsgeriht. Im Laufe des Prozeſſes war 
der Brief des Angeklagten vom 11. Mai 1884 in einer Ver: 
handlung, in welcher nicht der Angeklagte jelbjt, Jondern nur 
deiien Vertreter anweſend war, von klägeriſcher Seite vorgelegt 
worden. Durch Gerichtsbejchluß vom 26. März 1885 wurde 
jodann dem Angeklagten in jenem Nechtzftreite folgender Eid 
aufgegeben : 

„Je jure devant Dieu le tout-puissant, qui sait 
tout, qu'il n’est pas vrai, que j’ai promis au deman- 
deur, soit a lui personnellement, soit en sa qualité 
de maire de la commune, la somme de cent francs 
au nom de la fabrique de l'eglise et vingt eing fres. 
de ma poche pour la restauration de l’eglise.“ 
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Der Angeflagte hat diefen Eid am 2. Juli 1885 vor dem 
Amtsgerichte zu Metz ausgeichworen und e3 wurde nunmehr 
gegen denjelben das Hauptverfahren wegen fahrläjligen Falſch— 
eides eröffnet. 

Die Straftammer hat die Annahme, daß diefe Strafthat 
zutreffe, auf Grund der feitgeitellten, oben hervorgehobenen 
Thatjachen in folgender Weiſe begründet: 

„Der Angeflagte behauptet: daß er fich bei Leiſtung des 
Eides jenes Briefes nicht mehr erinnert habe und daß er, wenn 
ihm derjelbe vor Leiftung des Eides am Amtsgerichte mitgetheilt 
oder vorgehalten worden wäre, ſicherlich den Eid wegen der 
25 res. nicht gejchworen haben würde. Bezüglich der 100 
Fres. behauptet er, daß er dieſe nur unter den in den erwähnte 
ten Schreiben angegebenen Bedingungen verjprochen Habe. — 
Der Angeflagte Tieß fich, ungeachtet er bei feiner Vorverhandlung 
jelbft zugegen gewejen, keinerlei Mittheilungen aus den Akten 
machen, jondern erklärte ſich jofort bereit den Eid zu leiſten. 
Der Angeklagte Fonnte unmöglich vergeſſen Haben, daß er zu 
oft wiederholten Malen mit dem Bürgermeijter Ch. über die 
Reparaturen an der Kirche geiprochen und auch über die hier— 
zu nöthigen Geldmittel mit demfelben verhandelt hatte. Bei 
ernſtem Nachdenken mußte fich der Angeklagte, wenn nicht aller, 
jo doch vieler Einzelheiten erinnern, namentlich auch, was feine 
von dem Zeugen Ch. befundeten Verſprechen betrifft. Auch 
fonnte der Angeklagte bei geringem Nachdenfen ſich erinnern, 
daß er in der fraglichen Angelegenheit einen Brief an Ch. ge: 
Ichrieben und er mußte jedenfalls beantragen, daß ihm dieſer 
Brief zur Auffriſchung jeines Gedächtniſſes vorgelegt werde. 
Hierzu, jowie zum ernſtem Nachdenken vor der Eidesleiftung 
muß man den Angeklagten umjomehr für verpflichtet Halten, 
wenn man deſſen Bildungsgrad und Stellung in Betracht zieht. 
Der Angeflage ift demnach — am 2. Juli 1885 zu 
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gefhworen zu haben.“ 
Diefe Ausführungen find nicht zureichend. 
Der Begriff des fahrläfligen Falſcheides ſetzt einen objek— 
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tiv falichen Eid voraus, deſſen Falichheit der Schwörende unter 
Anwendung pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit hätte erfennen fünnen. 

Im vorliegenden Falle iſt zwar das gejegliche Merkmal 
der Falſchheit des Eides in der Schlußfeititellung hervorgehoben, 
allein die thatjächliche Grundlage it jedenfalls Hinfichtlich der 
Summe von 109 Fres. mangelhaft. E3 find mündliche und 
ſchriftliche Aeußerungen des Angeklagten von verjchiedenem In— 
halte feitgeftellt. Der Angeklagte veriprach die 100 Fres. zus 
erit für Rechnung der Kirchenfabrif und erklärte hierauf noch: 
er habe nicht nöthig, den Ktirchenrath zu hören. Später wie- 
derholte er jein Beriprechen, 100 Fres. zu bezahlen, ohne nähere 
Ausführung. Schließlich aber machte er in dem Briefe vom 
11. Mai 1884 die Zahlung der 100 Free. von der durch eine 
offizielle Eingabe des Bürgermeiſters Ch. zu veranlafienden 
Entichliegung des Kirchenrathes abhängig, mit dem Beiſatz: er 
ſei gewiß, daß fein Mitglied die Verwilliguug ablehnen werde. 

Das Thema des von dem Angeklagten geleifteten Eides 
ſpricht bezüglich der 100 Fres. ganz allgemein von einem Ber 
Iprechen des Angeklagten im Namen dev Kirchenfabrif. 

In der Hauptverhandlung hat der Angeklagte, wie oben 
hervorgehoben wurde, ausdrücdlich geltend gemacht: er würde 
zwar, wenn ev ſich des Briefes vom 11. Mai 1884 erinnert 
hätte, Hinfichtlich der 25 Fres. den Eid nicht geleistet haben ; 
die 100 Fres. aber habe er nur unter den in dem erwähnten 
Ecjreiben angegebenen Bedingungen veriprochen. 

Aus den Urtheilsgründen läßt ſich nun nicht mit Sicher- 
heit entnehmen, von welchen thatjächlichen Gelichtspunften das 
Snitanzgericht bezüglich der 100 Fres. ausgegangen it. Die 
objektive SFaljchheit des Eides wird in diefer Richtung durd) 
die Erwägungen: Der Angeklagte habe unmöglich vergeſſen 
fönnen, daß er zu wiederholten Malen mit Ch. über die An« 
gelegenheit „geiprochen“, über die Geldmittel „verhandelt“ habe, 
dev Angeklagte habe fich bei ernjtem Nachdenken „vieler Ein- 
zelheiten“ erinnern müſſen 2c. er habe ſich auch erinnern fünnen, 
„daß er in der fraglichen Angelegenheit einen Brief an Ch. 
geichrieben habe“ — nicht außer Zweifel geftellt, denn entjcheidend 
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ift, was objektiv das von dem Inftanzgericht zu Grunde gelegte 
Ergebniß der verichiedenen Gejpräche, Verhandlungen, der „vielen 
Einzelheiten“ und des Briefes vom 11. Mai 1884 hinſichtlich 
des Inhalts und Umfangs des „Berjprechens im Namen der 
Kirchenfabrif* war. Wäre der Eid bezüglich der 100 Fres. 
als objektiv falſch zu erachten, jo käme nach jubjeftiver Seite 
in Betracht, ob der Angeklagte durch Anwendung pflichtmäpiger 
Aufmerkiamfeit, wenn er fich jener Vorgänge erinnert, wenn er 
insbejondere fich die Einficht des Briefes vom 11. Mai 1884 
verichafft hätte, zu der Ueberzeugung hätte gelangen können, daß 
er nicht etwa nurdie Befürwortung der Verwilligung der 100 
res. von Seiten des zuftändigen Kirchenraths, jondern, wie dad 
Eidesthema bejagt, „die Summe von 100 res. im Namen der 
Kirchenfabrif veriprochen habe.“ 

Hiernach iſt jedenfalls Hinfichtlich der 100 Steh. die Ber 
gründung der Berurtheilung unzureichend. 

"Auch bezüglich) der 25 res. ift durch Die mangelhaften 
Feſtſtellungen die Unterſtellung nicht ausgejchlojlen, daß der 
Angeklagte dieſe Summe mur für den Fall der Verwilligung 
der 100 Fred. aus der Kirchenfabrif veriprochen haben könnte.“ 


6. Auftragsverhäftnig; Umfang der Vollmacht. Haftung 
der Sparkaſſen für Handlungen des Kaſſiers. 


(Urth. des DL.G. Colmar, 3. Senat, vom 8. Oftober 1886. Val. 
Urth. des N.G. dv. 8. Dezember 1885 in Bd. 11 S. 65 flg. diefer Zeit— 
ſchrift.) 


Auf Grund des vorbezeichneten reichsgerichtlichen Urtheils 
wurde am 21. Mai 1886 vor dem O.L.G. weiter zur Sache 
verhandelt und zunächſt eine Beweiserhebung darüber angeordnet, 
daß der verftorbene Kaffier Sch. ſchon längere Zeit vor der 
Einlage vom 15. Mai 1880 die Sparfaffeneinlagen regelmäßig 
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in jeiner Privatwohnung in Empfang genommen, dajelbjt die 
Duittungsformulare und die Stempel der Sparfafje verwahrt 
und hievon Gebrauch gemacht, jowie daß die Borftandichaft der 
Sparkaſſe Hievon Kenntniß gehabt habe. 

Nah Durhführung des Beweisverfahrens nahm in der 
Chlußverhandlung vom 1. Dftober die Beklagte und Wider- 
flägerin (Sparfafie in A.) im Wejentlichen auf ihre früheren 
Ausführungen und die Gründe des reichsgerichtlichen Urtheilg 
Bezug, machte alſo namentlich geltend, daß der Kaſſier gar nicht 
befugt geweſen fei, Namens der Sparfafje Einlagen zum Zwede 
des Ankaufs von Werthpapieren anzunehmen, daß die Ein- 
jahlungen an Sonntagen auf dem Nathhaus und in Gegenwart 
der dienftthuenden Direktoren zu erfolgen hätten, und daß Die 
Uuittungen, außer von dem Kaflier, auch von einem Direktor 
zu unterzeichnen jeien, während im gegebenen Falle die frag« 
lihen 1600 M. nad) -den eigenen Aufftellungen der Klägerin 
in der Brivatwohnung des Kaffiers und gegen eine nur von 
diejem unterzeichnete, ohmedies nur die Zurüdhaltung des Spar- 
fajienbüchleins bejtätigende Quittung eingezahlt worden jeien. 
Das Beweisergebniß wurde als unerheblich bezeichnet, und her— 
vorgehoben, daß nach Art. 1 des Gel. v. 22. Junt 1845 und 
den Statuten die einmalige Einlage nur 300 Franken, jowie 
nad) Art. 1 des Geſ. v. 30. Juni 1851 die Gejammteinlage 
‚ einer Perfon nur 1000 Franfen betragen dürfe, während die 
vor dem 15. Mai 1880 gemachten Einzahlungen der Klägerin 
fi bereits auf 1120 M. belaufen hätten, fo daß Klägerin an 
diefem Tage gar nicht mehr in der Lage gewejen fei, eine wei- 
tere Einlage zu machen. 

Dem gegenüber wies Klägerin darauf Hin, daß in den 
allein maßgebenden Statuten der Sparkaſſe diefer Höchſtbetrag 
auf 5000 M. feſtgeſetzt ſei. Der neuerdings nachgelafene Bes 
weis jei durchaus geführt, die Beklagte habe aljo die Handlungen 
ihres Kaſſiers gebilligt oder doch verſchuldet. 

Die Berufung gegen das landgerichtlide Urtheil wurde 
neuerdings verworfen und zwar aus folgenden 
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Gründen: 

Die Behauptung der Klägerin, daß fie dem Kaſſier Cd). 
anı 15. Mai 1880 1600 M. zum Zwede der Anjichaffung von 
Merthpapieren und Verwahrung derjelben bei der Sparfafie 
behändigt habe, kann nad) den nunmehrigen Auslaffungen der 
Beflagten nicht mehr als bejtritten gelten. Jedenfalls wird 
diefelbe durch die Quittung vom 15. Mat 1880, in welcher 
ausdrüclich aud) von einer Einlage zu 1600 M. und der beab- 
fihtigten Anschaffung von Werthpapieren die Rede iſt, im 
Zuſammenhalte mit den Angaben des Zeugen DO. vollauf be: 
ftätigt. Ebenjo geht aus der Ausjage diejes Zeugen, der Eigen 
Ichaft des Sc. als Kaſſier der Sparkaſſe, dem Gebrauche eines 
dienftlichen Uuittungstormularg und der Beifügung des Stem— 
pel3 zur Genüge hervor, daß Klägerin damals die Kaſſe uns 
mittelbar verpflichten wollte und daß Sch. eine gleiche Abficht 
fundgegeben hat. Hiermit Fällt zugleich „die Annahme hinweg, 
als ob Klägerin den Sch. lediglich als ihren Bevollmächtigten 
betrachtet und ihm die 1600 M. perjönlich mit dem Auftrage 
gegeben habe, die hiefür anzuichaffenden Wertpapiere bei der 
Sparkaſſe zu hinterlegen. Bielmehr kann es ſich nur noch 
darum handeln, ob Sc. damals innerhalb der ihm durch jeine 
dienstliche Stellung, die einschlägigen Gejegesvorjchriften und 
die Statuten gezogenen Schranken gehandelt hat und welchen 
Einfluß eine allenfallfige Weberjchreitung jeiner Befugnifie auf 
die Verpflichtungen der beflagten Sparkaſſe äußert. 

Was im dieſer Beziehung zunächſt die Anschaffung von 
Werthpapieren betrifft, jo jind hier vor Allem die Art. 5 und 
6 des Geſetzes vom 30. Juni 1851 maßgebend, wornach jeder 
Einleger, dejien Guthaben zum Ankauf einer franzöfiichen Nente 
von 10 Fres. ausreicht, diefen Ankauf und die Aufbewahrung 
des Mentenpapiers durch die Sparfafje bewirken fann. Nun 
war Klägerin am 15. Mai 1880 in Folge der vorausgecangenen 
Einzahlungen Gläubigerin eines Betrages von 1120 M. und 
einschließlich der bis zum genannten Tage angefallenen Zinſen 
von 1155 M. Ste konnte aljo nach dem Gejege jedenfalls die- 
jen Betrag zum Anfauf von Staatsobligationen durch die Sparz 
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fafie verwenden. Ebenjo konnte fie aber auch ihre Einlage, 
wie noch des Näheren erörtert werden wird, bis zu dem ftatu- 
tenmäßigen Höchftbetrage von 5000 M. erhöhen und die aljo 
eingezahlte Summe ganz oder theilweije in Staatspapieren an— 
legen. Hiebei fommt namentlich noch in Betracht, daß weder 
der Wortlaut des Gejebes, noch ausreichende innere Gründe 
mit Nothwendigkeit zu der Annahme führen, daß die Ein- 
zahlung von Geldern und der Auftrag, Siaatsobligationen hie- 
für anzufaufen, immer in zwei verjchtedenen durch einen be— 
ftimmten Zeitraum getrennten Akten erfolgen müßten, nnd daß 
aljo Klägerin durchaus in der Lage war, mit der Erhöhung 
ihrer Einlage auf 2755 M. jofort den Auftrag zum Anfaufe 
von Staat3papieren zu verbinden. Wollte man aber auch in 
legterer Beziehung anderer Anficht fein, jo könnte man doc) 
auf den Umstand, day Klägerin, welche bereit3 vor dem 15. 
Mai 1880 Gläubigerin der Sparkaſſe war, den betreffenden 
Auftrag um einige Tage zu früh, nämlich) vor ftatt nach der 
Berbuchung der Einlage ertheilt hat, fein eutjcheidendes Gewicht 
legen und einem jo ummejentlihen und in erjter Reihe dem 
Kaffier zur Laſt fallenden Formfehler unmöglih die Wirkung 
beimefjen, die im derartigen Geſchäften gänzlich unbewanderte 
Klägerin ihres ganzen Anjpruches aus jener Einlage zu be- 
rauben. Unerheblich iſt es aud, daß in den Statuten der 
Sparkaſſe U. nur von verzinslihen Einlagen und nicht von 
denn Antaufe von Werthpapieren die Nede ift, weil durch Die 
Borjchriften der Art. 5 und 6 für die Sparfafjen eine bindende 
Berpflichtung begründet wird, welcher fich dieſe gar nicht ent- 
ziehen fünnen. — Dalloz Rep. v. „Etablissements d’epargne“ 
Nr. 162. — Noch weniger iſt es von Belang, daß Art. 5 des 
Geſetzes lediglich den Ankauf von franzöfiicher Rente gejtattet 
und zwar deshalb nicht, weil die Papiere der letteren Art mit 
der Trennung Eljaß-Lothringens von Frankreich für jenes 
Nechtsgebiet ihre Bedeutung als Staatspapiere verloren haben 
und eben deshalb durch die Verfügungen des DOberpräfidenten 
vom 19. Dftober und 20. Dezember 1874 und 2. März 1877 
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angeordnet wurde, daß an die Stelle der franzöfiichen Renten 
deutiche Staatsobligationen zu treten haben. 

Uebergehend zu den auf Die Zuziehung eines Direktors, 
ſowie auf Ort und Zeit der Einzahlungen bezüglichen Vor— 
Iichriften der Statuten jo muß, nachdem dieſe Statuten einmal 
in beiden Sprachen veröffentlicht wurden, der Anſchauung der 
Klägerin, daß fie fih nur an den Ddeutjchen Tert zu halten 
habe, im Hinblid auf $ 1 des Geſetzes über die Gejchäfts- 
ſprache vom 21. März 1872 im Zujammenhalte mit der Ver: 
ordnung vom 5. Dezember 1877 um deswillen beigepflichtet 
werden, weil nad) diejer Verordnung die Gemeinde A. zum 
deutichen Spracdhgebiete gehört und anderjeitS in Feiner Weile 
feftsteht, daß Klägerin der franzöfiichen Sprache ausreichend 
mächtig ift, obwohl der Bellagten ein derartiger Nachweis ge— 
gebenen Falls nicht jchwer hätte fallen fünnen. Im deutſchen 
Terte aber wird feineswegs vorgejchrieben, daß die Einzah: 
lungen nur in Gegenwart eine Direktors gültig erfolgen 
fünnen und daß die Quittungen von diefem gleichfall3 zu unter- 
zeichnen find. Bielmehr wird daſelbſt in Abjag 4 nur bejtimmt, 
daß die Einlagen in ein mit einer Nummer verjehenes von 
einem Direktor und dem Kaſſier unterzeichnetes Büchlein ein 
zufchreiben find. Es fonnte aljo die Klägerin, ſoweit lediglich 
der deutiche Wortlaut der Statuten in Frage kommt, durch die 
bloße Aushändigung des Geldes an Sch. die Kaſſe gültig ver- 
pflichten, und konnte dieſe Verpflichtung nicht hinterher dadurch 
bejeitigt werden, daß Sch. den Eintrag der Einlage, welcher 
hiernach lediglich die Bedeutung eines Beweismittels hat, nicht 
oder nicht ordnungsmäßig bethätigte. Deshalb braucht auch 
nicht unterfucht zu werden, ob der unterhalb des deutjchen 
Tertes der Statuten, aljo getrennt von den übrigen Einträgen 
erfichtliche Bermert „2 Landesobligationen zu je 1000 Frs. 
Ser. 1876 Nr. 20719 und 18169 Anfaufspreis „2098,65 
Fres.“ der Vorſchrift des Ab. 4 entipridht, da Klägerin 
jedenfalls nicht gehindert ift, den Nachweis ihrer Einlage durch 
andere Beweismittel zu führen. Ebenjowenig kann man den 
bisherigen Ausführungen entgegenhalten, daß die Gegenwart 
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des Direktors und die Nothwendigfeit der Gegenzeihnung durch 
denſelben Schon aus Art. 3 des Defrets vom 15. April 1852 
erhelle, da die Weglaſſung einer jo wejentlichen Beitimmung 
im deutſchen Texte der Statuten die Klägerin zu der Annahme 
berechtigte, daß die Sparfajfenverwaltung auf der Beobachtung 
dieſer Vorſchrift nicht bejtche und dieje ihre Annahme durch die 
ihon vor dem 15. Mai 1880 in U. bejtandene Uebung, von 
welcher jofort die Rede jein wird, noch beftärft werden mußte. 
Diefe letztere Erwägung greift namentlich auch gegenüber der 
in dem deutſchen Texte der Statuten gleichfall3 enthaltenen 
Vorichrift Plab, wornad) die Einzahlungen nur an Sonntagen 
und auf dem Rathhauſe erfolgen ſollen. Durd eine große 
Reihe von Zeugen, gegen deren Glaubwürdigfeit nichts vorliegt, 
wird nämlich feitgeitellt, daR Sch. jchon vor der legten Ein— 
zahlung der Klägerin und zwar auch an MWochentagen von 
Ihnen die Spartajjeeinlagen faſt ausnahmslos in feiner Privat» 
wohnung in Empfang nahm. Die Zahl diejer Fälle iſt augen 
ſcheinlich ſo groß, daß fie in einer jo Kleinen Stadt, wie A. 
den Vorſtänden der Kaſſe unmöglich entgehen fonnten, zumal 
dtefelben, wie namentlich) aus den Ausjagen der Marie E, der 
Marie ©. und des Auguft W. hervorgeht, auch die in der 
Wohnung des Sc., alfo nicht in ihrer Gegenwart, eingezahlten 
Beträge hinterher abquittirten. Hiernach haben die die Spar- 
talje als juriftiiche Perjon vertretenden Mitglieder der Vor— 
Itandichaft die Handlungsweiſe des Sch., namentlich die gleich- 
zeitige Benützung jeiner Wohnung als Kafjenbureau und die 
hierdurch bedingte Umgehung der Kontrole jeitens der Direk— 
toren, jtilljchtweigend genehmigt; jedenfalls mußten die Einleger 
und namentlich Klägerin vdiejes annehmen, und zwar um jo 
mehr, ala Sch. auch den Stempel der Sparfajie und Die 
Dunittungsformulare in feiner Wohnung verwahrte und daielbjt 
hiervon Gebrauch machte. Vgl. die Ausfagen der Zeugen 
W. und Sch. im Zufammenhalte mit der nterimsquittung 
vom 15. Mai 1880. 

Was endlich den aus der Höhe der betreffenden Ein— 
lage und zwar zunächſt aus Art. 1 des Gejeßes vom 30. 
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Juni 1851 hergeleiteten Einwand betrifft, jo joll vor Allem 
darauf Hingewiefen werden, daß durch Erlaß des Ober: 
präfidenten vom 2. Januar 1873, welcher in den Amtsblät- 
tern für die drei Bezirke Eljaß-Lothringens bekannt gegeben 
wurde, die im Art. 1 vorgejehene Beichränfung der Höhe der 
Gejammteinlage einer Perſon auf den Betrag von 1000 Fres. 
als aufgehoben erklärt und daß ein jpäterer Erlaß des Ober: 
präfidenten vom 2. März 1877, welcher auf den früheren ge- 
jeglichen Standpunkt zurüdfehrte, lediglich den Bezirks-Präſidenten 
und Kreisdireftoren mitgetheilt wurde, ohne eine weitere Ver— 
öffentlichung zu finden. Allein auch abgejehen hiervon, jo 
wurde in den für die Rechtsverhältniſſe der Parteien zunächit 
mafgebenden Statuten der Sparfafje die zuläſſige Höhe der 
Gejammteinlage auf je 5000 M. feſtgeſetzt, und kann die Spar— 
fafienverwaltung jich unmöglich der Klägerin gegenüber darauf 
berufen, daß fie jelbjt bei Entwerfung der Statuten gejeßliche 
Beitimmungen nicht beobachtet oder hinterherigen Aenderungen 
in der Gejehgebung nicht Rechnung getragen habe. Uebrigens 
hatten die auf die Höhe der Einzahlungen dezüglichen Vor— 
ichriften, durch welche nur ein allzu großes Anjchwellen der 
Einlagen vermieden und die für die unbemittelten Klaſſen be- 
ftimmten Vergünſtigungen des Gejeges, namentlich die Möglich- 
feit der unentgeltlihen Anjchaffung und Aufbewahrung von 
Merthpapieren auf dieſe beichränft werden jollten, — vergl. 
Dalloz Jur. Gen. III. ©. 161/62 und 1851 IV. 118, ſowie 
die Verfügung des Oberpräfidenten vom 2. März 1377 — 

feinegwegs den Zweck und die Tragweite, die Vertretungs- 
befugniß des Kaſſiers gegenüber den Sparfafjen zu regeln, oder 
die Haftung der letzteren für allenfallfige Verlufte aus den er— 
folgten Einzahlungen nur innerhalb der bezeichneten Grenzen 
eintreten zu laſſen. Es ergibt Sich dieſes namentlich aus 
Art. 5 Abf. 1 und 2 des Gefehes vom 5. Juni 1835 und | 
Urt. 5 des Gejehes vom 22. Juni 1845, wojelbjt für den Fall 
der Ueberichreitung des gejeßlichen Höchjtbetrages oder der Anz , 
legung von Geldern bei mehreren Kafjen Lediglich ein Verluſt 
an Zinſen angedroht wird, welcher zudem beim Ankaufe von 
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Renten nicht einmal eintreten fann. Vrgl. noch Dalloz Rep. 
„Etablissements d'épargne“ Nr. 109 und 110. 

Die aus den erwähnten Yandesgejegen abgeleiteten Er— 
wägungen finden naturgemäß auch auf die VBorjchrift über die 
zulälfige Höhe der einmaligen Wocheneinlage zu 240 M. An— 
wendung. Bier fommt übrigens außerdem in Betracht, daß 
die Sparfafje ihon am 18. Mat 1879, alſo jofort bei der 
eriten Einlage von der Klägerin einen Betrag von 480 M. 
anjtandlos angenommen und hiedurch zu erkennen gegeben hat, 
daß fie die bezügliche Vorſchrift in den Statuten nicht al3 ein 
abiolutes Verbot betrachte, jondern ſich lediglich die Befugniß 
wahren wolle, Einzahlungen über 240 M. zurückzuweiſen. Den 
bisherigen Ausführungen faun auch nicht entgegen gehalten 
werden, daß die Sparfafle A. gar nicht in der Lage geweien 
ji, auf die Einhaltung bindender Gelegesvorichriften zu ver— 
jihten und zwar aus dem bereits hervorgehobenen Grunde, 
weil Niemand jeine gejegwidrige Handlungsweile zum eigenen 
Vortheile und zum Nachtheile dritter verwerthen darf. Viel— 
mehr wird dem Gejagten zufolge der Einwand der Beklagten, 
daß Kaſſier Sch. nicht innerhalb der geieglichen und ſtatuten— 
mäßigen Grenzen gehandelt habe, hHauptiächlich durch die That- 
jache bejeitigt, daß die Beklagte die Nichteinhaltung dieſer 
Grenzen jchon vorher gefannt und gebilligt hat. Die urſprüng— 
lihe Klage aus dem Depofitum erjcheint hiernach begründet, 
ohne daß es einer Erörterung der Frage bedarf, ob die Be— 
Hagte der Klägerin nicht auch nach Art. 1382 und 1384 
BGB. zum Schadenserjage verpflichtet und ob eine derartige 
Aenderung der Klage in der Berufungsinitanz noch zulällig ift. 
Es war jonach die Berufung der Bellagten als unbegründet 
zu verwerfen, während für die Entjcheidung über die SKoften 
die Beitimmungen in $ 87 und 92 EBD. maßgebend find. 
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T. Benefiziarerbe. — Gerichtskoſten. 

Die Staatskaſſe iſt nicht berechtigt, aus dem perſönlichen Vermögen 
einer Partei, welche in ihrer Eigenſchaft als Benefiziarerbe in die Prozeß— 
koſten verurtheilt worden iſt, die Gerichtskoſten beizutreiben. Art. 802 
803, 810 B. G. B. Art. 132, frz. C.P.O. 

(Oberlandesgericht Colmar, J. Senat, v. 25. Okt. 1886. Fiskus g. Sch.) 
Aus den Gründen: 

In den Prozeß, welchen der Ackerer S. gegen die Feuer— 
verficherungsgejellichaft „Ihe Lion“ wegen Zahlung einer Brand: 
entichädigung führte, trat nach deſſen Tode jeine Wittwe als 
Hauptintervenientin ein mit dem Verlangen auf Zuiprechung 
eines Theiles der Entjchädigungsgelder wegen Berbrennung 
ihres Sondergutes und legte gegen das abweiſende land— 
gerichtliche Urtheil vom 2. März 1883 Berufung ein. Die 
Wittwe ©. jtarb im Laufe der Berufungsinjtanz; ihre einzige 
Schweiter, die M. A. Sch, führte in ihrer Eigenschaft als 
Benefiziarerbin den Prozeß weiter. Durch Urtheil vom 10. 
November 1884 wurden der Berufungsklägerin in ihrer ans 
gegebenen Eigenjchaft, unter Berwerfung der Berufung gegen 
das landgerichtliche Urtheil, die Koften der Berufung, injoweit 
diejelben nicht bereits dem vakanten Nachlafje des ©. auferlegt 
waren, zur Laſt gelegt. Die Enregiitrements-VBerwaltung for- 
derte nun auf Grund jenes Urtheils durch einen der M. 4. 
Sch. in der gedachten Eigenjchaft am 9. Juni 1885 zugeftellten, 
gehörig vollſtreckbar erklärten Zwangsbefehl an Gerichtstoften 
(Gebühren und Auslagen) den Betrag von M. 162.30 und 
ließ auf Grund Diejes Befehles eine Reihe von zum perfün- 
fihen Bermögen der M. U Sch. gehörigen Gegenftänden 
pfänden. In der hierauf gegen die Generaldireftion der Zölle 
und indirekten Steuern erhobenen Klage verlangt die M. U. 
Sch. an deren Stelle inzwiichen ihre Erben getreten find, feſt— 
zuftellen, daß die Beklagte nicht berechtigt jei, auf Grund jenes 
Bwangsbefehls Zwangsvollitrefungshandlungen in dag perſön— 
liche Vermögen der Klägerin vorzunehmen. 

Die Klage ift mit Necht durch das angegriffene Urtheil 
zugeiprochen worden. 

® 
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Von den fraglichen Kojten gehören die, welche noch zu 
Lebzeiten der Wittwe S. entjtanden find, unbeftreitbar zu den 
Schulden ihres Nachlafjes, für welche die M. U. Sch. ala 
Benefiziarerbin in Gemäßheit der Beftimmungen der Art. 802 
und 803 B. G. B. nur bis zum Belaufe des Werthes der Nach— 
(aßgüter und nicht mit ihrem perfönlichen Vermögen haftet. 
Das Gleihe gilt aber aud) von den jpäteren, während der 
Prozehführung der M. U. Sch. erwachienen Koften. Denn die 
M. U. Sch. hat den Prozeß nicht in eigenem Namen, fondern 
in ihrer Eigenjchaft als Benefiziarerbin weiter geführt. Als 
jolhe hatte jie aber den Nachlaß, der fich infolge der Rechts— 
wohlthat des Erbverzeichnifies nicht mit ihrem perfönlichen 
Vermögen vereinigte, im Intereſſe der Nachlaßgläubiger zu ver- 
walten und außergerichtlich wie gerichtlich zu vertreten. Wie 
der Berwalter und Vertreter, infofern er fich innerhalb feiner 
Befugniſſe Hält, nicht für die aus der Verwaltung und Ver— 
tretung entjprungenen Koften haftet, jo hatte auch die genannte 
Benefiziarerbin nicht perjönlich für die durch die erwähnte 
Prozeßführung entjtandenen Koften aufzufommen. Dies ergibt 
fih no) insbejondere für den vorliegenden Fall aus dem Art. 
310 B.G.B. und dem Art. 132 der franzöſ. EB.D. (vgl. aud) 
Aubry Bd. VI. $ 618 Nr. 3 ©. 455; Laurent Bd. X. Wr. 
133, Sarre-Chauveau Bd. T. zu Art. 132 frz. EBD.) Dem 
Pu find denn aucd die ftreitigen Koften durch das 
oberlandesgerichtliche Urtheil der M. AU. Sch. nur als Bene— 
fijiarerbin zur Lajt gelegt und von ihr auch nur in dieſer 
Eigenichaft im dem Bwangsbefehle eingefordert worden. Für 
die Behauptung der Berufungsflägerin, die M. A. Sc. fei in 
den Prozeß als Benefiziarerbin Tediglih mit Rüdficht auf die 
Endbeftimmung der Art. 800 B. G. B. und 174 der frz. EP.D. 
getreten, fehlen alle Anhaltspunkte, jo daß die Erheblichkeit der» 
jelben nicht umterfucht zu werden braucht. 

An diefem Ergebniß wird auch durd) das G.K.G. nichts 
geändert, das allerdings für das Verhältniß der Brozeßparteien 
jur Staatsfaffe maßgebend ift, während dag Verhältniß der 
Parteien zu einander bezüglich der Koftenpflicht im je ss 87 
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ff. der EBD. feine Regelung findet. Nah $ 86 des G.KG. 
ift Schuldner der entjtandenen Gebühren und Auslagen der: 
jenige, welchem durch gerichtliche Enticheidung die Koften des 
Verfahrens auferlegt find. Das erwähnte Urtheil des Über: 
landesgerichts hat nun zwar der M. U. Sch. die Koften zur 
Laſt gelegt, aber nicht in eigenem Namen, jondern im ihrer 
Eigenjchaft als Benefiziarerbin. Das Urtheil gibt mithin der 
Staatskaffe feinen Titel gegen die M. A. Sc. jelbft, ſondern 
nur gegen fie als Vertreterin des Nachlaſſes ihrer Schwelter, 
der Wittwe ©. 

Die von der Koſtenpflicht verschiedene Pflicht der Prozeß— 
parteien zur Zahlung von Kojtenvorichuß ſteht bier nicht im 
Trage; e3 fann daher unerörtert bleiben, ob die Staatskaſſe in 
der Lage gewejen wäre, ſich durch Einziehung von Vorſchuß tür 
die fraglihen Koſten Deckung zu verichaffen. 

Demnach erjcheint die Berufungsflägerin nicht berechtigt, 
auf Grund des erwähnten Zwangsbefehls Zwangsvollſtreckungs— 
handlungen in das perjönliche Vermögen der M. U. Sch. vor | 
zunehmen. 


8. Hinterlegung oder Auftrag? Mandatum post mortem. 


Die Uebergabe von Geld an einen Dritten, um e8 durch ihn mit 
Uebergehung der Erben an Nichterben gelangen zu laſſen, emfhält ein 
Mandat, kein Depofitum. Es liegt nicht ohne Weiteres eine Forderung 
des Nachlaffes gegen den Dritten vor, weder auf Ginwerfung im bie 
Maſſe, noh auf Zahlung des Erbantheils des Hagenden Erben. Die 
behauptete Umgültigkeit der formloien Zuwendungen muß borerft unter 
den Erben ausgetragen werden; dem Dritten, welcher nicht Erbe ift, 
fehlt für dieſe Frage die Baifivlegitimation. 

(Oberlandesgeriht Colmar, 3. Senat, vom 29. Oktober 1386. 
2.0. ©, 


Wittwe GE. hat kurz vor ihrem Tode dem Belfagten 
1680 M. übergeben, um jolche für die Kinder ihrer Tochter 
Luiſe, denen fie das Geld mit Uebergehung der Mutter zus 
wenden wollte, bei einem Bankier verzinslich anzulegen und ; 
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zwar, um das Kapital gegen die Zugriffe der Tochter Luiſe 
ficher zu jtellen, auf jeinen eigenen Namen. Beflagter ift dieſem 
Auftrag nachgefommen, und die Zinjen des Geldes find feither 
an die Muttervormünderin der bedachten Enkel richtig abgeführt 
worden. Bei ihren Tode Hinterlieg Wittwe E. die genannte 
Tochter Luife und eine andere Tochter Eline, die Frau des 
Klägers, als einzige Erben. Letzterer, die Nechte feiner Frau 
vertretend, hat nun auf Herausgabe von 840 M. nebſt Zinjen 
jeit dem Tag der Übergabe an Beklagten (1. Dezember 1884) 
geklagt, mit der Begründung, daß es um eine aus einem De- 
pofitum herrührende Nachlaßforderung ſich handle, die nach 
Art. 1220 B.G.B. von jelbft unter die Erben nad) Maßgabe 
ihrer Erbberechtigung ſich theile. Beklagter wies jede perfün- 
lihe Berpflihtung zur NRüdzahlung an Kläger zurüd, da er 
lediglich einen erhaltenen Auftrag ohne jeden eigenen Bortheil 
erfüllt habe; übrigens jei er bereit, das Geld bei einer etwaigen 
Theilung unter den Erben zur Mafje herbeizujchaffen, vor 
ftattgehabter Teilung aber jtehe dem Kläger fein Anjpruch auf 
Einflagung der Hälfte zu. 

Durch Urtheil vom 25. Januar 1886 hat das Landgericht 
BZabern aus dem zuletzt geltend gemachten Grunde die Klage 
abgewiejen, mithin die 1680 M. als eine Nachlakforderung 
Lehandelt und in der befannten Streitfrage über das Verhältniß 
des Art. 1220 zu Art. 883 BGB. fich auf die Seite Derer 
geftellt, welche letzteren Artikel dem erjteren unbedingt vorgehen 
lajjen.*) 

Die Berufung des Stlägers ift als unbegründet zurück— 
gewieſen worden. Die Entjcheidungsgründe, welche von denen 
des eriten Richters wejentlich abweichen, laſſen die von beiden 








*) Weber diefe Streitfrage vergl. man: Zeittchr. für fr. Eivilrecht, 
Bd. 2 ©. 42 flag. und 2b. 17 ©. 79 flg., ſowie die dafelbft angeführte 
Literatur und Nechtiprehung. Das Urtheil des Reichsgerichts (II. Eivil- 
jenat) v, 21. Oft. 1854 (Entid. Bd. 12 ©. 339 flg) hat feinen un: 
mittelbaren Bezug auf die Frage. Es handelt nicht von der Einklagung 
einer Forderung, jondern von der Bindifation eines Nachlaßgrundſtücks. 


3* 


Seiten in der Berufungsinftanz vorgebradhten Behauptungen 
und Nechtsbehelfe genügend erkennen. 
Gründe. 

Würde Beklagter als einfacher Depofitar der von Wittwe 
C. erhaltenen 1680 M. zu betrachten fein, fo wäre er aud) ge— 
halten, an Kläger die Hälfte mit 840 M. gemäß Art. 1939 
BG.B. herauszugeben. Ein Hinterlegungsvertrag wird vom 
Kläger zwar behauptet und durch den angetretenen Zeugen— 
beweis herzuftellen gejucht. Allein nad) dem Zufammenhalt der 
beiderjeitigen Behauptungen und jelbjt unter der Vorausſetzung, 
daß die Beweisthatſachen des Kläger durch die benannten 
Zeugen beftätigt würden, handelt es fich feineswegs um ein 
Depofitum. Denn beide Theile find einig darüber, daß die 
1680 M. nicht mehr an Wittwe E. zurüdgegeben, auch nad) 
ihrem Tode nicht etwa zur Bertheilung gebracht, jondern für 
die Kinder der Tochter Luiſe fichergeftellt und diefen mit Über- 
gehung ihrer Mutter, der Erbin zur Hälfte am Nachlaß der 
Wittwe C., zugewendet werden jollten. Auch ijt nicht wider- 
iprochen worden, daß, falls Bellagter in der That das Geld 
bei Bankier R. in S. in eigenem Namen für die Kinder der Luiſe 
C. angelegt hat, dies in Bollziehung des ihm ertheilten Auf- 
trags geichehen ift. Etwas Anderes als dieſe Fejtitehenden 
Thatjahen wäre auch nicht daraus zu entnehmen, daß Die 
Zeugen befunden würden, es habe Beflagter dem Kläger den 
Empfang des Geldes „zur Aufbewahrung“ zugejtanden, — dies 
um jo weniger, als der Gebrauch diefer Worte im Munde des 
Beklagten weder bejtimmt, noch geeignet war, den hier ftreitigen 
Nechtsbegriff des Depofitum außer Zweifel zu jtellen. 

Hiernach ift Kläger bezüglich der rechtserzeugenden That— 
ſachen auf die im MWejentlichen von ihm ſelbſt nicht beftrittene 
Darjtellung des Beklagten Hingewiejen, und nach diejer ift nicht 
ein Depofitum, jfondern ein Auftragsverhältnig, ein Mandat 
gegeben. Daß der Beklagte den erhaltenen Auftrag nicht, oder 
nicht gehörig erfüllt, und noch zu erfüllen, oder Schadenserjag 
wegen Nichterfüllung zu leisten habe, ift nicht aufgeftellt. Viel— 
mehr iſt Alles, was er gethan, als auftragsgemäß vollzogen 
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anerfannt, und die begehrte Rückgabe der Hälfte der 1680 M. 
würde geradezu dem erhaltenen Auftrag zumiderlaufen, auf 
eine Verlegung de3 Mandat durd den Mandatar gerichtet 
jein. Von einer Kündigung des Mandates aber kann nad 
dem Vollzuge dejjelben und nah dem Tode der Mandantin 
feine Rede jein. 

Mag in dem Auftrag an den Beklagten, das Geld für die 
Enfel der Wittwe C. fiher anzulegen, nebenbei auch ein Auf- 
bewahrungsvertrag erblickt werden, jo kann doch weder hieraus, 
noch aus der Anlage auf den Namen des Beklagten eine Ver- 
pflichtung zur Rückgabe der Hälfte an die Frau des Klägers 
abgeleitet werden. Denn der Aufbewahrungdvertrag darf dann 
jedenfalls nicht von dem das ganze Rechtsverhältniß beherrichen- 
den Auftrag losgelöft werden, und leßterer ging gerade dahin, 
dat Bellagter jo Handle, wie er gethan hat, und daß er das 
Geld nicht an die Erben, jondern an die Enfel der Wittwe C. 
ausantworte. Macht nun Kläger, um ein einfaches Depofitum 
herzuftellen und die 1680 ME. al3 gewöhnlichen Ausftand des 
Nachlaſſes ericheinen zu laffen, die Nichtigkeit der Zuwendung 
an die Enfel geltend, jo iit zum Austrag dieſer Frage Arjene 
&. nicht der richtige Beklagte. Vielmehr iſt ein Streit hier- 
über, wie über die behauptete Gleichftellung der Tochter Eline 
mit den Kindern der Tochter Luiſe und über die Pflicht zum 
Einwerfen in den Nachlaß, nur zwiſchen den Erben jelbft zur 
Erledigung zu bringen. Nur deu. Erben gegenüber kann von 
einem Ginwerfen in die Maffe, einem Rückbringen die Rede 
fein, gegen Beklagten aber, der nicht Erbe iſt, kann nur Die 
Kontraftsflage Pla greifen, die jedoch, wie dargethan, unter- 
geben3 gegen ihn verjagen muß. Hat Bellagter fich bereit 
erklärt, die 1680 M. zur Bertheilung in die Mafje zu bringen, 
jo hat dies nur Bedeutung für den Fall der Theilung zwijchen 
den Erben und ift weder geeignet noch bejtimmt, ihm weitere 
oder andere Verpflichtungen, insbeſondere dem Kläger gegenüber, 
aufzulegen, al3 aus feinem Auftragsverhältniß zur Erblafferin 
fih ergeben: Aus dieſem gleihen Grunde ift auch der vom 





38 Entſcheidungen der Gerichte, 


Kläger angetretene Beweis, daß Beflagter- ſich wiederholt zur 
Zahlung an jenen verpflichtet habe, unerheblich). 

Hiernad) war auf die Frage, ob vor ftattgehabter Theilung 
ein Erbe die Außenftände des Nachlafjes für feinen Erbantheil 
einflagen kann, nicht einzugehen, die Klage und Berufung viel- 
mehr als unbegründet abzuweiſen, ohne daß es auf die beider: 
jeitigen Beweigerbieten noch ankam. 


9. Ginftweilige Verfügung. Beſchluß. Rechtsmittel. 


Iſt die einitweilige Verfügung durch Beſchluß erlaffen, wo Endurthell 
hätte ergeben jollen, jo wird nicht das Nechtömittel der Beſchwerde zus 
Käfig, jedenfall® dann nicht, wenn fein Dringlichkeitsfall vorlag. 


(Beichluß des O.L. G. Colmar, III. Senat, v. 17. November 1886. 
W. 213/86. 


Im Ehefcheidungsprozeß K. g. K. hatte Bellagte mit den 
Anträgen zur Hauptjahe das Begehren auf Anmeifung einer 
befonderen Wohnung und Reichung eines einftweiligen Unter: 
halt3 von 8O ME. monatlich verbunden. Nach mündlicher Ver— 
handlung über das Ganze ergingen zwei Beichlüfie, einer zur 
Hauptjache auf Beweiserhebung und ein anderer auf Wohnungs- 
anweiſung und auf Gewährung von 15 M. monatlid). 

Beklagte, die auf 80 M. beftand, legte jofortige Beſchwerde 
ein, auf welche nachjtehender Beſchluß erlaflen wurde: 

In Erw., daß die augefochtene Enticheidung eine nach 
vorausgegangener mündlicher Verhandlung erlaffene einftweilige 
Verfügung enthält, die nach $ 815 mit 802 Abi. 1 EBD. 
durch Endurtheil zu erfolgen hatte; 

daß, falls dies geichah, eine Anfechtung nur im Weg der 
Berufung zuläſſig war ; 

daß nicht zu unterfuchen ift, ob diefe Berufung durch 
Erlaß einer in die Form eines Beſchluſſes gefleideten Ent— 
Iheidung unzuläſſig geworden ift; 


— 
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daß feinesfalls die Beſchwerde — weder einfache, noch 
jofortige — nunmehr an Stelle der Berufung zuzulajjen ift; 
daß nämlich nah $ 530 EBD. die Beichwerde nur 
ftattfindet in den bejonders zugelafjenen Fällen, oder überall 
da, wo bei nicht erforderficher vorgängiger mündlicher Ver— 


handlung ein das Verfahren betreffendes Geſuch zurücgewielen - 


worden ijt, im gegebenen Falle aber eine bejondere gejeßliche 
Zulaffung nicht bejteht, und andrerjeits. mit Niückficht auf die 
in $ 816 Abi. 2 EP.D. ausgedrüdte Negel und die nicht 
vorhandene Dringlichkeit des Falles, die mündliche Verhandlung 
ein Erforderniß war; 

dat hiernach die Beichwerde als unftatthaft fich erweift ze. zc. 


Bem. de3 Einſenders. Der erlaffene Beſchluß hat alle 
weientlihen Beitandtheile eines Endurtheils, wenn er auch als „Beichluß“ 
überichrieben ift. Die Berufung dürfte zuläffig ericheinen. Wal. über 
ähnliche Fälle die Entich. des R.G. v. 11. Dez. 1885 und 19. Febr. 1836 
bei Bolze, Bd. 2 Nr. 1896 und 1881. 

Mar konnte noch die Frage aufiverfen, ob nicht in dem Antrag 
auf Erlaß der einftweiligen Verfügung gleichzeitig der das Verſahren be— 
treffende Antrag ftillichweigend enthalten war, nad der im Gele vor: 
geiehenen Form, alio hier durch Endurtheil, zu erkennen ? Fand man dies 
darin, und gleichzeitig iu der Enticheidung durch Beſchluß eine Ablehnung 
jenes ftillichweigenden Antrags, fo konnte die Beſchwerde als ftatthaft ers 
ahtet werden, falls fie in Wirklichkeit gerügt hätte, daß Beſchluß anftatt 
Endurtheil erlaffen worden war. Denn über die Frage, in welcher Form 
die beantragte Enticheidung zu erlaffen war, ift eine mündliche Verhand- 
lung nicht erforderlich geiveien ($ 530 EB.D.), hat aud, worauf es 
übrigens nicht ankäme, in der That nicht ftattgehabt. Die Folge der 
Zulaffung hätte dann nicht die ſachliche Prüfung der getroffenen erſt— 
tihterlihen nticheidung, fondern nur die Aufhebung des Beichluffes 
wegen Formfehlers und Zuridverweilung in die erjte Initanz fein können. 





10. Fiſchereipolizei. Feilhalten von Fischen während 
der Schonzeit. 

In der Zeit, während welcher zwar für die Wafferläufe im Alle 

gemeinen, nicht aber für den Rhein Schonzeit befteht, dürfen Fiſche, welche 


» 


Bi 


nahweislic in dem Nhein gefangen find, ungeftraft feilgehalten werden 
und zwar find die Verkäufer nicht bei Strafe gehalten, fofort bei dem 
Feilbieten der Fiſche fih über deren Herkunft auszumeiien. Der Nachweis, 
dak die Fiiche aus dem Rhein ftammen, kann auch noch fpäter, in dem 
Strafverfahren geführt werden. Art. 5 des Geſetzes vom 31. Mai 1865 
verlangt nicht den jofortigen Nachweis bei dem Feilbieten; $ + der Ber: 
ordnung vom 12. Februar 1883 findet auf die Nheinfiicherei Leine Ans 
wendung. 
(Urtheil des O.L.G. Colmar [Strafienat] vom 2, Oktober 1886). 


Während nad) $ 1 der Filcherei-Verordnung vom 12. Febr. 
1883 die allgemeine Frühjahrsichonzeit bereit3 am 1. April be— 
ginnt, nimmt gemäß $ 8 der Verordnung vom 24. Dez. 1876, 
welche durch erſtere Verordnung (vgl. 8 18) nicht berührt wird, 
die Schonzeit für den’ Nhein erſt am 15. April ihren Anfang. 
Auf Grund der Art. 5 und 7 des Gejeges vom 31. Mai 1865, 
fowie des 8 4 der Verordnung vom 12. Februar 1883 unter 
Anklage geftellt, weil fie am 9. April Fiſche feil geboten hätten, 
führten die Angeflagten vor dem Schöffengerichte den Nachweis, 
daß die feilgebotenen Fiſche aus dem Rhein ftammten. Auf 
Grund deſſen ſprach das Schöffengericht die Angellagten frei. 
Auf Berufung der StaatSanwaltichaft erging verurtheilendes 
Erfenntniß der Straffammer. Die Gründe erhellen aus dem 
folgenden Urtheile des Oberlandesgerichts. Lebteres hob, dem 
Antrage der Oberjtaatsanwaltichaft entjprechend, unter Annahme 
der Revifion der Angeklagten das Straffammerurtheil jammt 
deſſen thatſächlichen Feſtſtellungen auf und verwies die Sache 
vor die Straffammer zurüd aus folgenden Gründen : 

„Die Revifion rügt Verlegung der Verordnung vom 24 
Dezember 1876, betr. die Fischerei im Nheine, des Geſetzes vom 
31. Mai 1865, betr. die Fijcherei, des Gejeges vom 15. April 
1829, betr. die Flußfiſcherei und der Verordnung vom 12. Febr. 
1883, betr. die FFilchereipolizei, weil der Berufungsrichter an 
genommen Habe, daß die Angeklagten ſchon deßhalb ftrafbar 
feien, weil jie im Augenblide des Ausbietens der Fiſche nicht in 
der Lage waren, die Herkunft der Fiſche aus dem Rheine nach— 
zuweilen. Es ijt der Revijion darin beizutreten, daß dieje An: 
nahme des Berufungsrichters eine rechtsirrthümliche ift. Der $ 4 


40 Enticheidungen der Gerichte. 





































Filchereipolizei 2c. 41 


der Verordnung von 12. Februar 1883 hat nah $ 18 bi. 1 
derielben bezügli” des Rheines ebenio außer Anwendung zu 
bleiben, als dies bei dem gleichlautenden Art. 4 des Defrets 
vom 25. Jauuar 1868 der Fall war; es find jomit Hinjichtlich 
der aus dem Rhein ftammenden Fiſche lediglich die Beftimmungen 
der Verordnung vom 24. Dezember 1876, ſowie Art. 5 des 
Gejeges vom 31 Mai 1865 in Betracht zu ziehen. Lebterer 
enthält in Abſ. 1 nur daS Verbot, in jedem Bezirke die ver: 
jhiedenen Arten der Fiſche in der Zeit, in welcher der ang 
derjelben in Gemäßheit des Art. 29 des Geſetzes vom 15. April 
1829 verboten iſt, zum Verkauf auszujegen, zu verfaufen, zu 
verbringeng umberzutragen und aus: und einzuführen, mwährend 
nad Abſatz 2 dieſe Beſtimmung auf Fiſche, welche aus den 
in Art. 30 des erwähnten Geſetzes bezeichneten Teichen und Be— 
hältern herrühren, keine Anwendung zu finden hat. Dieſer in 
Verbindung mit Art. 7 des Geſetzes die Strafandrohung ent— 
haltende Artikel legt aber denjenigen, welche innerhalb der ver— 
botenen Zeit dem Verbot nicht unterſtellte Fiſche zum Verkaufe 
ausſetzen oder umbertragen, nicht die Verpflichtung auf, fich 
hierbei über den Urſprung der Fiſche auszjumeilen. Da nun nad 
$ 8 der Verordnung vom 24. Dezember 1876 der Fang aller 
Fiſcharten mit Ausnahme der Salmen und Seeforellen mit 
Negen und Reußen vom 15. April bis Ende Mai im Rhein 
verboten ift, während die Frühjahrsichonzeit bezüglich der übrigen 
Wallerläufe nah $ 1 der Verordnung vom 12. Februar 1883 
Ihon am 1. April beginnt und bis 15. Juni dquert, der Ver— 
lauf der in der Zeit vom 1. bis 15 Mpril in dem Rhein ger 
fangenen Fiiche aber, auf Grund der für den Rhein beftehenden 
Sonder: Beitimmung, dem allgemeinen Verbot des Art. 5 des 
Geſetzes vom 31. Mai 1865 nicht unterliegt, jo folgt, daß be= 
züglich des Beweiſes der Herkunft dieſer Fiſche die allgemeinen 
Rechtsregeln zur Anwendung zu kommen haben und deßhalb 
einer Anklage gegenüber der Entlaſtungsbeweis in dem Straf— 
verfahren auf jede Weile und zu jeder Zeit zuläflig fein muß; 
(vgl. hierzu die Verhandlungen zu dem jegigen Art. 5 des Ge— 
jeges vom 31. Mai 1865 im Journ. du Pal., lois, 1865 ©. 
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55, Urtheil des Appellhofes Colmar vom 9. Juni 1868 [Samml, 
Bd. 64 ©. 194)). Die Erwägung, daß die Verkäufer, melde 
nicht jofort bei dem Verkaufe der Fiſche fih über den Urfprung 
derjelben auszumweifen im Stande find, fi” gemäß Art. 7 des 
Geſetzes vom 31. Mat 1865 die Beichlagnahme und Veräußerung 
der Fiſche gefallen Iaffen müßten, obwohl fie nachher in Folge 
ipäter erbrachten Nachweiſes freigejprochen werden müßten, vermag 
an obigem Ergebniffe nichts zu ändern, da e3 Sade der Ver— 
fäufer ift, ſich durch rechtzeitige Beibringung de3 erforderlichen 
Nachweiies gegen die erwähnte Maßregel zu ſchützen, ihnen aber 
der fpätere Nachmeis, dab fie fich einer verbotenen Handlung 
nicht fhuldig gemacht haben, Mangels ausdrüdlicher® gejelicher 
Beltimmung nicht abgejchnitten werden darf. Der Berufungsrichter 
hat demnach durch jeine Annahme, daß die Angeklagten ſich des 
Vergehens des Art. 5 des Geſetzes vom 31. Mai 1865 dadurd) 
Ihuldig gemacht hätten, daß fie am 9. April in Straßburg 
Fiſche zum Verkauf ausfeßten, ohne fich gegenüber dem Polizei- 
beamten darüber ausweiſen zu können, daß die File im nicht 
der Schonzeit unterworfenen Gewäflern gefangen jeien und daß 
e3 nicht darauf anfomme, ob fie vor dem Scöffengericht nach— 
trägli in der That diejen Beweis erbradt haben, den Art. 5 
des Geſetzes vom 31. Mai 1865 verlegt, jo daß fein Urtheil 
nebit den demjelben zu Grunde liegenden thatlächlichen Feſtſtel— 
lungen aufzuheben und die Sache zur weiteren Verhandlung und 
Entjcheidung zurüdzuverweilen war. 

Die Frage, ob nit in der Zeit vom 14. Mai bis 29, 
Juni die Verjährung der Strafverfolgung eingetreten jei, war, 
da hierzu die Prüfung thatjächlicher Berhältniffe nothwendig ift, 
in der gegempärtigen Inſtanz nicht zu entſcheiden. 

Anmerkung. Mill man den $ 4 der Verordnung vom 12. Febr. 
1883 anf das Weilhalten, den Transport 2c. von Fiſchen während der 
allgemeinen (für die fünmtlichen Wafferläufe mit Ausnahme des Rheins 
durch die Verordnung von 1883 beſtimmten) Schonzeit allgemeine An- 
wendung finden laffen, jo würde Dies immerhin feine weitere Folge haben, 
als dab Mungels des fofortigen Nachweiſes der Herkumft der Fiſche, 


deren Beſchlagnahme und Verfteigerung nad Maßgabe des Art. 7 des 
Gelege vom 31. Mai 1865 und Art. 42 des Gefeges vom 15. April 
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1829 zu erfolgen hätte; eine Strafe wäre nicht ſchon deßhalb verwirkt, 
weil ber Transportant ſich nicht jofort (bei dem Transporte, bei dem Teil: 
halten 2c.) über die Herkunft der Fiſche ausweijen kann. Die gegentheilige 
Anfiht des Straffammerurtheild überfieht, daß die Vorichrift des 8 4 
der Verordnung von 1883, joweit diejelbe über Art. 5 des Geſetzes dom 
31. Mai 1865 hinausgeht, mit einer befonderen Strafianftion nicht ver— 
ſehen it, vielmehr behufs Verhängung einer Strafe im dieſer Nichtung 
ftets auf Art. 5 des Geſetzes vom 31. Mai 1865 zurüdzugehen tit, dieſer 
Artikel aber den jofortigen Nachweis nicht verlangt. (Vgl. in letzter Be— 
jiehung außer den in dem Revifionsurtheile enthaltenen Citaten noch das 
Appellurtheil von Colmar vom 21. Juli 1868 [Dall. 1869, 2, 157; Journ. 
du Pal. 1869, 223], ſowie die den analogen Fall des Art. 30 des Geſetzes 
dom 15. April 1829 betreffenden Urtheile des Pariſer Kaflationshofes 
vom 22. Jımi 1865 [Dall. 1865, 1, 498; Journ. du Pal. 1865, 1208] 
und des Tribunald von Lyon vom 12. April 1866 [bei Dall. 1868, 4, 18].) 


11. Beleidigung ; Wahrung berechtigter Intereſſen. 
8 193 St.GR. Mangel der erforderlichen Be— 
gründung; 8 350 St. P.O. 


(Urtheil des O.L. G. Colmar (Strafſenat) vom 2. Oltober 1886 in 
der Privatklageſache W. gegen 2.) 


Verwerfung der NRevilion des Privatflägers. 


Gründe. 

Der Berufungsrichter hat das Borhandenjein einer ftrafbaren 
Beleidigung in erfler Reihe deshalb verneint, weil die Angeklagte 
in ihrer Civilprozeßſache gegen den heutigen Kläger ihrem Anwalte 
die Mittheilung „lebterer habe in Paris fallirt” lediglich zu dem 
Zwede gemacht habe, um ihre Streitanjprüche zu vertheidigen. 
Viefe Begründung läßt einen Rechtsirrthum nicht erfennen. 
Venn auch die Frage der Anwendbarkeit des $ 193 St G. B. in 
der einen oder anderen Richtung einen rechtlichen Charakter haben 
mag, jo ift doch die Feitftellung, dab eine Aeußerung lediglich in 
der Abficht der Vertheidvigung eines beftimmten bereits klageweiſe 
verfolgten Anſpruches erfolgt fei, rein thatfächliher Natur umd 
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daher der Prüfung des Revifionsgerichtes entzogen. Folgemweile 
ift die Beflagte durch den angezogenen $ 193 in jolange geihükt, 
als nit das Vorhandenfein einer Beleidigung, d. h. im gegebenen 
Valle die beleidigende Abfiht aus der Form jener Mittheilung, 
oder aus den Umſtänden, unter welchen fie erfolgte, hervorgeht, 
eine Frage, welche wiederum dem thatjächlichen Gebiete angehört. 
Nun hat der Berufungsrichter das Vorhandenfein einer Belei— 
digung in der erwähnten Richtung nirgends feftgeftellt, wıd wenn 
er die beleidigende Abſicht auch nicht ausdrüdlich verneint hat, 
jo könnte hieraus doc höchftens ein Mangel der erforderlichen 
Begründung gefolgert werden, worauf aber nah $ 380 St.P.O. 
die Revifion nicht geftügt werden fan, Es erfcheint daher dem 
Sejagten zufolge die eingelegte Revifion unbegründet. 


12, Fortgeſetztes Verbrechen. Beleidigung. 
(VUrtheil des O.L. G. Colmar, Strafſenat, vom 23, Oft. 1886. J. 
g. Ww. A.) 
Gründe. 

Das angefochtene Urtheil hat in thatſächlicher Hinſicht ein— 
fach auf die Feſtſtellungen in dem erftinftanzlichen Urtheil des 
Schöffengericht3 Met Bezug genommen, auch die rechtliche Wür— 
digung des leßteren für zutreffend erachtet. Nun Hat das 
Schöffengericht für erwiejen erflärt, daß die Angellagte in ihren 
beiden Schreiben an die Generaldireltion der Reichgeiienbahnen 
in Straßburg vom 18. Auguft 1885 und 7. Januar 1886 den 
Privatllägern die nicht erweislih wahre Thatſache nachgeredet 
hat, der Privatlläger 3. habe zwei falſche Eide geſchworen und 
beide Privatfläger hätten ihr Vermögen ihr geraubt, ſowie daß 
die Angeklagte ferner in den beiden an den Privatkläger gerich— 
teten Pofltarten vom 2, und 8. September 1885 diejen als 
Elenden und als Verbrecher bezeichnet und der MPrivatklägerin 
die unerwieſen gebliebene Thatſache, der Angeklagten ihr Geld 
geftohlen zu haben, nachgeredet hat. In diejen Thatjachen hat 
das Schöffengericht Vergehen theils gegen $ 185, theil3 gegen 
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& 186 St.©.8B., begangen zum Theil gegen Einen der beiden 
Trivatlläger, zum Theil gegen Beide zujanımen, gefunden, gleich» 
wohl aber nur eine Strafe von 3 M., im Unvermögensfall von 
einem Tag Haft ausgejprochen, weil nur eine einzige fortgejegte, 
aus dem nämlichen Entjchlufje entiprungene und durch einheitliche 
jijammenhängende Zhätigleit verwirklichte Beleidigung der Pri— 
datlläger vorliege. 

Mit Recht wird hierwegen von der Nevifion eine unrichtige 
Anwendung des Strafgefeges auf die feitgeitellten Thatjachen 
gerügt. Nach den letzteren nämlich Handelt es ſich nicht bios 
„aniheinend“, wie das jchöffengerichtlie Urtheil annimmt, ſon— 
dem in der That um eine Reihe von jelbitftändigen Handlungen, 
duch welhe das Vergehen der Beleidigung mehrmals begangen 
worden ift. Der Rechtöbegriff der jelbitjtändigen Handlung, wie 
raus dem Zujammenhalt von $ 73 und $ 74 St.G.B. fi 
ergibt, ift durchaus verfannt worden, wenn ihm die Anwendung 
verlagt und dagegen ein ungetrenntes einheitliches Handeln gefunden 
wurde in einem Falle, wo — wie hier — eine Reihe von fertig 
in fih abgejchlofjenen, nad) der Zeit, dem Ort, der Art der Be» 
gedung verjchiedenen, gegen verjchiedene Perſonen gerichteten, 
gegenüber Verſchiedenen geäußerten und unter verjchiedene rechtliche 
Beurtheilung fallenden Beleidigungen als thatſächlich erwieſen 
teftgeftellt worden ift. Es fehlt insbefondere nad) den eigenen 
Feſtſtellungen der Vorinftanzen über Zeit und Ort der Begehung 
an dem zu dem jchwanfenden Begriff des fortgejegten Verbrechens 
rdenfalls erforderlichen ununterbrochenen, in Theilthätigkeiten zu 
einem einzigen großen Ganzen fortjchreitenden Handeln. Ebenjo 
lann die Einheit des Entſchlußes, dem alle die einzelnen Belei— 
digungen entiprungen fein jollen, nicht diefe, wenn fie es nicht 
ohne dies ſchon find, als ein einheitliches ungetrenntes Ganze 
eriheinen machen. Liegen, abgejehen von diefem Entſchluß, wie 
8 bier der Fall ift, mehrere jelbftftändige Beleidigungen vor, 
dann kann der Eine Entſchluß höchſtens beweijen, daß er auf eine 
große Reihe getrennter Beleidigungen gegangen ift und zu feiner 
Vethätigung nicht mit einer einzigen fi) begnügt hat, daß mithin 
ein Entſchluß zur Wiederholung, nicht aber ein ſolcher gegeben 
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ift, der auf einen einheitlichen, al$ Ganzes gedadhten Erfolg durch 
das Mittel einzelner Handlungen gerichtet war; vgl. Schwarke, 
Kommentar ©. 276 Ziff. 8, auch Berner, Lehrbuch ©. 287. 
Indem nun für die feitgeftellten mehreren jelbjtitändigen 
Strafthaten nur eine einzige Einzeljtrafe ausgeſprochen wurde, 
it $ 74 u. 78 St. G. B. dur Nichtanwendung verlegt worden 
und mußte unter Aufrehthaltung der thatlächlichen Feitltellungen 
das angefochtene Urtheil aufgehoben und die Sache zur ander 
weiten Verhandlung und Enticheidung gemäß $ 394 St. P.O. 
zurüdverwiejen werden. . 


13. Zurüdnahme der Klage. Widerflage. Koſten de3 
Rechtsſtreits. 

(Urtheil des Landgerichts Metz vom 23. Oftober 1885. G. g. M.) 

Die Wittwe G. hatte am 3. Dezember 1883 gegen M. 
Klage erhoben, dieſe aber mittels eines am 22. Dezember 1883 
zugeftellten Schriftjages, in welchem fie jih zur Zragung der 
Prozeßkoſten erbot, zurüdgenommen. Durch Schriftiag vom 19. 
Dezember 1883, welcher am 22. Dezember — aljo am nämliden 
Tage wie die Zurüdnahme der Klage — zugeftellt wurde, hat 
der Bellagte M. beantragt, die Klage fojtenfällig abzumeilen 
und, auf die von ihm erhobene Widerkflage erfennend, die Wider: 
beflagie zur Zahlung von 2500 Mark koſtenfällig zu verurtheilen. 

Bei der mündlichen Verhandlung beantragte die Klägerin, 
den Beflagten zu denjenigen Koften zu verurtheilen, um melde 
die Prozepfoften infolge. der angemeldeten Widerklage ſich erhöhen. 
Klägerin führte zur Begründung diejes Antrags aus: Die Wider: 
flage gelte nah $ 254 E.P.D. erſt mit ihrer Geltendmachung 
in der Hauptverhandlung als erhoben ; das Recht zur Widerflage 
beim Gericht der Hauptflage ſei eine Wirkung der mit der Klage— 
erhebung eintretenden WRechtshängigfeit; mit Zurüdnahme der 
Klage erlöjche aber nah $ 243 C. P.O. die Rechtshängigkeit mit 
allen ihren prozefjualen und civilrechtlihen Wirkungen, folglich 
au das Recht zur Erhebung der Widerffage; letztere jei daher 
unzuläſſig. Der Bellagte beantragte, die Klägerin zu den Koften | 
des Nechtsftreits zu verurtheilen, da durch die nicht zur Verhand— | 
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lung gelommene Widerklage Koſten nicht entitanden ſeien, jedenfalls 
aber die Klägerin durd Erhebung der Klage auch zur Erhebung 
der Widerklage Veranlafjung gegeben und daher auch die hier- 
duch etwa entftandenen Koſten zu tragen habe. 

Das Landgericht erfannte nad) diefem letzteren Antrag aus 
folgenden Gründen : 

Es ift zunächſt in thatjächlicher Beziehung anzunehmen, daß 
die bereit3 vom 19. Dezember datirende Widerklage, wenn auch 
erft am nämlichen Tage wie die Zurüdnahme der Klage, doch 
vor diefer Zurüdnahme, aljo noch während der Rechtshängigfeit 
der Stlage, zugeftellt worden iſt. Das Recht des Beklagten, eine 
Viderflage zu erheben, kann hiernach im vorliegenden Falle nicht 
in Zweifel gezogen werden. Da aber die Zurücknahme der Klage 
den Kläger nad) $ 243 Ab}. 3 C.P.O. verpflichtet, die Koſten 
des Rechtsſtreits zu fragen, jo fallen unter dieje Koften nicht 
nur die durch die Klageerhebung erwachſenen Koften, jondern auch 
diejenigen Koſten, welch: duch die Einreihung der Widerflage 
entitchen, wenn auch die Widerflage jelbjt erſt durch die Geltend— 
madhung in der mündlichen Verhandlung als erhoben gilt. Anders 
fünnte der Fall liegen, wenn die Klägerin dartdun wollte, daß 
die Widertlage thatlächlich erit nach der Zuitellung der Zurück— 
nahme der Klage eingereicht worden jei, odec daß der Beklagte 
dur eine frivole Widerklage die Koſten des Rechtsſtreits zu er— 
höhen gejucht hätte, was beides untergebens nicht zutrifft. 


14. Ablehnung eines Richters nah $ 30 StPO. 
Beſchluß der Straffanımer des Landgerichts Meg vom 11. Oktober 1886.) 
Bei den Beitimmungen über Ablehnung von Gerichtg« 
perjonen geht die St. P.O. von dem Sefichtspunft aus, daß in 
der Perſon des erfennenden Richters nichts vorliegen darf, was 
bei denjenigen Berjonen, denen das Ablchnungsrecht eingeräumt 
it, begründeten Zweifel zu erweden vermag, dab die zu ver» 
handelnde Straffadhe von Seiten eines Richters nicht nad) allen 
Richtungen hin mit voller Unbefangenheit geprüft werden würde. 
As ein ſolcher, die Ablehnung eines Richters rechtfertigender 
Grund muß aber auch der Umftand betrachtet werden, daß ein 
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Angellagter bereit3 früher auf den von einem der erfennenden 
Richter geitellten Strafantrag hin ftrafgerichtlih verfolgt und 
verurtheilt wurde, weil gerade in einem ſolchen Yalle bei dem 
Angeklagten nothwendigerweiſe der Glaube erwedt werden muß, 
daß er ih in der Perſon diejes Richters einem perjönlichen 
Gegner gegenüber befinde, welchem deßhalb in der zu verhan- 
delnden Sade die erforderlihe Unpartheilichteit abgehe. 


C. Literaturbericht. 


Pandekten von Univerfitätsprofefjor Dernburg. 
Bd. 1 u. 2. Verlag von Müller in Berlin. 

Der berühmte KRechtslehrer und Kommentator des Preuß. 
Landrechts bietet uns hier eine glei meifterhafte Bearbeitung 
des gemeinen deutjchen Civilrechts. Mit Gründlichkeit und Scharf: 
finn find die Fragen der civiliftiihen Wiſſenſchaft und Praris 
behandelt und ijt das im Gebiete des gemeinen Rechts heute geltende 
Recht jo, wie es vom Richter anzuwenden ift, dargeftellt. Ge— 
bührende Rüdfiht ift daher auch auf den Einfluß der neuen 
Reichsjuftizgefehe genommen. Als Beijpiel Hierfür möge di 
Frage hervorgehoben werden, ob die Beſitzklagen jet noch un— 
geachtet des $ 279 C.P.O. die rechtliche Natur doppeljeitiger 
Klagen an ſich tragen oder nicht. Entgegen der Auffalfung der 
Konmnentare bejaht der Gelehrte in jcharflinniger Weile dieſe 
Frage (Bd. 1 ©. 299 Anm. 7). Da, wo der Verfaſſer die bis— 
her herrjchenden Rechtsanſchauungen beftreitet, widerlegt er fie in 
überzeugenditer Weile, indem er jeine Anfichten mit gründlicher 
Gelehrſamkeit, geradezu klaſſiſcher Klarheit und praftiihem Blide 
entrwidelt. Bei der hohen Bedeutung, welche da3 Studium der 
Pandelten auch für die Juriften des franzöſiſchen Rechts hat, 
halten wir es für geboten, hier auf diejes hochbedeutſame Werl 
hinzumweifen. Der erfte Band behandelt den allgemeinen Theil 
und die dinglichen Rechte, der zweite Band das Obligationenredt 
und der dritte Band wird das Familien- und Erbrecht ent: 
halten. G. 
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15. Handelskauf. Klage auf Erfüllung mit Schadens— 
erjaß wegen Verzögerung der lehteren. 


1. Wird bei verzögerter Grfüllung auf Nahholung derfelben mit 
Schabenserfag geklagt, To muß die nachträgliche Erfüllung nicht auf ein 
Mal geiheben, ſondern es kann unter Umitänden ratenweife Erfüllung 
begehrt werden. 

2. Iſt die Lieferungsfrift nur ſchwankend, mit Zulaffung eines ge= 
wiſſen Spielraums 'beftimmt, jo liegt kein Firgeichäft vor. 

3. Jm Antrag auf Verurtheilung zu einer beftimmten Entihädigung 
liegt auch der Antrag auf Feitftellung der Schadenserjagpfliht und es 
kann beim Ausſpruch der legteren zugleich Feſtſtellung der Grundfäge für 
die künftige Liquidation etwaigen Schadens erfolgen. 

(Neichsgericht, II. Civilfenat, v. 12,Nov. 1886, 200/86, mit O. L. G. 
Sdmar, III. Senat, v. 19, Febr. 1886.) 

Der Bellagte hatte dem Kläger im Laufe des Jahres 1883 
1000 Doppelzentner Kleie zum Preis von 9 M. 20 Pf. für 
den Doppelzentner zu liefern; Kläger hatte die hierzu erforder- 
lichen Säde zu jtellen. Bis zum November 1883 waren erjt 
600 Doppelzentner geliefert, weshalb Beklagter den Kläger 
darauf aufmerfjam machte, daß noch 400 Doppelzentner Kleie 
in Empfang zu nehmen jeien und daß Kläger, wenn er feine 
feeren Säde mehr ſchicke, die Folgen hiervon tragen muſſe. 

Nunmehr machte Kläger dem Bellagten in einem Schreiben 
vom 19. November 1883 den Borjchlag, die fehlenden 400 
Doppelzentner auf die erften acht Monate des Jahres 1884 
zu vertheilen und fügte bei, er habe diejen Weg deshalb ge- 
wählt, weil derſelbe ihm gejtatte, dem Beklagten Hinfichtlich der 
‘ für das Jahr 1884 weiter benöthigten 600 Doppelzentner Kleie 
den Vorrang einzuräumen, fall3 derjelbe zu gleichen Preifen 
wie jeine Kollegen verkaufe. Am 23. November 1883 erwiderte 
der Beklagte, daß er den Vorjchlag des Klägers ann der 
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BVertheilung der 400 Säde auf die eriten acht Monate des 
Jahres 1884 annehme, äußerte jich Dagegen nicht über das auf 
die Lieferung von weiteren 600 Doppelzentnern Kleie bezüg- 
liche Anerbieten. Nachdem in diefer Beziehung noch eine Reihe 
von Briefen mit verjchiedenartigen Vorſchlägen zwiichen den 
Parteien gewechjelt worden waren und Kläger den Beklagten 
durch Gerichtsvollzieheratt vom 10. April 1884 unter Ans 
drohung einer Klage auf Vertragserfüllung und Schadenserjat 
aufgefordert Hatte, die Lieferungen für die eriten fünf Monate 
diejes Jahres mit 250 Doppelzentnern zu bethätigen und in 
den drei folgenden Monaten je weitere 50 Doppelzentner zu 
Viefern, erfolgte im Juni 1884 die Erhebung der Klage. In 
diefer verlangte Kläger die Verurtheilung des Beklagten zur 
nachträglichen Lieferung der 400 Doppelzentner Kleie in acht 
von der Nechtsfraft des Urtheils an beginnenden Monatäraten 
von je 50 Doppelzentnern, jowie zur Zahlung einer Entjchä- 
digung von je 2 M. 26 Pf. für den Doppelzentner. Zur Bes. 
gründung der Klage führte Kläger aus, der Beklagte habe am 
23. November 1883 den auf Bertheilung der rückſtändigen 
400 Doppelzentner Kleie gerichteten Borichlag ohne Vorbehalt 
angenommen und Die rechtliche Wirkſamkeit dieſes Ueberein— 
fommens fei durch das Scheitern der jpäteren, ausjchließlich auf 
eine neue Lieferung von 600 beziehungsweile 300 Doppelzentnern 
bezüglichen Vorſchläge in Feiner Weiſe berührt worden. Der 
Beklagte beantragte Abweilung der Klage und erhob Widerflage 
auf Bezahlung einer Entichädigung von 4OOM., indem er aus- 
führte, es jei mit Nüdficht auf den engen Zuſammenhang zwijchen 
den vom Kläger gemachten auf die rücitändigen 400 und die 
weiteren 600 Doppelzentner bezüglichen Borichlägen nur das 
frühere Uebereinfommen maßgebend, nad) welchem die Kleie 
längftens bis 31. Dezember 1883 zu liefern gewejen ſei; bier- 
nach jei aber der Beflagte, der den Stläger durch mehrere Schreis 
ben vom 20. 27. und 30. Dezember unter Androhung des Rüde 
tritt$ zur nachträglichen Lieferung aufgefordert habe, berechtigt, 
vom Vertrage abzugehen und wegen des inzwijchen eingetretenen 
Minderwerthes der Kleie Schadenserjaß zu verlangen. 
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Durh Urtheil des Landgerichts Zabern vom 10. Juni 
85 wurde der Beklagte verurtheilt, die rücjtändigen 400 
Doppelzentner Kleie zum Preis von IM. 20 Pf. für den 
joppelzentner dem Kläger in der Weife zu liefern, daß von 
# Rechtskraft des Urtheil® an gerechnet jeden Monat 50 Dop- 
zentner zu liefern jeien. Dagegen wurden die weitergehenden 
Mprüche des Klägers ebenjo wie die Widerflage abgewiejen. 
5» Hierbei ging das Yandgericht von der Auffaſſung aus, der 
dom Kläger am 19. November 1883 gemachte Borjchlag ſei 
nm Beklagten vorbehaltsfo8 angenommen und dadurd Die 
fühere Vereinbarung bejeitigt worden, e3 jei ſonach der Be- 
logte zur Erfüllung des Vertrags zu verurtheilen und die 
Biderflage abzuweiien; die Schadenserfaßforderung des Klägers 
heine dagegen al3 unbegründet, da ein Beweis für Die be— 
nuptete Schädigung nicht vorliege und der vom Kläger ange: 
tene Beweis unerheblich jei. 

Gegen dieſes Urtheil legte Kläger Berufung ein und be- 
fragte, den Beklagten wegen verzögerter Lieferung der Kleie 
# Schadenserjag zu verurtheilen und zwar 

1. zur Bezahlung einer Summe von 1120 M., welche der 
Üfferenz; zwiſchen dem vertraggmäßigen Preis der Kleie und 
im Jahre 1884 geltenden Marktpreije entiprechen, 

2 zur Zahlung desjenigen Betrags, um welchen der Marft- 
Teis der Kleie zur Zeit der nunmehrigen Lieferung unter den 
Finfaufspreis herabgejunfen jein werde. 

Der Beklagte beantragte Abweiſung der Berufung und er- 
Bo Anſchlußberufung mit dem weiteren Antrag, die Klage ab- 
Mveilen und den Kläger und Widerbeflagten zur Zahlung einer 
mtihädigung von 100 M. zu verurtheilen. 

Durch Urtheil des Oberlandesgeriht3 Colmar, 3. Senat, 
dm 19, Februar 1886 wurde das angefochtene Urtheil injo- 
it aufgehoben, als durd) dasjelbe die Entjchädigungsforderung 
es Klägers zurücgewiejen worden ift und wurde diejer für 
erechtigt erklärt, an dem von ihm zu bezahlenden Kaufpreis 
ir die zu beziehende Kleie denjenigen Betrag als Schadens 
ag in Abzug zu bringen, um welchen der mittlere Durch— 
4* 
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jchnittSpreisS der Stleie zur Zeit der wirklichen Lieferung ſich 
nad) den hierüber ergebenden öffentlichen Bekanntmachungen 
niedriger geftalten werde, al3 der Preis zur Zeit der geichul- 
deten Leiftung. Als Marktort für die Vergleihung der Preije 
wurde die Stadt Straßburg und als die maßgebenden Zeit: 
punfte für Die einzelnen Lieferungen wurden die erjten Marft- 
tage der Monate Februar bis September 1884 einerjeit3 und 
die der wirklichen Lieferung unmittelbar vorausgehenden Marft- 
preije andererjeit3 bezeichnet. 

Die Anjchlußberufung des Beklagten wurde verworfen und 
diefer auch mit den Koften der zweiten Inſtanz belaftet. Auch 
wurde das erlaflene Urtheil gegen eine vom Kläger zu leiftende 
Sicherheit von 300 M. für vorläufig vollitrekbar erflärt und 
demgemäß erfannt, daß in der Urtheilsformel des Urtheils erjter 
Inſtanz die Worte „von der Nechtöfraft des Urtheils an ges 
rechnet“ zu ftreichen jeien. Dieje Entiheidung wurde im Weſent— 
lichen auf folgende Gründe gejtüßt: Die Frage, ob im Laufe 
des November 1883 das von dem Kläger behauptete Ueberein— 
fommen über die Lieferungsfrift für die noch rücjtändigen 400 
Doppelzentner Kleie zu Stande gekommen fei, müſſe mit dem 
erjten Richter bejaht werden. Allerdings habe Kläger feinem: 
Vorſchlag eine auf die Lieferung weiterer 600 Doppelzentner‘ 
bezügliche Bemerkung beigefügt. Aber er habe jein auf die 
Nachlieferung der rüdjtändigen 400 Doppelzentner bezügliches 
Anerbieten nicht von dem Zuftandefommen einer Vereinbarung 
über den Verkauf von weiteren 600 Doppelzentnern abhängig 
gemacht und der Beflagte hab: den auf die Erjtredung der 
Lieferungsfrift bezüglichen Vorjchlag angenommen, ohne anzu- 
deuten, er wolle fi nur unter der Vorausjegung binden, daß 
auch wegen der weiteren 600 Doppelzentner, bezüglich deren 
er ſich freie Hand vorbehalten habe, eine Einigung erzielt werbe. 
Auch auf die jpäteren zwijchen den Parteien gemwechjelten Briefe 
fünne fich der Bellagte mit Erfolg nicht berufen, da fich aus 
denjelben nicht ergebe, daß das in Frage jtehende Uebereinfummen 
wieder rückgängig gemacht worden jei. Als zweifelhaft könne 
e3 allerdings erjcheinen, ob Kläger jebt, nachdem die zwilchen 
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den Parteien vereinbarten Lieferungstermine längſt vorüber 
ſeien, noch friſtenweiſe Lieferung verlangen könne, indem ſich 
hiergegen anführen laſſe, daß der Geſetzgeber, wenn er in den 
Artikeln 355 und 357 9.6.8. dem Käufer gegenüber dem be— 
reits im Verzug befindlichen Verkäufer unter gewiſſen Voraus: 
gungen ein Necht auf Erfüllung des Vertrags einräume, 
die jofortige Erfüllung im Auge gehabt haben miüſſe. 
Tiefes Bedenken fünne aber dann nicht als durchichlagend an- 
geiehen werden, wenn der Käufer an der vertragsmähig be- 
dungenen ratenweiſen Erfüllung ein Interefie habe. In einem 
ſolchen Fall würde nämlich der auf Erfüllung beharrende Käu— 
fer durch die Verpflichtung zur fofortigen Annahme der ganzen 
Leiſtung in jeinen Rechten geichädigt und die offenbare Abficht 
des Geſetzgebers, den nicht ſäumigen Theil joweit möglich in 
dieſelbe Lage zu verjeßen, in welcher er fich bei rechtzeitiger 
Lieferung befunden hätte, nur unvolljtändig erreicht werden. 
In vorliegenden Falle ſei aber ein derartiges Intereſſe des 
Migers, der Lieferungen von mehr als 100 Doppelzentner gar 
Siht gleichzeitig in feinem Gejchäfte unterbringen und verwerthen 
Öinne, gegeben. Zudem habe der Beklagte das auf frijtenweije 
Lieferung gerichtete Begehren des Klägers nirgends beſonders 
beanitandet und das angefochtene Urtheil in dieſer Rich— 
tung nicht angegriffen, jonach zu erfennen gegeben, daß 
ein entgegengeſetztes Intereſſe auf feiner Seite nicht 
vorhanden ſei. Was Die Verpflichtung des Beflagten zum 
Schadenserjag anbelange, jo jei die anjcheinend von beiden 
Parteien getheilte Auffaſſung, als ob ein Firgeihäft im Sinne 
des Artikels 357 H.G.B. in Frage stehe, für das Ger 
richt, da es ſich hierbei lediglih um eine Nechtsanjchauung 
handle, nicht bindend. Auch jet diefe Auffafjung offenbar, uns 
begründet, weil die Lieferungsfriit für die Kleie nur nad) Mo— 
zaten fejtgejeßt jet und die dem Schreiben vom 23. November 
1883 beigefügte Bemerkung des Bellagten „sacs & fournir au 
commencement de chaque mois,“ abgejehen davon, daß fie 
lediglich auf die Säcke Bezug habe, wegen ihrer Unbejtimmt- 
beit den Vorausjegungen des Artifels 357 H.G. B. nicht ent- 
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ipreche. Gleichwohl könne Abjak 3 dieſes Artikels, wie auch 
in der Rechtiprehung durchweg angenommen werde, für Die 
Berechnung des Schadens injofern in Betracht gezogen werden, 
als Hier der Gejeßgeber von der durch die Handeld- und Ver— 
fehrsverhäftnifie vollftändig begründeten Vermuthung ausgehe, 
dag ein Geichäftsmann regelmäßig in der Lage fein werde, 
jeine Waaren zum Marktpreis an den Mann zu bringen. Es 
bedürfe daher des vom erften Nichter in diefer Beziehung ver- 
mißten Nachweiies nicht. Da Kläger aber nicht wegen Nicht: 
erfüllung, jondern nur wegen verzögerter Erfüllung Schadens- 
erfaß verlange, jo fünne derjelbe nicht behaupten, ev jei nicht 
in der Lage, die Kleie weiter zu veräußern und habe jonad) 
Erſatz des durch dieſe Veräußerung zu erzielenden, nad) Art. 
357 9.6.8. zu berechnenden Gewinns zu beanjpruchen. Biel: 
mehr jei als Schaden des Käufers in einem folchen Falle der: 
jenige Betrag anzufehen, um weichen der Marktpreis der Waare 
jeit dem Zeitpunkt der geichuldeten Leiftung oder dem Eintritt 
des Verzugs bis zur wirklichen Lieferung geſunken ſei. In diefer 
Weiſe jei demnach der dem Kläger zufommende Schadenserjag, 
obgleich Kläger urjprünglich eine niedrigere Berechnung aufge: 
jtellt Habe, zu berechnen, da die von demjelben vorgenommene 
Berichtigung und Erweiterung des Klagantrags nad) den SS 240 
Ziffer 1 und 2 und 491 C.P.O. jederzeit zuläfjig jei. Der 
Umſtand, daß der dem Kläger nach diefen Grundſätzen zu: 
fonımende, der Natur der Sache nad) vom Kaufpreis in Ab— 
zug zu bringende Betrag wegen der Hinausſchiebung der Lie 
ferungsfriſten noch nicht ziffermäßig feitgeftellt werden könne, 
jet unerheblich ; denn da die Durdjichnittspreiie des Getreides 
und der Nebennugungen veröffentlicht zu werden pflegten, ge— 
nüge es, im Urtheil einerjeitS den Marftort, andererſeits die 
maßgebenden Marfttage zu bezeichnen. In erjterer Beziehung 
jei nad) Art. 324 HGB. der Wohnfig des Beklagten maß— 
gebend und erjcheine die Stadt Straßburg mit Nücficht auf 
die Lage und Bedeutung dieſes Handelsplates als der für die 
Bergleihung der Marftpreife geeignetite Ort. Was die Markt: 
tage anbelange, könne aber von Erörterung der Frage, ob der - 
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Zeitpunft der geichuldeten Leiftung oder der Beginn des Ver: 
zugs als Anfangspunft zu dienen habe, Umgang genommen 
werden. Da Bellagter am 27. Dezember 1883 bejtimmt er- 
Härt habe, daß er die bis zum 31. Dezember dejjelben Jahres 
zu liefernde Kleie nicht mehr liefern werde, habe es nämlich 
nach allgemeiner handelsrechtlicher Anjchauung zur Verzugs— 
ſetzung einer bejonderen Aufforderung nicht mehr bedurft, der 
Berzug ſei vielmehr mit Ablauf des jeweiligen Lieferungsmo— 
nats von ſelbſt eingetreten. Hiernach rechtfertige fich die in 
der Hauptjache getroffene Enticheidung ihrem ganzen Umfange 
nad. Die Prozeßkoſten jeien, obgleich die Möglichkeit nicht aus— 
geſchloſſen ſei, daß Kläger bei der gewählten Berechnung den 
gewünjchten Schadenserjaß nicht oder doch nicht in dem bean- 
pruchten Maße erhalten werde, dem Beflagten zur Laſt zu 
legen, weil Diejer Hinsichtlich der den Hauptgegenftand des 
Streits bildenden Verpflichtung zur Lieferung unterlegen jet und 
von der Schadenserjaßforderung, welche als Nebenforderung im 
Sinne des S 4 EBD. zu betrachten und nah) $ 9 G.K.G. 
af Die Feſtſetzung des Streitwerths ohne Einfluß jet, bei der 
Enticheidung im Kojtenpunfte Umgang genommen werden fünne. 
Was Ichlieglicd; den Antrag des Klägers anbelange, das er- 
gehende Urtheil für vorläufig vollſtreckbar zu erklären, jo fei 
nicht glaubhaft gemacht, daß dieſem die Ausjegung der Voll 
itrefung einen bejonderen Nachtheil bringen werde, e3 könne 
hiernach gemäß $ 650 C. P.O. die fofortige Volljtrefung nur 
gegen Sicherheitsleiftung zugelaſſen werden. 

Die Revifion des Beklagten iſt zurücgewiejen worden. 

Entjicheidungsgründe. 

Die Revifion fonnte nicht für begründet erachtet werden, 

1) Zunächjt wird von dem Reviſionskläger ohne Grund 
geltend gemacht, das Berufungsgericht habe den Begriff des 
„Fixgeſchäfts“ (HG.B. Art. 357) verfannt. Die in dem 
angefochtenen Urtheil enthaltenen Ausführungen über die Natur 
dieſes Geichäfts find zwar nicht ganz präzis; aber diejelben 
lafjen nicht erfennen, daß das Berufungsgericht in dieſer Be- 
ziehung von einer rechtsirrthümlichen Auffaſſung ausgegangen 
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wäre.. Nach den thatjächlichen Feſtſtellungen, welche bezüglich 
des zwijchen den Parteien geichlojienen Vertrags vorliegen, it 
nicht bedungen worden, daß die Waare „genau” binnen einer 
„feſtbeſtimmten“ Friſt geliefert werden jolle, und konnte das 
Berufungsgeriht ohne Rechtsirrthum annehmen, daß nach der 
Abficht der Parteien die Innehaltung diefer Friſt einen wejent- 
fihen Beitandtheil der Leiſtung des Verkäufers nicht bil- 
den jolle. 

2) Auch die Beichwerden, welche die Feititellung des wegen 
verjpäteter Erfillung zu gewährenden Schadenserjaßes 
betreffen, erjcheinen als unbegründet. Der Kläger war bered)- 
tigt, anßer der VBerurtheilung zur Erfüllung des Bertrags Feit- 
ftellung der Entichädigungspflicht des Beklagten für den Fall 
zu verlangen, daß ihm im ‚Folge der verzögerten Erfüllung ein 
Schaden erwadje (H.G.B. Art. 355). Auf Grund eines jolchen 
Begehrens konnte das Gericht ohne Weiteres die beantragte Feſt— 
jtellung unter Vorbehalt der Liquidation des Schadenserſatzes 
vornehmen, aber auch zugleich die Grundjäge ausiprechen, nad) 
denen die Liquidation zu erfolgen habe. Der Umjtand, daß 
der Kläger nicht bloß Teititellung der Schadenserjagpflicht, 
jondern Verurtheilung des Beklagten verlangt hat, ändert hier: 
an nichts, weil im diefem Antrag auch der Antrag zur Feſt— 
jtellung enthalten und ein jolcher bei den gegebenen Verhält— 
nifjen zuläflig war. Die Art und Weile, in welcher die Ent: 
Ihädigung berechnet wurde, läßt nicht erfennen, dal das Be 
rufungsgericht von einer rechtsirrthünlichen Auffaſſung beherricht 
worden wäre. Dafjelbe hat zudem in diefer Bezichung nad 
$ 260 C.P.O. eine freiere Stellung und fonnte die Höhe des 
Schadens nad) Ermeſſen feſtſetzen. 


3. Was die Entjcheidung über die Prozeßkoſten anbelangt, 
jo kann dahin gejtellt bleiben, ob die Ausführung des Beru- 
fungsgerichts, die Schadenserjaßforderung jei nur als „Neben- 
forderung“ anzujehen, bei den gegebenen Verhältniſſen zutref- 
fend jei. Die ergangene Entjcheidung ift nämlich jedenfalls aus 
dem Grunde al3 gerechtfertigt anzujehen, weil Kläger mit jeinem 


| 
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vom erſten Richter zurüdgeiwiejenen Aytrag auf Echadenserjag 
in zweiter Inſtauz durchgedrungen ift umd gegenüber dem Be— 
klagten, der ſich auch der Feitjtellung der Entſchädigungspflicht 
im Allgemeinen widerjette, obgejiegt hat. 


16. Rayongeſetz. Entſchädigungsrente; Anſpruch auf 
dieſelbe; Aktivlegitimation gegenüber dem 
Reichsfiskus. Nebenintervention. 

1) Der Anſpruch auf die Entſchädigungsrente (8 36 Gef. vom 21. 
Dezember 1871) haftet nicht am Grundſtück, jondern fteht als perfönliches 
Recht dem entichädigten Eigenthümer zu. 

(Landg. Meg vom 1. Dez. 1885 und Oberl.Ger. Colmar, II. Senat 
vom 24. März 1886.) 

2) Dem Reihafisfus gegenüber ift bei Zahlung der Nente die Aktiv: 
kgitimation an die jeweilige Gintragung als Befiger im Nayonfataiter 
gefnüpft; ihn berührt die (unter 1. entichiedene) Frage nicht, went der 
Rentenanipruch zufteht und ob derielbe perjönlicher oder dinglicher Natur ift. 

(Reichsgericht, IL. Givilfenat vom 20, November 1886.) 

Der Kläger Augujt Guillemin beſaß in der Nähe des zur 
Feſtung Mes gehörenden Forts Zaftrow ein Anweſen, zum 
Theil im erjten, zum Theil im dritten Feitungsrayon. Wegen 
der hieraus entipringenden Eigenthumsbejchränfung wurde dem— 
jelben auf erhobene Sage eine nad) Maßgabe des $ 36 Abi. 
3 des Gel. vom 21. Dezember 1871 berechnete Jahresrente 
von 600 M. auf 37 Jahre als Entichädigung gerichtlich zu— 
geiprochen. Durd) VBerjteigerung vom 31. Juli 1884 ging das 
Anweſen auf Peter Greiveldinger über, wobei ein Vorbehalt 
bezüglich der Nente nicht gemacht und nur im Allgemeinen be- 
dungen wurde, daß der Erwerber alle aktiven Servituten zu 
genießen, die paſſiven zu tragen habe. 

Weil nad) dem 5 36 des Geſetzes vom 21. Dezember 1871 
die Rente dem jeweiligen im Nayonkatafter bezeichneten Befiger 
des Grundſtücks zahlbar ift, verweigerte der beffagte Fiskus die 
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Zahlung der am 23. April 1885 verfallenen Rate an den 
Kläger und hat diefe und die jpäter verfallenen Raten hinter— 
fegt. Mit der im September 1885 gegen den Fiskus erhobenen 
Stlage wird beantragt, auszuiprechen, daß die Rente nicht an 
dem vom Kläger verkauften Grundftüde hafte und daher das 
Bezugsrecht derjelben nicht auf den neuen Eigenthümer Greivel— 
dinger übergegangen, daß diejelbe vielmehr periönliches Eigen- 
thum des Stlägers jei und die Auszahlung daher an den letzteren 
erfolgen müſſe, folgeweile den beflagten Fiskus für gehalten zu 
erklären, die bis jebt fälligen, jorwie Die weiter fälligen Raten 
an den Kläger zu bezahlen, dem Beklagten die often des Ber: 
fahrens zur Laſt zu legen. Der Beflagte hat Abweiſung der 
Klage begehrt; Greiveldinger ift demjelben als Nebenintervenient 
beigetreten mit dem Antrage, die Nebenintervention als zuläfitg 
zu erflären und die Klage abzuweiſen. Der Kläger hat Ab— 
weilung der Nebenintervention beantragt. 

Durch Urtheil vom 1. Dezember 1885 hat das Landgericht 
zu Metz fejtgejtellt, daß die Nente von 600 M., jowie der da: 
von hinterlegte Betrag dem Kläger zufteht. Die Kojten wurden 
dem Intervenienten Gretveldinger zur Laſt geſetzt, einſchließlich 
der Koften der Hinterlegung. E3 wurde dabei der $ 72 C. P.O.“ 
fiir anwendbar erachtet. 

Gegen Diejes Urtheil hat Greiveldinger Berufung eingelegt, 
welche ev gegen den Kläger richtete und jpäter auch auf den 
Reichsfiskus ausdehnt. Er beantragte, unter Aufhebung des 
Urtheils die erhobene Klage entiprechend dem vom Berflagten in 
eriter Inſtanz gejtellten und von dem Nebenintervententen 
unterjtügten Antrage als unbegründet abzuweijen, jedenfalls dem 
Intervenienten nicht mehr als die Koſten jeiner Intervention 
zur Laſt zu legen. 

Für den Berufungsbeflagten Guillemin wurde beantragt, 
die Berufung als unbegründet Eoftenfällig zu verwerfen; für 
den Fiskus: das Gericht wolle nach feiner Weisheit entjcheiden 
und die Koften dem Berufungsfläger zur Laſt legen. 

Mit Urtheil vom 24. März 1886 Hat das Oberlandes- 
gericht die Berufung zurücdgewiejen, jedoch mit der Mafigabe, 
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daß dem Berufungskfläger Greiveldinger außer den durch) feine 
Nebenintervention veranlaßten Koſten die Hälfte der übrigen 
Koften, den Berufungsverflagten Guillemin die andere Hälfte 
zur Lajt gelegt wird. Bon den Koſten der Berufungsinftanz 
wurde ebenfalls die eine Hälfte dem Berufungsfläger, die andere 
Hälfte dem Berufungsbeflagten Guillemin zur Laft gelegt. 
Tiefe Entjcheidung beruht im MWejentlichen auf folgenden 
Gründen: 

Es liege dem erſten Urtheile eine zutreffende Auslegung 
des $ 36 des Geſetzes vom 21. Dezember 1871 zu Grunde. 
Die Belajtung eines Grundftüces mit den Rayonbeichränkungen 
werde im $ 35 als eine Verminderung des Werthes aufgefaßt, 
für welche dem Befiter Erſatz geleiftet wird. Indem das Grund- 
jtüd eine dingliche Belaftung erleidet, gewinne der Beſitzer eine 
Forderung auf Leiftung eines Gegenwerthes. Auf die rechtliche 
Natur diefer Forderung habe es feinen Einfluß, ob fie auf 
Kapitalabfindung oder Nente gehe. Die Loslöfung des Erſatzes 
vom Grumdjtüce, welche bei der Entjehädigung in Kapital 
offenfichtlich eintrete, müſſe nach allgemeinen Nechtsgrundjägen 
auch bei der Beitellung eines Rentenanjpruches als Gegenwerth 
maßgebend ericheinen. Falle die Beichränfung fort, jo ſei von 
Rüdfgewährung der Kapitalabfindung feine Nede, die Rente 
aber erlöjche, jedoch brauche die darin enthaltene Amortijations- 
quote, bejtehend in 1 pGt., nicht zurückgewährt zu werden. Trete 
auch in der Beitimmung des $ 36 a. a. D. eine fortdauernde 
rechtliche Beziehung zwiichen Nente und Grundſtück zu Tage, 
jo folge daraus doch nicht, daß das Grundſtück ſelbſt als Träger 
des Nentenrechtes gedacht und daß in $ 36 dur Schaffung 
eines neuen Nechtsinftituts der Grundjaß durchbrochen jet, daß 
ein Forderungsrecht eine Perſon als Rechtsſubjekt unterjtelle, 
während Anlaß und Abficht des Abjag 4 des 8 36 im der 
Sorge für die fichere Bejtimmung des Nentenberechtigten im 
Interefie des Fiskus zu erkennen ſei. Die Möglichkeit künftigen 
Wegfall der Nayonbejchränfungen ſei von den Betheiligten in 
Rehnung zu ziehen, wenn eine Trennung des Nentenrechtes 
von dem Grundſtücke eintrete und dadurch der Erfolg vorbereitet 
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werde, daß dasjelbe Ereigniß dem Einen VBortheil, dem Anderen 
Nachtheil bringe. Wäre in $ 36 Abjah 4 eine untrennbare 
Berbindung zwischen Rente und Grundjtüd gejchaffen, jo würde 
nicht blos im Falle des 835 Abſatz 3 eine eigenthümliche Rechts— 
gemeinjchaft zwijchen verjchiedenen Grundſtücken entitehen; es 
wirde auch der von dem Berufungskläger betonte Mangel eines 
Borbehaltes der Nente bei der Verfteigerung vom 31. Juli 1884 
gleichgültig und eine Verfügung über die Nente durch Teſſion, 
Beichlagnahme u. ſ. w. unzuläffig ericheinen. Die Bejtimmung 
der Nente gehe auch nicht von einer Schätzung der Ertrags- 
minderung, jondern der Werthsminderung, alſo der Höhe des 
Subjtanzverluftes aus und jei auf 6 pCt. dieſes lebteren be— 
ftimmt. Am 31. Juli 1884 hätten die Grundſtücke nicht anders 
als mit der Rayonbelaftung übertragen werden fünnen, jeien 
auch im damaligen Zultande und mit allen aktiven und pajliven 
Laſten verjteigert worden. Daß die Nente nicht als Aktivdienſt— 
barfeit des Grunditüds auch nicht als ein ſtillſchweigend in: 
begriffenes Acceſſorium defjelben betrachtet werden fünne, bedürfe 
feiner weiteren Ausführung. 

Der erjte Richter habe auch mit Necht verneint, daß bei 
der Berjteigerung die Abficht beitanden habe, die Nente auf 
den Steigerer zu übertragen. 


Gegen diejes Urtheil hat der Nebeninterventent Greivel— 
Dinger rechtzeitig Nevifion eingelegt und den Beflagten mit- 
geladen. Er beantragte Aufhebung des Berufungsurtheil® und 
in der Sache Entjcheidung nad) feinen in der Berufungsinftang 
gejtellten Anträgen. Der Beklagte beantragte unter Anheimgeben 
der Enticheidung, daß die Koſten der Nevilionsinitanz, ſoweit 
jolche für den Neichsfisfus erwachſen, dem Neviftonskläger zur 
Laſt gelegt werden. Für den Reviſionsbeklagten iſt Zurüd- 
weilung der Reviſion beantragt worden. 


Entiheidungsgründe. 


„Nach der prozeſſualen Sachlage ift der deutjche Reichs— 
fisfus der Bellagte und Greiveldinger ift demſelben als Neben» 
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intervenient beigetreten. In dieſer Eigenſchaft kann er aber 
eigene Rechte gegen den Kläger nicht geltend machen und kann 
in dem gegenwärtigen Rechtsſtreite überhaupt nicht über das 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem Kläger und dem Nebeninter— 
venienten, ſondern nur über dasjenige zwiſchen jenem und dem 
Beklagten entſchieden werden. Da der Nebenintervenient zwar 
wirfjam für die Partei, mit oder ohne ihren Willen, nicht aber 
gegen ihren Willen handeln Tann, jo hätte auch die von dem— 
jelben in forrefter Weile auch gegen den Beflagten eingelegte 
Berufung für unzuläffig erflärt werden follen. Es fommt jedoch 
hierauf weiter nicht an, weil bei der feitgeftellten Prozeßlage 
nur der Anſpruch des Klägers gegen den Fiskus zu prüfen, bei 
rihtiger Auslegung des jogenannten Rayongeſetzes vom 
21. Dezember 1871 aber die Aftivlegitimation des Klägers zur 
Berfolgung eines Rentenanſpruchs gegen den Fiskus zu ver- 
neinen und lebterer nicht für verbunden zu erachten tft, jich mit 
dem Kläger auf einen Nechtzitreit über die Frage einzulajlen, 
ob Diejem oder dem Greiveldinger der Anſpruch zuftehe. 

Der $ 36 Abſatz 4 des gedachten Geſetzes bejtimmt näm— 
lich, daß die Rente an den jeweiligen im Rayonkataſter ein- 
getragenen Beliger des Grundftüds zu bezahlen jei. Damit ift 
zwar nicht, wie der Vertreter des Reviſionsklägers behauptet, 
reichsrechtlich das Grundſtück zum Träger des Forderungsrechtes, 
die Eintragung nicht zur Bedingung der materiellen Berechtig- 
ung, wohl aber ift fie in der Weile zur formalen Vorausſetzung 
für die Rechtsverfolgung gegen den Fisfus gemacht, daß dieſer 
recht3gültig durch Zahlung an den Eingetragenen befreit wird 


“ und nicht verpflichtet ift, mit einem nicht im Rayonfatafter Ein- 


getragenen über deſſen angeblich beſſeres Recht einen Prozeß zu 
führen. 

Diele Auslegung ergibt ſich aus dem Wortlaute und dem 
Zufammenhange der einzelnen Beftimmungen des Gejeges, jowie 
aus den Vorarbeiten zu demjelben. 

Dat das Grundſtück das Subjekt des Forderungsrechtes 
jei, bejagt der Abjag 4 nicht, wohl aber bejtimmt er, an wen 
die Rente zu bezahlen ſei und deſſen Aufnahme im das Gejek 
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ließe fi gar nicht erklären, wenn ihm nicht der Zweck und die 
Bedeutung beizulegen wäre, eine feite, formale Borausjegung 
für die Zahlungspflicht des Fiskus und für die Legitimation 
dieſem gegenüber zu jchaffen. Dies ergibt jih auch aus den 
Borichriften der SI 9—12 über Anlage und Fortführung des 
Rayonkataſters, von denen der $ 12 unverfennbar im Zujammen- 
hange mit $ 36 Abjap 4 bejtimmt, daß die Kommandantur 
dafür Sorge zu tragen habe, daß im Rayonplan und Rayon— 
fatajter alle Veränderungen in baulicher Beziehung, ſowie im 
Belige, in der Benugung oder Beltimmung der Grundjtüde 
nachgetragen werden. E3 mußte auch die Legitimation dem 
Fiskus gegenüber an eine ſolche bejtimmte IThatjache geknüpft 
werden, da diejem unmöglich die Prüfung der privatrechtlichen 
Berhältnifie und Anfprüche nicht eingetragener PBerjonen zu— 
gemuthet und er nicht der Gefahr doppelter Zahlung ausgeſetzt 
werden fann, wenn bei jolcher Unterfuchung ein Irrthum unter= 
laufen jollte. Dadurch) wurde auch der erheblichen Belajtung 
vorgebeugt, welche für den Fiskus entjtehen wirde, wenn ihm 
gegenüber die bejtrittenen privatrechtlichen Anſprüche auf Die 
Rente zum Austrage gebracht werden müßten oder fünnten. In 
diejem Sinne ſprach ſich ſchon bei der erſten Leſung des Gejeß- 
entwurfes ein Abgeordneter aus. Der $ 17 Abſatz 2 des Ent- 
wurfes entiprach dem jeßigen $ 36 Abjag 4 mit Ausnahme 
des Wortes „jeweiliger“, welches von der Kommiljion Des 
Neichstages eingeichaltet worden it und der $ 18 lautete: 
„Inwieweit die Nente als Zubehör des Grundſtückes anzujehen 
it und welche Nechte den Nealgläubigern an derjelben zujtehen, 
beſtimmt jich nach Yandesgejegen.“ Das ſchien dem gedachten 
Abgeordneten nicht recht zuſammengehen zu können, weil, wenn 
ſchlechthin an den Bejiger bezahlt werden joll, alfo nur an eine 
Perſon, welche äußerlich oder im Statajter als der Berechtigte 
ericheint, dies den Anſpruch jedes berechtigten Nichtbefigers, 
wenigitens auf direkte Auszahlung an ihn, ausichliege. Ein 
jolcher Berechtigter ſei dann genöthigt, fich wieder an dem 
bloßen Beliger zu erholen. 

Auf den Borjchlag der Reichstagskommiſſion find nun die 
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Eingangsworte des $ 18 geſtrichen worden, wodurch der 8 37 
jeine jegige Faltung erhalten Hat; dies geichah jedoch nicht, um 
die Rente als Zubehör des Grundſtücks zu bezeichnen, jondern 
im Berichte der Kommiſſion ift hierüber Folgendes gejagt: 

„Der $ 37 der Kommiſſionsvorlage iſt dem Grundgedanken 
der Negierungsvorlage darin gefolgt, daß es nach den Landes- 
gejeßen zu bejtimmen jei, welche Nechte den Nealgläubigern, 
richtiger NRealberechtigten, an der Entihädigung zuftehen. Ueber 
die Frage, ob und wie weit die Nente als Zubehör des Grund: 
ſtücks anzujehen iſt, ſollen ebenfalls die Landesgeſetze ent- 
ſcheiden. Es ſchien aber nicht richtig zu ſein, dies beſonders 
hervorzuheben.“ 

Sodann iſt noch bemerkt: 

„An dieſer Stelle muß im Allgemeinen bemerkt werden, 
daß das Geſetz überall die Bezeichnung „Beſitzer“, nicht „Eigen— 
thümer gewählt hat. Nach der Ausführung eines Vertreters des 
Bundesraths hatte der Begriff „Eigenthümer“ zu eng geſchienen, 
man Hat gemeint, dab manche Grundbücher den Eigenthümer 
gar nicht nachwiejen und hat man fich im Dieje Frage nicht 
einmijchen zu müſſen geglaubt ; die Feſtungsbehörde ift auf dem 
richtigen Boden, wenn fie an den im Nayonfatajter bezeichneten 
Beſitzer bezahlt.“ 

Aus diefen Vorarbeiten ergibt ih, daß das Gejeh über 
die materielle, privatrechtliche Berechtigung an der Nente nicht 
enticheidet, daß dajjelbe insbejondere fein Obligationsverhältniß 
ſchafft, deſſen berechtigtes Subjekt das Grundſtück it, daß es 
aber anderjeits Die Legitimation dem Fiskus gegenüber von der 
Eintragung als Befiger im Nayonkatafter abhängig macht. In 
diefem Sinne wird das Gejeh auch von den Schriftitellern ver— 
ſtanden. Vergleiche Seydel in Hirth's Annalen des deutſchen 
Reichs 1874 Seiten 1079/1080. Laband, Staatsrecht III. 
Seite 392. 

Weil nun unbeftritten nicht der Kläger, ſondern Greivel- 
dinger im Nayonfatafter als Beliter eingetragen iſt, hat nad) 
dem Ausgeführten der Beklagte mit Necht die Aftivlegitimation 
des Erjteren beftritten und Abweiſung der Klage beantragt. 


h TR ' 


Ueber das Rechtsverhältniß zwijchen dem Kläger und Greivel- 
dinger hätte nur entjchieden werden fünnen, wenn der leßtere 
als Hauptintervenient in den Prozeß eingetreten und Damit die 
Borausjegung des $ 72 EP.D. geichaffen worden wäre.“ 

Hiernach wurde das Urtheil des D.L.G. wegen Verlegung 
des 8 36 des Gejeßes vom 21. Dez. 1871 und der 88 63. 64 
EBD. aufgehoben und fofort in der Sache auf Abweifung 
der gegen den Fiskus gerichteten Klage erkannt, wobei jelbit- 
verjtändlich dem Kläger unbenommen bleibt, jeine behaupteten 
Ansprüche dem Greiveldinger gegenüber in einem bejonderen 
Nechtsftreite zum Austrage zu bringen. 
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17. Vorausſetzungen einer gemeinfhaftlih ausgeführten 
Bolldefrandation und der Haftbarerflärung von 
Handele und Gewerbetreibenden für Gelditrafen 

gegen ihre Diener, Lehrlinge u. ſ. w. 
(SS 146 und 153 des Vereinszollgeießes.) - 
(I. Strafſ. des Reichsgerichts. Urth. vom 25. Oft. 1886 g. F., M., 

Sch. und P. Weg. 1942,86.) 


Aus den Gründen: 

„Nach der thatjächlichen TFeititellung des Urtheils fuhren 
die Angeklagten Hutfabrifant F. jeine beiden Arbeiter Sch. und 
PB. jowie der Fuhrunternehmer M. ſämmtlich von Met, in dem 
Wagen des lehteren zum Zwecke der Verübung einer Defrau- 
dation von Met nad) Briey in Franfreih. Hier wurden die 
Maaren, welche F. und M. mit Hinterziehung der Eingangs— 
abgaben nad) Deutfchland einführen wollten, im Auftrage des F. 
von den beiden Arbeitern zurecht gemacht und in dem Wagen 
des M. untergebracht, worauf dieje Perjonen in dem Wagen 
des M. die deutiche Grenze paifirten. Auf die Frage der 
Grenzbeamten verneinte M. das Mitführen zollpflichtiger Gegen- 
ftände, die jedoch bei einer Durchfuchung des Wagens in dem- 
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jelben aufgefunden wurden. Der Angeflagte %. hatte den 
Wagen nur bis zum lebten franzöfiichen Grenzorte begleitet. 
Hierauf wurden F. und M. wegen Defraudation zu einer Geld- 
ftrafe von 1511,20 M. verurtheilt, Sch. und P. Hingegen frei- 
geiprochen, weil es, obwohl ſie um die von ihrem Dienſtherrn 
beabjichtigte Defraudation gewuht Hätten, immerhin möglic) 
ericheine, daß ihre Mitreife nur. zu dem Zwede der Bearbeitung 
der geichmuggelten Waaren und ihre Rüdreife in dem Wagen 
des M. Lediglich behufs Heimkehr, nicht aber behufs Verbergung 
der Waaren und Ermöglihung der Defraudation erfolgt jet. 

Die Nevifion des Staatsanwalts und des Nebenklägers 
rügt nun, daß die vier Angeflagten nicht wegen einer gemein- 
ihaftlih von ihnen ausgeübten Defraudation nach $ 146 des 
Vereinszollgejeges bejtraft worden „jeien. Dieje Beichwerde ift 
jedody unbegründet. Denn von einer gemeinschaftlich) ausgeübten 
und beziehungsweije, wie $ 146 eit. weiter jagt, ausgeführten 
Zolldefraudation fann nur dann die Rede fein, wenn die Aus— 
führungshandlung des Vergehens von drei oder mehreren Per: 
jonen gemeinjchaftlih begangen wird. Die gemeinichaftliche 
Vornahme der Ausführungshandlung aber jegt voraus, daß Die 
mehreren Perſonen bei dem Unternehmen der Zollhinterziehung 
jelbjt, bei dem Akte der Einjchwärzung unmittelbar perſönlich 
zufammen wirken. (Bergl. Entjcheidung des Reichsgerichts vom 
2. Zuli 1883 Band IN. Seite 43.) Daß aber die beiden 
Arbeiter Sch. und P. noch zu Ddiejer Zeit ich für die Aus- 
führuug der Defraudation mitwirfjam erwiejen hätten, oder fich 
auch nur mitwirffam hätten erweilen wollen, kann nach der 
thatjächlichen Feſtſtellung des Urtheils nicht angenommen werden. 
Vielmehr war ihr Verhalten zu diefer Zeit ein lediglich paſſives, 
und es fann darum aud) ein pflichtwidriges Verheimlichen in 
demjelben nicht gefunden werden. Auch der Abjat zwei des 
$ 146 a. a. D. findet auf dafjelbe feine Anwendung, weil es 
gerade an dem Nachweije fehlt, daß die beiden Arbeiter zujammen 
mit dem Angeklagten M. in der Ausübung des Vergehens 
betroffen worden jeien. 

Dagegen war die Nevifion des Staatsanwalts injoweit für 

Jurift. Beitigr. ſ. Elſaß⸗Lothringen. XIL 5 
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gerechtfertigt zu halten, als fie gegen Die Freiſprechung der 
Angeklagten Sch. und P. gerichtet ift. Denjelben war die auf 
Einſchmuggelung der Waaren gerichtete Abficht ihres Dienitherrn 
befannt, und es iſt darum micht einzujehen, warum fie ſich 
dadurch), daß fie dieſelben zum Transporte zurecht machten, nicht 
wenigftens der Beihülfe zu diefem Vergehen jchuldig gemacht 
haben jollten. Auch jteht einer Bejtrafung diejer beiden Ange: 
flagten nicht im Wege, daß ihre Handlung im Auslande be- 
gangen worden iſt, weil jich diejelbe in ihren Wirkungen über 
die deutjche Grenze hinüber erjtreden jollte und erjtredt Hat. 

Daß der Angeklagte F. nicht als ſubſidiariſch Haftbar für 
die den Angeklagten M. zuerfannte Geldjtrafe erklärt worden 
ift, entipricht dem Gejete, deſſen $ 153 dann nicht zur An: 
wendung gelangen fann, wenn die vpn demjelben als ſubſidiariſch 
haftbar bezeichneten Perjonen als Mitthäter, Anjtifter oder 
Gehülfen zu betrafen find. (Vergl. Enticheidung des Nehs- 
gerichts vom 24. März 1880 Band I. ©. 336.)“ 


18. Pegriff des groben Unfugs. Feſtſtellung des That: 
beitands. 
($ 360 3. 11 St. GB. $ 266 St.P.O.) 


(1. Strafſ. des Neichägerihts. Urt). vom 11. Nov. 1886 g. 8. 
Neg. 2369,86.) 


Aus den Gründen: 


„Der Angeklagte, welcher wegen groben Unfugs im Sinne 
des $ 360 Ziff. 11 St.G.B. zu der Geldjtrafe von SO Mark 
verurtheilt worden, ſtützt jeine Reviſion auf die Verlegung des 
Strafgejeges und des $ 266 St P.O. 

Das Rechtsmittel tft erfolglos. 

Nach defi Feititellungen der Vorinſtanz ift am 26. Mai 
d. 3. der Briefträger Br. von dem Mitangeflagten F., welcher 
die Revifion nicht angebracht hat, auf einem freien Plage in 
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der Nähe einer Fabrik zu Königshofen durch wiederholte Thät- 
lichkeiten mittel3 einer das Leben gefährdenden Behandlung für- 
perlich mißhandelt und an jeiner Gejundheit bejchädigt worden. 
Während fich diejer Vorfall abipielte, rief der in unmittelbarer 
Nähe wohnende Angeklagte B. von jeinem Fenſter aus in 
Gegenwart einer großen Menjchenmenge dem F. zu: „ALS 
drauf! So ift es recht, Herr ., machen Sie die Sache fertig!“ 
In diejer Handlung hat das Yandgericht. zwar nicht eine An— 
ftiftung zu der That des F. — da letzterer durch die Zurufe 
des Angeklagten B. zu weiteren IThätlichfeiten nicht beftimmt 
worden ift — wohl aber den Thatbejtand des groben Unfugs 
gefunden, indem es ausführte: „Diefe Zurufe zeugen von einer 
großen Gemiüthsrohheit und Haben große Empörung unter der 
großen, auf dem freien Plage verjammelten Menjchenmenge 
hervorgerufen und dürften fich deshalb als grober Unfug im 
Sinne des 8 360 Ziff. 11 St.G.B. darftellen.“ 

Durd) diefe Ausführungen wird die Berurtheilung ge— 
rechtfertigt. | 

Eines groben Unfugs macht fich derjenige ſchuldig, welcher 
das öffentliche Intereſſe, die öffentliche Ordnung dadurd) verlegt, 
daß er das Publikum als jolches, im Gegenjabe zu einzelnen 
Perſonen oder individuell begrenzten Perſonenkreiſen, gefährdet 
oder ungebührlich beläftigt (vergl. Entſcheidungen des Reichs— 
gerichts in Strafiahen Band I. Seite 400 ff.) Es ijt nicht 
erjichtlich, daß das Inſtanzgericht rechtsirrthümlich von einer 
anderen Auffaſſung des Strafgejepes ausgegangen ift. Das 
Gericht fonnte vielmehr in der von dem Angeflagten vor einer 
großen Menjchermenge vorgenommenen, von großer Gemüthsroh- 
heit zeugenden Handlung, durch welche derjelbe unter jener 
Menjchenmenge eine große Empörung hervorrief, ohne NRechts- 
irrthum eine Verlegung der öffentlichen Ordnung, eine unge— 
bührliche Beläftigung des Publikums erbliden. Nah thatſächli— 
her Richtung unterliegt diefe Annahme einer Nachprüfung 
nicht; e3 kann daher die Behauptung der Reviſion, es hätten 
ſich auf dem freien Plage nur einige Zeugen befunden, nicht be= 
achtet werden. 

| =. 
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Wenn dag Gericht die rechtliche Würdigung der feitgeitellten 
Thatſachen dur) den Satz zum Ausdrude brachte: die Zurufe 
des Angeklagten ꝛc. „Dürften“ ſich als grober Unfug dar: 
jtellen, jo wollte e8 hierdurch offenbar feine rechtliche Ueber- 
zeugung nicht als zweifelhaft darjtellen, jondern ausjprechen, 
daß nach der Anficht des Gerichts der Thatbeſtand des groben 
Unfugs zutreffe. Die Revifion hat daher mit Unrecht in diefer 
Richtung eine Verlegung von 8 266 St.P.D. gerügt. 


19. Kauf von Nachlaßſtücken. Theilungskflage Klage— 
ſchlüſſigkeit. 

Die Schlüſſigkeit der Klage darf der Richter von Amtswegen prüfen. 

Vor erfolgter Erbtheilung kann ein Miterbe endgültig wirkſames 
Miteigenthum an einzelnen Stücken nicht übertragen, ſohin auch nicht das 
Recht (des Käufers) auf abgefonderte Theilung der gekauften Stüde. 
(Oberlandeögeriht Colmar, I. Senat, v. 6. Dezember 1886. R. g. V.) 

Die Rechtsvorgänger des Klägers R. waren Miterben zu 
5/, am Nachlaß der Thereje Sch. Sie traten dieſe Antheile 
gegen Bezahlung von 580 M. für die drei Nachlaßgrundſtücke, 
und von 40 M. für die Nachlafforderungen an den Kläger ab. 
Diejer hat in der Klage gegen die Miterben zum legten Sechs— 
tel, die Beklagten, das Begehren auf Lizitation der drei Grund- 
ſtücke geftellt. Die Beklagten beantragten Klageabweilung und 
erflärten, das Netraftsrecht nach Art. 841 B.G. B. auszuüben- 
Kläger entgegnete, daß letzteres Recht hier nicht zutreffe, weil 
er die Antheile an bejtimmten einzelnen Nachlaßſtücken, nicht 
ein Erbantheilsrecht, gefauft habe. Das Landgericht Straßburg 
hat mit Urtheil vom 19. Februar 1886 die Klage als unzuläflig 
abgewiejen. Kläger behaupte, Miteigentum an den 3 Grund- 
ſtücken erworben zu haben, jeine Klage jet alfo die gewöhnliche 
Theilungsflage, nit die Klage auf Erbtheilung. Miteigen- 
thümer an dem einzelmen Stüden ſei er jedoch nicht geworden, 
da eine Erbtheilung, die etwa diefe Nachlaßſtücke den Parteien 
gemeinjchaftlich zugewiejen habe, noch nicht erfolgt jei; Art. 883 
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BGB. Wolle man feine Klage als ſolche Erbtheilungsflage, 
zu der er nad Art. 2205 B.G.B. fraft eigenen Nechts, nicht 
als Stellvertreter jeiner Verkäufer befugt jei, anjehen, jo fünne 
jolche nur gegen ſämmtliche Erben gerichtet werden, zu denen 
er jelbjt, weil er nicht Erbrecte, jondern Rechte an beitimmten 
einzelnen Sachen erworben babe, nicht gehöre, jo daß die nur 
gegen einen Erbftamm gerichtete Klage unzuläſſig jei und es auf 
die Prüfung des Netraftsanipruchs nicht mehr ankomme. 

Die hiergegen von dem Kläger eingelegte Berufung ift als 
unbegründet zurücdgewiejen worden. In zweiter Inſtanz hat 
Kläger den Antrag auf Zurüdverweilung nad) $ 501 C.P.O. 
eventuell dahin gejtellt, die 3 Grundftüde nah 5, und 1, 
zwilchen dem Kläger und den Beklagten zu theilen und da eine 
Theilung in Natur unthunlich ſei, nach dieſen Antheilen lizitiren 
zu laſſen. Das erjte Urtheil habe ohne Parteiantrag die Klage 
als unzuläſſig abgewieſen, ohne den Gejammtinhalt der Ver— 
Handlungen, die ein umbejtrittenes Miteigenthumsrecht des 
Klägers erkennen ließen, zu würdigen. Es jeien jomit die 
ss 259 und 279 C.P.O. verlegt worden. Zur Sache jelbit 
jet die Klage begründet, jedenfall nach dem eventuellen Antrag, 
und jei zuzufprechen. 

Gründe. 

Der Klageanſpruch iſt von den Beklagten in eriter Inſtanz 
nicht anerkannt, vielmehr der Antrag auf Abweilung der Klage 
gejtellt worden. Mit Recht hat daher das Landgericht vor 
Allem geprüft, ob nach objeftivem Recht aus dem vorgetragenen 
Ihatbejtand der bejtrittene Klageanſpruch entitehen fonnte. Die 
Prüfung der Schlüjfigkeit der Klage steht dem Nichter von 
Amtswegen zu und tritt Dderjelbe hierdurch weder mit 8 259, 
noch mit $ 279 EP.D. in Widerfprud. Der eritere jpricht 
den Grundjag der freien Beweiswürdigung aus, er fommt nur 
zur Anwendung bei der Beurtheilung, ob die Klage nad) ihrer 
thatjächlichen Seite begründet ift, während von einer Verlegung 
de3 letzteren ſchon um deswillen nicht die Rede jein kann, weil 
durch das angefochtene Urtheil überhaupt nichts zugeiprochen, 
jondern abweijend erfannt worden ift. Weberdies liegt in dem 
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Antrag auf Verwerfung der Berufung aus den Gründen des 
eritrichterlichen Urtheils die ausdrückliche Geltendmachung der 
Unzuläfjigfeitseinrede, deren Nachholung in der Berufungsinftanz 
nach 8 491 C.P.O. ftatthaft ift. 

In der Sache jelbjt ift der Enticheidung des Landgerichts 
beizutreten. Die 3 Grunditüde, deren Theilung oder Verjteigerung 
der Kläger begehrt, gehören zu einem bisher noch ungetheilten 
Nachlaß. Aus dem Art. 883 B.G.B. folgt nun aber, daß der 
Miterbe vor vollzjogener Erbtheilung ein bejtimmtes und end- 
gültiges Recht auf einzelne Nachlafgrundftücde oder auf einen 
Iheil eines ſolchen Grundftücdes nicht hat”) Daraus ergibt 
ſich jodann weiter, daß nur mit Zuftimmung aller Miterben 
vorab eine endgültige Thetlung einzelner Nachlaßgrundſtücke jtatt: 
finden fanı. Durch den Akt vom 13. Mai 1885 hat demnad) 
der Kläger ein unmittelbares Miteigentdum an den 3 Grund- 
ſtücken und folgeweis auch das Recht auf abgetrennte Theilung 
derjelben nicht erworben, vielmehr nur einen perjönlichen Anſpruch 
gegen jeine Berfäufer auf Gewährung des verkauften Gegen: 
ſtandes. Die Verwirklichung dieſes Anſpruches Tann derjelbe 
nur herbeiführen, inden er Namens feiner Schuldner die Theilung 
des gejammten Nachlafjes betreibt. | 


20. Vertrag. Gültigkeit. Mangelnde Causa. Einrede 
des Wuchers. Beſchränkung der Gewerbefreiheit. 
Konventionalitrafe. 


Iſt ein Vertrag gültig, wodurd fih em Wirth gegen einen Brauer 
verpflichtet, das in der Wirthichaft auszuſchenkende Bier nur von Jenem 
zu entnehmen und für den Fall, daß er die Wirthfchaft an einen Dritten 
überträgt, ich ſtark jagt, daß der Dritte in die Verpflichtung eintreten 
und diejelbe erfüllen werde ? 

(O.L. G. Colmar, I. Senat, vom 13. Dez. 1886. 2. g. Sc) 

*, Val. hierzu Bd. LIT. diefer Zeitichr. S. 256 mit 404. Ueber 
Art. 841 B.G. B. vgl. Bd. IV ©. 66, und über Erbichaftsfauf Bd. XI. 
S. 289. Die Ned. 


Kerr 
Vertrag. Gültigkeit 2c. 71 


Gründe. 

Der weſentliche Inhalt des zwiſchen den Parteien abge— 
ſchloſſenen Vertrags iſt folgender: die Klägerin verpflichtet ſich, 
den Beklagten ein zu 5%/, verzinsliches Darlehen von 5000 M. 
zu gewähren. Die Darlehensijumme jol zur Anſchaffung der 
Betriebs-Einrihtung der von den Beklagten zu übernehmenden, 
unter dem Namen Ejtaminet D. beitehenden Wirthichaft ver- 
wendet werden. Dagegen verpflichten ſich die Beklagten, außer 
zur Rüdzahlung des Darlehens in beitimmten Terminen, das 
für den Wirthichaftsbedarf nöthige Bier nur aus der Brauerei 
der Klägerin zu beziehen. Dieje Verpflichtung joll nicht allein 
bis zur Nüdzahlung des Darlehens, jondern auch jpäter fort: 
dauern, gleichviel ob fie die Wirthichaft als Miether oder als 
Eigenthümer der Schanfjtätte betreiben, ob jte jelbjt wirthen, 
oder den Gejchäftsbetrieb' an einen Dritten übertragen. ‚Für 
den fegteren Fall jagen fie jich ftarf, daß der Dritte im Die 
Verpflichtung zum Bierbezug eintreten und Diejelbe erfüllen 
werde. Die Beklagten jollen ji) von den übernommenen Vers 
bindlichfeiten nur befreien können durch vollftändige Rüdzahlung 
des Darlehens und durch Zahlung einer Entichädigung von 
3000 Mark. Im Falle des Vertragsbruchs in der einen oder 
anderen Richtung joll die etwa noch beſtehende Darlehensfor- 
derung jofort fällig und eine Komventionaljtrafe von 3000 Mk. 
verwirkt jetıt. 

Es iſt num umbejtritten, 1) daß das Darlehen zurücdbezahlt 
worden iſt, 2) daß die Beklagten, nachdem fie Eigenthümer des 
Haufes geworden find und dem Ehemann die Koncefjion zum 
Wirthichaftsbetrieb entzogen worden war, die Schanfftätte ver- 
miethet haben, ohne dem Miether die obenerwähnte Verpflichtung 
aufzuerlegen, und 3) daß diejer das Bier aus der Brauerei,der 
Klägerin bisher nicht bezogen hat. Die Borausjegung des 
Strafgedings iſt demnach eingetreten. — Der erfte Einwand des 
Beklagten, daß der 8 5 des Vertrags nur die Ceſſion des 
Miethvertrags vorjehe und dem Ceſſionar die Verpflichtung zum 
Bierbezug unter Feſtſetzung der Strafe direft auferlege, daß 
dagegen nicht beabjichtigt worden jei, die Beklagten als eventuelle 
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# 
Eigenthümer des Haujes zu verpflichten, für die Uebernahmte ' 


jener Verbindlichkeit jeitens eines Miethers der Schaufftätte 
einzuftehen, entbehrt der Begründung. Die Bedeutung des 8 5 
ergibt ji) aus jeinem Schlußſatz, welcher lautet: il est bien 
entendu que si les epoux L. devenaient acquereurs de lim— 
meuble, les conditions stipul&es continueraient à &tre valables. 
Danach ericheint die Auslegung des $ 5, wie fie bei der obigen 
‚Darftellung des Bertragsinhalts bereits gegeben worden iſt, als 
die allein richtige. Im nämlichen Sinne haben die Bellagten 
jelbjt, wie aus dem Thatbeitand des angefochtenen Urtheils und 
der darin bezogenen Stlagebeantwortungsichrift hervorgeht, in der 
I. Instanz den 8 5 aufgefaßt. 

Auch die ferneren Einwände gegen den Klageanſpruch er= 
weiſen fich als unzutreffend. 

‚Die von den Beklagten übernommene Verpflichtung bildet 
die Gegenletitung für die durd) Hingabe des Darlehens bethätigte 
Kreditgewähr. Die YJurüdzahlung des Darlehens macht Die 
Hingabe dejlelben nicht ungejchehen und läßt den Anſpruch auf 
die Gegenleiitung bejtehen, wie dies denn auch im Bertrage 
ausdrücklich ausgeiprochen worden tft. 

Sodann ericheinen die Vortheite, welche dem Kläger aus 
den Bierlieferungen erwachlen find und weiterhin erwachſen 
jollten, feineswegs als wuchertiche. Denn es wird nicht behauptet, 
daß die Beklagten verpflichtet worden wären, einen höheren 
Preis, al3 den von jedem anderen Abnehmer zu zahlenden, zu 
entrichten. 

Auch haben die Beklagten durch den Ausichanf des von 
der Klägerin bezogenen Bieres nicht nur feine Einbuße an ihrem 
Vermögen erlitten, jondern wie im Thatbeftand des erftrichterlichen 
Urtheils fejtgeftellt ift, gute Gejchäfte gemacht. 

Ferner verjtößt der Gegenftand des Bertrags nicht wider 
die guten Sitten. Das Beſtreben des Brauers, ſich ein feſtes 
Abjaggebiet für jein Bier durch Verträge zu fichern, it ein 
wohlberechtigtes. 

Ebenjowenig enthält der im Rede ſtehende Vertrag eine 
unzuläſſige Beſchränkung der Willensfreiheit. Kein Geſetz verbietet 
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den Abſchluß eines derartigen Vertrags. ‚Eine analoge An— 
wendung des Art. 1780 B.G.B. auf das zwilchen den Parteien 
begründete Nechtverhäftnig iſt Ichon um deßwillen nicht angängig, 
weil die Beklagten durch daſſelbe nur jolange gebunden find, 
als der Bierausichanf entweder durch fie jelbit oder ihren 
Mieter in dem im Vertrage bezeichneten Haufe ftattfindet. 
Durd die Verlegung der Wirthichaft in ein anderes Gebäude 
fonnten fie fi) der Fortdauer der Berpflihtung jeden Augenblic 
entziehen. Lebtere iſt daher weder zeitlich noch ürtlich eine un- 
beichränfte. Aus dieſem Grunde verlegt die den Beflagten 
auferlegte Verbindlichkeit auch nicht das im Geſetze vom 
17. März 1791 aufgeitellte Prinzip der Gewerbefreiheit. Durch 
daſſelbe wird die Vertragsfreiheit der Einzelnen, ſich bezüglich 
der Anſchaffung der Waaren gewijien Bejchränfungen zu Gunjten 
anderer Perſonen zu unterwerfen, nicht ausgeſchloſſen. — Die 
Koncejlions-Entztehung iſt auf die Berwirfung der Konventional— 
ftrafe von feinem Einfluß, denn ſie hinderte beide Beklagte nicht, 
ihrem Miether die Fragliche Verbindlichkeit aufzuerlegen. Hierzu 
waren diejelben auc dann verpflichtet, wenn der Wirthſchafts— 
betrieb aus irgend einem Grunde eine Unterbrechung erlitten 
hatte. Auf die Unterlafjung der Auflage it im $ 7 des Vers 
trags die Strafe jelbitjtändig "feitgejegt. Der Miether hat 
unbeftrittener Mapen niemals Bier aus der Brauerei der 
Klägerin bezogen, folglich fan auch von einer theilweilen Er— 
füllung der Verbindlichkeit jeitens der Beklagten und jomit von 
einer Minderung der Strafe nicht die Rede fein. 





21. Jagdpolizeisllebertretung. Mitnahme eines Hundes 
an der Leine an die Bane bei Bertilgung von Kaninchen. 


(Urtheil des Oberlandesgerichts Colmar, Strafienat, vom 11. De: 
zember 1886.) 

In dem Gemeindewalde von G. vermehrten fich die Ka— 
ninchen in hohem Grade und richteten an den Waldfulturen 
und den ‚Feldfrüchten einen jehr beträchtlichen Schaden an. Der 
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der Forſtverwaltung einigen Leuten den Auftrag, die Kanin— 
chen mittel3 Netzen und Frettwiejel zu vertilgen, wobei denjel- 
ben die Erlaubniß gegeben wurde, Hunde an der Leine in den 
Wald mitzunehmen, um aus deren Benehmen an den Bauen 
zu erjehen, ob ſich Kaninchen darin befänden oder nicht, und 
hiedurch Zeit und Mühe beim Frettiren leerer Baue zu erſpa— 
ren. Der Pächter der Jagd in dem Gemeindewalde erachtete 
fich) dur dieje Mitnahme von Hunden in den Wald geichädigt 
und machte Anzeige, in Folge deren gegen den Tagner U. An— 
flage wegen Zuwiderhandlung gegen S 2 Ab}. 2 Ziff. 2 des | 
Jagdpolizeigejeges vom 7. Mai 1885 und 8 1 Ziff. 1 und 
$ 2 der Minifterialverordnung vom 20. Juni 1883 erhoben 
wurde. Das Schüffengericht zu B. ſprach den Angeklagten frei, 
indem es Hauptjächlid) von der Erwägung ausging, da das 
bloße Mitnehmen eines nicht bösartigen Hundes in Feld oder 
Wald in den Geſetzen nirgends unter Strafe gejtellt jei, eine 
Strafbarkeit vielmehr nur nad) $ 14 Abi. 2 des Jagdpolizei— 
gejeges Jich ergeben Fünne, wobei jedoch nody das andere wich- 
tige Moment hinzufommen müſſe, daß der ſo mitgenommene 
Hund vom Aufjuchen oder Verfolgen des Wildes auf fremden 
Fagdgebiete nicht abgehalten worden jet. Ferner führte das Ge 
richt aus, daß im gegebenen Falle der Hund Ffeineswegs als 
direktes Bertilgungsmittel tder Kaninchen mitgenommen worden 
jei, fondern bloß um unter Anwendung der zuläfjigen Vertilgungs— 
mittel rascher mit Diefen zum Ziele zu gelangen, was mit der 
Abficht des Gejeßgebers, welchem vor Allem obliege, das Eigen— 
thum zu ſchützen, ſich völlig dede. — Die Berufung gegen diejes 
Urtheil wurde zurüc gewiejen. Das Landgericht führte aus, daß 
der Angeklagte die Bertilgung der Kaninchen nur inittels Neben 
und in die Baue diejer Thiere eingejeger Frettwieſel betrieben 
und hiebei auf Grund der ihm ertheilten Erlaubniß jenen Hund 
jtet8 nur an der Leine und nur zu dem Zwecke mitgeführt 
habe, um durch deſſen Benehmen an den Kaninchenbauen ſofort 
erkennen zu können, ob fi) darin Kaninchen befinden oder nicht 
und jo ein unnüges Aufgraben oder Durchiuchen leerer Baue 
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zu vermeiden. Bet einer jo nebenſächlichen Verwendung des 
Hundes jei aber nicht diejer, ſondern das unter gleichzeitiger 
Benützung von Netzen zur Tödtung der Kaninchen bejtimmte 
Frettwieſel als eigentliches Mittel zur Vertilgung diejer Thiere 
zu betrachten und dag Mitnehmen des Huudes umjorweniger als ver- 
boten zu erachten, al3 derjelbe Durch) das Feſthalten mittels der Leine 
am Sagen und am Beunruhigen des jagdbaren Wildes ver- 
bindert werde und jonad) der Grund, weßhalb Hunde in $ 2 
der Verordnung vom 20. Juni 1883 nicht als zulälfige Ver— 
tilgungsmittel aufgeführt find, bei an der Leine geführten 
Hunden nicht zutreffe. — Gegen dieſes Urtheil wurde Nevifion 
eingelegt und bei der Berhandlung in der Nevifionsinftanz 
nantentlich geltend gemacht, daß nur dem Jagdpächter das Necht, 
ich der jagdbaren Thiere zu bemächtigen, in vollem Umfange 
kraft Geſetzes zuftehe, daß das den Eigenthümern, Beſitzern 
oder Pächtern gejeglich gewährte Necht, Ichädliches Wild auf 
ihren Ländereien zu vertilgen, eine Ausnahme von dem oben- 
angeführten Grundjage bilde und Die hierauf bezügfichen Be— 
ſtimmungen enge auszulegen jeien; daß unter den zur Vertil— 
gung der Kaninchen zugelafjenen Mitteln die Hunde nicht auf: 
geführt und jolche daher, auch wenn fie an der Leine gehalten 
und nur, wie thatlächlich Feitgejtellt jet, dazu benußt wurden, 
um zu eriehen, ob Kaninchen ſich in den Bauen befänden oder 
nicht, als unerlaubte Vertilgungsmittel ſich darftellten. Das 
Dberlandesgericht trat diefer Ausführung jedoch nicht bei, ſon— 
dern verwarf die Nevilion aus folgenden 
Gründen: 

Die Nevifion rügt Verlegung des $ 2 des Jagdpolizei— 
gejeges vom 7. Mai 1883 und des $ 2 der Verordnung des 
Minijteriums vom 20. Juni 1883, betr. die Jagdpolizei, weil 
der Inftanzrichter es nicht für jtrafbar erachtet habe, day der 
Angeklagte als Beauftragter der Waldeigenthümerin, der Ge- 
meinde &., bei der Vertilgung von Kaninchen mitteljt Neben 
und Frettwieſel in dem fraglichen Walde, in welchem die Jagd 
verpachtet ift, einen Hund an der Leine mit ſich geführt habe, 
um durch deflen Benehmen an den Bauen zu erfennen, ob ein 
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Bau leer ſei oder ſich Kaninchen in demſelben befinden. Sie 
ſtellt auf, daß der Hund“ in dieſem Falle als ein zur Vertil— 
gung der Kaninchen nicht geſtattetes Mittel erſcheine. Die 
Rüge ericheint unbegründet. Der Hund ift hier nicht beſtimmt, 
die Kaninchen zu fangen oder im Bau zu tödten oder diejelben 
dem Jäger in das Nep oder zum Schuß zuzutreiben oder ihm 
deren Anwejenheit behuf3 Erlegens mit der Schußwaffe anzu— 
zeigen, jondern lediglid; dazu, um dem Bertilger die Zeit und 
Mühe zu erjparen, welche durch das Frettiren an leeren Bauen 
vergeblicdy aufgewendet werden würde; der Hund ericheint jomit 
untergebens nicht als ein Mittel zur Bertilgung der Kaninchen, 
ſodaß der Angeklagte die Kaninchen nicht auf unerlaubte Weiſe 
vertilgt hat. 


22. Art. 1121 BEP. 

Iſt die Gemeinde berchtigt, ald Dritte Rechte aus einer Schenfung herzu— 
leiten, welde an eine anerfannte religiöje Korporation mit der Auflage 
gemacht worden ilt, in der Gemeinde eine Privatichule zu gründen und 
zu unterhalten ? 

(Urtheil des Landgericht? Saargemünd vom 20. Oktober 1886.) 

Durch Akt vor Notar R. in Meb vom 18. Mär; 1851 
machte Paul Dupont des Loges. Biſchof von Metz, der Congre- 
gation des Freres des &coles chrötiennes, mit dem Hauptfiße 
zu Paris, Schenfung unter Lebenden von zwei auf jeinen Namen 
eingetragenen 5prozentigen Rententiteln von zufammen 2729 
Fres. franzöſiſcher Staatsrente. Aus einem andern Alte er— 
gibt Sich, Daß dieſe Schenfung von dem Bifchofe nicht aus 
eigenen Mitteln, jondern von den Geldern der zu Saaralben 
wohnbaften Eheleute Burgon bethätigt wurde Am 25. April 
1851 durch Akt vor Notar ©. in Saaralben machte die da— 
jelbjt wohnhafte Frl. Bettinger derjelben Kongregation Schen= 
fung unter Lebenden eines ihr gehörigen, zu Saaralben be= 
fegenen Wohnhaujes mit Zubehör. In beiden Schenfungen ift 
gleichlautend ftipulirt, daß diejelben unter gewilien, der Kongre— 
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gation auferlegten Laſten, Klauſeln und Bedingungen geſchehen, 
über deren Ausführung der Biſchof und ſeine Nachfolger zu 
wachen haben ſollen. Die Laſten beſtanden im Weſentlichen 
darin: 

„d’ouvrir & perpetuite dans la ville de S. pour 
les jeunes garcons de cette ville, une école privee 
sous la direetion d’au mains trois freres de la dite 
congregation.“ 

‚Für die Zwecke diejer Schule jollten das verſchenkte Haus 
und die Nententitel ausschließlich verwendet werden. Genaue 
Beltimmungen wurden darüber getroffen, in welcher Weije dies 
geichehen sollte, insbejondere über die Bejoldung der Scul- 
brüder, die jonftigen Ausgaben und die Rechnungslegung, welche 
alljährlich Seitens des Ddirigirenden Bruders an den, Biichof 
erfolgen ſollte. Außerdem enthalten beide Schenkungen eine 
als „condition formelle” bezeichnete Beltimmung, in welcher 
für den Fall Vorjorge getroffen wird, daß die Kongregation 
aus irgend welchen Grunde nidyt mehr in der Lage fein jollte, 
die Schule zu leiten; in diefem Falle jollte die Schenkung auf 
das Bisſthum Metz übergehen, welches ſeinerſeits geeignete Maß— 
regeln treffen jollte, um den Zweck der Schenkung zu wahren 


‚der darin beftehe: „Der Jugend von Saaralben für immer die 


Wohlthat einer echt religiöjen Erziehung zu fichern. 

Durd; Defret des PBräfidenten der Republik vom 20. Fan. 
1852 wurden die beichenfte Kongregation und der Bürger: 
meister von S diejer im Namen feiner Gemeinde, 
Jeder was ihn betraf, zur Annahme der gedachten Schenkung 
ermächtigt. Seitens der Kongregation wurde jodann die An— 
nahme durch notariellen Aft erklärt; jeiten® der Gemeinde ©. 
erfolgte feine ausdrückliche Annahmeerflärung. Die Schule be— 


ſtand unter Leitung der Schulbrüder in S. bis zum Jahre 


1874, in welhem Jahre die Schliegung derjelben durd die 
Regierung angeordnet wurde. Biſchof Dupont und Frl. Bet— 
tinger ließen alsbald der Gemeinde ©. einen Gerichtsvollzieher- 
akt zustellen, in welchem fie ihre Schenkungen, injoweit fie 
diefe Gemeinde beträfen, zu widerrufen erflärten 
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Einige Zeit darauf schloß die Gemeinde mit der Kongregation 
einen Miethvertrag über das den Gegenftand der einen Schen 
fung bildende Gebäude ab und benußte jeitdem neun Jah 
lang daſſelbe miethweije zu öffentlichen Schulzweden. 

Nachdem diejer Miethvertrag abgelaufen, hat nunmehr die 
Gemeinde ©. Klage erhoben und beantragt, jie möge für be 
rechtigt erklärt werden, an Stelle der Kongregation die Ein- 
fünfte aus den Nententiteln und das Grundſtück im Sinne der 
Schenkungen zu Schulzweden zu benützen, demgemäß möge ihr 
die Beſitznahme des Grundſtücks gejtattet und es müge die Kon— 
gregation zur Herausgabe der Nententitel verurtheilt werden. 
Die Gemeinde, welche ſich bei ihren Nechtsausführungen auf 
ein Gutachten des Profeſſor Dr. 2. in Straßburg ſtützte, 
gründete, ihren Anſpruch darauf, daß als Deſtinatärin der 
Schenkungen die Jugend von Saaralben und als deren natür— 
liche Repräſentantin die Gemeinde zu betrachten, welche daher 
im Sinne des Art. 1121 B.9.B. zur Geltendmachung der zu 
ihren Gunften jtipulirten Vortheile berechtigt jei; deßhalb sei 
die Gemeinde auch durch ftaatliches Dekret zur Annahme der 
Schenkungen ermächtigt worden und habe dieſe Annahme durd 
konkludente Handlungen erklärt; jomit ſei auch der MWiderrf 
veripätet erfolgt. 

Die beflagte Kongregation betritt die Aftivlegitimation 
der Gemeinde und beantragte deßhalb Abweilung der Stlage; 
zugleich erhob fie Widerklage auf Räumung des Grunditüds. 

Die Klage wurde abgewiejen und die Widerflage zuge 
Iprochen. 

Gründe. | 

„Die notariellen Akte vom 18. März und 25. April 1851 
gehören innerlich zujammen und enthalten unzweifelhaft eine 
donatio sub modo. Beſchenkter ijt in beiden Aften die beklagte 
Kongregation, welche durch das Dekret vom 17. März 1818, 
Art. 109, (Bull. des lois 1808 Nr. 185) in rechtögültiger 
Weile Staatlich anerkannt, daher nad) Maßgabe des $ 1 des 
Geſetzes vom 2. Januar 1817 fähig it, durch Schenkungen 
unter Lebenden zu erwerben. Durch die Uebertragung des 
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Eigenthums an zwei Nententiteln und einem Grundſtücke ift 
der Kongregation eine Vermögenszumendung gemacht werden, 
weiche durch diejelbe zur Erfüllung des ihre Beſtimmung bif- 
denden Zweds der Jugenderziehung verwendet werden joll. 
Die Annahme dieſer Schenkung iſt Seitens der beichenften 
Kongregation durch den notarielen Aft vom 27. Juli 1852 
nach gehöriger Autorijation gemäß SS 1—3 der Drdonnanz 
vom 2. April 1817 erklärt, und Ddiefe Erklärung von den 
Schenfgebern als zugejtellt angenonmen worden. Die Schen- 
fung it Somit zwijchen den genannten Bertragsparteien in 
rechtsgültiger Weile zu Stande gefommen, und der Uebergang 
de3 Immobiliar-Eigenthums durch die erfolgte Ueberſchreibung 
wirkſam geworden. 

Die der bejchenften Kongregation auferlegte und von ihr 
übernommene Laſt bejteht im Wejentlichen in der Leitung und 
Unterhaltung einer Privat-Knabenſchule zu Saaralben. Nad) 
den Grundjäßen über die Schenkungen sub mod» fann die 
Donatarin zur Erfüllung dieſer Laſt von den Schenfgebern, 
aberaucd nur von diejen, angehalten werden. 

Die Schenkung iſt nämlich Feineswegs, wie die Klägerin 
behauptet,emeSchenfung zu Gunſten eineg Dritten, 
insbejondere nicht zu Gunſten der Klägerin, der Gemeinde 
Saaralben. Allerdings haben die Schenfgeber bei der Bethäti- 
gung der Schenkung die ausgejprochene Abſicht gehabt, daß der 
männlichen katholiſchen Jugend von Saaralben der rein that- 
ſächliche Bortheil einer im Sinne der Schenfgeber veligiöjen 
Erziehung zu Theil werde. Dieſe Abjicht ift jedoch lediglich 
ein für die rechtliche Konftruftion unerhebliches Motiv der 
Schenkung ; legtere wird dadurch keineswegs zu einem Vertrage 
zu Gunjten eines Dritten im Sinne des Art. 1121 BGB. 
Dazu würde erforderlid) jein, daß die Schenfgeber eine beitimnite 
rechtsfähige dritte Perjon im Auge hatten, welcher fie einen 
jelbitjtändigen Rechtsanſpruch auf die zu ihren Gunjten jtipu- 
lirte Leitung zu verichaffen beabjichtigten. Dies ergibt fich ge- 
vade aus der zu unten der klägeriſchen Anſprüche citirten 
L. 3 Cod. VII. 55, auf welcher auch der Art. 1121 B. G.B. 
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beruht; dort iſt ausdrücklich geiagt, daß die actio utilis dem 
Dritten gegeben werde „juxta donatoris voluntatem“. 
Untergebens aber fehlt jeder Anhaltspunkt dafiir, daß Die 
Schenfgeber überhaupt einem beftimmten Dritten einen Rechts: 
anipruc auf Erfüllung des modas zu verichaffen beabjichtigten, 
wie auch dafür, daß dieſer Dritte die politische Gemeinde Saar- 
alben jein jollte. 

Was zunächft die Sicherung der Erfüllung des der Donatarin 
auferlegten modus betrifft, jo wurde diefe im Sinne der Schenfgeber 
in vollkommen genügender Weiſe Dadurd) erreicht, daß ihnen ſelbſt 
und ihren Erben ein Rechtsanfpruch auf die Erfüllung zuftand, 
ferner durch die ausdrüdlicy bedungenen Aufſichtsbefugniſſe der 
Biihöfe von Meg und durch die genauen Beftimmungen, welche 
für den Fall getroffen wurden, daß die bejchenfte Kongregation 
nicht mehr in der Lage jein jollte, ihre Verpflichtungen zu er— 
füllen. Am allerwenigiten aber haben die Schenfgeber gerade 
an die Gemeinde ©. als Dejtinatärin gedacht. Keineswegs 
beabfichtigten fie etiwa, diefer Gemeinde in der Erfüllung ihrer 
Berpflichtungen bezüglich des öffentlichen Unterrichts zn Hülfe 
zu fommen. Sie haben vielmehr ausdrücdlich beftimmt, daß 
die zu errichtende Schule eine Brivat-Schule jein jolle; fie 
haben mit bemerfenswerther Genauigkeit VBorjchriften über Die 
Berwaltung und Leitung der Schule getroffen, aus welchen ſich 
das Beitreben ergibt, daß die Schule lediglicdy unter geistlicher 
Leitung ſtehen und von der üffentlihen Schulverwaltung der 
Gemeinde für immer getrennt bleiben jollte. Unter diefen Um: 
ftänden iſt nicht abzujehen, wie die Gemeinde aus VBerträgen, 
denen fie ganz fremd gegenüberjteht, irgend welche Rechte jollte 
ableiten fünnen. 

Wenn die franzöfiihe Necdtiprehung im Anjchlufje an 
Art. 910 B.G.B. die Gemeinden, beziehungsweile deren Armen 
bureaus, in gewijlen Fällen für legitimirt erflärt, Legate, die 
ohne nähere Bezeichnung „den Armen“ oder zur Förderung 
des Unterricht3 ausgeießt find, anzunehmen und deren Aus— 
fieferung zu begehren, jo geichieht das zu dem Zwede, um 
ſolche Legate, die jonft, al8 einer persona incerta gemacht, un— 
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gültig jein würden, überhaupt aufrechthalten zu fünnen, während 
untergebens eine Verfügung vorliegt, welche auch ohne Fünftliche 
Berfnüpfung mit der Gemeinde in voller Nechtsgültigfeit be— 
jteht. Auch ſtützt fich die erwähnte Rechtſprechung lediglich auf 
die Erwägung, dag im Zweifel angenommen werden muß, der 
Zeitator habe bei ſolchen Legaten die mit der Fürſorge für Die 
Armen und für den Öffentlichen Unterricht betraute Korporation 
bedenken wollen. Dieje Nechtiprehung greift daher nicht Plab, 
jobald, wie hier, Umftände vorliegen, welche eine jolche An- 
nahme als nicht gerechtfertigt ericheinen laſſen. 

Ep wurde in einem bei Dalloz (1859 ©. 444 flg.) mit- 
getheilten, dem Hier vorliegenden analogen Falle jowohl von 
dem Appellhofe zu Gaön, wie auch von dem Kaflationshofe 
entichteden, daß die Gemeinde und deren Armenburean nicht 
berechtigt jeien, die Auslieferung eines Legates zu verlangen, 
das von der Tejtatorin zur Errichtung einer salle d’asyle 
(Kleinfinderichule) ausgelegt war, weil aus den Beitimmungen 
des Teftaments hervorging, daß die zu gründende Anftalt nad) 
dem Willen der Tejtatorin unter einer bejonderen, von der 
Gemeindeverwaltung unabhängigen Verwaltung ſtehen jollte, 
und daher nicht angenommen werden konnte, daß die Teftatorin 
die Gemeinde oder deren Armenbureau im Auge gehabt habe. 

Es kann dahingeftellt bleiben, ob die Erwähnung der Ge— 
meinde in dem Ermächtigungsdelrete Louis Napoleons vom 
20. Januar 1852 auf einem Irrthum oder auf der Abficht 
beruht, der Gemeinde fir alle Fälle etwaige Rechte vorzube— 
halten. Jedenfalls konnte das Dekret des Staatsoberhauptes 
für die Gemeinde feine Nechte jchaffen, welche fi) aus den in 
stage fommenden Titeln für fie nicht ergeben. Uebrigens hat 
die Gemeinde auf Grund der ihr ertheilten Ermächtigung eine 
Annahme-Erflärung niemals abgegeben und dadurch zu erkennen 
gegeben, daß fie jelbjt nicht glaubte, aus den fraglichen Schen- 
fungen Rechte für fi in Anſpruch nehmen zu fünnen. Hier— 
für Äpriht auch der Umſtand, dal die Gemeinde noch im 
Sahre 1876 einen Miethvertrag über das fragliche Grundjtüd 
abichloß, ohne einen Vorbehalt zu machen, und jeitdem neun 
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Jahre hindurch regelmäßig den verabredeten Miethzins bezahlte. ® 

Auch vom Gefichtspunfte der Stiftung kann man zu einem 
für die Gemeinde günftigen Nejultate nicht gelangen. Daß die 
Schenfgeber nicht beabjichtigten, eine bejondere juriftiiche Perſon, 
ein Zweckvermögen, neuzujchaften, ergibt fich eben daraus, daß 
fie das Eigenthunf an den MWerthgegenftänden, welche zur 
Unterhaltung der Echule dienen jollten, auf eine bereits be— 
jtehende juriſtiſche Perſon, nämlich die beklagte Kongregation, 
übertrugen, und auch dafür Sorge trugen, daß, im Falle dieje 
Kongregation nicht mehr in der Lage jei, ihre Berpflichtungen 
zu erfüllen, das Eigenthum auf andere bereits bejtehende juris 
jtiiche Perjonen übergehen jollte. Zur Neujfchaffung einer ju- 
riftiihen Perſon bedarf es übrigens eines jtaatlichen Willens— 
aftes. Much wirde es in feinem Falle dem Stiftungszwede 
entiprechen, die Schule unter Leitung der Gemeinde zu jtellen. 
Die Gemeinde iſt garnicht in der Lage, eine PBrivatichule im 
Sinne und nach den Beltimmungen der Schenfgeber zu leiten; 
die unter ihrer Leitung ftehenden Schulen fünnen nur jolche 
jein, welche nach Berwaltung, Lehrplan u. j. w. den fiir öffent— 
liche Schufen gegebenen Beſtimmungen entiprechen. 

E3 kann unter diejen Umſtänden die Prüfung der weiteren 
unter den Parteien jtreitigen Fragen unterbleiben. Insbeſondere 
fann dahingeftellt bleiben, ob der erfolgte Widerruf rechtzeitig 
und ftatthaft war, umd welche Bedeutung der in den Schen= 
fungsaften enthaltenen „condition formelle“ beizumeſſen iſt. 
Die Gemeinde fteht zu den in Frage fommenden Verträgen in 
feiner rechtlichen Beziehung und ericheint deßhalb zur Geltend- 
machung von Anjprüchen aus denjelben nicht befugt. Es fehlt 
ihr jomit die Aftivlegitimation zu der erhobenen Klage... . 

Die erhobene Widerflage muß für begründet erachtet 
werden, da nad Ablauf des Miethvertrages der Gemeinde ein 
Recht auf Benugung des in Frage stehenden Grundſtücks nicht 
mehr zufteht . . . . .. 
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23 Wildtransport während der Schonzeit. SS 4 und 
13 des Jagdpolizei-Gejehes vom 7. Mai 1883, 
Derienige, welcher während verbotener Seit nah Elſaß-Lothringen 

durch Die Poſt Wild verfendet, verfällt der Strafe des 8 13 3. 4 des 

Jagdpolizeigeieges vom 7. Mai 1883, auch wenn er außerhalb Elſaß— 

Lothringend wohnt und an diejem feinem Wohnorte zur Zeit der Ber: 

fendung Schonzeit nicht beftand. 

(Urtheil der Straffammer des Landgerihts Straßburg vom 
3. Juli 1886.) 

Aus den Erwägungsgründen des Urtheils: 

Aus den kthatſächlichen Feititellungen des eriten Richters, 
welche die heutige Verhandlung beflätigt hat, ergibt ſich, daß die 
Angellagte das Verbot des $ 4 des Geſetzes betreffend die Jagd» 
polizei vom 7. Mai 1883 übertreten hat. Die Angellagte hat 
eine Rehfeule an die Adrefje des N. hier zu D. in Preußer (mo 
zur Zeit der Abjendung Schonzeit nicht beitand) zur Poft gegeben 
und Diele hiermit beauftragt, diejelbe hierher zu bringen und an 
den Adreſſaten abzuliefern. Da die Bolt nicht berechtigt war, 
die Annahme zu verweigern, jedenfalls feine Verpflichtung hatte, 
die Zuläffigteit de3 Transports der Keule in Eljaß-Lothringen 
zu prüfen, jo ift diejelbe nur als das Werkzeug der Angeflagten, 
dieſe daher bezüglich der vorerwähnten Uebertretung als Thäterin, 
nicht als Anftifterin, zu betrachten. Das Geſetz vom 7. Mai 1833 
findet Anwendung auf alle im Gebiete von Elſaß-Lothringen be= 
gangenen lebertretungen dejjelben, auch wenn der Thäter ein 
Ausländer it oder micht in Elſaß-Lothringen wohnt, noch ſich 
da aufhält. Die Unkenntniß des Geſetzes macht den Thäter 
nicht ftraffrei; auch der Umſtand, daß die Angeklagte in rechtlich 
zuläffiger Weife in den Beſitz der Steule gelangt war und daß 
diejelbe damit dem Adreſſaten ein Geichent zu machen beab- 
fichtigte, bejeitigt nicht die Strafbarleit der Angeklagten. Das 
Verbot des Transportes von Wild, das zu jchonen ift, vom 
14. Tage der Schonzeit ab iſt abjolut, wie die Faſſung dejjelben 
und die Verhandlungen bei Berathung des demjelben zu Grunde 
liegenden franzöſiſchen Geſetzes außer Zweifel ftellen. Da die 
Schonzeit im Geſetze vom 7. Mai 1883 jelbft ($ 2) feſtgeſetzt 
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ift, kann auch $ 59 St. G. B. nicht zu Gunften der Angellagten 
angerufen werden. Es ift demnach die in geleglicher Form und 
Friſt eingelegte Berufung als begründet anzunchmen und die 
Angellagte als überführt, während der gejeglihen Schonzeit — 
am 26. Februar 1886 — Wild, welches zu jchonen tft, trans: 
portirt zu haben, auf Grund des $ 13 3. 3 des Geſetzes vom 
7. Mai 1883 zu b>ftrafen und ijt neben der Strafe auf Ein— 
ziehung des Wildes zu erkennen. 


24. Dftroihinterzichung. Haftung des Geſchäftsherrn 
für die Geldfirafe gegen jeine Gewerbsgehülfen. 
Die fubiidiare Haftung des Gigenthiimers oftroipflichtiger Gegen: 
jtände für die von feinen Gewerbögehülfen wegen Oftroihinterziehung ver: 
wirkten Geldftrafen nebit Koſten ift im „Strafverfahren* auszujprechen. 
(Urteil der Strafkammer des Yandgerichtes Straßburg vom 20, 
Oktober 1886.) 


H. und M., zwei Dienjtfnechte des Yiegeleibefigers X. 
hatten dem Letzteren gehörige oftroipflichtige Gegenftände in das 
DOftroigebiet der Stadt Straßburg eingeführt und bei der Hebe- 
stelle eine faljche Anmeldung über die Menge der eingeführten 
Waare gemacht. 

Seitens der Staatsanwaltichaft am Aıntsgericht Straßburg 
wurde wegen DOftroihinterziehung öffentliche Klage erhoben und 
zwar gegen H. u. M. al Thäter gemäß 8 4 des Oktroi— 
reglements und gegen 2. als haftbar für Gelditrafe und Koſten 
gemäß $ 51 defjelben Neglements und deinentiprechend das Haupt- 
verfahren vor dem Schöffengerichte Straßburg eröffnet. 

In der Hauptverhandlung diejes Gerichtes vom 27, Juli 
1886 wurden H. zu 100, M. zu SO M. Gelditrafe und zu 
den Koſten verurtheilt 

Bezüglih des Dienjtherrn 2. erklärte der Vertreter der 
Staat3anwaltihaft am Amtsgerichte, daß er deſſen Haftbarkeit 
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nicht aufrecht erhalte, dagegen jeine Verurtheilung als Anftifter 
zu dem von H. und M. verübten Dftroivergehen beantrage. 

Das Scöffengericht nahm jedoch Anjtiftung nicht als er— 
wieſen an und ſprach den Dienjtherrn frei. 

Hiergegen legte die Staatsanwaltichaft Berufung ein und . 
beantragte in der Hauptverhandlung der Straffammer des 
Yandgerichtes Straßburg, den Dienjtheren für Gelditrafe und 
Koſten feiner Knechte haftbar zu erklären. 

Das Berufungsgericht gab dieſem Antrage ftatt aus folgen— 
den Gründen: 

Bezüglich des Dienftheren X hat es bei dem Ausjpruche 
des erjten Nichters zu verbleiben, joweit die Freiſprechnng ſich 
auf die Anſchuldigung der Anſtiftung erſtreckte, weil in Diejer 
Beziehung das Urtheil der erjten Inſtanz nicht bemängelt und 
Anſtiftung überdies durch die Verhandlung der zweiten Initanz 
nicht erwieſen worden it. 

Es handelt ſich aljo nur um die Entjcheidung darüber, 
ob die Freiiprechung des 2. deßhalb unbegründet it, weil er 
für die Geldftrafe der anderen Angeklagten und die Kojten 
haftbar erflärt werden muß. 

Der Prüfung diefer Frage in der gegenwärtigen Lage des 
Verfahrens jteht ein ernjtliches Bedenken nicht entgegen. Denn 
die Anflagejchrift und der gerichtliche Verweiſungsbeſchluß vom 
30. Juni d. 3. haben die jeßt wieder aufgegriffene Haftbarfeit 
des Dienftherrn gegen .2. als Begründung der Auflage und 
beziehungsweife der Verweilung angeführt und der Umftand, 
daß inzwifchen in der miindlichen Verhandlung der I. Inſtanz 
die Staatsanwaltjchaft unter Zuftimmung des 2. die Anklage 
geändert hat, hindert die erjtere nicht, auf ihre frühere Be— 
gründung zurüczufommen. Nach derjelben ericheint die Berufung 
zutreffend. 

Nah S 51 des Dftroireglements der Stadt Straßburg 
vom Fahre 1880 iſt unter Anderem der Eigenthümer oftrois 
pflichtiger Gegenftände bei Zuwiderhandfungen, welche in Vollzich- 
ungeines von ihm gegebenen Auftrages von jeinen Gehülfen, Agen- 
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ten und Bedienſteten begangen ſind, für die Abgaben, die Ein— 
ziehungen, die Geldſtrafen und die Koſten haftbar. 

Es ſteht nach den eigenen Angaben der Angeklagten außer 
Zweifel, daß 2. Eigenthümer der von H. und M. eingeführten 
Steine war, ſowie daß die ‚Yeßteren im Dienjte des Erfieren 
jtanden und in feinem Auftrage die Steine nad) Straßburg 
einführten. Die im Reglement aufgeftellten Borausjeßungen der 
Haftbarfeit treffen alfo gegen 2. thatſächlich zu 

Die Verfolgung des X aus diefer Haftung hatte audy im - 
Strafverfahren und nicht im Wege des Eivilprozejies zu ge 
ſchehen. 

Denn es wird gegen L. nicht ein civilrechtlicher Anſpruch 
geltend gemacht, jondern vielmehr die Feititellung einer Ber- 
pflichtung vermögensrechtlicher Art verlangt, welche nicht mur 
auf einer Strafthat Anderer beruht, jondern auch an jich ihren 
Grund im einem Verhalten des Berpflichteten bat, das mit 
der Strafthat der Anderen in unmittelbaren Zuſammenhang 
gebracht wird. 

Durch das Dftroireglement ſollten, ſoweit es hier in Frage 
kömmt, nicht bereits beſtehende Grundjäge des Civilrechtes, ins: 
bejondere der Artikel 1382 und folgende des B.G.B. wieder: 
holt werden, in welchem Falle eine einfache VBerweilung auf 
diejelben genügt hätte, nn neue Berpflihtungsgründe ein» 
geführt werden. 

Der Gegenstand * der Zweck des Reglements, durch 
welches Abgaben feſtgeſetzt und Strafen gegen die Zuwider— 
handelnden angedroht ſind, weiſt darauf hin, daß die mit der 
Beſtrafung der Thäter für Dritte, nicht unmittelbar Betheiligte 
verknüpften Folgen, wenn ſie auch nicht eine wirkliche Strafe 
ſind, ſo doch einen der Strafe ähnlichen Charakter haben und 
jedenfalls nicht den Charakter rein civilrechtlicher Haftung an 
ſich tragen. 

Man iſt offenbar bei den Beitimmungen des $ 51 eit. 
davon ausgegangen, daß auf diejenigen Perſonen, welche, wie 
die Eigenthümer, an der Oftroihinterziehung ein Intereſſe haben 
und denen als Dienſtherrn die Pflicht der Beaufſichtigung ihrer 
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Bedieniteten obliegt, ein Theil der Schuld an der Strafthat 
entfällt, welcher gejühnt werden joll. 

Demnach; jtellt fich die Haftbarfeit des Eigentümer! und 
Dienftherrn für die Berurtheilungen derjenigen Berjonen, welche 
als jeine Bedienftete gegen das Oftroireglement verftoßen haben, 
als eine eigenartige, mit der Straithat iu Zuſammenhange 
jtehende und deßhalb zugleich mit derje ben zu verfolgende ſtraf— 
gejegliche, von den Beitimmungen de3 Civilrechtes nicht berührte 
Yerpflichtung dar, deren Verfolgung als Strafſache vor den 
Strafrichter gehört. 

(Vergleiche Urtheil des Neichsgerichtes vom 28. März 1880, 
Enticheidungen, Band I Seite 334.) 

Entjprechend dem Antrage des Vertreter der Staatsan— 
waltichaft war hiernad) dag Urtheil der erjten Inſtanz bezüglich 
des Angeklagten %. abzuändern.*) . 

*) Lemerkung des Einſenders. Der in obigem lirtheile 
enthaltene Nechtsgrundiag ift unbeftritten für Forſt- und Feldrügelachen. 

($ 3 Abjag 3 des Einführungsgeleg 8 zur Strafprozeßordnung und 
883 und 4 des Forft-Strafgeleges vom 28. April 1880 ) 

Auch ſoweit prozeßrechtliche Vorichriften in Reichsgeſetzen die Ab: 
urtheilung des Daftbaren im Strafverfahren zulaſſen, kann die Frage 
nicht zweifelhaft fein. da die betreffenden Vorichriften dur $ 5 des Ein— 
führungsgeleges zur Strafprozekordnung ausdrüdlic aufrecht erhalten find. 

Im Uebrigen aber und namentlih für Oktroivergehen beitehen ver: 
ſchiedene Meinungen. 

Vergleiche : 

Förtich und Leoni, Band II XXV, Vorbemerkung Seite 357. Möller 
Sammlung der in Eljaß-Lothringen geltenden Gejege, Band I. Seite 32. 

H. Note 15 zu $ 259 der Strafprojehordnung. 

Protokolle und Gelegentivürfe des Appellatiansgerichtes zu Colmar 
betreffend Einführung der Neichsjuftizgefege, Band II, Seite 80 und Al. 
Erlaß des Reichsjuſtizamtes am 28, Juni 1879, Band IV, Seite 258 der 
Sammlung der Geſetze 2c. der Juftizverwaltung. Werfügung des Ober: 
Raatsanwaltes in Colmar vom 1. Juli 1881, Band VI, Seite 178 der: 
jelben Sammlung. 
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25. Beſchwerde eines Zengen gegen die Ziugengebühren: 
Feſtſetzung. Koſten. 


s 505 Abſ. 1 Satz 3 St. P.O, wonach, wenn ein Rechts— 
nffitel theilweiſen Erfolg hatte, das Gericht die Koſten angemeſſen 
vertheilen fann, findet auch auf die Beſchwerde eines Zeugen 
gegen die Zeugengebühren-Feitiegung Anwendung. 

(Beihlüfle des OL.G. Colmar (Straffenat) vom 2. Oftober 1886 
chne weitere Begründung.) 


C. Literaturbericht. 


© 
Fr. v. Reitzenſtein's „Ländliche Armenpflege“ 
(„Verhandlungen des Vereins fir Wohlthätigkeit“ u. ſ. w.; 
1887, bei Fr. Wagner zu Freiburg i. B., (574 ©. 12 M.) 
erörtert neben den übrigen deutjchen Staaten namentlich auch 
für Elſaß-Loth. (S. 344— 362) die gejeglichen Armeneinrich— 
tungen der Landes-, Bezirks: und Gemeindeverwaltung, der 
Spitäler, Armenräthe und jonjtigen Stiftungen, namentlich auch 
der (S. 355) als gemeinnützige Anftalten anerkannten Privat— 
vereine. Ausführlicher hat der Verfaſſer, 1878/80 Bez. Bräf. zu 
Meg, 1881 bei Dunder und Humbert in Xeipzig, „Die 
Armengejebgebung Franfreihs in den Grundzügen ihrer 
hiftorischen Entwidelung“ dargeftellt. F. G. 
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26. Haftbarfeit des Staates aus Art. 1394 B. G. B. 
für die civilrechtlichen Folgen der Delikte feiner 
Angeitellten. 

(Reichsgericht, II. Civilfenat, v. 8. Dez. 1882 in 1 Sachen Wittwe B. 
g. Yaxrdeöverwaltuug von E.L.) 

Der Taglöhner Philipp B. wurde am 11. Dezbr. 1878 
auf der Flucht aus dem Hagenauer Walde, in welchem er Holz 
hatte freveln wollen, durch einen Schuß getvoffen und ftarb 
14 Tage jpäter an den Folgen dev erlittenen Verlegung. Die 
eingeleitete Unterfuchung ergab, daß der Schuß von dem Staats- 
förjter U. abgefeuert worden war. Derjelbe wurde diejerhalb 
am 20. Januar 1879 von dem Schwurgerichte zu Straßburg 
der fahrläſſigen Todtung jchuldig erflärt und zu einer drei— 
monatlichen Gefängnißſtrafe verurtheilt. 

Die Wittwe B. erhob daranf in eigenem Namen und alg 
Bormünderin ihrer minderjährigen Kinder beim Landgerichte zu 
Straßburg Klage auf Schadenserjat wider den Fürfter A. und 
die Landesverwaltung von Eljag-Lothringen und ftüßte ihren 
Anſpruch auf ſolidariſche Berurtheilung der Lebteren auf 
Art. 1384 B.G.B. Dieje erhob die Einrede der Unzuftändig- 
feit der Gerichte, weil der Förfter A. in Ausübung eines 
Amtes gehandelt habe, welches ihm durch den Staat als den 
Inhaber der öffentlichen Gewalt übertragen worden jei, und 
weil diejes Verhältniß vermöge einer Staatsrechtlichen Natur 
nicht den Süßen des Civilrechts unterftehe und nicht Gegen— 
jtand richterlicher Entjcheidung jein fünne. Eventuell wurde 
beantragt, die Klage als unbegründet zu verwerfen. 

Das Landgericht erklärte fich durch Urtheil vom 20. Okt. 
1881 auf Grund der 88 13 und 154 des Neichsbeamtengejebes 
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für zujtändig und verurtheilte, nach S 276 C.P.O. über den 
Grund der Klage vorab entjcherdend, den Beklagten A. und die 
Landesverwaltung, lettere auf Grund des Art. 13854 BGB, 
jolidariih zum Schadenserſatze. — Unterm 10. Dezbr. 1881 
verurtheilte jodann das Landgericht die Beklagten ſolidariſch, der 
Klägerin in eigenem Namen auf Lebenszeit und als Vormünderin 
ihrer drei minderjährigen Kinder Dis zu deren vollendeten 
vierzehnten Lebensjahre beitimmte monatliche Renten zu be— 
zahlen. 

Auf die von jänmtlichen Parteien erhobene Berufung 
änderte das Oberlandesgericht durch Entjcheidung vom 8. Mai 
1882 die, angefochtenen Urtheile dahin ab, daß es die wider die 
Landesverwaltung erhobene Klage als unbegründet abwies, 
während die von der Klägerin erhobene, die Höhe der Ent- 
Ihädigung betreffende Berufung jowie die Anſchlußberufung des 
Förfters A. verworfen wurden. 

Die Abweilung der Stlage wider die Landesverwaltung 
wurde durch folgende Erwägungen begründet: 

Zwar jet die Einrede der Unzuftändigfeit von dem erjten 
Richter aus zutreffenden Gründen verworfen, auch verdiene der 
Einwand feine Berückſichiigung, daß die Klage nicht dem rich- 
tigen Bertreter der Beklagten zugeftellt worden ſei. Wenn aber 
auch in Uebereinftimmung mit der thatjächlichen Feititellung des 
erjten Richters anzunehmen jet, daß U, als die ihm zur Ver: 
Ihuldung anzurechnende Entladung feines Gewehrs ftattfand, 
in der Verfolgung von Forſtfrevlern begriffen war und daß 
jomit ein Zujammenhang zwiſchen der jchuldhaften Handlung 
des A. und der Ausübung jeiner amtlichen Funktionen beftehe, 
jo rechtfertige ſich dadurch doc nicht die Anwendung des 
Art. 1384 B.G.B., denn die amtlichen Fuuktionen hätten in der 
Wahrnehmung der ihm als jtaatlichen Forftihugbeamten zu— 
jtehenden polizeilichen Befuguifje, mithin in der Ausübung eines 
zur Negierungsgewalt gehörigen ftaatlichen Hoheitsrechtes bes 
jtanden. Das Verhältniß zwifchen dem. Staate und ſeinen 
Beamten laſſe ſich nicht nad) civilrechtlichen Grundjägen, insbe— 
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jondere nicht mach den Beltimmungen über das Mandat beur- 
theilen, I. jei daher nicht als pr&pose und die Landesverwaltung 
nicht als commettant anzuſehen. Auch aus der jtaatsrechtlichen 
Natur dieſes Verhältniſſes laſſe ſich die VBerantwortlichkeit des 
Staates nicht herleiten. Der Beamte handle bei Ausübung 
eines derartigen Hoheitsrechtes allerdings als Organ der Staats— 
gewalt und es jei der Staat jelbjt, der durch ihn feine Nechte 
ausübe, dieſe FFiftion gehe aber nicht weiter als ihr Zwed es 
erfordere. Benachtheilige der Beamte jeine Mitbürger in einer 
über den Zweck der Verwirklichung dev Hoheitsrechte hinaus- 
aehenden Weile, jo jet es nicht der Staat, der handle, fondern 
der Beamte als Staatsbürger. Die entgegengejegte Ansicht 
müßte dazu führen, derartigen Handlungen den Gharafter von 
Regierungsaften zu verleihen, welche der richterlichen Abur— 
theilung entzogen jeien. Wäre daher die Klage im Sinne 
diejer Auffaſſung auf Art. 1382 B.G.B. geſtützt, jo hätte fie 
wegen Unzufäfligkeit des Rechtsweges zurückgewieſen werden 
müſſen. Da indeß dieſer Gefichtspunft nicht geltend gemacht, 
jondern die Klage lediglich auf das in Art. 1384 B.G. B. vor- 
ausgeſetzte eivilrechtliche Verhältniß geſtützt werde, jo jei dieſelbe 
jedenfalls als ungerechtfertigt abzuweiſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung legte Klägerin Reviſion ein mit 
dem Antrage, dieſelbe aufzuheben und 1) die Berufung der 
Landesverwaltung koſtenpflichtig zu verwerfen, 2) die Sache 
zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung über die Höhe des 
von der Beklagten zu leiſtenden Schadenserſatzes an das Ober— 
fandesgericht zurüczuverweilen.  Nevijtonsbeflagte beantragte 
Zurückweiſung der Nevifion. 

Das Neichsgericht hob das aljo angefochtene Urtheil in 
ioweit auf, als daſſelbe unter Abänderung der Urtheile des 
Landgerichts vom 20. Dftbr. und 10. Dezbr. 1881 die gegen 
die Landesverwaltung erhobene Klage abgewiejen hat und wies 
zugleich in der Sache die Berufung der Yandesverwaltung gegen 
diefe Urtheile wie auch die Berufung der Klägerin gegen das 
Urtheil vom 10. Dezbr. 1881 gegenüber der Yandesverwaltung 
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Sründen: 

Die Frage, vb eine dritte Berjon für die VBerbindlichkeiten 
einer anderen aus Deliften einzujtehen habe, ift privatrechtlicher 
Natur, jomit steht nichts im Wege, den Art. 1384 BGB. 
grundjäglich aucd auf die Frage der Haftung des Staates, 
welcher hier nur in jeiner vermögensrechtlichen Seite in Betracht 
kömmt, anzınvenden. Da nun der Begriff des „commettant“ 
nicht lediglich das Mandatsverhältnig, vielmehr auch die Ber: 
tretung juriftiicher Perſonen umfaßt, jo läßt ſich derjelbe füglich 
auch auf das Verhältniß des Staates zu feinen Beamten bes 
ziehen; auch liegt fein Anlaß vor, den im dem Gelee ganz 
allgemein ausgeſprochenen Grundſatz auf das Gebiet der Ber- 
tretung in rein privatrechtlichen Angelegenheiten zu beichränfen. 
(Ebenjo wurde kürzlich entichteden durch Uriheil vom 23. Nov. 
1882 in Sachen des Preußischen Fiskus gegen Abel.) Ob aber 
der Beamte als „prepose“ gehandelt habe, it nach den Um— 
jtänden zu beurtheilen und tm untergebenen Falle nicht zu 
bezweifeln, da der Förſter A, als ſich jein Gewehr entlud, in 
Bollziedung des ihm übertragenen Schutzes der fiskaliſchen 
Waldung begriffen war. Dab es ſich dabei um Ausübung 
polizeilicher Befugnifie handelte, it nach dem Ausgeführten 
nicht geeignet, Die Haftbarfeit Des Staates auszuschließen. 

Ericheint hiernach die Haftung des Staates für Die 
Folgen des Delikts jeines Bedienjteten auf Grund von 
Art. 1384 VG.B. begründet, jo kömmt es auf die von dem 
Berufungsgerichte hinſichtlich der Zuläffigfeit des Rechtsweges 
für eine Klage gegen den Staat wegen eigener Verfchuldung 
defielben aufgeftellten Bedenken nicht an, für die Klage aus 
Art. 1384 ift nach $ 11 des Einf.-Gejeßes zum G.V.G. der 
Rechtsweg jedenfalls jtatthaft. (Vergl. Entich. des Neichsgerichts 
Band 5 S. 48.) 

Hiernach war ac. ꝛe. 
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27. Nahbarrcht. Beläftigung durch Ruß und Rauch. 

Erhebliche Benachtheiligung des Nachbars durch Ruß und Rauch 
verpflichtet zur Schadloshaltung.“) 

(Reichegericht, II. Giviljenat, dv. 20. Nov. 1886. Eiſenbahn q. 8. 
und M. 245/86.) 

Die Kläger haben mit der erhobenen Klage beantragt, die 
Beklagte zu verurtheilen, ihnen für die ihren Häufern durch 
den Steinfohlenrauch aus den Shornfteinen der Bahnhorgebäude 
und den Schloten der Tag und Nacht hin und ber ziehenden 
Lokomotiven zugefügte Beichädigung, dem Kläger B. 8000 M. 
und dem Kläger M. 6000 M. als Entichädigung zu bezahlen 
mit Zinjen von Klagtage. 

Das Landgericht Str. hat dieje Klage mit Urtheil vom 
7. Juli 1885 abgewiejen. Auf Berufung der stläger hat das Ober- 
fandesgericht mit Urtheil vom 29. Mär; 1886 die Beklagte 
verurteilt, an den Kläger B. die Summe von 1200 M., an 
den Kläger M. die Summe von 1000 M., beide Beträge mit 
Binjen von Tage der Klage an zu bezahlen. 

Der Anjpruch wurde in der II. Inftanz auf die Art. 544, 
542, 1382 B.G. B. gejtüßt. 

Es iſt behauptet worden: Die Beklagte heige die Bahn 
Hofsräume und die Lokomotiven mit Steinfohlen, dadurch werde 
in außergewöhnlicher Weile Rauch und Ruß erzeugt. Dieſe 
wirften insbejondere nad) drei Richtungen ſchädlich: 

a. der Rauch und Ruß ſetzten ſich an die Außenseite der 
Häuſer feſt und veranlaßten einen Öfteren Anſtrich; 

b. jie beläjtigten das Innere der Häuſer, jo zwar, daß ein 
bejonderer Aufwand für Neimerhaltung der Deden, Wände, 
Fußböden und aller Haushaltungsgegenjtände erforderlich sei; 

e. durd) dieje Uebelſtände ſei der Miethwerth der Häuſer 
gejunfen. 

In den Gründen zum oberlandesgerichtlichen Urtheile wird 
im Wejentlihen ausgeführt: Wenn ein Eigenthümer jolche 
Handlungen vornehme, wodurch der Nachbar erheblich belaftet 


*) Vergl. Bd. X. S. 174 diefer Beitfchrift. Die Ned. 
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und benachtheiligt werde, greife er in das Nachbarrecht ein, 
thue etwas, wozu er kein Recht habe und ſei nach Artikel 1382 
B.G. B. ſchadenserſatzpflichtig. Es ſei nun betreffs der Ver— 
breitung von Rauch und Ruß in dem Gutachten der Sachver— 
ſtändigen vom 23. Mai 1884 in überzeugender Weiſe dargethan, 
daß zwar nicht der aus den Schornſteinen der Bahnhofsgebäude 
auffteigende Nauch, wohl aber jener Rauch eine ungewöhnliche 
Beläſtigung herbeiführe, welcher aus den zahlreichen Lokomotiven 
aufjteige, die auf dem Bahnhof hin und Her führen und in 
dem Lofomotivjchuppen bereit gejtellt wären. Hierdurch werde 
eine nicht unbedeutende Menge Ruß hergeftellt, welcher ſich oft 
in den unteren Luftichichten fortjege und bei entiprechenden 
Winde gegen die Häujer der Kläger gerührt werde. In ‚Folge 
hievon jei die Luft Häufig voll Heiner Rußtheilchen, welche ſich 
überall anjegen und durch die offenen Fenſter oder die Fugen 
derjelben, jowie durch die Dachfeniter und die Fugen Der 
Ziegel durchdringen. Für die durch dieſen Zuſtand bewirkte 
Beichädigung habe die Beklagte aufzufommen. 

Die Sadjverftändigen meinten zwar, daß bei der Nauch- 
und Nußverbreitung das Zuſammenwirken des Eijenbahnbetriebes 
und der benachbarten Gasfabrif in Betracht gezogen werden 
müſſe; von der Gasfabrif jei jedod) abzujehen, denn der von 
den Sachverſtändigen ermittelte Verbrauch) von Steinfohlen auf 
dem Bahnhofe jei jchon allein geeignet, diejenigen Webeljtände 
zu erzeugen, welche das Eigenthumsrecht der Kläger erheblich 
ſchädigen. 

Der Einwand der Beklagten, daß die Bahnhofsanlagen 
früher als die Häuſer der Kläger hergeſtellt worden seien, ſei 
unerheblich; denn, wenn auch die Kläger erit nach Errichtung 


des Bahnhofes gebaut hätten, jo jet daraus nicht zu folgern, 


daß fie fich freiwillig und ein für allemal bejchädigenden Auf: 
und Naucheimvirfungen ausgelegt hätten. 

Bezüglich der einzelnen Folgen diefer Einwirkungen, welche 
die Kläger behaupten, wird zu 

1) der Nothwendigfeit des öfteren Anftriches der Außen— 
jeite gefagt: Nach dem Gutachten der Sachverjtändigen ſtehe 
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feſt, daß das im Jahre 1877 neu angeſtrichene Haus des Klägers 
M. im Jahre 1884 recht geſchwärzt und unanſehnlich geweſen 
ſei. Dieſer Zuſtand ſei jedenfalls auf den vom Bahnhofe aus 
verbreiteten Rauch zurückzuführen. Während ein neuer Anſtrich 
in der Regel erſt nach zehn Jahren erforderlich ſei, ſei am 
Hauſe M. der Anſtrich ſchon nach ſieben Jahren verbraucht 
geweſen. Ganz daſſelbe gelte vom Hauſe des B. | 

2) Tie Sadwerjtändigen jtellten feit, daß der Ruß öfters 
als anderswo in das Innere der Käufer eingedrungen jei. 
Dieje Thatjache habe eine mit bejonderen Auslagen verbundene 
Fürsorge für Deden und Wände zur Folge gehabt. 

3) Es jet auch anzunehmen, daß der Rauch und Ruf 
unginitig auf die Mietherträgnifie eingewirft habe und daß 
diefer MNachtheil durch den wegen der Nähe des Bahnhofes 
erzielten Bortheil bei Vermiethung der unteren Räume nicht 
ausgeglichen worden jet. 

Der für dieſe dreifache Beichädigung zu leitende Erjaß 
wurde unter Anwendung des 8 260 C. P.O. auf die im Urtheile 
angegebenen Beträge fejtgejegt, wobei bemerkt wird, daß Diele 
Summen mit Nicjicht auf den immerhin nicht jehr erhebfichen 
Schaden als die angemeſſenen erichtenen jeien. 

Die Revifion der Beklagten ift zurücgewiefen worden. 

Entiheidungsgründe. 

Es beruht nicht auf Verlegung der Artikel 544, 1382 flg. 
B.G.B., wenn die angefochtene Entjcheidung in Uebereinſtimmung 
mit der Mechtiprechung des Neichsgericht3 davon ausgeht, day 
jolhe Handlungen des Eigenthümers, durch welche der Nachbar 
erheblich belaftet und benachtheiligt wird, einen Eingriff im 
defien Eigenthum darjtellen und die Pflicht zum Schadenserjage 
begründen, und, da im gegebenen Falle ſolche Handlungen, 
Erzeugung und Verbreitung von Rauch und Ruß in Frage 
jtehen, deren unmittelbare, Ichädlihe Wirkungen ohne Weiteres 
voraus zu jehen find, bedurfte es auch feiner beionderen Feſt— 
jtellung des Verſchuldens (faute.) 

Die Beklagte hat auch im Laufe der Berhandlungen gar 
nicht geltend gemacht, daß die fraglichen Handlungen, wenn fie 
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auch Schaden angerichtet haben jollten, nicht auf Die Thätigfeit - 


ihrer Angestellten zurückzuführen jeien oder, Daß dieſe die Be— 
Ihädigung nicht vorausjehen konnten. Auch der gerügte Wider- 
Ipruch, weil am Schluſſe der Gründe der Schaden als nicht 
jehr erheblich bezeichnet wird, Liegt nicht vor; denn durch An— 
nahme eines geringeren Grades der Erheblichkeit wird dieſe an 
ſich nicht verneint. 

Sm Uebrigen beruht die Entfcheidung auf Würdigung der 
Beweiſe und ift diefe der Nachprüfung im Nevifionsverfahren 
entzogen. 


28. Gefährdung eines Gifenbahntransports. Beſchwerde 
über ungenügende Feſtſtellung der Ihatbejtands- 
merfmale. 
($$ 316 Abi. 2 und 59 StGB; 88 266 und 377 3. 7 StP.O.) 
(I. Strafi. des R.G. Urth. v. 6. Dez. 1886 g. U. Rep. D 1877/56.) 
Aus den Gründen: 

„Der Angeklagte, welcher wegen Gefährdung eines Eiſen— 
bahntransportes im Sinne des 8 316 Abjah 2 St. G. B. zu 
fünf Tagen Gefängniß verurtheilt worden, ſtützt jeine Reviſion 
auf die Verleßung der 88 266 und 377 Ziffer 7 St.P.O., 
bezw. des $ 59 St. G. B. 

Diefe Rügen find erfolglos. 

Nach dem weientlichen Inhalte der Urtheilsgründe des 
Untergerichts hatte der Beichwerdeführer U. am Abend des 
7. Januar 1886 auf der Eifenbahnftation Habsheim ala Bahn: 
wärter die Weichen 6 und 7 zu bedienen. An dem fraglichen 
Abend war gegen 9 Uhr der, 150 Achſen führende, Güterzug 
551 auf jeiner Fahrt von Bafel nah Mülhauſen mit VBeripätung 
auf dem öftlichen Geleife in die Station Habsheim eingefahren. 
E3 war nothwendig, denjelben durch den um 9 Uhr Abends 
gleichfalls auf dem öftlichen Geleife durch die Station Habsheim 
fahrenden Schnellzug 3 überholen zu laſſen und ihn deshalb, 
um das öjtliche Geleiſe für den Schnellzug frei zu machen, 
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dur Die Weichen 6 und 7 auf das wejtliche Geleije überzu— 
führen. Diefe Maßregel wurde durch den damals als Stations- 
beamten dienenden Weichenfteller G. (welcher gleichzeitig mit 
dem Bejchwerdeführer U. aus $ 316 Abjag 2 St. G. B. ver- 
urtheilt worden ift, jedoch die Reviſion nicht angebracht Hat) 
ausgeführt. 

Nachdem der Schnellzug 3 durch die Station durchgefahren 
war, jollte der Güterzug 551 jofort wieder auf das öftliche 
Geleiſe zurückgeführt werden, da um jene Zeit auf dem wejtlichen 
Geleiie, der Berjonenzug 18 auf feiner Fahrt von Bajel nad 
Mülhauſen auf der Station Habsheim einzutreffen hatte und 
auch vor der Station jchon eingetroffen war, Dort aber wartete, 
bis das wejtliche Geleije durch die Zurüdführung des Güter— 
zugs 551 auf das öſtliche Geleife frei wurde. Die Zurück— 
führung des Güterzugs wurde unter Benügung der Weichen 6 
und 7 durch den Stationsbeamten G. ausgeführt, jedoch, wie 
jih nachher ergab, unvollitändig; denn die 11 letzten Wagen 
des Güterzugs hatten ich von dem Haupttheile des Zuges los— 
gelöjt und waren unbemerkt auf dem wejtlichen Geleiſe jtehen 
geblieben. Dem ungeachtet brachte der Beichwerdeführer U. die 
Weichen 6 md 7 auf Normalitellung und G. ließ, in der 
Meinung, daß das weitliche Gleis nunmehr frei Jei, den Per: 
jonenzug 18 anf dieſem Geleiſe vorfahren. Der Perjonenzug 
ſtieß jodann auf der Fahrt mit den auf dem wejtlichen Geleiſe 
ſtehen gebliebenen abgelöjten Wagen des Güterzugs 551 zuſammen 
wodurc Die Lokomotive und 4 Güterwagen bejchädigt wurden. 

Dem Beichwerdeführer U. it nun vom Untergerichte zur 
Laſt gelegt worden, er habe durch Vernachläſſigung der ihm, 
als einer zur Auriicht über die Bahn und den Berörderungs- 
dienst angejtellten Perſon, obliegenden Pflichten einen Eijen- 
bahntransport in Gefahr gejegt. Derjelbe müjje nämlich zu— 
geben, dal er nach Zurücpajiiven des Güterzuges 551 durch) 
die Weichenftraße 6 und 7 jtatt des vorichriftsmäßigen Schluß 
jignal3 (des Güterzug), aus drei rothen Lichtern bejtehend, 
nur eim weißes Licht an einem der lebteren Wagen bemerft 
habe. Nah 8 33 der Inſtruktion für Weichenfteller jet der 
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Weichenſteller verpflichtet, während der Turchfahrt eines Zuges 
durch feine Weiche denielben im Auge zu behalten und, jobald 
ihm irgend ein Umstand bedenklich ericheine, Haltfignal zu geben. 
And) jei der Angeklagte verpflichtet geweien, jobald der letzte 
Wagen vorübergefahren, ſich mitten auf das Geleije zu ftellen 
und dem Zuge nachzjujehen, was er ebenfalls unterlaflen habe. 
Wenn der Angeklagte U. diefer ihm obliegenden Verpflichtung 
Genüge geleitet hätte, jo hätte ev unfehlbar wahrnehmen 
müſſen, Daß der neben ihm im unmittelbarer Nähe vorbeifahrende 
Güterzug in Bezug auf das vorgeichriebene Schlußſignal nicht 
in Ordnung gemwefen. Es wäre jeine Prlicht geweſen, jtatt 
ohne Weiteres die Weichen auf Normal zu ftellen, entweder 
durch Haltfignale den Güterzug zum Halten zu veranlaſſen oder 
doch wenigitens von dem Wahrgenommenen dem Stationsvor= 
ſtand ſofort Anzeige zu erhiatten. Wenn der Angeklagte uns 
mittelbar nach Bailtren des Zuges 551 die von ihm wahrge- 
nommene Unregelmäßigfeit in Betreff des Schlußfignals zur 
Kenntniß des Stationsbeamten gebracht hätte, jo wäre Dieje 
Anzeige noch eine rechtzeitige gewejen, da zu jener Zeit der 
Berionenzug noch vor dem Abichlußtelegraphenapparat gelegen 
und der jpäter eingetretene Unfall hätte vermieden werden 
fünnen.“ 

Hieber it zu erwähnen, daß dem Stativnsbeamten G. zur 
Laſt gelegt wurde, daß er feine Pflicht, den auf das öftliche 
Geleiſe zurücdgeführten Güterzug wenigjtens in Bezug auf das 
Schlußſignal zu vevidiren, vernachläſſigt habe. 

Durch die Ausführungen des Untergerichts wird die Ber: 
urthetlung des Beichwerdeführers U. gerechtfertigt. Der That— 
beitand des $ 316 Abſatz 2 St.G.B. ijt gegen ihn auf der 
Grundlage einer zureichenden thatſächlichen Meotivirung 
erichöpfend feitgeftellt. Der Eimfluß eines Rechtsirrthums iſt 
nicht erfennbar. 

Die Nevifion macht zwar zunächit geltend: das Gericht 
habe den von dem Bejchwerdeführer vorgebrachten Einwendungen, 
er ſei als Weichenfteller nicht für die Sicherheit des Zuges 
verantwortlich, dieſe Berantwortlichfeit treffe vielmehr den Mit— 
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angeklagten G. und den Zugführer des Güterzugs 551, welche 
verpflichtet geweſen ſeien, ſich von dem Vorhandenſein des 
Schluſſes des Güterzugs zu überzeugen; die Möglichkeit des 
Unfalls ſei deshalb für den Beſchwerdeführer eine ſo entfernte 
geweſen, daß es ihm nicht als Pflichtverletzung angerechnet 
werden könne, wenn er die nach ſeiner Meinung entbehrlichen 
Signale nicht gegeben habe; ſeine Handlung ſtehe nicht im 
Kauſalzuſammenhange mit der Transportgefährdung, ſei nicht 
gewürdigt. Dieſe Rüge iſt jedoch ſchon deshalb hinfällig, weil 
nicht erſichtlich iſt, daß der Beſchwerdeführer jene Einwendungen 
vorgebracht hat. Dagegen enthalten, wie ſchon oben bemerkt 
wurde, die Urtheilsgründe der Vorinſtanz eine den Vorſchriften 
des 8 266 in Verbindung mit 8 377 Ziffer 7 St.P.O. ent— 
iprechende Motivirung. 

Uebrigens tit jenes Borbringen des Beſchwerdeführers jchon 
an ſich rechtlich irrelevant. Für den objektiven Kauſalzuſammen— 
bang zwischen dem dienjtpflichtwidrigen Berhalten des Be— 
ſchwerdeführers und der eingetretenen Transport-Gefährdung 
war es nicht erforderlich, daß die legtere ausſchließlich 
durch jenes Verhalten herbeigeführt worden tft; es genügt viel= 
mehr die feitgejtellte Thatiache, daß das Verhalten des Be- 
ihwerdeführers ſich unter denjenigen Faktoren befindet, durch 
welche die Transportgefährdung verurjacht worden ijt und daß 
ohne jenes Berhalten dieje Gefährdung nicht eingetreten wäre. 
Tas Mitwirken anderer Faktoren iſt daher objektiv nicht von 
Belang. Nach jubjektiver Richtung aber war für den That- 
beitand des $ 316 Abjay 2 St.G.B. nur eine mit der Trang- 
portgefährdung in kauſalem Zuſammenhange jtehende Vernach— 
läjfigung der dem Bejchwerdeführer obliegenden Dienjtpflichten 
erforderlih. Eine fahrläſſige Verſchuldung wird nicht voraug- 
geſetzt. Es war daher nicht nothwendig, feftzuftellen, daß es 
dem Beſchwerdeführer bei Anwendung gehöriger Aufmerkſamkeit 
möglich geweſen wäre, vorherzuſehen, daß auch noch andere 
Faktoren mitwirkend auftreten, daß insbeſondere der Stations— 
beamte G. und der Zuführer des Güterzugs 551 ſich auch 
einer Vernachläſſigung ihrer Dienſtpflichten ſchuldig machen 
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fünnten und daß eine Gefährdung des Eijenbahntransports zu 
befürchten jei (vgl. Entich. des R.G. in Strafiahen V ©. 234, 
XII. ©. 203.) 

Auch die weitere Rüge der Nevifion: die Urtheilsgründe 
der Borinftanz hätten jich über den Einwand des Beſchwerde— 
führers, daß er fich in einem thatjächlichen Irrthum befunden, 
nämlich in dem von ihm an dem Güterzuge 551 wahrgenom- 
menen weißen Lichte einen Theil des Schlußſignals erblidt 
habe ꝛc., nicht ausgeiprochen, iſt jchon deshalb verfehlt, weil 
die Geltendmachung dieles Einwands gleichfalls weder aus dem 
Protofoll, noch aus den Urtheilsgründen erfichtlich iſt. Uebrigens 
wäre ein ſolcher Irrthum nach den FFeititellungen des Inſtanz— 
gerichts durchaus belanglos, denn der Irrthum hätte gerade 
darin feinen Grund, daß der Beichwerdeführer feine Dienjtprlicht 
vernacdjläßigt hat. Es iſt nämlich, wie oben erwähnt wurde, 
feitgeftellt, daß der Angeklagte, wenn er fich, feiner Pflicht ent: 
ſprechend, auf das Geleiſe geſtellt und dem Güterzuge dl | 
nachgejehen haben würde, „unfehlbar“ hätte wahrnehmen müſſen.— 
daß der Zug in Beziehung auf das Schlußſignal nicht in 
Ordnung var. 

Aus Borftehendem erhellt zugleich, daß aud) von Verlegung 
des S 59 St.G.B. feine Nede fein kann. 


29. Notar. Derantwortlichkeit. 


Haftpflicht des Notars 
1) aus der licbernahme der Garantie für die Güte der durd ihn 
berbrieften hypothekariſchen Anlage, 
2) aus der Uebernahme des Auftrags, alle für die Sicherſtellung 
der Anlage wie einer plnftlichen Zinszahlung erforderlichen 
Schritte zu thun, 
3) aus dem Ynpreiien der Anlage. 
Urtheil des Oberlandesgericht® Colmar vom 18. Oktober 1886 in 
©. 9. g. Tr*) 


\ 


*) Vergl auch Bd. VII S. 341 und Bd. IN. S. 241 dieſer 
Zeitichrift. Die Red. 





Notar. Berantivortlichkeit. 101 


Das Oberlandesgericht verurtheilte dem Klageantrage gemäß 
den beklagten Notar H. zur Zahlung von 3648,30 M. aus 
den nachfolgenden 

Gründen: 

Die Eheleute G. haben laut Schuld» und Pfandverjchreibung 
vor Notar H., dem heutigen Beflagten, vom 18. Novbr. 1874 
von Karl Ignatz T. ein von jenem Tage zu 5%, verzinsliches 
Darlehen von 5000 Fr. = 4000 Marf erhalten und zur 
Sicherung defjelben 13 Grundſtücke zum Unterpfande beftellt 
und laut Urkunde vor Demielben Notar vom 21. Januar 1875 
an Stelle von 3 jener Grundſtücke, welche freigegeben wurden, 
em anderes Grundſtück verpfändet. Bezahlt wurde der am 
18. Nov. 1875 fällige Zins und ferner auf Kapital und 
Zinjen im November 1881 und Februar 1882 zufammen ein 
Betrag von 2220 Marf, jo daß die Forderung des T. Sich 
darnach noch beläuft auf 3448,30 Mark, nebit Zinjen zu 5%, 
von 18. Nov. 1884. 200 Mark hat T. für eine im Jahre 
1878 verjuchte Zwangsvollſtreckung vorgelegt. (Vgl. Ausfage 
des Zeugen WR.) 

. Die 3448,30 Marf mit Zinjen von dem oben angegebenen 
Tage und die 200 Mark mit Zinjen vom Klagetage an hat 
T. an deſſen Stelle im Laufe des Prozejjes die Wittwe und 
die beiden Erben T. getreten find, mit der gegenwärtigen Klage 
gegen den Notar DH, eingefordert. Die Klage wird auf einen 
dreifachen Grund gejtügt, nämlich in erfter Linie auf die von 
den Beklagten dem Gläubiger gegenüber ausdrücklich übernom— 
mene und wiederholt anerkannte Bürgichaft für die Güte der 
Anlage, in zweiter Linie auf den von dem Beklagten über: 
nommenen Auftrag, alle zur Sicherſtellung der Kapitalanlage 
wie der pünftlichen Zahlung der Zinjen erforderlichen Schritte 
zu thun und endlid in dritter Linie auf unbegründetes und 
unbedachtes Anpreifen der Kapitalanlage jeitens des Beklagten 
in Verbindung mit der Beſtimmung des Art. 1383 BGB. 


Was nun Diele Hlagegründe anbelangt, jo hat die Beweis- 
aufnahme Folgendes Ergebniß geliefert: 
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(E3 folgt nunmehr Feitftellung der für erwieſen erachteten 
Thatſachen. Dann führt das Urtheil fort:) 

Auf Grund dieſer Thatiachen muß für erwiejen erachtet 
werden nicht allein, daß der Beflagte den T. um das von ©. 
nachgejuchte Kapital angegangen und deſſen Auftrag, alle zur 
Sicheritellung der fraglichen Anlage wie der pünftlichen Zins: 
zahlung erforderlichen Schritte zu thun, angenommen hat, 
jondern aud), daß der Beklagte jpäter dem T. erklärt hat, Die 
Anlage jei gut, er werde dafür auffommen, T. Habe nichts zu 
risfiren, und daß erjt auf dieſe Erflärung T. dem Beklagten 
die 4000 M. zur Ausantwortung an G. übergeben hat. Es 
ſteht demnach gegen den Beklagten feſt jowohl die Uebernahme 
des Auftrages, über den Werth und die Belaſtung der zu 
befeihenden Grunditiide wie die Perlönlichfeit und die Ver— 
mögensverhäftnifie der Schuldner zuverläffige Erfundigungen 
einzuziehen, wie auc) die Uebernahme einer Bürgichaft für den 
vollen und rechtzeitigen Eingang der dargeliehenen Summe und 
der verjprochenen Zinſen. 

Die Uebernahme jolcher Berpflichtungen jeitens der Notare 
bildet in Eljaß-Lothringen feine ungewöhnliche Ericheinung und 
hat ihren Grund in dem Intereſſe derjelben, von Kapitaliſten 
für ihre freditführende Kundſchaft Gelder zu erhalten. 

Meijtens beichränfen ſich allerdings die Notare darauf, zu 
den Kapitaliften in ein Auftragsverhältniß der erwähnten Art 
zu treten, weil ihnen durd) die Ordonnanz vom 4. Januar 1843 
verboten it, Garantie oder Bürgichaft für Darlehen zu leiſten, 
welche durch ihre VBermittelung gemacht werden, oder über 
welche ſie eine öffentliche oder PBrivaturfunde aufzunehmen 
hatten. 

Weder an der einen noch anderen Berpflichtung des Be— 
flagten it durch den Alt vom 20. Januar 1875, wodurch T. 
3 der verpfändeten Grundftüce gegen Verpfändung eines anderen 
Grundſtückes freigegeben hat, eine Aenderung hervorgerufen 
worden. Denn die Freigabe, die durch den Beklagten verbrieft 
wurde, erfolgte erit, nachdem diejer feine Zuftimmung zu der- 
jelben ertheilt Hatte. (Bgl. Ausfage der Zeugen G. und 75.) 
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Uebrigens wurde durch die ‚Freigabe der 3 Grundſtücke gegen 
Verpfändung eines anderen Grundftücdes die Sicherheit nur um 
einen Betrag von 600 Mark vermindert. Nach der Cchäßung ' 
des Sachverſtändigen H. belief ji) nämlich im Jahre 1874 
der Werth der 3 freigegebenen Grundſtücke auf 1240 Mark, 
der des neuverpfändeten Grundſtückes auf 640 Mark. 

Wie ſchon früher erwähnt, ſind auf Kapital und Zinſen 
außer den am 18. November 1875 fällig geweſenen Zinſen nur 
2220 Mark bezahlt worden, jo daß unbeſtritten noch 3448,30 
Mark nebit Zinjen vom 18. November 1884 zu deden bleibeı. 
Dazu kommen jene 200 Marf, welche T. an Koſten für Die 
vergeblich verjiichte Zwangsverfteigerung vorgelegt bat. 

Die jchuldnerischen Eheleute, im Jahre 1876 in ihrem 
Fahrniß ausgepfändet, find verarmt und vollftändig zahlungs- 
unfähig, von ihmen iſt aljo Befriedigung nicht zu erlangen. 

Bon den 4 Grundſtücken, die bier allein noch in Betracht 
fommen, nachdem T. den Kaufpreis der 7 anderen von dem 
Beklagten in Empfang genommen bat, jind 2 auf Betreiben 
des Bellagten gegen lange Termine anfangs Januar 1883 
(vgl. Brief des Beklagten an Amvalt 8. vom 20. Januar 1883) 
angeblich zu 1990 Mark freihändig verkauft worden. Wegen 
der Termine hat T. die Ueberweilung der Kaufpreiſe abgelehnt 
und war Dazu berechtigt, zumal da erfahrungsmäßig die Gewiß— 
heit des Eingangs langbefriiteter und darum meijt überwerthiger 
Kaufpreife nicht gerade groß iſt. Für die beiden übrigen 
Grundſtücke iſt es dem Makler F. nicht gelungen, Käufer zu 
finden ; jie find and) gegemvärtig noch unverfauft. Die Durd)- 
führung der Zwangsverfteigerung dieſer 4 Grundſtücke hat der 
Beklagte nicht begehrt, (vgl. Art. 2021 B.G.B.) und Fonnte 
auch bezüglich der beiden erjtgenannten Grundſtücke ein jolches 
Verlangen wicht jtellen, weil ev deren freihändigen Verkauf 
veranlaßt hat. 

Aus der übernommenen Bürgjchaft ericheint demnach der 
Beklagte zur Zahlung der eingeflagten Summe verpflichtet. 

Die Einrede der Voreiligfeit ift der Klage, joweit fie auf 
das Bürgſchaftsverhältniß geſtützt wird, nicht entgegengejett 
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worden; jte fonnte ihr aber aud) nicht entgegengejegt werden, 
nachdem es fich herausgejtellt Hat, daß die Anlage weder bezüg- 
{ih der Perſon der Schuldner, noch des Unterpfandes eine 
gute war und nachdem es dem Beklagten nicht einmal im Wege 
des freihändigen Berfaufs gelungen ift, annehmbare jofort zahl: 
bare Kaufpreiſe zu erzielen. Wollte man indeß die Kläger auf 
die Kaufpreiſe der beiden auf Termine verkauften Grundſtücke 
und den Erlös aus den noch unverfauften 2 Grundjtüden ver: 
weiſen, jo würden diejelben doch immer noch einen Ausfall 
erleiden, da nad) Angabe des Beflagten die beiden erjteren 
Grundſtücke zu 1990 Mark verfauft worden find und ver 
Werth der beiden leßteren jih auf etwa 280 Marf beläuft, 
während die Forderung der Kläger am 26. Februar 1882, an 
welchem Tage T. von dem Beklagten aus dem Verkaufe. der 7 
Grundſtücke die legte Abjchlagszahlung mit 1000 Mark erhielt, 
noch 3034,44 Mark betrug, abgejehen von dem Koſtenvorſchuß 
im Betrage von 200 Mearf. 

Nach der vorjtehenden Ausführung fommt e8 auf die gegen 
den Beklagten aus der Uebernahme des oben erwähnten Auf— 
trags entiprungene Berpflichtung nicht mehr an. Indeß ſoll 
die Klage auch inſoweit, als fie auf das Auftragsverhältnii 
gegründet wird, bier einer Prüfung unterzogen werden. 

Die der lage zunächit entgeaengeiegte Einrede der Klage- 
änderung erjcheint angelichts der in der Slageichrift und 
namentlich in dem Eingange derjelben aufgeführten Thatſachen 
unbegründet, wo es heißt, der Beflagte Lie fich vielfach vor 
Kläger Kapitalien zu Placements geben, die er zu machen in 
der Lage war, und jo auch für ein Darlehen, welches die ©. 
bei dem Bellagten aufnahmen. Hierdurch jcheint zur Genüge 
auf das Auftragsverhältnik hingedeutet. 

Was nun Die aus dem Auftragsverhältniß entiprungene 
Verpflichtung anlangt, jo erfennt der Beklagte diejelbe au, be- 
hauptet aber, ihr nachgefommen zu ſein. Dies ift nicht der 
Fall. Der Werth der verpfändeten Grundſtücke belief fich im 
Sahre 1874 nach der Schägung des Sacjverjtändigen H. auf 
4582 Mark. Dieſer Werth gemigte aber nicht, das fragliche 
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Anlehen ficher zu Itellen, indem er nicht einmal hinreichte, das 
Kapital und die Zinjen von 3 Jahren zu deden. Zieht man 
nämlich bei der Schägung einer hypothekariſchen Sicherheit in 
Betracht einestheils, daß jtet3 die Möglichkeit des Sinfens des 
Werthes der verpfändeten Grundſtücke durch Niedergang der 
Kaufpreife, Beihädigung und Verjchlechterung derjelben befteht, 
anderntheil®, daß die bet der Zwangsverjteigerung erzielten 
Preiſe erfahrungsmäßig durchgehends weit unter dem Wertbe 
bleiben, umd endlich, daß erhebliche Zinjen und Kojten auflaufen, 
che die Verfilberung des Pfandes durchgeführt it, jo muß für 
eine fichere Anlage verlangt werden, daß der Werth der 
Grundſtücke die Schuldfumme und die Zinjen von 3 Jahren 
(Art. 2151 B.G B.) wenigjtens um überſteigt. (Vgl. aud) 
Art. 2162 ebendai.) Legt man aber bei Beurtheilung der in 
Rede ſtehenden Sicherheit diefen Mapitab an, jo hätte der 


Werth der verpfändeten Grundſtücke jich auf (400046004 = 
6133, M. belaufen müſſen, auf eine Summe aljo, hinter 
welcher der von dem Sachverftändigen angegebene Werth weit 
zurück bleibt 

Die Erfahrung hat denn auch gezeigt, daß ſelbſt Der 
Erlös, der aus freihändigen Verkäufen unter Gewährung langer 
Termine mit 2220-+1990 Marf erzielt wurde, nicht hinveicht, 
die Hägeriiche Forderung zu deden, jelbjt wenn noch die Wertb- 
verminderung des Unterpfandes durch Freigabe von 3 Grund- 
ftüfen gegen Verpfändung eines anderen Grundſtücks mit 
600 Mark und der Werth der noch umnverfauften Grundſtücke 
nit 280 Mark hinzugerechnet werden. 

Der Beklagte behauptet jelbit nicht einmal, vor der Ver— 
pfändung Schritte gethan zu haben, den Werth der verpfändeten 
Srunditüce zu ermitteln; er nimmt auch nicht die für Die 
WertHbeftimmung von Unterpfandsgegenjtänden erforderliche 
Kenntniß und Erjahrung für jih in Anſpruch; er gibt auch 
nicht einen Grund an, der ihn verhindert hätte, den Werth der 
verpfündeten Grundſtücke vor der Pfandbeſtellung in zuver- 
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Ebenſowenig hat der Beklagte über die Perjönlichkeit des 
Schuldners zuverläffige Ermittelungen angejtellt, vielmehr, wie 
e3 jcheint, den Erflärungen des F. getraut, einem Manne alio, 
dem es gerade darum zu thun war, für G. ein Darlehen zu | 
erlangen und durch dajjelbe die Befriedigung jeiner Schwägekin | 
für ihre Forderung an G. aus dem Verkaufe eines Pferdes 
herbeizuführen. Allerdings befunden mehrere Zeugen, daß ©. | 
im Jahre 1874 noch allgemein Kredit beſaß, allein er verdiente 
ihn im Wirklichkeit nicht, indem er nicht einmal im Stande 
war, ohne Beitellung einer Hypothefartichen Sicherung die aus | 
dem eben erwähnten Ankauf eines Pferdes mit 320 Mark | 
gejchuldete Summe zu berichtigen. Ueber die Kreditwürdigfeit 
des Schuldners hätte aber dem Beklagten die jeinerjeits unter: 
lajjene Ermittelung des Zweckes Aufklärung verichaffen müſſen, 
zu welchem G. die dargeliehene Summe verwenden wollte und 
verwendet hat. G. hat nämlich mit den dargeliehenen 4000 M- 
eine Hypothefariiche Schuld im Betrage von 3200 Mark, den 
rücjtändigen Kaufpreis aus dem WPferdehandel und Koiten 
gededt. (Zeuge G.) Der Bellagte hätte mithin auf Diele 
Weile in Erfahrung gebracht, daß G. feinen Kredit ſchon Längit 
bis zum Aeußerſten angeipannt hatte. 

Der Beklagte hat demnach die ihm in ‘Folge Uebernahme 
des oben erwähnten Auftrages obliegende Prliht in gröblich 
Ihuldhafter Weiſe verabjäumt und dadurch die Kläger zu 
Schaden gebradt. Daß die Kläger einen ſolchen erleiden und 
zwar gerade durch die Pflichtverlegung des Beklagten, erhellt, 
wenn man erwägt, daß Die Kläger jelbit dann noch einen 
Ausfall an ihrer Forderung erleiden, wenn ihnen auf diejelbe 
der Kaufpreis aus den beiden auf Termine verfauften Grund- 
jtüden und der Werth der beiden noch unverfauften Grundftüce 
angerechnet würde. 

Die Kläger können aber und zwar jchon zur Seit die | 
ganze noch ungededte Summe gegen den Beklagten in Anſpruch 
nehmen. Hätte nämlich das für die Anlage beitellte Unterp fand 
über dejien Güte der Beklagte eben zuverläffige Erhebungen zu 
machen übernommen hatte, fich als ein gutes oder auch nur 
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als ein ausreichendes, d. h. als ein jolches erwiejen, deſſen 
Verwerthung im Wege der Zwangsverjteigerung, wenigjtens 
unter nicht ganz außergewöhnlichen Umständen, dem Gläubiger 
für Kapital, Zinjen und Koſten ohne allzulanges Warten 
Befriedigung verjchafft, jo wären die Kläger, zu derjelben bereits 
längft gelangt. Mit echt fordern deshalb die Kläger die 
Ausgleichung des Schadens in der Weiſe, daß der Beklagte zur 
jofortigen Zahlung der ganzen noch ungededten Summe ver- 
urtheilt werde. Daß der Beklagte von den Klägern die Abtretung 
ihrer Nechte aus der fraglichen Obligation, welche übrigens 
diefelben nie verweigert haben, verlangen kann, verjteht ſich 
von ſelbſt. 

Wenn der Beklagte noch aufitellt, T. habe die Sicherheit 
der Anlage genehmigt, und durch Pfandminderung gutgeheißen, 
jo iſt dieſe Behauptung nicht allein beweislos geblieben, ſondern 
durd) die Beweisaufnahine als widerlegt zu betrachten. Die 
Prandminderung fand, wie jchon oben erwähnt, erjt ſtatt, 
nachdem der Beklagte vorher jeine Zuftimmung dazu ertheilt 
hatte. 

Wenn es auf den zweiten Klagegrund untergebens noch 
anfäme, was, wie oben bemerkt, nicht der Fall iſt, jo wäre 
jedenfalls den Subjidiarantrag der Kläger jtattzugeben, und 
der Beflagte Schon jest für verpflichtet zu erklären, die Kläger für 
jeglichen Ausfall an Kapital und Zinjen aus der Obligation 
vom 18. November 1874 jchadlos zu halten. 

Auch der dritte Klagegrund ericheint gerechtfertigt, da in 
der Schon oben mitgeteilten Aeußerung des Beklagten gegen 
T.: „Die Anlage jet gut, T. habe nichts zu risfiren“, offenbar 
ein Anpreiien liegt und Diejes Anpreren ſich mac den vor- 
jtehenden Ausführungen als ein unbegründetes und unbedachtes 
herausgeitellt hat, Durch das die Kläger in Nachtheil gerathen 
find und berechtigt werden, die eingeflagte Summe zu fordern. 

Die bezüglich des dritten Klagegrundes erhobene Einrede 
der Klageänderung it bereits von dem erjten Richter zurücdge- 
wiejen, daher gemäß $ 242 C. P.O. unzuläßig, aber auch unbe- 
gründet, weil die vorhin aufgeführte Aeußerung des Beklagten 


jih ſchon in der Klageſchrift vermerkt findet. 
8* 
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30. Verſicherungs-Geſellſchaften. Vorſchlagsrecht der 
Generalagenten für einen Nachfolger. Schadenser: 
Jas wegen Entlafjung des Generalagenten. 

(Urtheil des DO.L.G. Colmar (1. Senat) vom 13. Dezember 1886 
in Sachen der Lübecker Feuerver.-Gejellichaft gegen E.) 

E. begehrte mittels Widerflage von der Lübecker Feuer: 
verficherungsgejellichaft Schadenserſatz, weil ihn letztere unter 
Verletzung feines Nechtes einen Nachfolger vorzujchlagen aus 
jeiner Stelle als Generalagent entlafjen habe. Das Landgericht 
Straßburg, jorwie das Oberlandesgericht, letzteres unter Herab— 
jegung des in erfter Iuftanz zuerfannten Betrages, jprachen die 
Widerklage zu. Die Enticheidungsgründe des Urtheils zweiter 
Inftanz, aus welchen zugleich dev Sachverhalt des Nechtsitreites 
im einzelnen fich ergibt, lauten: 

Nie der erite Richter aus zutreffenden Gründen mit Nedht 
annimmt, hatten die Stellen der Generalagenten der früheren 
franzöſiſchen Berlicherungsgejellichaften in Elſaß-Lothringen an— 
erkanuter Maßen einen Verkaufswerth. Sie konnten von dem 
Inhaber auf einen tauglichen Nachfolger übertragen werden in 
ühnlicher Weife wie dies bei den Memtern der officiers 
ministeriels der Fall war. Tie Bejegung der Stelle war 
darnach der Willfür der Gejellichaft entzogen. Letztere wurde 
ihadenserjaßpflichtig, Falls fie den Inhaber der Stelle ohne 
Grund jeiner Stelle enthob oder auf den Vorjchlag eines den 
Anforderungen eines Generalagenten entiprechenden Nachfolgers 
nicht einging. Dieſe Grundjäge waren auf den Rechtsvor— 
gänger des Berufungsbeflagten E. jedenfalls jo lange anwendbar, 
als er Generalagent der franzöfiichen Berficherungsgeiellichaft 
la caisse generale des assurances agricoles et des assurances 
contre Fincendie war. Es hat nun dieſe Gejellichaft am 6. 
Mat 1881 mit der Berufungsklägerin einen Vertrag abge- 
ſchloſſen, inhaltlich deſſen fie an leßtere ihre ſämmtlichen im 
Elſaß-Lothringen durch die Generalagenturen Straßburg, Mül— 
haufen, Meg, Saarburg, Zabern und die Unteragentur in 
Markirch abgejchlofjenen Berficherungsverträge übertragen hat. 
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In Folge dieſes Wertrages hörte E. auf, Generalagent der 
caisse generale zu jein. Dagegen wurde ihm mittels Vertrags 
vom 12. Mai 1881 von der Berufungsklägerin die Verwaltung 
ihrer Generalagentur für Untereljaß und die Stelle als General- 
bevollmächtigter für Ela - Lothringen übertragen. Zufolge 
diejer Vorgänge ftanden num zwar dem E. gegenüber der Be- 
rufungsflägerin nicht ohne weiteres diejenigen Nechte zu, welche 
er nach den oben angeführten Grundjägen als Generalagent 
der caisse generale gegen die leßtere hatte. Es bedurfte viel: 
mehr der neuen Gejellichaft gegenüber einer beionderen Ueber— 
einkunft, welche die zwiſchen der alten Gejellichaft und ihrem 
Seneralagenten bejtehenden Nechtsverhältnijfe auch gegemüber 
deren Rechtsnachfolgerin aufrecht erhielt. Auf der einen Seite 
hatte nun die DBerufungsflägerin ein hohes Intereſſe, die bis- 
herige Einrichtung der alten Gejellichaft unverändert aufrecht 
zu erhalten und ſich namentlich dev ferneren Mitwirkung der 
bisherigen mit den Verhältnifien vertrauten Agenten zu ver= 
fihern, um mit Erfolg den Wettbewerb der in Folge des 
eingetretenen Ausichlufjes der ausländischen VBerficherungsgeiell- 
ſchaften vom Geichäftsbetriebe in Eljaß-Lothringen zahlreid) 
einftrömenden deutichen Gejellichaften bejtehen zu fünnen. In 
gleicher Weife mußte es der Caisse generale darum zu thun 
jein, etwaige Entjchädigungsaniprüche ihrer bisherigen General: 
agenten aus der plöglichen Entlafiung von jich fern zu halten. 
Beiden Auffaffungen wurde Rechnung getragen, wenn Die 
Berufungsklägerin in derjelben Weile, wie fie im die Nechte 
und Verpflichtungen der Caisse generale gegenüber den Ver— 
ſicherten eintrat, zugleich) auch die Nechtsnachfolgerin der Caisse 
generale in ihrem Berhältnifie zu ihren Generalagenten wurde. 
Es war nun aud in dem zwiſchen beiden Gejellichaften abge- 
ſchloſſenen Vertrage vom 6. Mai 1881 die zukünftige Stellung 
der bisherigen Agenten der Gegenjtand einer bejonderen Feſt— 
jegung. Die Berufungsflägerin erhielt nicht blos zufolge S 4 
eine Abjchrift der mit den Agenten abgejchlojjenen Verträge 
ausgehändigt, jondern es tft in S 5 ausdrüdlich gejagt: 
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„Die Lübecker wird die gegenwärtig aftiven Agenten 
der Caisse generale in Eljaß - Lothringen zu ihren 
Agenten ernennen * -- 

Aber auch in der Perſon des E. fehlt es an der Voraus» 
ſetzung, als habe er bei jeinem Ausjcheiden aus dem Dienfte 
der Caisse generale nunmehr auf jein Recht, die Generalagentur 
gegen Entgelt an einen Nachfolger abzutreten oder ſich von der 
Caisse generale wegen der plößlichen Entlajjung entichädigen 
zu lafjen, Berzicht leisten wollen. Sein mit der Berufungs: 
flägerin am 12. Mat 1881 abgeichlofjener Vertrag beweiit das 
Gegentheil. Entjcheidend fir das Verhältniß der Barteien iſt 
die Beitimmung.des 8 11. Nachdem bier beiden Iheilen eine 
jechsmonatlihe Kündigungsfriit vorbehalten ift, heißt es weiter: 

„sm Falle des Nüctritts behält ſich Herr E. das 
echt vor, der Gejellichaft einen ihr genehmen Nach- 
folger zu präfentiven.“ 

Für die Auslegung dieſer Beltimmung und die heute 
zwiichen den Parteien jtreitige Frage kommt es zunächſt auf 
die von der Berufungsflägerin angerufene Feitjegung unter 1b 
des Zuſatzvertrags vom 15. Mai 1881 nicht an. Dein legterer 
behandelt, wie aus jeinem Wortlaute unzweidentig ſich ergibt, 
nicht das Verhältnig des E. zur Gejellichaft als Generalagent 
des Unter-Elſaß, jondern das mit einer bejonderen Vergütung 
verbundene als Generalbevollmächtigter für ganz Elſaß-Lothringen, 
in welcher Eigenichaft E. die Verpflichtung übernimmt, bei 
nothiwendigem Wechjel der Perſon eines Generalagenten der 
Geſellſchaft einen geeigneten Nachfolger in Vorſchlag zu bringen, 
und diefen nach jeiner Bejtätigung in das Gejchäft einzuführen. 
Jedenfalls wäre durch dieje den Vertrag vom 12. Mai 1881 
nicht abändernde, jondern gemäß 3 3 als Beſtandtheil deijelben 
anzujehende Beitimmung entiprechend dem in $ 11 vereinbarten 
Nechte des E. die aus letterem ſich ergebende Pflicht zum 
Ausdruck gefommen. Daß aber E. dieſe mit $ 11 wohl ver- 
einbare Verpflichtung des 8 1b verlegt habe, iſt nicht einmal 
behauptet und noch weniger dargethan. 

Als von den Parteien gewollter Sinn der Beltimmung 
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des $ 11 ergibt ſich aber nach Lage der Verhältniſſe, daß mit 
derjelben der Eingangs feitgejtellten Anſchauung über die 
Stellung der Generalagenten der vertragsmäßige Ausdrud 
gegeben werden wollte Allein es bedarf nicht einmal des 
Zurüdfgehens auf den früheren Zuſtand. Da die Berufungs- 
Hägerin an fich in der Wahl ihrer Beamten nicht beichränft ift, 
jo wäre das zu Gunsten des E. vereinbarte Necht ohne Inhalt 
und eine leere ‚Formel, wenn demjelben auf der Gegenjeite nicht 
eine Prlicht gegenüberitände. Dieje Pflicht bejteht aber darin, 
dem von E. vorgejchlagenen Nachfolger die Generalagentur zu 
übertragen. Der Anhalt des dem E. zugeftandenen Rechtes iſt 
aber auch mit dem Weſen und den Zwecken der Berficherungs- 
geiellihaft nicht unvereinbar. Die Berufungsklägerin iſt nicht 
verpflichtet, jeden beliebigen Nachfolger anzunehmen, wie aud) 
aus dem Mortlaute der Beſtimmung jelbit hervorgeht, die einen 
der Gejellichaft genehmen Nachfolger verlangt. Sie fann 
jedoch das gegenüber einem Nachfolger in Geld umjeßbare 
Recht des E. nicht dadurch) bejeitigen, daß fie einem tauglichen 
Bewerber ohne Grund die Uebertragung der Generalagentur 
veriagt. Ob ein folcher Grund vorliegt, iſt gegebenen Falles 
Gegenjtand richterlicher Entihetdung. Keinenfalls aber fann 
durch die Verweigerung der Annahme des Vorjchlags dem 
Gencralagenten die Möglichkeit entzogen werden, einen anderen 
geeigneten Vorſchlag zu machen und fann jelbjt die berechtigte 
Zurückweiſung des vorgeichlagenen Nachfolgers nicht Die jofortige 
bedingungstoje Entlafjung des Generalagenten begründen. 

Aus dem vorgelegten Briefwechſel der Parteien geht nun 
hervor, daß E. vom 23. Juli 1883 an der Berufungsklägerin 
wiederholt feinen NRüdtrit von der Generalagentur erklärte. In 
jeinem Briefe vom 1. August regt er eine Beiprechung an über 
jeine weiteren Pläne für einen Nachfolger. Letzterer wird in 
dem Briefe vom 19. Auguft näher gejchildert und jodann im 
denn Schreiben vom 18. Januar 1884 der Verjicherungsbeamte 
Et. von E. als Nachfolger vorgeichlagen. Vorher aber war 
die Berufungsflägerin Schon durch Bericht ihres Unterdireftors 
G. vom 1. Januar über die Sachlage und die Perjon des St. 
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in genaue Kenntniß gelegt. Much darüber fäht der Geſammt— 
inhalt der Briefe des E. feinen Zweifel, daß letzterer es als 
jein gutes Necht anjah, mit dem Vorſchlage feines Nachfolgers 
gehört zu werden. Wäre es ihm nicht um dieje Frage, jondern 
nur um die Erlangung feiner Entlafjung zu thun gewejen, ſo 
hätte er fich nur auf fein vertragsmäßiges Kündigungsrecht von 
ichs Monaten zu berufen brauchen. Die Berufungsflägerin 
war nun nicht gewillt, den St. als Nachfolger des E. anzu— 
nehmen. Sie war damit in ihrem Nechte, nachdem jowohl der 
Bericht ihres Unterdireftors vom 1. Januar wie jonftige 
Erkundigungen ihr St. al3 zu dem Poſten nicht geeignet er— 
jcheinen ließen. Allein fie ließ über dieje ihre Anficht den E. 
volftändig im unklaren. Das einzige, was jte ihm bezüglich 
der Berjon des St. mittheilte, war der Brief vom 1. März, 
in welchem jte die inzwilchen durch E. erfolgte Annahme des 
St. als verantwortlichen Gehülfen und Gejellichafter als ihr 
mit E. bejtehendes Vertragsverhältniß nicht berührend bezeichnete. 
Da E. monatelang auf feinen Vorſchlag feinen Beicheid erhielt, 
jo war er auch nicht im der Lage einen anderen Nachfolger 
anftatt des St. in Vorjchlag zu bringen. Bielmehr wurde ihm 
im April die Generalagentur entzogen und ein Beamter der 
Sejellichaft — D. — mittel3 Schreibens vom 5. April mit 
deren Berwaltung beauftragt. 

Durch Dieje Entziehung der Gemeralagentur hat Die 
Berufungsflägerin das dem E. aus $ 11 des Vertrags vom 
12. Mai 1881 zuftehende Recht verlegt, und ihm die Ver— 
werthung jeines Vorjchlagsrechtes unmöglich) gemacht. Gegenüber 
dieſem Vertrage kommt es aber für die heutige Frage gar nicht 
daranf an, ob die Stellung eines Generalagenten im Allgemeinen 
nach den Grundjägen des Handelsgejegbuchs über die. Hand» 
lungsbevollmächtigten oder nach den vom VBollmachtsvertrage 
handelnden de3 B.G.B. zu beurteilen iſt, da nicht bejtritten 
it, daß dieſe allgemeinen gejeglichen Beltimmungen in der 
heute fraglichen Richtung durch bejondere Vertragsbeitimmungen 
erjegt werden können. Ebenſo wird durch die bisherigen 
Erörterungen die Aufftellung widerlegt, als fünne es ich für 
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E. höchſtens um eine mit ſeinem in Ausſicht genommenen 
Nachfolger auszutragende Stellenvermittelungsgebühr handeln. 

Die Verletzung des vertragsmäßigen Rechtes des E. ver— 
pflichtet die Berufungsklägerin aber zu Schadenserſatz. Sie 
bekämpft dieſe Verpflichtung in erſter Linie mit der Behauptung, 
es ſei E. freiwillig und bedingungslos von ſeiner Stelle zurück— 
getreten. Geſtützt wird dieſelbe auf nachſtehenden Schlußſatz 
des Briefes von E. vom 5. März 1884: „Ich folge deshalb 
der dringenden Aufforderung meines Arztes und werde mit 
Ende dieſes Monats mich von allen Gejchäften zurückziehen.“ 

Dieje Stelle darf aber nicht aus dem Zuſammenhange des 
ganzen Briefwechſels und der jchwebenden Berhandlungen 
geriffen werden. G., im Unmuthe über die monatelange Ver: 
ſchleppung jeines durch hohes Alter und Kränklichkeit dringlich 
gewordenen Antrags auf Erſetzung in der Generalagentur, 
drängt damit auf baldigite Entjcheidung. Daß er aber plötzlich 
auf den durch den Lebertrag jeiner Stelle an einen Nachfolger 
ſich ergebenden VBermögensvortheil habe verzichten wollen, iſt 
um jo weniger anzunehmen, als zwiichen ihm und St. feit dem 
7. November 1883 ein Uebertragsvertrag mit einer Kaufſumme 
von 6000 Mark abgeichloffen war und E. bei dem Schweigen 
der Berufungsklägerin Grund zu der Annahme hatte, es werde 
die Perſon des St. keinerlei Schwierigfeit abgeben. Wie Die 
früheren Briefe des E. aber immer die Frage des Nachfolgers 
in den Vordergrund stellen, während der Niücdtritt den E. 
überhaupt nicht verweigert werden forte, jo fommt E. aud) in 
dem Briefe von 5. März ausdrüdlic auf | inen Nachfolger 
und die mit demſelben im November vorher getroffenen Ab— 
machungen zurüd. Dieje für ihn wichtigjte Frage hat er aud) 
jofort wieder in jeinem am 11. April an D. gerichteten Briefe 
betont und mit Rückſicht hierauf gegen feine Entlafjung Wider- 
ipruch erhoben. Es erweiſt jich jomit dieſer Einwand der 
Berufungsklägerin als unbegründet. 

Dasselbe iſt der Fall mit der weiteren Aufjtellung, Die 
Entlajjung des E. jet durch) Mängel der Gejchäftsführung des 
jelben gerechtfertigt. Es fünnte ſich von vornherein fragen, ob 
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nicht auch für Ddiefen Fall das vertragsmärige VBorichlagsrecht 
des E. jeine Wirkung behalten müßte. Denn der ganz allgemein 
fautende $ 11 des mahgebenden Vertrages vom 12. Mat 1881 
macht in dieſer Beziehung feine Einichränfung, obwohl in Dem 
vorausgehenden $ 9 der Fall der Abjegung des Generalagenten 
wegen Pflichtwidrigfeit bejonders vorgejehen it. 

Es fommt aber hierauf nicht an. In dem erwähnten 5 9 
iſt nämlich bejtimmt: „Die Abnahme der Generalagentur fann 
nur durch die Direktion der Lübecker Feuerverficherungsgejellichaft 
unter Darlegung der Gründe verfügt werden.“ Es werden 
jodann im Einzelnen bejtimmte Gründe und zwar Unregel— 
mäßigfeiten in Führung der Bücher, Nichtablieferung der ver: 
einnahmten Gelder und grobe Nachläſſigkeiten in der Gejchäfts- 
führung, aufgeführt, aus denen namentlich die Abjegung ver: 
fügt werden fann. 

Die Berufungsflägerin iſt dieſer VBorichrift nie nad): 
gefommen. Ste hat überhaupt feinerlei Verfügung in dieſer 
Richtung erlaffen nnd keinerlei Gründe aus der Gejchäftsführung 
des E. angegeben, als ſie dieſen jeiner Stelle enthob. Dem: 
jelben wurde von Diejer Thatjache erit durch D. miindliche 
Mittheilung gemacht, welch Xeßterer wiederum mit der Ber: 
waltung der Generalagentur in dem Briefe vom 5. April nur 
deshalb beauftragt wurde, weil E. jeine Stelle niedergelegt 
habe. Wie aber der Wortlaut des 8 9 ergibt und auch dem 
Zwecke der Beftimmung entipricht, ift die Vorjchrift, daß Die 
Entlafjung wegen Pflichtverlegung nur unter Angabe der 
Gründe erfolgen kann, eine wejentliche und können nicht nad): 
träglich, nachdem die Entlafjung aus einem anderen Grunde 
geichehen, angebliche Prlihtwidrigkeiten zur Nechtiertigung der 
früheren unbegründeten Abjegung herbeigezugen werden. 

Der Berufungsflägerin ſteht aber noch ein zweiter Grund 
entgegen. Als fie im Jahre 1881 den E. in ihre Dienite 
nahm, war fie von jeiner durch langjährige Ihätigkeit bei der 
Caisse generale erprobten Tüchtigfeit überzeugt; jonjt hätte 
fie ihm nicht außer der Stelle eines Generalagenten für Unter: 
Elſaß noch diejenige ihres Generalbevollmächtigten von gan; 
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Elſaß-Lothringen übertragen. Am Wohnſitze des E. befand ſich 
ein Unter-Direktor dev Geſellſchaft G., der vollen Einblick in 
die Geichäftsführung des E. Haben mußte. Ebenſo war die 
Direktion in Lübeck in der Lage, diejelbe zu überjehen. 

Die Berufungsflägerin kann unn nicht behaupten, daß fie 
wur Zeit, als E. die Generalagentur inne hatte, demjelben 
einen Vorwurf der Pflichtividrigfeit gemacht oder grobe Nach— 
läjligfeiten ihm vorgeworfen hätte. Ihr Unterdireftor G. war 
auf den eritmaligen Antrag des E. auf Entlafjung vom 23, Juli 
1583 beitrebt, denielben dem Dienite der Gelellichaft zu erhalten 
(vgl. den Entwurf jeiner Antwort auf jenem Briefe). Die Ab— 
widelung der Generalagentur erfolgte nad) der Entlafjuug des 
E. abgejehen von der hier bedeutungslojen Frage des Eigen: 
thumsrechtes an verichiedenen Schriftftüden, zwiichen den Par— 
teren anſtandslos und ohne daß auch hier jeitens der Berufungs- 
Hägerin Prlichtwidrigfeiten des E. behauptet vder zum Gegen- 
itande eines Anjpruchs gemacht wurden. Auch bei der Ver— 
handlung des Prozeſſes in erſter Inſtanz Hat die Berufungs- 
Hägerin feinerlei Einwand in dieſer Richtung erhoben. Letzteres 
blieb erft der Berufungsinitanz vorbehalten. 

Auf Grund dieſer Umjtände muß angenommen werden, 
da die Berufungsflägerin in voller Kenntniß der Gejchäfts- 
führung des E. die Amtsführung des Lebteren als eine ſachgemäße 
anerfannt oder doch jedenfalls auf eine Beanftandung derjelben 
zum Zwecke einer daraus abzuleitenden Entlafjung wegen Mängel 
der Gejchäftsführung verzichtet hat. Die Berufungsklägerin 
kann deshalb nicht mehr auf die für die Berufungsinjtanz bis 
ins Kleinliche zuſammengetragenen Thatſachen zurückkommen, 
die ſie für eine pflichtwidrige Führung der Agentur verwerthen 
will, ſelbſt wenn dieſelben wahr und in dieſer Beziehung er— 
heblich wären, was beſtritten iſt. 

Die Höhe der dem E. zukommenden Entſchädigung ans 
langend ꝛc. 
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31. Klage. Mündliche Grhebung. — Notar. Be: 
urkundung im eigenem Intereſſe. 

Eine erſt in der mündlichen Verhandlung erhobene Klage gegen 
Den bisherigen Nebenintervenienten it gültig, wenn Yeßterer ſich darauf 
einläßt, ohne den Mangel einer Klageſchrift zu rügen.*,) 

Fine Hnpothekareinichreibung iſt ungültig, wenn fie auf einer Wo: 
tariatsurfunde beruht, in welcher der Notar für eine eigene Forderung 
jih zu ſichern ſucht **) 

(Urtheil des OLG Golmar, (3. Senat) dv. 17. Dezember 1886, 
Bl, gegen W. und Notar X.) 

BL. Elagte gegen Wittwe und Erben W. auf Löſchung einer 
Hypothefar-Einjchreibung vom 13. Oftober 1877 aus jener 
vor Notar X. errichteten Schuld» und Pfandverſchreibung vom 
11. Sept 1877, und zweitens auf Zahlung eines Schadens: 
erlages, mit der Behauptung, daß nicht W, jondern der Notar 
jelbit fein Gläubiger gewejen, und zur Sicherung diejer Forde— 
rung die Obligation errichtet worden jei. Auf Streitverfiindung 
der Bellagten trat Notar X. in den Nechtsitreit ein. In der 
mindlichen Verhandlung erklärte jein Anwalt, daß er die Neben: 
intervention fallen laſſe und ftatt deſſen als Hauptintervenient 
auftrete. Hiermit war der klägeriſche Anwalt einverjtanden, 
indem er zugleih die Klageanträge gegen den „Hauptinter— 
venienten“ richtete. Diejer trug auf Abweilung diejer Anträge 
an, ohne die Zuläſſigkeit derjelben zu bejtreiten. In eriter In— 
jtanz wurde, „unter Annahme der Hauptintervention“, die Klage 
abgewiejen. Auf Berufung des Klägers erging folgendes Ur- 
theil: „Unter Abänderung des vom Landgericht Saargemünd 
am 25. Februar 1885 verfündeten Urtheils werden die Be 
flagten verurtheilt, die Einschreibung des K. Hypothekenamts 
Saargemünd vom 13. Oftober 1877, Bd. 586 Wr. 223 aus 
der Urkunde vom 11. September 1877 löſchen zu laſſen. Auch 
wird Notar X. verurtheilt, dem Kläger die Obligationskoſten 
mit 27 Markt 4 Pfennig nebit 5 Proc. Zinſen jeit dem 11. 


* Vgl. NG. Entſch Bd. 2 S 392, Bd. 10 ©. 305, Bd. 12 
©. 330. 
**, Vgl. Rej. 20 janv. 1574, 74. 1. 110. 
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September 1877 zurüczuerjtatten. Im Uebrigen wird die Be- 

rufung verworfen. Won den Koſten beider Inſtanzen wird Die 

Hälfte dem Kläger, die andere Hälfte dem Notar X. auferlegt.“ 
Entiheidungsgründe. 

Der Notar X. -ift im gegemwärtigen Nechtsftreite nicht als 
Hauptintervenient im Sinne von SS 61, 62 C.P.O. wohl aber 
als Mitbeflagter anzujehen. Denn es wird nicht von ihm ein 
Klageanipruch gegen den Kläger BL. und die Beklagten W. in 
gejonderter Klage, jondern ein Anjpruc des Klägers gegen die 
uriprünglichen Beklagten und zugleich gegen Notar X. erhoben. 
Letzteres geſchah zuerit gemäß $ 254 C. P.O. in der mündlichen 
Verhandlung vom 11. Februar 1885. Notar X. lieh ſich auf 
dieie lage ein, ohne den Mangel einer Klagejchrirt zu rügen, 
jo daß der Verſtoß gegen $.230 C. P.O. chen in erjter In— 
jtanz gemäß 8 267 C. P.O. gededt war, zumal da Notar X. 
bereits als Nebenintervenient am Nechtsitreite theilgenommen 
und die vorbereitenden Schriftjäge zugeitellt erhalten hatte. 

Die Klage iſt auch zum Theil begründet nad) Art. 68 des 
Geſetzes vom 25. ventöse XI Nach Ausweis des Inwventars 
vom 18. Mai 1876 verichuldete die Gütergemeinichaft BL. Für 
verihiedene Steigpreife und Darlehen 1007 Mark 52 Pfennig, 
die in der Schreibjtube des Notars X. zu zahlen ware’. Außer: 
dem Hatte Notar X. noch 480 Mark nebſt Zinjen jeit dem 
2. November 1876 vom Kläger zu fordern. Der Notar X. 
war nach jeiner eigenen Erflärung Gläubiger diejer beiden ‚For: 
derungen; und um ſich dafür Sicherheit zu verichaffen, veran- 
late er den Kläger, die Schuld» und Prandverichreibung von 
11. September 1877 auszuftellen. Dies beitätigt der Inhalt 
der Abrechnung vom 14. Junt 1883, weil darin die Urkunde 
vom 11. September 1877 nicht erwahnt wird und ſämmtliche 
„Depofita” des W. mit 4", Proc. Zinjen verrechnet find. Er 
nahm jelbjt die Urkunde darüber auf, errichtete aljo einen No— 
tariatsaft, der feinem alleinigen Intereſſe entiprach und deshalb 
nad) dem Grundſatze „nemo testis idoneus in re sua“ ſowie 
nah der Borjchrift von Art. 68 im Verbindung mit dem 
argumentum ex posteriori aus Art. 8 des Gejeßes vom 25. 


118 Entſcheidungen der Gerichte. 


ventöse XI nichtig und feinenfalls als authentiicher Akt zu be— 
trachten ijt. Nach Art. 2127 B. G. B. ift daher die Hypothefen- 
beitellung und Einjchreibung ungültig. Deshalb find jämmt- 
liche Beklagte ſchuldig, die Löſchung herbeizuführen und zwar 
Wittwe und Erben W. als formelle und Notar X. als wirf- 
licher Gläubiger. Freilich hat der Kläger freiwillig im Ein- 
verjtändnig mit Notar X. gehandelt, und für feine Vermögens- 
lage machte es feinen Unterjchied, ob er den Notar X. oder nad) 
dejjen Anweilung den Bernhard W. als feinen Gläubiger an— 
erfannte. Allein demungeachtet kann ich der Kläger auf die 
Nichtigkeit berufen, da Diejelbe auf einer Beſtimmung beruht, 
die im Intereſſe der öffentlichen Ordnung erlafjen iſt. Meithin 
rechtfertigt jich der Antrag auf Löſchung der Einjchreitung vom 
13. Oftober 1877. Außerdem rechtfertigt es ſich, den Notar 
zur Zurücerjtattung jeiner Gebühren für die Obligation nebit 
Zinſen zu verurtheilen. Die Höhe dieſer Koſten ergibt ſich aus 
der Rechnung, die Notar X. jelbit in den Notizen für jeinen 
Anwalt K. zujammengeftellt hat. Dagegen trägt der Notar 
feine VBerantivortlichfeit für diejenigen Koften und Schäden, 
welche ſonſt durch Errichtung der Obligation vom 11. September 
1877, ferner durch die Ceſſion vom 1. April 1878, ſowie durd 
die Mobiliar- Pfändung, ferner durch die Berjteigerung vom 
18. und 21. Juni 1878 und den PVerfauf an St. verurjadt 
wurden, da Kläger gegen die Mobiliarpfändung feinen Ein— 
wand erhoben hat und die übrigen Rechtshandlungen aus freier 
Entihliegung des Klägers zur Ordnung jeiner Schuldverbält- 
niſſe vorgenommen worden find. 


32. Oftroi:Vergehen. Anjtiftung. Ginheitsitrafe? 

Auf die Theilnehmer an einem DOktroi = Vergehen finden die all: 
gemeinen Beſtimmungen des Strafgeiegbuches, namentlid SS 1, 28, 29, 
48, Anwendung. 

(Urtheil des O,L.G. Colmar (Strafienat) vom 15. Januar 1897, 
gegen 2.) 

Eine Dienjtmagd des 2. wurde durch Oktroi-Beamte in 
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Straßburg betroffen, wie ſie ein im einen Kinderwagen ver- 
ſtecktes Fäßchen Branntwein in das Oftroi-Gebiet ohne An— 
meldung eingebracht hatte. Der Branntwein wurde in Bejchlag 
genommen. Das Zchöffengericht verurtheilte die Dienſtmagd 
wegen DOftroi-Defraudation zu 100 M. Geldjtrafe, eventuell 
zehn Tagen Gefängniß und den Dienjtherrn wegen Anftiftung 
zu Diefer That zu 150 M. Gelditrafe, eventuell 15 Tagen 
Gefängniß, legte beiden Angeklagten die Koſten „unter Sammt— 
verbindlichkeit“ zur Laſt und verordnete Die Einziehung des 
Branntweins”, unter Bezugnahme auf Art. 28. 29 der Or— 
donnanz vom 9. Dezember 1814, Art. 27 und 46 des Gejehes 
vom 28. April 1816, die Gejebe vom 29. Mär; 1832 und 
24. Mai 1834, 8 4 des Oftroi-Neglements der Stadt Straf- 
burg, genehmigt durch fatjerfiche Verordnung vom 8. November 
1883, ſowie auf SS 40, 48 St.G.B. und SS 497, 498 StPO. 
Die Berufung beider Angeklagten wurde verworfen. In der 
Revifion gegen das Urtheil der Berufungsinftang machte der 
Angeklagte L. geltend, die ausgejprochene Strafe ſei „nach den 
angezogenen Gejegesitellen zu hoc) gegriffen“ und „der Aus— 
jpruch einer Subſidiargefängnißſtrafe ſei nach, denjelben Ge— 
ſetzesſtellen nicht zuläſſig“ Im der Verhandlung vor den 
Revifionsgerichte regte der Vertreter des Oberftaatsamvalts die 
Frage an, ob etwa eine Gejepesverlegung zum Nachtheile des X. 
darin zu finden jei, daß gegen denjelben eine bejondere Strafe 
wegen Anftiftung und nicht gegen beide Angeklagte unter ihrer 
jolidarischen Haftung eine „Einheitsitrafe” ausgejprochen worden 
jei. (Vgl. Verfügung des Gen. Prof. vom 20. Mai 1873, 
Samml. Bd. 2 S. 97). Seinerſeits verneinte ev dieje Frage 
aus dem Grunde, weil Art. 37 des Dekrets vom 1. Germinal 
XI. auf Oktroi-Vergehen feine Amvendung finde. *) 

*) Die Redtiprehung des Pariſer Kaſſationshofes jeit dem Urtheil 
vom 19. Auguft 1836 (8. 1836 I. 762) geht dahin, dal; mehrere Theil» 
nehmer einer Zmwiderbandlung gegen die HZollgefege oder Geſetze über 
indirefte Steuern nur zu einer einzigen Gelditrafe, jolidariih, zu ver: 
urtheilen jeien. Dieſe Anſicht ftügt fih nicht jowohl auf den Wortlaut von 
Art. 37 des Gel. vom 1. Germinal XIII (worin eine Anwendung der 
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Das Oberlandesgeriht hat die Revifion des Angeklagten 

2. verworfen aus folgenden 
Gründen: 

In der erſten Reviſionsbeſchwerde behauptet der Ange: 
Kagte L, die gegen ihn ausgejprochene Strafe jet nach den 
angezogenen Gejepesitellen zu hoch gegriffen. Dies fann dahin 
veritanden werden, daß die vom Schöffengerichte ausgeiprochene 
und tn der Berufungsinitanz bejtätigte Strafe in einer geſetzlich 
unzuläffigen Höhe verhängt worden jei. Die Nüge ift daher 
zuläflig, jedoch unbegründet. Nach dev thatfächlichen Feſtſtellung 
der Inftanzgerichte hat der Angeklagte 2. feine Dienjtmagd, die 
Mitangeflagte R, welche „am 24. Mai 1886 Zwecks Hinter: 
ziehung des Oftrois ein Fähchen von 31 Liter Sprit auf dem 
Leinpfade der SU in der Nähe des Illthors in die Stadt 
Straßburg eingeführt hat“, „Durch Mißbrauch feines Anjehens 
als Dienſtherr voräglicd hierzu bejtimmt.“ Deshalb war 8. 
nach denjenigen Geleßen, die dem Straßburger Dftroi-Reglement 
zu Grunde Liegen und im Urtheile des Schöffengerichtes be- 
zeichnet find, in Verbindung mit 8 48 St. G. B. mit einer Geld- 
itrafe von 80 bis 160 Mark zu beftrafen. Die ausgelprochene 
Strafe liegt alſo innerhalb der gejeglichen Grenze. 

Ferner behauptet der Angeklagte, nach den angeführten 
Geſetzen ſei der Ausjpruc einer Subfidiargefängnißftrafe uns 


Regel des allgemeinen Strafrecht, Art. 55 und 59 c. pen,, gefunden 
werden könnte), als vielmehr auf die allgemeine Natur jolcher fiskaliſchen 
Straten, Es wird erwogen, „qne, d’apres leur nature, les amendes, en 
matiere fiseale, sont moins une peine, qne la reparation eivile dn pre- 
judice cause a l’Etat par la frande: qwielles sont done plutöt reelles que 
personnelles; qw'elles frappent le füit ımateriel de la contravention, ab- 
straetion faite du nombre «les personnes qui ont pu y coopérer.“ (Urtheil 
vom 19. August 1836. Vgl. auch die Urtheile vom 4. Dezember 1863 und 
30, November 1869, D. 1864, I. 195 und 1870, I. 30.) Dieje allgemeinen 
Erwägungen würden auch für Oktroi-Vergehen zutreffen. Vgl. Dalloz 
unter Donane Nr. 973, unter Impöts indirretes Nr. 513, unter Oetroi 
Nr. 403 und unter Peine Wr. 786, auch ein Urtheil des Schöffengerichts 
Colmar in der J. Itſchr. Bd. 11 5. 273. Gegen diefe Nehtipredhung: 
Faustin-Helie, Theorie da code penal, Bd. 1 
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Auch diefe Rüge iſt unbegründet. Die allgemeinen 
ejtimmungen von WBaragraphen 1, 28 und 29 des Straf- 
geſetzbuchs gelten nach Art. 2 des Einführungsgefeges auch für 
diejenigen Handlungen, welche nad) den Steuergejegen zu be- 
jtrafen find. Die gegen den Angeklagten X. feitgeftellte That ift 
ein Vergehen, weil fie mit einer Gelditrafe von 80 bis 160, 
aljo von mehr als 150 Mark, bedroht ijt. Nach $ 28 Abi. 1 
StG. B. erfolgt die Umwandlung der wegen eines Vergehens 
verhängten Geldftrafe in Gefängnig. Zwar hätte im vorliegen- 
den alle eine Umwandlung in Haft ausgefprochen werden 
fönnen, weil die Worausjeßungen von $ 28 Abi. 2 St. G. B. 
vorliegen. Daß jedoch die Inſtanzgerichte von der ihnen durch 
528 Abſatz 2 ertheilten Befugnis feinen Gebrauch gemacht 
haben, esıthält feine Geſetzesverletzung. 

Auch jonjt beruht das Urtheil des Berufungsgerichts auf 
feiner Verlegung ftrafrechtlicher Normen. Die in der Berufungs- 
inftanz aufrecht erhaltenen Beſtimmungen des Urtheils erſter 
Stanz iiber die Sanımtverbindfichkeit der beiden Angeklagten 
für die Kojten und über die Einziehung des Branntweins find 
dahin zu verjtehen, daß die beiden Angeklagten für die Aus- 
lagen als Geſammtſchuldner haften und daß die Einziehung Tich 
auf den in Beichlag genommenen Branntiwein bezieht. 


33. Iſt der dem Berufungskläger beigetretene Neben: 
intervenient berechtigt, den Rechtsſtreit allein fortzujeßen, 
wenn erjterer im Verhandlungstermin nicht erſcheint? 
(Urtheil der II. Givilt. des K. Landgerichts Meg vom 2. April 
886 1.5. P. uud 9. gegen 7.) 
Durch Urtheil des Amtsgerichts M. vom 2. September 
1885 wurde P. verurtheilt, an die Firma F. 145 Me. zu zahlen 
unter Abweilung der Einrede der Zahlung. Da das Urtheil 
für vorläufig vollſtreckbar erflärt war, zahlte BP. an F. den 
Jurist. Zettihr. F. Elſaß-Lothringen. XII. 9 
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Urtheilsbetrag, erhob aber gegen das Urtheil ſelbſt Berufung. 
Dur) einen den beiden Parteien zugeftellten Schriftſatz trat 
nunmehr der Weinhändler H. in den Nechtsitreit ala Neben 
intervenient des P. ein, indem er geltend machte: durch die von 
P. gemachte Zahlung und die erhobene Berufung habe P. im 
Falle des Obſiegens eine Rückforderung an die Firma 3:8. 
habe dieje Forderung des P. als deſſen Gläubiger gepfändet 
und ſomit ein vechtliches Interefie an deſſen Objiegen in der 
Berufungsinſtanz. Im mündlichen Berhandlungstermine er— 
schien P. nicht ; der Nebenintervenient H. beantragte die Neben- 
intervention für zuläffig und begründet zu erflären, zur Haupt- 
sache das Urtheil aufzuheben und die Klage der Firma F. ab: 
zuweifen. Letztere beantragte Abweijung der Berufung, weil 
der Berufungsfläger P. diejelbe nicht mehr aufrecht erhalte, 
der Nebenintervenient aber gemäß $ 64 EP.D. den Prozeh 
nicht allein fortführen fünne. Das Landgericht erklärte die Be— 
rufung für begründet und hob das amtägerichtliche Urtheil auf 
aus folgenden Gründen: 

ftritten ; der Intervenient ift unter Angabe jeines rechtlichen 
Intereſſes in den anhängigen Nechtsftreit eingetreten; er er- 
fcheint auch berechtigt, den Prozeß weiter fortzufegen und Die 
von ®. eingelegte Berufung allein durchzuführen, da er nad) 
8 64 EVD. berechtigt ift, Angriffs- und Vertheidigungsmittel 
geltend zu machen und nur infoweit beichränft wird, daß jeine Er: 
flärungen und Handlungen mit denen der Hauptpartei nicht im 
Widerſpruch ftehen dürfen. Die leutere hat aber im vorliegen 
den Falle ihre Berufung nicht zurücgenommen und auch das 
angefochtene Urtheil nicht als rechtskräftig anerfaunt; der 
Nebenintervenient 9. kann alſo in Verfolgung der noch an 
hängigen Berufung die Klage beftreiten und insbeſondere die 
von dem P. jchon in erjter Inſtanz vorgeſchützte Einrede der 
Zahlung aufnehmen, jo zwar daß das Gericht in der Lage it, 
den ganzen Nechtsftreit von Neuem zu prüfen. Sachlich er 
Scheint denn auch die Berufung begründet u ſ. w. 





| 
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34. Zwangsverfauf. Bedeutung der Vorichrift, daß der 
Schuldner vom Bieten ausgeſchloſſen fein ſoll. 
(Beidhl. d. Landgerihts Meg v. 21. Mat 1886 1. ©. M. g. Bi 


In dem gegen die Wittwe und Erben des Peter B. be- 
triebenen Zwangsvollitrefungsverfahren hatte die Wittwe B. 
bei der Beriteigerung auf ein Grunditüd ein Gebot gemacht 
und vom Notar den Zuſchlag erhalten. Das Amtsgericht D. 
lehnte den Antrag auf Eröffnung des VBertheilungsverfahrens 
über den Steigerlös ab, weil die Wittwe B. als Schuldnerin 
genäß 8 14 des Gejebes vom 30. April 1880 vom Bieten 
ausgeichlojlen und die Verfteigerung daher nichtig jei. Auf die 
Beichwerde des betreibenden Gläubigers hob das Landgericht 
den amtsgerichtlichen Beihluß auf und ordnete die Eröffnung 
des Bertheilungsverfahrens an aus folgenden 

Gründen: 

Wie das Berfteigerungsprotofoll ergibt, iſt zwar richtig, 
daß entgegen der Vorichrift des S 14 a. a. O., wonacd) der 
Sculöner vom Bieten ausgeſchloſſen tft, ein Artikel der Wittwe 
B. zugeichlagen wurde, obwohl die Zwangsvollitrefung gegen 
fie als Mitjchuldnerin gerichtet war. Dieſe Zuwiderhandlung 
iſt aber nicht, wie das weitere Hinfichtlich der in jener Vorichrift 
nambaft gemachten Berjonen aufgeitellte Verbot, vom Geſetze 
mit Nichtigkeit bedroht der Art, daß der der betreffenden Perſon 
ertheilte Zujchlag als nicht geichehen angejehen werden müßte; 
vielmehr war es nach Maßgabe der weiteren Borichriften der 
s 19 und 21 a. a. O. Sache der betheiligten Parteien, ihre 
deffalljigen Einwendungen innerhalb der gejeßlichen Friſt vor 
dem VBollitredungsgericht geltend zu machen. Da dies ımicht 
geichehen, find Diejelben gemäß dem vom Geſetz angedrohten 
NechtönachtHeil diejes Nechtes verluftig gegangen, tft der Zuſchlag 
ale im Sinne von 8 21 und 42 a. a. O. als endgültig fejtitehend 
anzujehen, und fonnte, da auch die übrigen Vorausjegungen 
erfüllt Find, das gerichtliche Bertheilungsverfahren nach $ 45 
eröffnet werden. 


9* 
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35. Anwendbarkeit des $ 67 R.A.G.O. auf Privatflage: 
\ahen Vorverfahren. 
Beſchluß des Yandgerihts Zabern vom 17. Nov. 1886 ) 


In Privatklageſachen hatte der als Bertreter des Privat 
klägers bejtellte Nechtsanwalt in jeiner Koſtenrechnung für Vor— 
verfahren eine Gebühr von 6 Marf gemäß $ 67 R.A.G. O. 
angejegt. Ein Sühneverfahren hatte nicht ftattgefunden. Der 
Amtsrichter hat in jeinem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß die Gebühr - 
als nicht gerechtfertigt abgeftrichen. Hiegegen wurde Beichwerde 
erhoben, welche das Landgericht abwies aus folgenden 

Gründen: 

In Anjehung der Gebühren für Vertretung eines Privat: 
flägers jollen nah S 73 R.A.G.O. die Beitimmungen über Die 
Gebühren für die Vertheidigung zur entiprechenden Amvendung 
fommen, d. h. alfo nur joweit, als das bejondere Verfahren 
in PBrivatflagejachen die analoge Amvendung jener Beſtim— 
mungen zuläßt. Grundjag bei den Gebühren in Straflachen 
it die Vergütung nad) Bauſchſätzen. Die im $ 63 GO. feſt— 
geſetzten Süße umfaſſen gemäß $ 7O die gejammte Thätigkeit 
des Rechtsanwalts von Beginn der Inſtanz bis zur Beendigung 
derjelben, begreifen daher in Privatklageiachen, in welchen der 
Rechtsanwalt mit der Durchführung der ganzen Inſtanz beauf- 
tragt iit, auch die Vergütung für die Abfaſſung und Einreichung 
der Klageſchrift in ſich. Iſt Dagegen der Nechtsanwalt ledig— 
lid) mit letzterem Gejchäft betraut, jo joll er durd) die Beſtimmung 
des $ 73 Abſ. 2 feine Entichädigung finden. Aus dem Zus 
jammenhalt diejer Beſtimmungen aber ergibt jich, daß die Auf- 
stellung des Bejchwerdeführers, als jei die Abfaſſung und Ein 
veihung der Nlageichrift in einer Privatflagejache als ein 
Borverfahren im Sinne des $ 67 G.O. zu erachten, nicht 
zutrifft. Wäre dies der Fall, jo würde die Beftimmung des 
Ss 73 Abi. 2 überflüjlig geweſen jein, da alsdann der Rechts— 
anwalt, welcher nur mit dev Abfafjung der Klageſchrift beauftragt 
it, ohnehin ſchon jeine Entichädigung nach $ 67 zu befommen 
hutte. 
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Es kann vielmehr feinem Zweifel unterliegen, daß der 
Geſetzgeber bei Aufnahme des 8 67 in die Gebührenordnung 
an Privatklagejachen nicht gedacht hat. Unter dem dort bezeich- 
neten Vorverfahren iſt nur das Verfahren zur Vorbereitung der 
öffentlichen Stlage und Die gerichtliche VBorunterfuchung, in 
welchen Prozeduren der Angejchuldigte ſich eines VBertheidigers 
zu bedienen befugt ift, zu verjtehen. Beides geht der Erhebung 
der öffentlichen lage und der Einreihung der Antlageichrift 
voraus, und findet darin feinen Abjchluß. Bei der Privatflage 
beginnt jedoch das Verfahren jofort mit Erhebung der Privat: 
flage, welche der Anklageichrift des Staatsanwalts in öffentlichen 
Klagen entipricht, und es iſt ein Vorverfahren geradezu ansges 
ichlofien. (Bol. hierüber Meyer Geb.Ordn. fir RM. 867 
Anmerf. 3 und $ 73 Anmerf. 4 und 5.) 

Mit der Ausführung von Walter, in jeinem Kommentar 
zur RA.G.D.S 67 Seite 216 und 217, auf welche Beichwerde- 
führer fich ftüßt, ift über die Thatjache, daß bei den Privatflage- 
jachen ein Borverfahren zufolge Geſetzes nicht bejteht, nicht Hin- 
weg zu fommen. Sie fünnte nur fir die künftige Gejeßgebung 
in Betracht gezogen werden. 


B. Abhandlungen. 


36. Kurze Mittheilungen aus der Praris. 
(Bon Herrn Neichsgerihtsratb Dr. Dreyer in Leipzig). 

In nachjtehenden furzen Abhandlungen werden nicht mur 
Enticheidungen des Reichsgerichts mitgetheilt, jondern auch 
Rechtsfragen beiprochen werden, welche zwar nicht entichieden, 
dagegen aus Anlaß eines gegebenen Falles zur Erörterung ge- 
fommen find. 

I. Das Agenturverhältniß im Verjiherung$- 
wejen war ſchon in der Praris des Reichs-Oberhandelsgerichts 
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in mehrfachen Richtungen Gegenſtand von zum Theil nicht 
völlig unter einander übereinjtimmenden Urtheilen. Es joll eine 
Zuſammenſtellung derjelben voransgejchieft werden. 

l. Tie Vollmacht eines Agenten betreffend find Der 
Nechtiprehung des Neich3-Oberhandelsgerichts Folgende Sätze 
zu entnehmen: 

a) Der Speztalagent iſt ermächtigt, Berficherungsanträge 
anzunehmen, damit ift mindejtens im Zweifel auch die Ermäd)- 
tigung verbunden, jolche abzulehnen. Die in der Vollmacht 
nicht ausdrüclich beigefügten Einschränkungen oder in der Boll- 
macht in Bezug genommenen Inſtruktionen des Bevollmächtigten 
stehen Dritten nicht entgegen. (Urtheil v. 2. Mat 1871 BD. 
I. Nr. 57 ©. 242). Vgl. unten 6a. 

b) Mit der Ermächtigung eines Spezialagenten, an jeine 
Geſellſchaft Prolongationsanträge zu stellen, verbindet jich jelbit- 
verständlich die weitere Ermädtigung, deren zujtinmende oder 
abfehnende Erklärung entgegenzunehmen. (Urth. v. 13. Februar 
1872. V. Nr. 27 ©. 114°) Bgl. hiezu unten Ziff. 2. 

ec) In dem Urtheil vom 5. Nov. 1872 (VII. Wr. 109 ©. 
425) wurde die thatlächliche Feititellung (geichöpft aus der 
notoriichen Gejchäftsthätigfeit der Spezialagenten) gebilligt, daß 
der Agent nicht als gewöhnliche Mittelsperion anzuſehen jei, 
deren Befugniſſe nicht weiter reichten, als daß ſie Die beider- 
jeitigen Erklärungen zu übermitteln habe, jondern er jei ſoweit 
Vertreter der beflagten Gejellichaft geweſen, als es ſich um die 
Auslegung des Sinnes und der Bedeutung der vorgelegten 
ragen, jowie um die Aufklärung gehandelt habe, ob eine be- 
stimmte Thatjache als unerheblich) bei Verneinung einer jpeziellen 
Frage Übergangen werden dürfe. Daran wurde Die Folgerung 
geknüpft: Erjcheint in fraglicher Beziehung der Agent als Ver: 
treter der Gejellichaft, jo jind jene Aufflärungen und Belehrungen 
jo aufzufafien, als wären jte von der Gejellichaft ſelbſt ausge— 
gangen, in der That aljo geeignet, ihr das Necht zu entziehen, 





— — 


*) Goldſch. Zeitihr. f. d. geſ. Handelsr. XVI. ©. 26 ff. 
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die ihr Telbit zur Laft fallende Unrichtigfeit der Antwort zu 
rügen. Val. unten Ziff. 4. 
d) Damit jtimmt nicht völlig überein der Ausipruch im 
Urtheil v. 23. Oft. 1872 (VII. Nr. 99 ©. 371): „Nun fann 
zwar der Auffaſſung, daß der Agent einer Verficherungsgejell 
Ihaft als jolcher in dem ihm angewiejenen Bezirke die Gejell- 
ſchaft vollftändig vertrete, namentlich) auch befugt ſei: „im ein- 
zelnen Falle eine weniger ftrifte Erfüllung der ftatutarischen 
Verbindlichfeiten zu fordern, nicht beigetreten werden. (Vgl. 
unten Ziff. 7. 

e) Es fann nicht eingeräumt werden, daß jeder General» 
agent ipso jure befugt je, die ſ. g. Inſpektoren zum Abſchluſſe 
von Vergleichen mit den Verſicherten zu ermächtigen. 


u 


2. Agent als Bertreter des Berfiderungs- 
nehbmers. 

In der oben 1b. aufgeführten Enticheidung wird jodann 
weiter gejagt: „Allerdings jteht in einem jolchen Falle (Ent- 
gegennahme des Prolongationsantrags) der Spezialagent jeiner 
Verliherungsgefellichaft in doppelter Eigenjchaft gegenüber: ein— 
mal als Vertreter des Berficherungsnehmers, jodann als Be— 
auftragter der Gelellichaft. Dieje kann dieje Eigenichaften bei 
Erklärung ihrer Zuſtimmung jondern, indem jte dem Agenten 
ihre Zujtimmung lediglich in feiner Eigenschaft als 
Agent, nicht in jeiner Eigenichaft als Vertreter des Antrag- 
ftellers erklärt In dieſem Falle wiirde erſt mit der Anzeige 
des Agenten an den Antragiteller der Vertrag zur Perfektion 
gelangen, allein, ſofern die Berficherungsgefellichaft dieſe Sons 
derung unterlaſſen hat, muß fie jich gefallen laſſen, daß ihre 
Erklärung gegenüber ihrem Agenten al3 Erklärung an den An— 
tragiteller behandelt wird. 

sm BZujfammenhange hiermit ftehen 

3. Die Entjcheidungen betvefts Ausfüllung des Frage 
bogens durch den Agenten und zwar: 

a) Urtheil v. 19. Nov. 1872 (VIII Nr. 14 S. 55). „Der- 
ſelbe (Appellationsrichter) erwägt vielmehr, daß der Verfiche- 
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rungsnehmer, welcher dem Agenten die Beantwortung der In 
der Deklaration geitellten Fragen überläßt, dies auf feine Ge- 
fahr thut. Damit joll offenbar gejagt fein, der Verſicherungs— 
nehmer nehme das Riſiko einer unrichtigen Erklärung auf ſich; 
er wolle und müſſe ſich jo behandeln laſſen, als ob die von 
dem Agenten herrührende Erklärung von ihm jelber ausge: 
gangen wäre, mit der Folge, daß es auf jein Willen um deren 
Unrichtigfeit, nicht auf das Willen des Agenten anfomme. Dieſe 
Auffaſſung ift völlig forreft. — Ein Mandat zur Abgabe von 
Erflärungen an Stelle des VBerficherungsnehmers kaun jelbjt- 
verjtändlich den Agenten ſeitens der Verſicherungsgeſellſchaft 
nicht ertheilt werden; jolches Mandat wäre nicht blos wider- 
jinnig, ſondern nichtig.“ 

b) Auch im Urtheil v. 16. März 1875 (XVII. Wr. 6 ©. 
23) iſt an diefer Anficht feitgehalten und der bejondere Grund 
beigefügt: Demm er verjegt die Gefellichaft, welcher die ertheilten 
Antworten für die Benrtheilung der zu übernehmenden Ge- 
Ihäfte von maßgebender Bedeutung find, in den Irrthum, das 
von ihm als dem Unterzeichner auch die Nichtigkeit diejer Ant: 
wort vertreten werden Tolle. 

Bon diejen Grundſätzen weicht das Urtheil des Neichs- 
gericht vom 3. Juli 1883 (IX. Nr. 50 ©. 197) ab. Es führt 
aus: Der Agent ift die von der VBerjicherungsgejellichaft zur 
Bermittlung des Abjchluffes der Verficherungsverträge beſtimmte 
Perſon; er Handelt dabei als Vertreter der Gejellichaft und 
fann nicht daneben auch al8 Beauftragter des Berjicherungs- 
nehmers fungiven. Lebterer will ihn auch nicht zu feinem Be- 
auftragten machen, wenn er es gejchehen läßt, daß von ihm Die 
Ausfüllung und Unterzeihnung des Antrags übernommen wird, 
will auch damit jeinerjeit3 nicht irgend welches Riſiko über: 
nehmen. Er geht vielmehr davon aus und darf davon aus: 
gehen, dal der von der Gejellichaft mit der VBermittelung des 
Abſchluſſes von Verficherungsverträgen betraute Agent am beiten 
wiſſen werde, was dabei wahrzunehmen jei. 

Es wird unten ausgeführt werden, daß die Auffaſſung des 
NReih3:Oberhandelsgerichts den Vorzug verdiene. 





Fr” 
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4. Anerfennungen dur Agenten. 

a) Sm Urtheil v. 17. März 1873 (IX. Wr. 103 ©. 355) 
ijt gejagt, nicht jeder Agent ſei befugt, Verſicherungsverträge, 
welche ungültig oder anfechtbar find, anzuerkennen. 

b) Eine analoge Enticheidung fällt das Urtheil vom 4. 
April 1873 (IX. Wir. 108 ©. 388): „Ob nach Abgabe diejer 
Erflärung (der Generalagent werde bei Nichtannahme der Bolize 
jegliches VBertragsverhältnig zu dem Stläger als erloſchen an- 
jehen) — der Lofalagent dem Kläger die Ueberbringung der 
Quittung und Abholung der Prämie zugelagt hat, ift unerheb- 
lich, da es nicht in der Befugniß des Unteragenten 
ftand, durch dergleichen Zuficherungen das Recht der Beklagten 
zu beeinträchtigen. 

5. Kenntniß des Agenten von verihwiegenen 
Ihatiaden. 

Das Urtheil vom 21. Januar 1872 (VI. Nr. 95 ©. 423), 
rührt hierüber aus: „Der Vorwurf von dolus oder culpa lata 
fällt aber, joweit nicht dabei den Verficherten der Vorwurf von 
Täuſchung des Berficherers oder feines Agenten über die 
wahre Bewandtnig der Zache trifft, von ſelbſt zuſammen, wenn 
der Agent der Sejellichaft die wahre Beichaffenheit der Sache 
aus Autopjie auch nur gekannt, "gleihwohl die unrichtigen Ans 
gaben nicht, wie ihm nad) $ 20 sub e der (jächjiichen) Verord- 
nung vom 20. Oftober 1862 oblag, berichtigt hätte, gejchtweige 
denn, wenn er jelbjt Urheber Dderjelben geweien und Klägerin 
zu deren Aufitellung veranlagt hätte. 

Aehnlich Führt die Entſcheidung der vereinigten Giviljenate 
des Neichsgerichts vom 17. Dez. 1881 (Bd. VI. Wr. 47 ©. 179) 
aus: das Berficherungsverhäftuig muß jeiner ganzen Beſtimmung 
und Matur nach von Treu und Glauben der Kontrahenten 
getragen werden, und damit würde eine Auslegung des $ 4 
der Polize nicht harmoniren, welche den VBerjicherungsnehmer 
jeiner Nechte verluftig erklären wollte, weil er zwar der Sache 
nach, aber nicht in den vorgejchriebenen Formen feiner Ver- 
pflichtung zur Erjtattung der fraglichen Anzeige nachgekommen 
wäre — und cebenfowenig würde jich die Anficht vechtfertigen 
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(aijen, daß die Annahme der Anzeige Seitens des Agenten der 
Geſellſchaft dieje jelbjt unter feinen Umſtänden zu verpflichten 
vermöchte. 

6. Berichulden des Ngenten. 

a) In dem oben la erwähnten Urtheile ijt beigefügt: „Die 
dem Agenten hierbei zur Laſt fallende Verlegung einer 
Inftruftionen kann ſelbſtverſtändlich nur der Gejellichaft, nicht 
dem redlichen Dritten nachtheilig jein. 

b) Ein Urtheil vom 13. Dft. 1874 (XV. Wr. 16 ©. 41) 
erffärt im Allgemeinen den Nechtsjab für zutreffend: „Bei 
perfeftem Berficherungsvertrage treffen die vertragsmähigen 
Nachtheile unterlaffener Prämienzahlung den Verjicherten nicht, 
jofern Diele Unterlafiung ihren Grund in dem Verhalten des 
Verficherers oder jeines mit der Entgegennahme der 
Prämie betrauten Agenten bat. 

c) Mebereinjtimmend damit spricht ein Urtheil vom 
10. April 1876 Bd. XIX. Nr. 122 ©. 419) aus, daß Die 
Gejellichaft für die mora aceipiendi ihrer Agenten hinſichtlich 
der Prämtenzahlung bafte. 

7. Falſche Belehrung durch den Agenten. 

a) In dem oben unter 14 mitgetbeilten Urtheile wird fort- 
gefahren: Eine andere ‚srage aber tft, ob der Verficherte, deſſen 
Schadenserſatzberechnung den ſog Berlicherungsbedingungen nicht 
entjpricht, ich in diejer Beziehung dem Berficherer gegemüber 
nicht dennoch unter Umſtänden dann außer Schuld befinde, 
wenn er bei der Aufmachung der Berechnung die Anweiſungen 
des Agenten befolgt hat Dieje Frage iſt zu bejahen. 

b) Hierzu noch oben 1e. 

Dieje Weberjicht führt darauf hin, daß die Hauptfrage, 
von deren Löſung alle Enticheidungen bedingt find, die ift, ob 
der Agent blos Bermittler, Bote (nuntius) oder, ob er nicht 
nur Mandatar, jondern auch Bevollmächtigter des Verſicherers 
jet. So bejtritten auch in der Theorie die Grenzlinte zwiſchen 
nuntius auf der einen, Mandatar und Bevollmächtigter auf der 
anderen Seite ift, jo kann diejelbe gerade Hinfichtlich der Stellung 
des Agenten bejonders jcharf gezogen werden. — Wäre der 
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Agent nur Bote (einem Briefboten zu vergleichen), läge ihm 
alſo weiter nichts ob, al3 die Entgegennahme von Anträgen 
und die Ueberjendung derjelben an den Vorſtand der Geſell— 
ichaft, jo wäre er nur Bote. Allein, wie das oben mitgetheilte 
Urtheil vom 5. November 1872 mit Necht aus der notoriſchen 
Seichäftsthätigkeit der Spezialagenten entnimmt, it deren Wir- 
fungsfreis keineswegs ein jo beichränfter. Sie ſollen ſich be- 
mühen, Berficherungsnehmer zu gewinnen, unterhandeln mit 
dieien, ertheilen ihnen Nathichläge und Belehrungen, ziehen 
Prämten ein u. ). w. Mus all’ diefem tt zu folgern, daß die 
Agenten einen Auftrag und eine Vollmacht haben, welch’ letztere 
jie für einen gewiſſen Wirkungskreis zu Vertretern der Getell- 
haft macht. Der Umfang diejer Vollmadıt fann aber feines- 
wegs aus der Erfahrung bezüglich der Agenten aller Geſell— 
haften feitgeftellt werden und läge es jehr im Intereſſe der 
Verficherer vie der Verficherten, wenn jene ſich zur Firirung 
diefev Vollmachten vereinigten und das Ergebnif; veröffentlichten. 
Bei der dermaligen Sacjlage kann nur maßgebend fein, was 
in den von den einzelnen Gejellichaften ihren Agenten ertheil- 
ten Bollmachten enthalten ijt oder, was jeither von der Geſell— 
haft thatjächlich geduldet und auf dieſe Weile Dritten gegen- 
über als innerhalb der Vollmacht liegend anerfannt worden üt. 
Soweit hiernach der Inhalt der Vollmacht feitgeitellt worden 
it, fünnen, wie im Urtheil vom 2. Mai 1871 gejagt wird, be— 
Vondere Inftruftionen oder Beſchränkungen der Vollmacht Drit- 
ten gegenüber nicht in Betracht kommen. 

As Bevollmäcdtigter der Gejellichaft kann aber der Agent 
den ‚sragebogen nur entgegennehmen, nicht ausfüllen. Die Er- 
Härungen, welche in diejem gefordert werden, verlangt die Ge: 
jellichaft im ihrem Auterefie und zu dem Zwecke, nach allen 
Beziehungen zu prüfen, ob fie das Riſiko übernehmen könne. 
Es iſt aber unmöglid), daß ſich der Fragende die Auskunft, 
welche er vom Anderen über deſſen Verhältniſſe fordert, ſelbſt 
(dur) jeinen eigenen Bevollmädtigten) ertheile. Wenn daher 
der Verficherungsnehmer die Deklaration dem Agenten überläßt, 
jo macht er denfelben zu jeinem Beauftragten, übernimmt je 
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denfalls der Geſellſchaft gegenüber die Verantwortlichfeit für 
die Nichtigkeit. Hat, wie in dem in Entich. des R.G. Bd IX. 
Nr. 50 5. 196 mitgetheilten alle, der Agent und nicht der Ber: 
ficherte die Anträge unterjchrieben, jo liegen nur dann 
feine Erklärungen des lebteren vor, für welche er die Verant: 
wortung übernommen hätte, wenn der Agent die Namensunter— 
ichrift des Veriicherten ohne deſſen Auftrag beigefügt hat. Liegt 
aber ein Auftrag biezu vor, jo hat der Verjicherte die Inter: 
ihrift jo gelten zu laſſen als wenn ſie von ihm jelbit her- 
rührte. Es kann unmöglich) jo angejehen werden, als ob bier 
bei der Agent als Bertreter der Geſellſchaft gehandelt habe. 

Inwiefern der Berficherte fi darauf berufen fünne, daß 
gewiſſe Verhältnifje dem Agenten bekannt gewejen jeien, oder 
daß diejer ihn Talich belehrt habe, hängt nicht ſowohl mit der 
Vollmacht des Agenten, al3 mit dev Rückſicht darauf zujammen, 
ob gegen den Berficherten geltend gemacht werden fünne, daR 
er wiſſentlich faljch deflarirt habe, oder ihn doch der Vorwurf | 
groben Berichuldens treffe. Die Nechtiprehung iſt bekanntlich 
jegt darın einig, daß nicht jede unrichtige objektiv wahrheits- 
widrige Erklärung die Verwirkung zur Folge habe, jondern 
daß ein Verſchulden vorausgejegt werde, Diefes ann aber 
unter Umijtänden verneint werden, wenn eine  verjchwiegene 
Thatſache dem Agenten bekannt war oder Diejer ſelbſt durch 
unrichtige Belehrung die unrichtige Angabe herbeigeführt bat. 
Aber die Umſtände find jorgfältig abzumwägen. Sp hatte in 
einem Falle dev Agent dem VBerficherungsnehmer zur Ver: 
ſchweigung einer früheren Krankheit veranlaßt, weil ſonſt bei 
der Praxis der Gejellichaft die VBerficherung nicht zu Stande 
füme. Es waren alio der Agent und der Verficherte gleid) 
dolos und konnte Durch dieſen zweifachen Dolus die Verwir— 
fung offenbar nicht abgewendet werden. 

II. Bei der Unfallverſicherung kam wiederholt folgende 
Frage zur Enticheidung: Der Serunglüdte hat, nachdem er 
gegen jeinen Dienſtherrn Urtheil auf Zahlung einer Rente er 
wirkt hatte, dieſes zur Wahrung seines richterlichen Inter 
pfandsrecht3 injeribiren lajjen. Nunmehr klagt der Dienitherr 
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gegen die Berlicherungsgejellichaft, bei welcher er jein Perſonal 
gegen die Folgen der Unfälle hatte verfidern laflen, auf Be— 
freiung feiner Liegenichaften von dieſer Pfandlaſt. Die Ober- 
landesgerichte zu Köln und Karlsruhe Haben wiederholt nach 
dieſem Klagbegehren erfannt und die Revifionen ſind verworfen 
worden. Soweit die Urtheile auf Auslegung der Berficherungs- 
verträge beruhten, hatte das Meichsgericht nicht nachzuprüfen. 
Juriſtiſch iſt bauptiächlich die Frage, ob nicht die Berurthet- 
lung auf etwas Unmögliches ergangen teil, da es nicht tn der 
Macht der Gejellichaft liegt, den Beichädigten zur Löſchung des 
Pfandeintrages zu zwingen. Diejer fann jede Abfindung durch 
Kapital ablehnen. Das Neihsgeriht nahm jedoeh an, daß 
eine abjolute Unmöglichkeit nicjt vorliege und daß wenn anzu— 
nehmen ſei, die VBerficherung beziehe fth auch auf Diese Folge 
der Berurtheilung. die Verbindlichkeit ich nach Analogie des 
Art. 1122 B.G. B. in eine ſolche auf Schadenserjat umwandle. 

II. Zu Art. 1694 B. G. B. fam die Streitfrage zur Ent: 
iheidung, ob vertragsmäßig die Haftung des Gedenten, welcher 
die jog. „garantie de fait“ übernommten hatte, erweitert werden 
inne. Dies wurde bejaht, weil der Artikel kei  abjolutes 
Berbot enthalte (wie z. B die Art. 815, 1628, 1660, 1674, 
2078). Die ratio legis, daß ein wucherlicher Vertrag in eine 
ſolche Ceſſion eingefleidet werden fünne, veicht wicht aus, um 
in dem Artikel ein abſolut verbietendes Geſetz zu finden. 
So hatte auch das O.L.G. zu Karlsruhe entjchteden. 

IV. Zu Art.505 8.9.8. it in einem Urtheil vom 6. Juli 
1886 ausgeführt, daß der Beweis der Notorietät der Urjache 
der Juterdiktion zur Zeit der Eingehung des angefochtenen 
Geſchäftes nicht Dadurch eriegt werden könne, daß dem anderen 
Theile der Eid darüber zugeichoben wird, daß ihm zur ‚Zeit 
des Geſchäftsabſchluſſes der Zuſtand jeines Kontrahenten befannt 
gewejen Tel. 
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31. Kirchenrechtliche Entſcheidungen des Reichsgerichts. 
(Bon Herrn Geigel, K. Reg.-Rath a. D. in Colmar, aus Prof. 
Dr. Vering's Arc. f. Kirchenrecht Bd. 57 S. 120—137.) 

a) „Die ausdrüdliche Ertheilung von Korporation 
rechten jeitend der Staatsregierung wird durch nachträg— 
liche Anerkennung erſetzt.“ IV. Sen. 21. I. 86, (ebenio Kali. 
Paris 24. XI. 68). 

b) „Der Miteigenthümer einer Simultanfirche verliert 
jein Necht nur dadurch, daß der andere das Recht auf aus: 
ſchließliche Benützung erſitzt; dazu iſt nöthig, daß mit der 
Benützung eine Unterſagung oder Verweigerung der Mit— 
benützung verbunden war.“ II. Sen. 27. X. 85. 

c) „Die Freiheit des Simultanberechtigten von der Unter— 
haltungspflicht wird nur daraus begründet, daß der eine Theil 
ſchon i. J. 1624 bezw. 1697) dieſelbe beanſprucht und der 
andere Theil ſich dabei beruhigt hat.“ IT. Sen. 15. XII. 85. 

d) „Ueber die Notwendigkeit und die Art kirchlicher 
Bauten entjcheidet die Berwaltungsbehörde; der Nehtsweg 
it unzuläſſig.“ IV. Sen. 1. X. 85 (ebenjo App. Nimes 7. 
Mat 1841). 

e) „Gegen die zwangsweiſe Einjtellung einer Pflichtaus— 
gabe in den Voranjchlag einer öffentl. Anftalt it der Nechts- 
weg unzulällig.“ IV. Sen. 26. II. 83. 

f) Die Friedhöfe gehören nicht zu den gemäß Beſchluß 
vom 7. Thermidor Xl. der Kirchenfabrik zurüdgegebenen 
Gütern, find vielmehr Eigenthum der bürgerl. Gemeinde.“ 
II. Sen. 5. VI. 85 (ebenjo Kaſſ. Brüfjel 3. Mai 1879, Geigel 
franz. SER. ©. 203. Vgl. Bd. IX. ©. 238 dieſer Beitichr.) 

£) Der Geistliche fann feine Begräbnißgebühr for- 
dern, wenn auf jeine Mitwirkung vom Veranftalter des Be— 
gräbnilies verzichtet worden it.“ I. Sen 6. II. 86. 
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1) Das badiihe Yandredht unter Berüchichtigung des 
Rheiniſchen Rechts annotirt nad) der Rechtſprechung 
der deutichen Gerichte. Bon Dr. Mar Hahenburg, 
Rechtsanwalt am Großh. Landgericht in Mannheim. 
Berlag von J. Bensheiner in Mannheim. 1887. 
486 Zeiten. 

Vorſtehendes Werk jtellt im Auſchluſſe an den Text des ba: 
diichen Landrechts vom Jahre 1810, ſoweit jolches noch in Kraft iſt, 
und unter Berücfichtigung ſämmtlicher, eben gedachtes Geſetzbuch 
abändernder neueren Gejegesbeitimmungen, insbeſondere auch der 
neuen deutjchen Neichsjuftizgeiege, das badische Kiwilrecht in dem 
Stande, wie es jeßt gilt, dar, und Führt in Noten zu den 
betreffenden Gejegesitellen die dermalen herrichende Nechtsübung 
des Neichsgericht3 und Der Uberlandesgerichte vor. Letz- 
teres geichieht mittels auszugsweiler Mittheilung der betrefs 
fenden, juriſtiſchen Zeitſchriften entnommenen, Nechtsiprüche. 
Den gedachten Noten ſchließen ſich erläuternde bezw. kritiſche 
Bemerkungen des Herin Verfaſſers au. Das Werk beſchränkt ſich 
nicht auf die Praxis im Gebiete des badiſchen bezw. rheiniſch fran— 
zöſiſchen Rechts, ſondern bringt auch Mittheilungen aus den 
Rechtsgebieten des gemeinen deutſchen und preußiſchen Rechts, 
inſofern gemeinſame Rechtsgrundſätze in Frage ſtehen. Daß 
durch die Arbeit des Herrn Verfaſſers einem Bedürfniſſe ent— 
ſprochen wird, bedarf der Darlegung nicht. Sie wird nicht 
allein für Baden, ſondern für das geſammte deutſche Rechtsge— 
biet, in welchem das franzöſiſche Civilgeſetzbuch Geltung hat, be— 
deutungsvoll ſein. Die vorliegenden Theile zeigen wiſſenſchaftlichen 
Geiſt, großen Fleiß und Präziſion der Darſtellung. Die äußere 
Ausſtattung iſt eine elegante (klarer deutlicher Druck, gutes 
holzfreies Papier). Der Preis beträgt 8 Mark, in einem ſoliden 
praktiſchen Halbfranzbande 10 Mark. 
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2) Die deutihen Gerichtsfoftengeieße (Gerichtse 
foftengejeg, Gebührenordnungen für Gerichtzvollzieher, 
Zeugen und Sacverjtändige), von Karl Hördens, 
Landgerichtsjefretär zu Zabern i. E Berlin u. Neu 
wied, 1887, Heujers Verlag Louis Heuſer). VI u. 
258 ©. 

Das Werk iſt aus der Praris heraus und für den prak— 
tiichen Gebrauch bei Gerichten, Gerichtsjchreibereien, Rechts— 
anwälten, Gerichtsvollziehern u. ſ. w. bearbeitet. Die Anord- 
nung des Stoffes in Anlehnung an die Gejebesparagraphen ift 
einfach und überfichtlih. Werthvoll find die zahlreichen An— 
führungen aus der bisherigen Rechtſprechung. 


3) C. W. U Bald, die eingejchriebenen (freien) Hülfs- 
kaſſen, ſyſtematiſch dargeftellt. Wismar, Hinſtorff, Ver— 
lagskonto, 1886. 60 ©. Preis 1,20 M. 

Das vorliegende Werfchen kann als eine Fortiegung und 
willfommene Ergänzung zu der von demſelben Verfaſſer im 
Jahr 1885 erichienenen und auf ©. 528 Band 10 diejer Zeit- 
ichrift angezeigten „Kranfenverficherung der Arbeiter“ bezeichnet 
werden. Dort wird die Staatliche Fürſorge Für die erfranften 
Arbeiter in Folge der VBerficherungspflicht nach Maßgabe der 
Reichsgefege vom 15. Juni 1883 und 1. Juni 1884 behandelt, 
in der jegigen Schrift die Einrichtung und Wirkſamkeit der auf 
freier Vereinigung beruhenden, auf den Grundlagen des Neichs- 
gejehes vom 7. April 1876 errichteten eingejchriebenen Hülfs— 
fajjen gezeigt. Bei dem vielfachen Jneinandergreifen der auf 
die joziale Neform, insbejondere die Verbeſſerung der Lage der 
arbeitenden Klaſſen, Hinzielenden neuen Gelege bietet Der be— 
handelte Gegenftand nicht unerhebliche Schwierigfeiten. Ueberall 
hat der Verfaſſer auf dieſes Ineinandergreifen der Gejeße, das 
Nebeneinander und Zuſammenwirken der verichtedenen hierher 
einichlagenden Einrichtungen Bedacht genommen und durch jeine 
fichtlich von praktischer Vertrautheit mit dem Stoffe zeugende 
Arbeit das Verſtändniß für legteren wejentlich erleichtert und 
gerördert. 


A. Entſcheidungen der Geriäte. 





38. Haftung des Verkäufers für Störungen des Käu— 
fer3 in jeinem Eigenthumsrechte. Quaji-Servitut 
der Bewohner einer Straße, ſowie der angrenzenden 
Srundbejiger. Verpflichtung der Polizeibehörden 
zur Abwendung von Ueberſchwemmungen. 


Der Berkäufer eines Grundſtücks haftet an fich nicht für Ueber: 
Ihwemmungsgefahren, die demjelben drohen. Die auß der Annahme einer 
Duafi:Serpitut zu Gunsten der Bewohner einer Straße oder der an— 
grenzenden Srundbefiger hergeleiteten Nechte gegenüber der Stadtgemeinde 
“ beginnen jedenfalls exit in dem Zeitpunkte, in welchem die Verpflichtung 
der Stadt zur Jnitandiegung der Straße begründet iit. Die Polizeibe- 
hörden find verpflichtet, die zur Abwehr von Ueberſchwemmungen nöthigen 
Vorkehrungen zu treffen. Art. 637, 650, 1603, 1882, 1384 B. G. B. 

(Urtheile des Oberlandesgeriht3 Colmar (1. Senat) vom 5. April 
1886 und des Reichsgerichts (2. Givilfenat) vom 10. Dezember 1886 in 
Sachen T. D. und N. gegen die Stadt Straßburg.) 


Am 5. September 1881 faufte der Kläger N. von der 
Stadt Straßburg einen Baupfat am Sronenburger Ring und 
erbaute auf demjelben ein Haus, in welchem die Firma T. D. 
und Co ihr Handelsgeſchäft betreibt. Das für den Kronen— 
burger Ring feftgeitellte Niveau liegt unter dem gewöhnlichen 
Hochwaſſerſtand der ZU. Wie das ganze hierzu gehörige Terrain 
it fonach auch das vom Kläger N. gelaufte Bauquadrat Nr. 22 
im Ueberſchwemmungsgebiet der Ill gelegen. Am. 28. Dez. 1882 
flieg das Waſſer der Ill zu einer ungewöhnlichen Höhe, über= 
Schritt die Ufer und gelangte big zum Sronenburger Ring, mo 
dafjelbe jowohl an dem vom Kläger N. errichteten Gebäude, als 
an den darin befindlihen Waaren erheblihen Schaden anrichtete. 

Jurift. Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothringen XII. 10 
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Auf Erſatz diejes von N. auf 500, von der Firma T. D. u. 6% 
auf 14719 M. veranjchlagten Schadens iſt die Klage gerichtet. 
welche die Kläger gegen die Stadt Straßburg mit der Behaup: 
tung erhoben haben, dieje jet für den entjtandenen Schaden ver— 
antiortlich, weil ihr und ihrer Beamten Berhalten daran jchuld 
jei, daß das Hochwaſſer habe bis zu dem Hägerifchen Anweſen 
vordringen können. Die Klage wurde zunädft darauf gejtüßt, 
daß die Beklagte die vorhandenen Schutzwerke, welche zur Ab» 
wendung des Hochwaſſers gedient hätten, namentli den im 
Jahre 1882 bejeitigten Batardeau 102, einen ganz aus Maucr 
werk aufgeführten Damm mit einem Spitzdache, nicht cher hätte 
aufgeben dürfen, al3 die neu zu errichtenden Hochwaſſerdämme 
hergeftellt worden jeien. Außerdem wurde geltend gemacht, die 
Beklagte habe die dadurch entftandenen Lücken, auch nachdem die 
Gefahr des Hochwaſſers erfannt worden, nicht geſchloſſen und 
nachdem das Waller in das Hlägeriiche Anivejen eingedrungen ſei, 
troß mehrfacher Aufforderung feine Hülfe geleiftet. Die Beklagte 
beitritt die von den Klägern behauptete Berantivortlichteit für 
den dur das Hochwafjer verurjachten Schaden. Durch Urtheil 
des Pandgericht3 vom 13. Januar 1885 murde die Stlage ab» 
gewieſen. Gegen diejes Urtheil haben die Kläger Berufung eins 
gelegt mit dem Antrag, das angefochtene Urtheil aufzuheben und 
die Klage zuzuſprechen. Zur Begründung diejes Antrags wurde 
ausgeführt, was folgt: Die Beklagte Habe durch den Vertrag vom 
5. September 1881 ein gegen Ueberſchwemmung geſchütztes Grund: 
ftüd verfauft, jodanıı aber wider den Vertrag die vorhandenen 
Schutzvorrichtungen, insbejondere den Batardeau Nr. 102, be 
jeitigt, obgleich ihr deijen Bedeutung für die Waſſergefahr befannt 
gewejen jei. Diejes Werk habe vertragsgemäp bis zur Herftellung 
anderer Borrichtungen zum Schuße des klägeriſchen Anweſens 
dienen jollen und durch deſſen Nieverlegung, welche als cine im 
öffentlichen Intereſſe beihätigte Arbeit nicht angejehen werden 
könne, jei der den Klägern erwachſene Schaden verurſacht worden. 

Die Beklagte jet auch laut des im Jahre 1380 verüffent 
lichten Bauplans verpflichtet gewejen, zwei Straßen 140,34 
Meter Hoc zu legen, was zur Folge gehabt haben würde, daß 
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eine Ueberſchwemmung des klägeriſchen Anweſens nicht hätte er- 
folgen können. Dieje Herftellung der Straßen fei aber unter- 
blieben, obgleich diefelbe, jedenfalls bezüglich der Höhe der Straßen- 
dämme, eine ftilljhmeigende, twejentliche Bedingung des Vertrags 
vom 5. Sept. 1881 geweſen jei und die Bellagte um fo mehr 
Veranlaffung zur Einhaltung ihrer Verpflichtung gehabt habe, 
als von ihr jchon der Batardeau vertragswidrig befeitigt worden 
je. Dazu habe das Anlegen einer Straße eine gejehlihe Ser- 
vitut an derjelben und dem damit zujammenhängenden Straßen 
nebe zur Folge und dieje Servitut begreife in fi), daß der Be- 
Hand de3 Hauſes gegen Waſſergefahr gejchügt bleibe. Die une 
genügende Höhe der Molsheimer Straße habe diefen Schuß ent= 
zogen und Hierdurh die Sewitut beeinträchtigt. Endlich feien 
Vorkehrungen zum Schutze der Kläger, welche, da die Beklagte 
erweislich ſchon am 28. Dez. 1882 von der drohenden Ueber— 
Ihwemmungsgefahr benachrichtigt worden jei, damals noch hätten 
getroffen werden lünnen, unterblicben, darin Liege aber ein Ber: 
dulden der Beamten der Stadt, für das dieje veranwortlich 
fi. Die Beklagte beantragte Zurückweiſung der Berufung und 
machte geltend, eine gejegliche Beitimmung, nach welcher jie für 
den durch eine Ueberſchwemmung verurjadten Schaden auffommen 
müßte, beftehe nicht. Auch jei von Seite der ftädtiichen Ver— 
waltung Alles gejchehen, um einer Ueberſchwemmung vorzubeugen. 
Ein vertragsmwidriges Verhalten falle ihr nicht zur Laſt; ins— 
bejondere jei fie nicht verpflichtet geweien, das Glacis und den 
Batardeau zu erhalten, welcher letztere auch nur zum Schutze 
der Feltungsgräben gedient habe, übrigens auch das Hochwaſſer 
nicht hätte abhalten fünnen. Die Lücke im Glacis habe übrigens 
die Militärbehörde verurſacht. Auch eine Verpflihtung der Bes 
» flagten, die Molsheimer Straße und den Hafenftaden auf die im 
Bauplane vorgejehene Höhe zu bringen, welche zudem nicht mit 
Rüdfiht auf eine Ueberſchwemmungsgefahr feſtgeſetzt worden jei, 
habe zur Zeit des Vertrags vom 5. Sept. 1831 und der Ueber— 
ſchwemmung nicht beftanden. Außerdem würde jelbjt die voll» 
Händige Ausführung des Bebauungsplans die den Klägern be= 
fannte Ueberſchwemmungsgefahr, gegen welche fie ſich ſelbſt Hätten 
ſchützen müſſen, nicht bejeitigt haben. 
10* 
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Dur Urtheil des Oberlandesgeriht3 Colmar vom 5. April 
1886 wurde die Berufung der Kläger zurückgewieſen. Dieje Ent: 
ſcheidung wurde im Wejentlichen auf folgende Gründe geftüßt: 
Zunädjt fünne der klägeriſche Anſpruch nicht auf ein vertrags: 
widriges Berhalten der Bellagten gejtügt werden. In dem Vertrag 
vom 5. Sept. 1881 jet die Beltimmung enthalten, dab Die 
Stadt dem Käufer gegen alle Störungen im Eigenthumsredt 
Gewähr leiſte. Damit jei die Verpflichtung des Verkäufers aus 
Art. 1603 B.G.B. verbrieft, nicht aber Schub gegen elementare 
Gewalt, insbejondere gegen Leberfluthung zugejagt. Zur Zeit des 
Vertragsabichluffes jei der Bartardeau Nr. 102 und das alte 
Glacis noch vorhanden geweſen. Dennoch ſei nicht ſtillſchweigend 
vereinbart worden, daß dieſelben bis zur Herſtellung von Schutz— 
vortichtungen gegen Ueberſchwemmungsgefahr erhalten werden 
müßten. Die Bellagte, von welcher das Gelände der alten Um— 
wallung zum Zwed der Stadterweiterung erworben morden ſei— 
habe ein derartiges, mit ihrem Vorhaben unvereinbares, Ber: 
iprechen weder abgeben fünnen nod) wollen. Der Kläger N. habe 
aber willen müljen, daß das Gelände einzuebnen und demgemäf 
der Batardeau zu bejeitigen jei, auch feinen Grund zur Annahme 
gehabt, daß der Batardeau das jenjeits deſſelben gelegene Ge 
lände gegen Ueberflutdung ſchützen müſſe. Mit der Bejeitigung 
der alten Ummallung ſei die frühere Beitimmung de3 Batardeau 
weggefallen und habe derjelbe von da ab nur eine Steinmafle 
gebildet, mit welcher der Eigenthümer habe frei jchalten und 
walten fönnen. Auch eine Verpflichtung der Beklagten, auf Grund 
des Vertrags vom 5. Dez. 1881 die im Bebauungsplane vor 
gejehene Höhe der Molsheimer Strape und des Hafenftadens 
herzuitellen, liege nicht vor. Ausdrücklich bedungen ſei etwas 
Deractiges in dem erwähnten PVertrage nicht. ine file 
ſchweigende Vereinbarung jei nicht erwieſen, ja jogar ausgeſchloſſen, 
da die Beklagte nad) dem Gejep vom 21. Mai 1879 zur In 
jtandjegung der in Frage flehenden Straßen nur unter genau 
bejtimmten Borausjfegungen verpflichtet worden jei, melde un: 
beftrittener Maßen ſelbſt jegt noch nicht gegeben jeien. Sei aber 
die Bellagte überhaupt nicht gehalten gewejen, die Molsheimer 
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Etraße oder deren Damm in der Höhe von 140,34 Meter her: 
zuitellen, jo tönnten die Kläger ſchon aus diefem Grunde ein 
* privates, angeblich beeinträdhtigtes Benutzungsrecht an diefer 
‚Straße nicht geltend machen und brauche deßhalb nicht unterfucht 

zu werden, ob dieje Strafe nicht nur als Verkehrs- und Ber« 
bindungs⸗, ſondern auch als Schugmittel gegen Ueberihtvemmungen 
dienen jolle und ob deshalb auch die nicht an diefelbe angrenzen= 
den Grundeigenthümer das Beitehen einer gejeglichen Servitut 
an derjelben anrufen fünnten. Endlich werde der Beklagten auch 
ohne Grund vorgeworfen, daß ihre Beamten am 28. und 29. Dez. 
1882 fahrläſſiger Weile unterlaffen hätten, diejenigen Maßregeln 
ju treffen, welche das Hochwaſſer abgehalten haben würden. Es 
jet allerdings Aufgabe der Polizei, die Bewohner gegen Waſſers— 
gefahr thunlichft zu ſchützen. Wenn diefer Schuß der Stadt 
Straßburg obläge und ihre Beamten es unterlaſſen hätten, die 
durch die Umftände gebotenen und in ihrer Wacht jtehenden Vor— 
fehrungen zu treffen, würde ſonach eine Pflichtwidrigkeit vor— 
liegen, für deren Folgen die Beklagte nah Art. 1384 B. G. B. 
Fderantwortlih gemacht werden könnte. Aber der Vorwurf einer 
ſolchen Fabrläfligfeit jei unbegründet; das, wie gerichtsbefannt, 
ganz aufergewöhnlide Hochwaſſer im Winter 1882 Habe fi) 
nicht vorausjehen laſſen. 

Gegen dieſes Urtheil legten die Kläger Revifion ein, welche 
jedoch zurüdgemwiejen wurde. 

Entiheidungsgründe. 

Die Reviſion fonnte nicht für begründet erachtet werden. 

Soweit die Klage darauf geftügt wird, die Stadt Straß: 
burg jei nicht befugt geweien, das Glacis und den Batardeau 
Nr. 102 zu bejeitigen, che die neuen im Bebauungsplan vor: 
gejehenen Schutzvorrichtungen vorhanden gemweien jeien, hat das 
Berufungsgericht zunächſt feitgeftellt, die Belaſſung des alten 
Glacis und des Batardeau fei weder ausdrüdlih noch ſtill— 
ſchweigend vereinbart worden. Ferner hat dafjelbe gegenüber der 
Berufung der Kläger auf eine durch Anlegung der Straßen an 
geblich begründete Servitut bezügli des durch die Erhöhung 
der Molsheimer Straße beabſichtigten Schubes gegen Hochwaſſer 
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ausgeführt, die Stadt Straßburg jei nad den beitehenden Vor: 
ichriften noch gar nicht zur Erhöhung der Molsheimer Straße 
verpflichtet gewejen ; alfo fünne von der behaupteten Sewitut 
und einer Beeinträdhtigung derjelben Schon aus diefem Grunde 
feine Rede fein. Durch diefe Ausführungen, in welchen ein 
Rechtsirrthum nicht erfichtlich ift, wurde die in der Berufungs— 
inftanz vorgebradhte Begründung für die behauptete Widerredt: 
lichkeit der Bejeitigung der älteren Feftungsiwerfe widerlegt, da 
die Kläger dieſe Widerrechtlichteit lediglich aus dem mit der Stadt 
abgejchlofjenen Kaufvertrag und der erwähnten Servitut ab: 
geleitet hatten. Auf die in der Reviſionsinſtanz angeregten 
Fragen einzugehen, ob nicht eine gejegliche Servitut im Sinne 
des Art. 650 B. G. B. vorliege, oder eine Sewitut durch Wid- 
mung gemäß Art. 694 diejes Geſetzbuchs begründet worden jei, 
hatte das Berufungsgeriht durchaus feine Veranlaffung. Eben: 
jowenig braudte es ſich darüber auszujpreden, ob etwa in ber 
Bejeitigung des Batardeau, wie heute von den Revifionsklägern 
geltend gemacht wird, ein Delikt enthalten ſei, da dies von den 
Klägern nicht behauptet worden war. Uebrigens ift auch feines: 
wegs feitgeftellt, daß diejer Batardeau ein Damm im Sinne de3 
8 321 St. G. B. oder überhaupt eine Schukvorrichtung gegen 
Ueberſchwemmungen gemejen ſei. Die Bellagte hat dies aus: 
drüdlich beftritten und geltend gemacht, der Butardeau habe nur 
zum Schutze der Yeltungsgräben gedient. Das Berufungsgericht 
aber hat ausgeſprochen, der Batardeau babe mit der Bejeitigung 
der alten Umwallung jeine Beitimmung verloren und es habe feiner 
Bejeitigung hiernady ein Hinderniß nicht im Wege geftanden. 

Soweit zur Begründung der Klage geltend gemacht wird, 
die ſtädtiſchen Beamten Hätten e3 unterlajfen, die zur Abwendung 
der Ueberſchwemmung erforder.ichen Vorkehrungen zu treffen, hat 
das Berufungsgericht zunächſt Feftgeftellt, daß diefen Beamten eine 
Prlihtmwidrigkeit nicht zur Laft falle, außerdem aber bemerkt, 
jelbjt wenn es möglich geweſen wäre, die durch Bejeitigung des 
Glacis und des Batardeau entitandene Lüde noch auszufüllen, 
würde dadurch das Vordringen de3 Waſſers bis zum Anmwejen 
der Kläger nicht verhindert worden jein. 





B m 
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39. Antznießung. Kantionsbefreiung. Geſetzliches 
Unterpfandredt. 


Aus der jeitend einer Ehefrau zu Gunſten ihres Chemannes er: 
rolgten Zuwendung de lebenzlänglichen bürgichaftöfreien Nuggenuffes an 
ihrem unbeweglichen Nachlaſſe und ihren’ Grjagforderungen kann nicht ein 
vom Todestag an gültiger Verzicht auf ihre geiegliche Hypothek gefolgert 
werden. (Art. 601, 2135, 2140, 2144 B.6.8.). 

(Urtbeil des Reichsgerichts, II. Eiviljenat, vom 14. Dez. 1886 in 
Sachen der Erben der Ehefrau A. g. 9. und Genoifen). 

Die Revifion der Kläger gegen das Urtheil des O.L.G. 
Colmar vom 5. April 1886 (S. Bd. XI. Scite 448 flg. dieſer 
Zeitjehritt) wurde aus nachfolgenden Gründen zurüdgewielen: 

» Die Revilion it nicht gerechtfertigt. 

Soweit das Oberlandesgeriht davon ausgeht, e3 ſei durch 
den Liquidationsalt vom 10. Febrbar 1879 nad dem Willen 
der Parteien nicht etwa, wie das Landgericht angenommen, eine 
gegenjeitige „Belieferung“ in der Weiſe bewirkt worden, daß die 
Erben der Ehefrau A. für ihre Erſatzanſprüche durch den Wittiver 
befriedigt und auf Seiten des Wittwers an Stelle jeiner Ver— 
pflichtung zur Herausgabe der ehelichen Erjagleiftungen eine neue 
aus dem Nießbrauchsverhältniſſe ſich ergebende Berbindlichkeit 
begründet würde (Urt. 1271 und 1278 B.6.8.), jondern es 
‚habe nah dem Willen der Parteien die Erjaßforderung un— 
verändert fortbeitehen jollen, liegt eine thatſächliche Feſtſtellung 
vor, welche al3 jolche der Nachprüfung entzogen iſt und ohne 
Gejeßesverlegung gewonnen wurde. E3 enthalten ferner die aus 
diejer thatjählihen Grundlage von dem Dberlandesgericht ge= 
zogenen rechtlichen Folgerungen feinen Redtsirrthum. 

Zunächſt verleiht die Nutznießung an einer Yorderung dem 
Nutznießer nicht ehva die rechtliche Stellung des Eigenthümers 
der Forderung mit der Wirkung, dab, jofern der Nußnieker 
zugleich der Schuldner deijelben ift, die Forderung nunmehr 
durch Konfulion erlischt (Art. 1300 B. G. B.); vielmehr bleibt die 
Forderung für den Nußnieker ein Hinfichtlih des Eigenthums 
an derjelben fremdes VBermögensobjett. Aber auch aus der dem 
Nutznießer zuftehenden Befugnig zur Einziehung der Forderung 


My 


(vgl. Entich. des R.G. in Civilſachen, Bd. IX. S. 310 fig.) folgt 
nicht ohne Weiteres, daß nunmehr die Erjakforderung der Che: 
frau U. bezw. ihrer Erben — und damit das für fie beitandene 
Pfandrecht — erlojchen if. Wenn nämlich auch durd einen 
Einzug der Forderung und zwar aud durch einen jolcdhen von 
Seiten des Nußnieungsberedtigten, die Forderung erliſcht, Yo 
fann doch das bloße Beſtehen einer Befugnig zur Einziehung 
nicht der erfolgten Ausübung diejer Befugniß gleichgeftellt werden; | 
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war aber die Forderung nicht eingezogen, jo beitand fie als 
jolhe mit dem hiefür erwachlenen Pfandrecht trotz einer jolchen 
Befugniß nod) fort. Ob übrigens und wie der Nußnießer die 
Forderung von fich jelbit Hätte einziehen fünnen, bedarf feiner 
weiteren Erörterung, da eine Behauptung, daß dies geſchehen 
jet, nicht aufgeftellt worden ilt. 


ordnung des Generalgouverneurs vom 19. Juni 
1571 für den Gerichtsitand der deutjhen Ber: 
ſicherungsgeſellſchaften. 

($ 38 C.P,O. Art. 111 B.6.8.). 

(Reichsgericht, IT Givilfenat, vom 14. Januar 1887 in Sachen der 
Lebensverſ.“Geſ. „Germania“ g. ©.). 

Die Reviſion der Beklagten gegen das Bd. XI. ©. 366 flg. 
diejer Zeitjchrift veröffentlichte Urtheil des Oberlandesgerichts 
Golmar vom 3. Mai 1886 wurde aus nachſtehenden Gründen 
verworfen: 

Die angefochtene Entiheidung beruht nicht auf Anwendung 
des Art. 111 B.6.B. und erjcheint daher die Rüge der Ver— 
legung des $ 15 Ziff. 5 Einf. Geſ. zur C. P.O. nicht begründet. 
Die Zufländigfeit des angerufenen Gerichts wird daraus her: 
geleitet, daß nad) $ 18 der Polizebedingungen unter den Bars 
teien vereinbart worden jei, daß die Gefellichaft (ausnahmsweiſe) 


40. Bereinbarter Gerichtsſtand. Bedeutung der Ber: | 
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nicht lediglich an ihrem Sitze in Stettin Recht nehme, wenn 
ſie einer Staatsregierung gegenüber die Gerichte am Wohnorte 
ihres betreffenden Generalagenten für kompetent erklärt hat. Es 
wird ſodann feſtgeſtellt, daß die Beklagte der noch zu Recht be— 
ſtehenden Verordnung des Generalgouverneurs vom 19. Juni 
1871 nachgekommen ſei und in einer zur Veröffentlichung ge— 
langten Urkunde in Steaßburg Wohnſitz gewählt und daſelbſt 
einen Vertreter beſtellt habe. 


Hiernach wendet das Berufungsgericht in vollkommen zu— 
treffender Schlußfolgerung die 88 38 flg. C.P.O. an. Dieſe 
jo feſtgeſtellte Vereinbarung betreffs des Gerichtsſtandes hat 
volle rechtliche Wirkung, denn ſie bezieht ſich nach dem ange— 
führten S 18 der Polizebedingungen auf „die Streitigkeiten 
über Verſicherungen“, jomit auf ein bejtimmtes Rechtsver— 
hältniß im Sinne des 8 40 Abſatz 1 CP.O. Auch das kann 
nicht bezweifelt werden, daß die erhobene Klage, mit welcher die 
Auflöjung eines mit der Bellagten abgejchlofjenen Verſicherungs— 
vertrags begehrt wird, einen Streit über eine Verfiherung zum 
Gegenſtand Hat. 





4. Gehaltsbeſchlagnahme. Alimente. Rechtsmittel 
des Drittihuldners im Zwangsverfahren. 


Bezieht fih die Beitimmung in 8 749 Ziff. 2 CB.D. aud auf 
rückſtändige Alimente? Der Drittihuldner kann den die Beichlagnahme 
der Forderung verfügenden Beichluß jedenfall dann nicht mehr anfechten, 
wenn er die Friſt für die Einlegung der jofortigen Beihwerde hat vers 
ftreihen laſſen. 

(Urtheil des D.L.G. Colmar (I. Senat) vom 31. Mai 1886 und 
de3 Neichögerichtö, 11. Givilfenat, vom 25. Januar 1887 in Sadhen Ger 
neraldirektion der Eiſenbahnen in E.-L. g. Ehefr. L.). 


Die Ehefrau des Eifenbahnbeamten (Zolomotivführers) 2. 
hatte auf Grund cines vollitredbaren Urtheils des kaiſerlichen 
Landgerichts zu Met vom 30. Juni 1879, welches ihr gegen 


* 
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ihren Ehemann monatliche Alimentenzahlungen zugeſprochen 
hatte, am 24. Juli 1884 bei dem Amtsgerichte zu Mülhauſen 
einen Beſchluß erwirkt, wonach für die ihr noch zuſlehende 
„Korderung don 3397 M. Alimente vom 4. April 1880 bis 
4. Auguft 1884” nebſt 14,70 M. Koften die ihrem Ehemann 
gegen die k. Generaldireftion der Eijenbahnen in Elſaß-Lothringen 
„angeblich zuftehende Yyorderung aus Gehaltsbezügen auf Höhe 
von 3411.70 M. gepfändet“, der k. Generaldirektion die Zahlung 
der „gepfändeten Forderung“ an den 2. unterjagt und der Ehe: 
frau 2. „Die bezeichnete Forderung auf Höhe des erwähnten 
Betrages“ zur Einziehung überwiefen wurde. Diejer Beſchluß 
wurde der k. Generaldireftion am 30. Juli 1884 zugeltellt. 
Die Lebtere behielt daraufhin nicht die ganzen Gehaltsbezüge des 
L ein, ſondern nur den dritten Theil derjenigen Beträge, welche 
die Summe von 1500 M. für das Jahr überfteigen und zahlte 
der Ehefrau 2. 432.06 M. auf ihr Alimentenguthaben aus. Die 
Ehefrau 2. erhob nun am 9. Oktober 1835 bei dem Lande 
gerichte zu Straßburg gegen die k. Generaldireftion der Eiſen— 
bahnen in Eljaß-Lothringen Klage mit dem Antrag auf Ber: 
urtheilung der Generaldirektion, ihr die Summe von 2979.64 M. 
nebſt Zinjen zu bezahlen. 

Zur Rechtfertigung ihres Werfahrens berief ſich die Beklagte 
darauf, daß der Pfändungsbeihluß vom 24. Juli 1884 nicht 
ausipreche, welcher Theil der Gehaltsbezüge des L und ob über: 
haupt nur ein Theil oder aber das Ganze derjelben gepfändet 
ſei. Der Beſchluß- enthalte zwar die Angabe, dab die Forderung 
der Klägerin auf Alimentenanjprücden beruhe, erkläre dagegen 
nicht, daß das Amtsgericht den Ausnahmefall des Abſatzes 4 des 
8 749 C.P.O. als gegeben erachte, wornach die Pfändung der 
Bezüge des L. ohne Nüdjicht auf den Betrag zuläflig jei. Bei 
dieſer Unbeſtimmtheit des Prändungsbefehl3 Habe die Beklagte 
daher annehmen müſſen, daß nur der regelmäßig der Prändung 
unterworfene Theil der Bezüge nad) Abſatz 2 des angeführten 
Baragraphen gepfändet fein jolle. Sie beantragte hiernad) die 
Abweiſung der Stlage. 

Die Klägerin ihrerjeit3 machte hiegegen geltend, es jei in 





— — 
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dem Pfändungsbeſchluſſe mit hinreichender Deutlichkeit erfennbar 
gemacht, dab das Gericht den Ausnahınefall des Abſatzes 4 des 
$ 749 C.P.O. für gegeben angejehen und die Bezüge des L. im 
im Ganzen habe pfänden wollen. Für die Nichtausführung 
diejes richterlichen Befehls ſei die Beklagte ihr haftbar. 

Mit Urtheil von 12. Januar 1886 verurtheilte das Lands 
geriht Straßburg die Beklagte zur Zahlung von 2377.74 M. 
nebit 5 p&t. Zinfen vom Stlagetage ab an die Klägerin und 
erklärte e3 die Beklagte für gehalten, die jeit dein 30. Sept. 1885 
noch weiter fällig gewordenen oder fällig werdenden Gehalts- 
beziige des 2. bis zum Belaufe von 601,90 M. nad) Maßgabe 
des Fälligwerdens diefer Bezüge zu bezahlen. 

Das Landgericht ging hiebei Davon aus, durch den redhts- 
kräftigen Pfändungsbeſchluß des Amtsgerihts zu Mülhaufen 
vom 24. Juli 1884, welden aud die Bellagte nicht mit der 
jofortigen Bejchwerde angefochten habe, ſeien die jämmtlichen 
dem 2. aus jeinem amtlichen Dienftverhältniffe zur Beklagten 
zuftehenden Bezüge gepfändet worden und c3 jei auch aus dem 
Pfändungsbeſchluſſe mit Hinreichender Beltimmtheit zu entnehmen, 
da das pfändende Gericht den Ausnahmefall des 8 749 Abi. 
4 C. P.O. für gegeben erachtet und eben deßhalb die ſämmtlichen 
Bezüge des L. gepfündet habe. 

Gegen das Urtheil des Landgerichts ergriff die Betlagte die 
Berufung, wofür ſie die vor dem erſten Richter zur Bekämpfung 
der Klage vorgebrachten Gründe wieder geltend machte mit dem 
Beifügen, daß die Beſtimmung des 8 749 Abſ. 4 C. P.O. unter- 
gebens nicht Platz greifen könne, da es ſich nicht um Alimente 
handle, welche die Klägerin zur Beſtreitung ihres Unterhalts 
nöthig habe, ſondern um eine Barmen aus den Jahren 1830 
bi3 1884. 

Mit Urtheil vom 31. Mai 1886 verwarf das Oberlandes— 
gericht die Berufung. Es tritt in ſeinen Entſcheidungsgründen 
jenen des Landgerichts bei und jagt weiter: daß die Klägerin 
mit der zwangsweiſen Vollſtreckung des gegen ihren Ehemann 
erwirkten rechtsfräftigen Urtheils vom 30. Juni 1879 bis zum 
24. Juli 1884 abgewartet habe, vermöge die Eigenjchaft der 
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ihr darin als Alimente zugeſprochenen monatlichen Beträge nicht 
zu ändern und bleibe deßhalb für deren Eintreibung der Abi. 4 
des $ 749 EBD. immerhin maßgebend. Die von der Beklagten 
gegen diejes Urtheil eingelegte Revifion wurde verworfen. 
Entiheidungsgründe. 

Die Revifion ift nicht gerechtfertigt. 

Das Oberlandesgeriht geht in Hebereinftimmung mit dem 
Landgericht von der Annahme aus, e3 feien durch den Beichlug 
des Amtsgerichts Mülhaufen vom 24. Juli 1884 big zur Höhe 
von 3411,70 M. die jännntlichen dem 2. aus feinem amtlichen 
Dienftverhältniije zur Bellagten zuftehenden Bezüge geprändet 
worden. Dieje Auslegung des Pfändungsbeichluffes, welche ins— 
bejondere mit dem eine jonftige Beſchränkung nicht enthaltenden 
Wortlaut dejjelben in Einklang fteht, läßt einen Irrthum nicht 
erfennen. 

Diejer Pfändungsbeſchluß iſt aber gegen die Bellagte rechts— 
fräftig geworden, mag man nun dem Drittichuldner überhaupt 
das Rechtsmittel der fofortigen Beſchwerde gegen einen Pfän— 
dungsbeſchluß gejtatten oder deſſen Berechtigung hiezu verneinen, 
da die Bellagte eine ſolche Beichwerde nicht erhoben hat. Zur 
Zeit kann fie jedenfalls die Pfändung nicht mehr als unwirkſam 
anfechten. 

Bei diefer Sachlage bedarf es auch nicht einer Erörterung 
darüber, ob das Amtsgeriht Mülhaufen mit Necht die ſämmt— 
lichen Gehaltsbezüge des 2. gepfändet, jomit, ob es den $ 749 
Abi. 4 EP.D. richtig ausgelegt hat. 


42. Verrath von Fabrikgeheimniſſen. 

Hat die in Art. 418 Code penal enthaltene Vorſchrift in Elſaß— 
Lothringen heute noh Geltung? Welches find die Vorausfegungen ihrer 
Anwendung ? 

(1. Straffenat des R.G. Urtheil vom 3. Januar 1887 gegen M. 
Nep. Nr. 2464,86). 

Aus den Gründen: 

Die Revifion it unbegründet. 
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Das Inftanzgericht ftellte feit, das der al3 Majchinenzeichner 
in der Fabrik von Dollfuß Mieg und Eo. in Mülhaufen an 
geitellte Julius M. in der Zeit von 1882 bis 1385 in zwei 
jelbititändigen Handlungen jeinem Bruder, dem Majchinenbauer 
Karl M. daſelbſt, Geheimnifje diejer Fabrik dadurch mittheilte, 
daß er Zeichnungen über die in der Fabrik erfundenen und aus» 
geführten Berbejferungen der Gasjenge und der Auswring— 
maschinen, welche Berbeiferungen anderwärts noch nicht bekannt 
und von diejen Fabrikanten, wie ihm bewußt, als Geheimnifie 
behandelt wurden, fertigte oder fertigen ließ, jeinem Bruder zur 
Verwerthung in jeinem Geſchäft übergab und erläuterte. 

Deſſen Revifion rügt zunächſt Verlegung des Art. 418 Code 
penal bezw. des Art. 2 Einf. Geſ. zum St. G. B. für Elſaß-Lothringen 
vom 30. Auguſt 1871 durch irrige Anwendung, da Art. 418 Code 
penal durch Einführung des deutjchen Strafgejegbuchs, welches 
jowohl die Schädigung der Jnduftrie in 8 287 St. G. B., als 
den DVerrath von Geheimniljen in $ 300 St. G. B. bedrohe, außer 
Geltung gejeßt jei; diejer Einwand kann als richtig nicht an— 
erfannt werden. Die Grundjäße, welche das Reichsgericht jeiner 
Enticheidung Band 10 Seite 221 fig. bezüglich der Geltung des 
Art. 412 Code penal zu Grunde gelegt, jprechen auch für den 
Fortbeſtand des Art. 418; nach Art. 2 des angeführten Ein- 
führungsgejeges Jind diejenigen Beftimmungen des bis zum 
1. Oftober 1871 in Eljaß-Lothringen in Kraft gewejenen Code 
penal von dieſem Zeitpuntte an aufgehoben, welche Materien 
betreffen, die Gegenjtand des deutjchen Strafgeſetzbuchs find; es 
fragt ji aljo, ob Art. 418 eine Materie betrifft, welche durch 
das Strafgejegbuch für das deutiche Reich geregelt wird; Ddieje 
Trage ift zu verneinen. Es iſt in der erwähnten reichsgericht— 
lihen Entſcheidung ſchon ausgeführt, daß die in dem 25. Abichn. 
de3 deutſchen Strafgeſetzbuchs unter der Aufichrift „Strafbarer 
Eigennuß und Verlegung fremder Geheimniſſe“ enthaltenen Strafe 
beftimmungen nicht als abjchließende Regelung einer einheitlichen 
Materie, nämlich des die Beitrafung aller aus jtrafbarem Eigen 
nutz entipringenden oder die Verletzung fremder Geheimnifje ent» 
haltenden Handlungen in erjchöpfender Weiſe darjtellenden Rechts— 
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gebiete3, jondern al3 ganz verjchiedenartige, nur dekhalb unter 
jenem Abjchnitte zuſammengefaßte Strafnormen ericheinen, weil 
fie zu feiner der einheitlih und erichöpfend geregelten Materien 
paßten; $ 287 St. G. B. welcher jeßt durch $ 14 des Reichs» 
gejeges über den Markenihuß vom 30. Nov. 1874 erjegt iſt, 
wollte nur gegen die fälſchliche Bezeichnung der Waaren oder 
deren Berpadung mit Namen oder Yirmen inländiicher Fa— 
brifanten zc. nnd $ 300 St. G. B. nur gegen unbefugte Offen- 
barung fremder Privatgeheimnifje durch bejtimmte Berufstlaffen 
(Anwälte, Notare, Aerzte und Apotheker) Schuß gewähren. (Vgl. 
Eutſch. Bd. 13 Seite 60). Aus dieſen Einzelbeftimmungen ift 
daher der Schluß nicht zu ziehen, daß das deutſche Strafgeſetz 
auch den Thatbeitand des Art. 418 Code penal in den Kreis 
jeiner Erwägungen gezogen und dur Nidtaufnahme einer 
Strafbeitimmung die Straflofigkeit janktionirt habe; Art. 418 
Code penal fteht unter dem 3 5 „Verlegung der auf Manu— 
fatturen, Handel und Künſte bezügliden Berordnungen“ und 
bezwedte, die Fabrikanten gegen den böslichen Verrath ihrer 
Fabrikgeheimniſſe, al3 einen Bejtandtheil ihres Vermögens, durd) 
ihre Bedienftete zu ſichern; die Materie des Fabrik- und In— 
duſtrieſchutzes war — abgejehen von der Einzelbeftiinmung des 
z 287 — 8 300 hat mit dieſem Gefichtspuntte nichts zu thun 
— nit Gegenftand des deutjchen Strafgejeßbuchs ; erjt neuere 
Neichsgejege, z. B. über Patente, Muſter- und Markenſchutz und 
das Reichsunfallverfiherungsgejeg ($ 107) befafjen ſich mit dieſem 
von dem Reichsſtrafgeſetzbuch nicht Fultivirten Gebiete nad be: 
fimmten Richtungen und es fteht dahin, ob die noch weiter 
gehenden Wünjche der Induſtrie in der künftigen Gejehgebung 
Berüdjihtigung finden werden (z. B. Schmoller, Jahrbuch für 
Gejeggebung, Verwaltung und Volkswirthſchaft, 7. Jahrgang 
©. 229); der Art. 418 Code penal war daher auch durch die 
Einführung des Ddeutichen Reichs-Strafgeſetzbuchs in Elijah: 
Lothringen nicht berührt und hat noch Geltung zu beanjpruchen, 
wie er aud) jeither in der Elſäſſer Praxis als beftehend an 
erkannt wurde. (Vgl. Althoff: Sammlung der in Elſaß-Lothringen 
geltenden Geſetze 1. Bd. G.; franzöſiſches Strafgeſetzbuch S. 9 und 
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Förtih und Leonie: Sammlung der in Elfah-Lothringen in 
Geltung gebliebenen franzöfiihen Strafgejege II. Theil ©. 105). 

Die weitere Rüge, daß rt. 418 Code penal unrichtig 
ausgelegt jei, weil nur die Direktoren, Commis oder Arbeiter der 
Strafbeſtimmung unterftänden, der Angeklagte Julius M. aber 
al3 Zeichner in der Dollfuß'ſchen Fabrik angeitellt jei, geht Fehl; 
die Dreitheilung umfaßt alle Angeftellten der Fabrik, welche 
durch ihre Beihhäftigung in der Fabrik in den Beliß der Ges 
heimnifje gelangen; der Angeklagte war als Zeichner ein Commis 
der Firma Dollfuß, Mieg und Go 

Der Vorwurf der Revifion, daß auch der Begriff der Fabriks 
geheimniſſe verfannt und zu eng aufgefaßt jei, erjcheint lediglich) 
al3 ein nad) 8 376 St. P.O. unzuläfliger Angriff auf die Rich» 
tigkeit der thatſächlichen Feſtſtellung des Inſtanzgerichtes; der 
Code penal verjteht unter den secrets de la fabrique ein 
Fabrifationsmittel (Verfahren oder Werkzeug), welches einer 
Fabrik ausschließlich angehört, für fie erfunden und von ihr ver- 
wendet wird und dephalb einen Vermögersmwerth der Fabrifanten 
darftellt, vergl. Chauveau und Helie: Code penal 5. Band 
n. 2368 ©. 537; das Inſtanzgericht ift von dieſem Rechts— 
begriff ausgegangen und hat feitgeitellt, daß die an beiden frag 
hen Majchinen angebradpten Berbeiferungen, welche der Ans 
gelagte feinem Bruder verrathen, in der Fabrik feiner Dienſt— 
herrn und für diejelben erfunden, dab fie vorher noch nicht be— 
fannt waren und von dem Fabrifanten als Geheimniß behandelt 
wurden ; die Gründe jagen ausdrüdlic, daß die Behauptungen 
des Angeklagten, wonad) die Erfindungen jchon in den Werfen: 
Grothé: Appretur des Gewebe und Dami: dietionaire de l'in- 
dustrie enthalten wären, durch den beitimmten Ausſpruch der 
Sachverſtändigen widerlegt feien. Die NRevifion fommt nun auf 
diefe Behauptung, dab dieſe angeblihen Erfindungen nichts 
wejentlich Neues und jedenfalls nicht befonders nußbringend 
jeien, zurüd und legt zur Begründung in der Nevilionsinftanz 
Gutachten von Sachverſtändigen vor, deren einer Profeſſor M. 
von Karlsruhe übrigens jchon in der Hauptverhandlung vom 
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12. Juli v. I. auf Ladung der Angeklagten amvejend war und 
vernommen worden ift. (S. 68 Band II. der Alten). 

Selbitverftändlidy fteht dem Revifionsgerichte die Nach— 
prüfung der Richtigkeit der vom Jnftanzgerichte Feitgejtellten That- 
jache, dab die fraglichen Verbeſſerungen vor dem Berrathe außer: 
halb der Fabrik nicht belannt waren, nicht zu. Die vorgelegten 
Gutachten fünnen daher al3 neue Beweismittel in der Nevifions- 
inftanz feine Beachtung finden. Ob die Fabrik aus ihren Er— 
findungen einen großen Vorteil ziehen kann, ıft nad Art. 418 
Code penal gleihgültig. 

Wenn jodann die Reviſion rügt, daß aud der nad Art. 
418 Code penal erforderlide dolus nicht nachgemwiejen ſei und 
fich zu dieſem Zwecke auf die Korreipondenz der Yirma und die 
näheren Umftände, bejonder3 die perjönliden PVerhältniffe der 
Betheiligten beruft, jo bewegt fie fich auch bei diefem Angriffe 
auf dem der Revijion nah $ 376 St. P.O. verſchloſſenen that 
ſächlichen Gebiete; die Entjcheidungsgründe ſtellen feſt, daß der 
Angellagte wußte, daß beide Erfindungen von feinen Vorgeſetzten 
als Fabrifgeheimnig behandelt wurden und daß er verpflichtet 
war, dur feine Anftellung in der Fabrik das Geheimnik zu 
bewahren und da durch das Belanntwerden deijelben die Firma 
Dollfuß, Mieg und EP. großen Nachtheil erleiden fünnte ; damit 
ift der Vorſatz des Art. 418 Code penal genügend dargethan, 
wie auch gerade aus dem Citat der Reviſionsſchrift ſich ergibt.“ 


43. Gefährdung eines Eijenbahntransports. Materiell: 
rehtlihe und prozepualiihe Beſchwerden. 

(8 316 St. G. B.; 88 244, 248, 263 bis 266 und 377 Ziff. 8 St. P. O.). 

(I. Strafienat des Reichsgerichts; Urtheil vom 7. Januar 1887 g. 
2. Rep. 3058/86). 

Aus den Gründen: 

„Die auf Grund des $ 316 St. G. B. zu je 6 Wochen ver— 

urtheilten Angeklagten rügen zunächſt Verletzung der 88 244, 
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2438 und 377 3. 8 St.P.O., weil das richterlihe Orts— 
bejichtigungsprotofofl und die Verfügung der Generaldireftion 
vom 10. Nov. 1880, welche von der Anklage als Beweismittel 
herbeigeihafft und von denen letztere jelbjt im Urtheile gegen 
die Angeklagten benußt worden, in der Hauptverhandlung nicht 
erhoben d. 8. nicht verlefen worden. Nun erhellt aber aus dem 
Protofoll vom 6. Oft. v. J. daß eine Erklärung der Oertlich— 
feiten an der Hand der Pläne ftatt hatte, daß aljo der wejentliche 
Inhalt de3 Ortsbefihtigungsprotofolls de3 Unterſuchungsrichters 
vom 13. Mai 1885 (Seite 16 der Akten) von dem Vorſitzenden 
befannt gegeben wurde; da ein Antrag auf wörtliche Verleſung 
nicht gejtellt wurde, alſo nicht anzunehmen ift, dab die hier 
gewählte Form der Wiedergabe des Inhalts des Schriftitüds 
mittel Konftatirung jtatt Verlefung von irgend einer Exrheblichkeit 
für die ergangene Entſcheidung war, fann die unterbliebene Ver: 
[fung feinen Revifionsgrund abgeben (vgl. Entſch. Bd. 3 ©. 
232). Ohnehin find die auf Grund der Angaben de3 Sad: 
verfländigen in diefem Augenjcheinsprotofoll niedergelegten That: 
jachen, 3. ®. daß die Schlußbremſe angezogen war, durd) das 
mündlich in der Hauptverhandlung erftattete Gutachten deſſelben 
Sachverſtändigen erjegt. Was die Verfügung der Generaldireftion 
der Eijenbahnen in Eljaß-Lothringen vom 10. Nov. 1880 (Seite 
24 de3 Beilagenheft3) betrifft, welde eine Ergänzung der In— 
ftruftion über Feitlegen der Wagen auf den Stationen vom 
19. Februar 1872 bildet und die Bremsſchuhe einführt, jo ent» 
‚bält allerdings das Situngsprotofoll vom 6. Oft. v. J. feine 
Veurfundung der Verleſung und es Aann die am Schluſſe des— 
jelben enthaltene Ergänzung des Protofolls, welche vom Vor— 
ibenden und Gerichtsſchreiber unterzeichnet und vom 3. Nov. v. J. 
datirt und nachträglich nad Einlegung der Revifion die Vers 
leſung zu beweiſen bejtimmt ift, nad) feftftehender Entſcheidung 
des Reichsgerichts (3. B. Bd. 2 ©. 76, Bd. 8 ©. 141) feine 
Beachtung finden; dagegen jagt das Sikungsprotofoll, daß $ 1 
und 2 der erwähnten Jnftruftion verlefen und auf den Geſammt— 
inhalt der betreffenden Jnftruftionen Bezug genommen worden 
und daß der Eiſenbahnbetriebs-Inſpeltor zu Mülhauſen als 
Juriſt. Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothringen XII 11 
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Sadhverftändiger und Zeuge eidlich vernommen worden; es 
hiernad anzunehmen, daß durch diele Konftatirungen des Vor— 
fißenden und das Gutachten de3 Sachverſtändigen die wie andere 
Thatſachen feflzuftellende (vgl. Entſch. Bd. 1 S. 125) Verfügung 
vom 10. Nov. 1880 in der Hauptverhandlung zur Kenntniß der 
Betheiligten und des Gerichts gebracht worden ift und ſonach 
au im Urteil gegen die Angeklagten verwerthet werden. durfte; 
ein Beihluß des erfennenden Gerichts it in diefer Richtung 
überhaupt nicht ergangen, es fann alſo auch die Vertheidigung 
durd einen ſolchen nicht bejchränft worden fein. Die SS 244, 
248 und 377 Zi. 8 StPO. find aljo nicht verlegt. 

Die zweite Revifionsrüge, daß auch die SS 263, 264, 265, 
266 SPD. verlegt jeien, weil die Angeklagten, gegen welche 
auf Grund des $ 316 Abjah 2 St.G.B. und des $ 222 allda 
in dem Gröffnungsbeicyluß das Hauptverfahren eröffnet worden, 
in dem Urtheile wegen Vergehen nah $ 316 Abſatz 1 St.G.B. 
verurtheilt worden, ohne das eine Belehrung nad $ 264 St. PD. 
erfolgte, geht gleichfalls Fehl; der Beſchluß der Straflammer zu 
Golmar vom 2. April v. J. (Seite 234 der Akten) eröffnete 
gegen beide VBeichwerdeführer das Hauptverfahren wegen in einer 
Handlung begangenen Vergehens gegen 8 316 Abjat 2 und 
8 222 Abſatz 1 und 2 des St.EB.; das Urtheil ſprach die 
jelben ſchuldig, am 12, Mai 1886 zu Bühl durch VBernad- 
läſſigung der ihnen cbliegenden Pflichten einen Eiſenbahntrans— 
port in Gefahr gejegt und dadurd den Tod des MWeichenftellers 
3. zu Gebweiler verurjacht zu haben; die Verurtheilung erfolgte 
aljo aus demjelben Strafgeiete, dem $ 316 Abja 2 St. G. B.; 
eine Hinweiſung der Angeklagten auf die Veränderung des recht: 
lihen Geſichtspunktes nad) S$ 264 St. P.O. war alfo nicht ver 
anlaßt, da eine ſolche nicht eingetreten. Die NRevifion miß— 
verficht die Enticheidungsgründe, welche ausführen, daß die An: 
geffagten ſich einer Vernachläſſigung ihrer Pflichten und dadurd) 
bewirlten Gefährdung eines Transpories, durch welche der Tod 
eines Menjchen verurſacht wurde, ſchuldig gemacht, dagegen der 
fahrläjligen Tödtung nicht ſchuldig jeien, da fie diejen objektiv 
eingetretenen Erfolg ihrer Handlung nicht vorausjehen konnten; 
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die Gründe nehmen aljo nur den Kaulalzufammenhang der 
PVrlitverlegung mit der objeftio erfolgten Transportgefährdung 
und Zödtung eines Menichen, nicht aber die jubjeftive Ver— 
ihuldung, die Fahrläfligfeit der Angeflagten an und erwähnen 
den erjten Abjag des $ 316 St.G.B. nur zur Konftatirung des 
objettio ſchwereren Falles der Verurfahung des Todes eines 
Menſchen bei der Transportgefährdung, wollen damit aber keines— 
wegs jagen, daß die Angeklagten fahrläfligerweite durch eine der 
in $ 315 &t.G.B. bezeichneten Handlungen den Transport in 
Gefahr gelegt und den Tod eines Menjchen verurjacdht haben; 
es liegt alſo auch ein MWideripruch der Entiheidungsgründe 
nit vor. 

Auch der dritten Rüge, dab das Urtheil in weſentlichen 
Punkten der Begründung entbehre, jomit gegen 88 266 und 
377 Ziff. 7 St. P.O. verftoße, muß der Erfolg verfagt werden ; 
gerade weil der Zug nur eine ftatt drei Bremſen zur Verfügung 
hatte und weil die Gefällverhältniiie des Bahnhofs Bühl un: 
günftige waren, mußten die Angeklagten, wie das Urtheil aus— 
führt, um jo gewilienhafter bei dem Manöver die Vorjihriften 
über Feſtlegung der Wagen beobachten und die Beobachtung der- 
jelben hätte nach der Feltjtellung troß fehlender Breinſen in der 
Steigung von 1 zu 40 das Nbrollen der fieben abgehängten 
Wagen verhindert; dabei veriteht jich von ſelbſt, daß der Stations- 
aufjeher 2. nicht mit eigener Hand vor dem Beginn des Ma— 
növer3 die Hemmichuhe unter die Räder zu legen hatte; die 
Entjcheidungsgründe verlangen von ihm nur, daß er für Die 
wirkliche Ausführung diefer Maßregel vor Beginn des Manövers 
forgte und ſich nicht mit der Anordnung allein begnügte, die, 
wenn fie nicht volljogen wurde, werthlos war. 

Die Feitjtellungen des nitanzgericht!, deren thatſächliche 
Richtigkeit in der Revifionsinftan; nad $ 376 St. P.O. nicht nad)- 
geprüft werden kann, gehen von der richtigen Auffaſſung des 
z 316,2 St. G. B., wie ſolche vom Reichsgericht wiederholt dar— 
gelegt worden iſt, (vgl. Entſch. Bd. 5 ©. 234, Bd. 12 ©. 203) 
aus und deden den Thatbeitand gegenüber beiden Angeklagten 
nach allen Richtungen ; die Angriffe der Nevifion auf die Aus— 
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legung der einzelnen Beitimmungen der Inftruftion durch den 
erjten Richter richten fich gegen die thatſächlichen Grundlagen des 
Urtheils und find deßhalb unftatthaft (vgl. Entſch. Bd. 1 S. 126). 





44. Ablehnung eines Beweisantrags nad) erfolgter 
Urtheilsverfündigung. 
(88 243 fig. der St.P.D.). 

(I. Straffenat des Reichsgerichts; Urtheil vom 24. Januar 1887 
9. B. Rep. 3401/86). 

Aus den Gründen: 

„Die Revifion des Angeklagten erhebt die Beſchwerde, daß 
jeinem Antrage auf DVertagung der Hauptverhandlung zum Bes 
hufe der Vernehmung mehrerer von ihm benannter Zeugen nit 
ftattgegeben worden jei. Derielbe hatte vor Beginn der Beweis« 
aufnahme den Antrag geitellt, das Gericht wolle die jämmtlichen 
von ihm in feinem Geſuche um eine Vorunterſuchung benannten 
Zeugen zur Verhandlung laden lafjen und nah Schluß der 
Beweisaufnahme diefen Antrag dahin wiederholt, die Haupt— 
verhandlung zum Behufe der VBernehmung der von ihm be— 
nannten Zeugen zu vertagen. Das Gericht aber hat nach ftatt- 
gefundener Berfündigung jeines den Angeklagten verurtheilenden 
Erkenntniſſes diejen Antrag dahin bejchieden, daß die VBernehnung 
der von dem Angeklagten benannten Zeugen in thatjächlicher 
Beziehung als abjolut unerheblich ericheine. Nun muß aber der 
von dem Gericht bezüglich; eines in der Hauptverhandlung ge 
ftellten Beweisantrags zu erlallende Beſchluß jedenfall noch 
während des Verlaufs derjelben eröffnet werden, um hierdurd) 
dem Angellagten die Gelegenheit zu geben, feine Vertheidigung 
nöthigenfall3 nod) in anderer Richtung wahrzunehmen. Darum 
hat ein Beichluß, welcher erjt nad) Verkündung des Urtheils 
ergeht, feinerlei Bedeutung, da nunmehr dem Angeklagten jeder 
Einfluß auf die Beweisaufnahme abgejchnitten ift. Dieje von 
dem Angeflagten erhobene Revifionsbejchwerde war darum für 
begründet zu halten.“ 





45. 1) Der Landesfisfus wird in den auf die Aus— 
rüſtung der Gendarmerie mit Pferden bezügl. 
Rechtsgeſchäften gerihtlih und außergerichtlich 
durch die Gendarmerie-Brigade in der Perſon 
ihres Brigadiers vertreten. 

2) Kauf auf Probe. 


(Urtheil des DL.G. Colmar (I. Senat) vom 13. Dez. 1886 in 
Saden B. g. Gendarmerie-Brigade). \ 
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Die Gründe des oberlandesgerichtlichen Urtheils, aus 
welchen Sich die thatjächlichen Verhältniſſe des Rechtsſtreites er— 
geben, lauten: 

Die Gendarmerie ift eine Yandeseinrichtung, deren Koſten 
aus Landesmitteln bejtritten werden. Zufolge der Beltimmungen 
der 88 3 und 4 des Gejebes vom 20. Juni 1872 ift fie in 
Bezug auf Defonomie, Disziplin und innere Verfaſſung militäriſch 
organifirt und al3 Brigade formirt, unter Oberaufliht des kom— 
mandirenden Generals des Armeecorps dem Brigadier al3 ihrem 
Vorſtande unterjtellt, während fie dem Minifterrum nur in An— 
ſehung ihrer Wirkſamkeit und Dienftleiftung untergeordnet if. 
Hiernad) fann es einem Zweifel nicht unterliegen, daß die Ver— 
tretung des Landesfistus in Geltendmahung des in Rede 
ftehenden Anſpruchs zum Gejchäftskreis der Gendarmerie-Brigade 
bezw. ihres Brigadier3 gehört. Der depfalllige Eimvand des 

Einſpruchsklägers entbehrt demnach der Begründung. 

Laut Bertrag vom 1. Juni 1885 hat der Einſpruchskläger 
der Gendarmerie-Brigade bezw. der von ihr mit dem Pferde- 
anfauf betrauten Kommiſſion das ftreitige, für den Gendarmen 
P. beftimmte Pferd zu dem Preiſe von 650 M. unter der Ver— 
pflihtung verkauft, das Pferd zurüdzunehmen und für feine 
Rechnung abholen zu laſſen, ſowie den Kaufpreis an die Brigade- 
Kaſſe portofrei zurüdzuerjtatten, wenn binnen der Frift von 6 
Wochen das Pferd durch Fehler oder andere Eigenſchaften nad 
dem Urtheil des Gendarmerie-Brigadiers als zum Gendarmerie= 
dienfte ungeeignet befunden werden jollte. 
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Der Einipruchstläger beftreitet weder, dab die von ihm 
unterzeichnete Urkunde bei der Unterzeihnung den eben ange: 
gebenen Inhalt gehabt hat, noch, daß er Gelegenheit gehabt hat, 
vor der Unterzeichnung die Urkunde zu lefen. Er hat daher den 
Vertrag feinem ganzen Inhalte nad, auch wenn er ihn nicht | 
gelefen haben follte, durch jeine Unterschrift genehinigt und fann | 
mit der Behauptung nicht gehört werden, dab e3 bei früheren 
Verkäufen ſtets Brauch gewejen je, daß die zum Dienfte un: 
tauglichen Pferde zu dem Werthe zurüdgenommen und umgetauidht | 
wurden, welchen jie zur Zeit des neuen Bertrages hatten umd 
dat beim Abſchluß des Vertrages vom 1. Juni 1885 nichts 
davon geſprochen wurde, dab ein von dieſem Brauche abweichen: 
der Vertrag abgeichloffen werden jollte. 

Der Berfauf ift auf Probe abgejchloifen und die Prüfung 
des Pferdes nad) jeiner Dienfttauglichfeit wie die Genehmigung 
lediglich dem Urtheil des Gendarmerie-Brigadiers anheim gegeben 
worden. Der Berfauf follte erjt dann ein endgültiger jein und 
alljeitig binden, wenn in der gejegten Friit eine Ableynung des 
Pferdes jeitens des Brigadier3 nicht erfolgen würde. Ausweislich 
de3 Ausjage des Hauptmannes der Gendarmerie, Frh. v. D. 
ift aber innerhalb der in dem Bertrage bedungenen ſechswöchent— 
lihen Friſt der Einſpruchskläger unter Mittheilung, dab das 
Pferd zum Gendarmeriedienit ungeeignet fei, aufgefordert worden, 
dasjelbe zurüdzunehmen und zwijchen ihm und dem genannten 
Zeugen eine Uebereinfunft zu Stande gefommen, daß das Pferd 
noch mährend einer gewilien Zeit betreffs des Fehlers des 
Rohrens beobachtet und zu dieſem Zwecke von der Gendarmerie 
behalten werden ſollte. Die Bedingung, die nach dem Inhalte 
des Vertrages und der Abſicht der Parteien nur als eine auf— 
ſchiebende aufgefaßt werden kann, wofür übrigens auch eine ge— 
ſetzliche Vermuthung ſpricht (Art. 339 9.6.B., Art. 1588 3.6.8.) 
it nicht eingetreten. Der Vertrag hat mithin Wirkſamkeit nidt 
erlangt, wie dies denn aucd der Einipruchskläger in der eben 
erwähnten Vereinbarung anerfannt hat. 

Während der Schwebe der Bedingung ſtand das Pferd, 
das der Gendarmerie-Brigade Zweds3 Prüfung zum Gebraude 
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übergeben worden war, auf Gefahr des Einſpruchsklägers (Art. 
1182 B.G. B.). Der Yebtere kann fi daher auf den Umftand, 
dab die Fehler des Rohrens und des Hornipaltes, womit das 
Pferd unbeftritienermaßen zur Zeit der oben erwähnten Auffor- 
derung behaftet war, erſt nach der Weberlieferung des Pferdes 
entitanden find, nur unter der Vorausſetzung berufen, daß fie 
durch Verſchulden der Anfäuferin hervorgerufen worden wären 
(Art. 1137 BGB.) Der Einipruchstläger behauptet nun zwar, 
daß infolge einer im Dienſt gejchehenen VBernadläffigung und 
dadurch veranlagten Vertältung des Thieres bei demjelben die 
jog. Strengel aufgetreten und das Rohren zurüdgeblieben jei 
und auch die Hornipaltung infolge des Dienstes bei dem Pferde 
jich gezeigt Habe; allein eine beitimmte Handlung oder Unter- 
laſſung wird nicht angegeben, jo dab das Gericht nicht in der 
Lage if, zu beurtheilen, ob in der Behandlung des Pferdes 
jeitens der Gendarmerie ein Verſchuldem liegt. 

Der Einjpruchstläger hat weder das Pferd abgeholt, noch 
auch Futtergeld bezahlt. Unter diejen Umständen kann in der 
fortgejegten Verwendung des Thieres im Gendarmeriedienjte um 
jo weniger eine endgültige Annahme deſſelben erblidt werden, 
al3 der Gebrauch) des Pferdes offenbar zu deſſen Erhaltung 
diente. 

Auf den Erſatz der bis zum Tage des Verſäumnißurtheils 
(21. Juni 1886) aufgelaufenen Futterkoſten iſt verzichtet worden 
und hat die Verzichtleiftung auf Antrag des Klägers in dem 
Verſäumnißurtheil Beurkundung gefunden. 

Das angegriffene Berfäummipurtheil enthält daher, auch 
was die Futterkoſten anlangt, für den Einjpruchstläger eine Be— 
ſchwerde nicht. 

Der Einiprud ift nach alledem ohne Rüdjicht auf die Be- 
tweiserbieten, die unerheblich ericheinen, zurückzuweiſen. 
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46. Prozeßfähigkeit der Ehefrauen. Begriff ver Prozeß— 
Handlungen im Sinne des $ 52 C.P.O. 

Die Ehefrau bedarf zu außergerichtlichen, nicht nad) Prozeßrecht 
zu beurtheilenden Anerkenntniſſen, Verzichten und Bergleihen der Gr: 
mächtigung des Ehemannes. 

(Urtheil des DO.L.G. Colmar, I. Senat, vom 20. Dezember 1886). 

Die Ehefrau 2. Hatte ſich durch jchriftlihe Erklärung vom 
Jahre 1834 für ihren Ehemann auf Höhe einer bejtimmten 
Summe verbürgt und wurde von dem Gläubiger 2. vor dem 
Landgerichte Colmar auf Zahlung der verbürgten Summen bes 
langt. Nachdem der Gläubiger Zahlungsfriften bewilligt Hatte, 
erging ein Verſäumnißurtheil, weldes die Beklagte zur Zahlung 
verurtheilte. Auf den von der Bellagten erhobenen Einſpruch 
und den von ihr erhobenen Einwand, daß fie zu jener Bürg— 
ihaft3leiftung von igrem Ehemanne nicht ermächtigt worden jei, 
wurde das Verſäumnißurteil aufgehoben und die Klage ab— 
gewiefen. Die gegen dieſe Entſcheidung eingelegte Berufung 
wurde unter Anderem Darauf geftüßt, daß der Einſpruch gegen 
das Verſäumnißurtheil unzuläjlig geweſen, weil dafjelbe nach der 
zwiſchen den Parteien bezw. deren Anwälten getroffenen Ver— 
einbarung als ein endgültiges hätte gelten jollen. Der Anwalt 
der Bellagten hatte in einem Echriftjage erſter Inſtanz zugegeben, 
daß er der Gegenpartei erklärt habe, er werde, wenn die ver— 
langten Zahlungsfrijten bewilligt würden, nicht auftreten und 
ein Verjäumnigurtheil ergehen laſſen; jede weiter gehende Vers 
einbarung wurde beftritten, namentlich auch, daß die Forderung, 
wie Kläger behauptete, ausdrüdlic; anerfannt worden fei, Im, 
erfter wie in zweiter Inſtanz wurde auch der Gültigkeit der 
behaupteten Abmachungen der Einwand entgegengejeßt, dab es 
an der dazu erforderlichen Ermächtigung des Ehemannes fehle. 
In diefem Sinne entichied auch das Oberlandesgeriht und hielt 
deßhalb den erbotenen Beweis, namentlich) auch über das bes 
hauptete Anerkenntniß, für unerheblid und zwar aus den nad): 
ftehenden Gründen: 

Was zunähft die Behauptung des Klägers betrifft, der 
Einſpruch gegen das Verſäumnißurtheil vom 9. Mai 1884 jei 
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unzuläſſig, ſo iſt zur Beurtheilung dieſes Einwandes von fol— 
genden Vorausſetzungen auszugehen. Die Civilprozeßordnung 
räumt der Ehefrau als ſolcher unbedingte Prozeßfähigkeit ein 
und gemäß 8 52 C.P.O. Hat fie daher auch die Fähigkeit, be— 
züglih des eingeflagten Anſpruchs Anerfenniniffe und Verzicht— 
leiftungen zu erklären und gültige Vergleihe zu ſchließen, ohne 
dab die bürgerlicherechtlichen Vorichriften über die Nothivendigfeit 
der eheherrlichen Ermächtigung dabei in Betracht zu ziehen find. 
Die entgegenitehende Anficht, welche jene Rechtshandlungen nicht 
zu den Prozekhandlungen im Sinne des $ 52 eit. rechnen will, 
it offenbar nicht gerechtfertigt und läßt ſich namentlich nicht aus 
der Faſſung des $ 77 C. P.O. begründen (cf. Seuffert Kommentar 
3. Auflage Anm. 3 zu 8 52 cit.) Allein die vorgenannten 
Rehtsgeichätte find, wie alle den Prozeß beeinfluffenden Rechts— 
bandlungen, nur dann Prozeghandlungen im eigentlichen Sinne, 
im Sinne des $ 52 C. P.O., wenn und ſoweit ſich die E.P.O. 
| mit ihrer Negelung befaßt; wo lebteres nicht zutrifft, ift die 
* Gültigkeit und Wirkjamfeit derjelben nad bürgerlihem Rechte 
h zu beurtgeilen. Für Anerkenntniſſe, die nicht bei der mündlichen 
Verhandlung erklärt (5 278 EP.O.), Vergleiche, die nicht vor 
Gericht geichlofen worden ($$ 146 und 702 EB.O.), ıft nicht 
das Prozegrecht, jondern das bürgerliche Necht mahgebend Ein 
nach Erlaß des Urtheils erklärten Verzicht auf Einlegung des 
Rechtsmittels ift eine Prozekhandlung, auch wenn fie nicht vor 
Gericht, ſondern mur der Partei gegenüber erklärt wird; dagegen 
bleibt ein vor Erlaß des Urtheils erflärter Verzicht dieſes Inhalts 
ein aupergerichtlicher nach bürgerlichen Recht zu beurtheilender 
Alt, auch wenn derjelbe in der mündlichen Verhandlung erklärt 
und im Sitzungsprotokolle tonftatirt wäre (SS 311 und 475 
EPO) Im vorliegenden Falle wird behauptet, der Prozeß— 
bevollmächtigte der Beklagten in eriter Inſtanz, Rechtsanwalt G., 
habe vor Erlaß des Verſäumnißurtheils dem Kläger (oder deilen 
Prozepbevollmächtigten) gegenüber unter der vom Gegner erfüllten 
Bedingung, der Einräumung der verlangten Zahlungsfrijten, die 
eingeflagte Forderung anertannt und alsdann jei man dahin 
übereingefommen, daß der Koftenerjparnig wegen fein gericht— 
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liches Anerkenntniß gegeben worden, ſondern der Bevollmächtigte 
der Beklagten nicht auftreten und ein Verſäumnißurtheil ergehen 
laſſen ſolle, ſo daß daher im Sinne dieſer Vereinbarung auf die 
Einlegung des Einſpruchs gegen dieſes Urtheil verzichtet ſei. 
Es handelt ſich demnach um ein Anerkenntniß, das nicht in der 
mündlichen Verhandlung erklärt, um eine vergleichsartige Ab— 
machung, die nicht vor Gericht geſchloſſen worden, um einen 
Rechtsmittel Verzicht, der vor Erlaß des Urtheils ſtattgefunden 
hat. Die Gültigkeit diefer Rechtshandlungen ift daher nicht nad 
Prozeßrecht, nit nad) $ 52 EB.O., jondern nach bürgerlichen 
Necht zu beurtheilen; dieſelben find ungültig, weil die Beklagte 
nicht dazu von ihrem Ehemann ermächtigt worden ift. 

Das Gleiche gilt von den Erklärungen des Rechtsanwalts 
G. in dem vorbereitenden Schriftjage, inſoffern daraus — wozu 
diefelben übrigens nicht ausreihen — ein Anerfenniniß der 
Forderung, ein Vergleich der behaupteten Art oder ein Verzicht 
auf die Einlegung des Einipruds entnommen werden joll. Die 
Beltimmungen des 8 77 der C.P.O. ſtehen den vorgehenden 
Ausführungen nicht entgegen, fie beziehen ſich nur auf Prozeß— 
handlungen im eigentlihen Sinne, die nad Prozekrecht zu be 
urtheilen find. Wenn man aber auch den Prozeßbevollmächtigten 
auf Grund diejer Beſtimmungen zu außergerichtlihen Anerkennt— 
nifjen und Vergleichen für befugt erachten wollte, jo bliebe dod 
die Bültigfeit der Vollmachtsertheilung zur Vornahme ſolchet 
aupergerichtlichen Alte nach bürgerlihem Rechte zu enticheiden x. 


47. Konkor dat. Bürgſchaft. Gerichtliche Hypothef. 


Fine gerichtliche Hypothek gegen den Bürgen für die Zahlung der 
von dem Gemeinichuldner aus dem Konkordate geichuldeten Prozente ent: 
jteht weder aus dem Akte, welcher von dem Fallimentsfommiffär über die 
Bürgichaftserflärung aufgenommen worden ift, noch aus dem Urtheil, 
welches das Konkordat betätigt hat. (Art. 2117, 2123, 2148 Ziff. 3 
B.G. B.; Urt. 519 C. de pr.; Art. 517 C. de com.) 
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(Urtheil de3 O.L. G. Colmar (I. Senat), v. 31. Dez. 1886 in Saden 


©. und Genojjen gegen 9, und Genoſſen) 
Gründe: \ 

In dem Verfahren über die Bertheilung der Erlöſe aus 
den gegen die Eheleute Judas J und Eva geb. L. durchgeführten 
Zwangsverfteigerungen unter die Hypothetargläubiger beanjpruchen 
die Kläger den ihnen jowohl von dem Vertheilungsrichter wie dem 
Richter erfter Inſtanz abgejprochenen Vorrang vor den Bellagten 
und fügen ihren Anſpruch in erſter Linie auf die Bürgichafts- 
erllärung der Eva L., jebigen Ehefrau J., vom 19. Auguſt 1861. 

Zu diefem Grunde: 

Der im Jahre 1861 in Fallimentszujtand gerathene Hans 
delsmann Leopold L. bot im SZwangsvergleichstermine vom. 
12. August dejjelben Jahres einen Bläubigern 249/, und vers 
ſprach denjelben zu ihrer Sicherftellung die jolidarijche Verbürgung 
jeiner Tochter, der genannten Eva %. Der Vergleichsvorſchlag 
fand in dem Termine jeitens der erforderlichen Mehrheit der 
Gläubiger Zuftimmung. Am 19. Augujt übernahm die Eva L. 
in Gegenwart und unter Annahme des Syndilus vor dem 
Richtercommiffar die von ihrem Vater verjprochene Bürgiihaft. 
Der Vergleih vom 12. wurde am 26. Auguft 1861 durch) das 
Handelzgericht bejtätigt. Am 21. Juli 1877 erwirkten die Kläger 
gegen Xeopold und Eva X. auf Grund der Vergleihtverhandlung 
vom 12. Auguſt und des Beftätigungsurtheils vom 26. Auguft 
1861 für eine Forderung in Höhe von 1000 Marf auf die 
gegenwärtigen und zufünftigen Liegenſchaften der Schuldner 
Eintragung. 

In dem über die Bürgichaft von dem Richtercommiſſar 
aufgenommenen Prototolle jehen die Kläger eimen gerichtlichen 
At, der in Gemäßheit des Art. 2117 B.G. B. in Verbindung 
mit Urt. 519 der franz. Prozekordnung eine gerichtliche Hypothek 
begründe. Diejer Anſicht kann indes nicht beigetreten werden. 
— Wie aus dem den Art. 2117 näher bejtimmenden Art. 2123 
B.G.B. und dem Zwede der gerichtlichen Hypothek, den Vollzug 
der gerichtlichen Entſcheidung ficher zu teilen, hervorgeht, nüpft 
das Geſetz nur an jolche Urtheile die gerichtliche Hypothek, welche 
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eine. Verurteilung der _einen oder anderen Partei zu einer 
Leiftung, wenn auch nur Dem Keime nad), enthalten oder eine 
unter einer handichriftlihen Schuldurkunde befindliche Unterfchrift 
für anerkannt oder für ächt erflären. Allerdings werden im 
Art. 2117 BGB. neben Urtheilen (jugements) noch gerichtliche 
Alte (actes judieiaires) als Quelle der gerichtlichen Hypothek 
genannt, allein der Ausdrud „gerichtliche Alte“ bezweckt Lediglich 
die Gleichitellung ſolcher richterlicher Enticheidungen mit den 
eigentlichen Urtheilen, welche, wie 3. B. die Ordonnangen der 
Art. 191 und 403 der franz. Prozeßordnung, eine Verurtheilung 
ausiprechen, ohne im Gejeße als Urtheile bezeichnet zu werden. 

In der Verhandlung vom 19. Auguft 1861 war nun der 
Richtercommiſſar nicht als Richter, ſondern als Urkundsperſon 
thätig; er entichied nicht, ſondern verbriefte die auf die Bürg— 
ſchaft bezüglichen Erklärungen der Parteien. Die Beurkundung 
hätte übrigens mit derjelben Gültigkeit und Beweiskraft aud 
durch Notar geichehen können; jelbjt eine handſchriftliche Verbriefung 
würde genügt haben. 

Der von den Klägern angezogene Art. 519 der frz. Prozef- 
ordnung handelt von der auf Grund einer Berurtheilung zu 
jtellenden Bürgichaft, greift mithin untergebens nicht Platz, da 
das Geſetz weder das Zuftandelommen eine Zwangsvergleichs 
von der Beltellung einer Bürgſchaft abhängig macht, nod dem 
Gerichte die Ermächtigung ertheilt, eine jolche anzuordnen, viel 
mehr in der Beziehung der Vereinbarung zwiſchen dem Gemein- 
ichuldner und den Gläubigern freien Spielraum läßt. 

Eine jeitens des Bürgen auf der Gerichtsichreiberei erflärte 
Uebernahme der gerihtlih angeordneten Bürgichaft iſt zwar zu— 
folge der bezogenen Geſetzesſtelle ohne vorheriges Urtheil volls 
ftredbar, allein daraus folgt noch nicht, daß fie einem Urtheile 
gleichitehen und wie dieſes eine gerichtliche Hypothek begründen 
jol. Wie der notariellen Urkunde, jo tft auch der über die 
Birgichaftserflärung von dem Gerichtsichreiber aufgenommenen 
Urkunde als einer öffentlichen Urkunde dur den Art. 519 frz. 
Prozeßordnung lediglih Vollſtreckbarkeit verliehen. 
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Wollte man indeß in dem von dem Nichtercommillar auf: 
genoınmenen Alte vom 19. Auguft 1861 eine gerichtliche Ent» 
ſcheidung erbliden, jo fünnte dennoch von einer Hypothek nicht 
Rede jein, weil auf Grund derjelben eine Eintragung nicht 
genommen ift. Die am 21. Juli 1877 erwirfte beruht lediglich 
auf dem Zivangsvergleiche vom 12. Augnit und dem Beſtätigungs— 
urtheil vom 26. Auguſt 1861 und gedenkt der Verhandlung vom 
19. Auguft 1861 gar nit (Vgl. Art. 2148 Ziff. 3 B.G. B.) 

Ebenſowenig fünnen die Kläger Tich zur Begründung eines 
Hypothefaranjpruches gegen die. Bürgin Eva 2. auf da3 den 
Zwangsvergleich beftätigende Urtheil vom 26. Auguſt 1861 und 
die Art 2117 und 2123 B.G. B. berufen. Weder das Urtheil, 
welches die Eröffnung des Fallimentes erflärt, noch das, welches 
den von dem Gemeinichuldner mit feinen Gläubigern abgeſchloſſenen 
Vergleich beitätigt, ift ein Urtheil im Sinne jener Artikel. Das 
eritere jpricht nur aus, daß der Gemeinjchuldner ſich im Zuftande 
der Zahlungseinftellung befindet und hat für denjelben von 
Rechtswegen den Verluſt der Befugniß zur Folge, jein Vermögen 
zu verwalten und darüber zu verfügen. Das Letztere enticheidet 
darüber, ob die gejeglihen Borausiegungen für den Abſchluß de3 
Smwangsvergleih3 vorhanden ſind und ob dem Vergleiche nicht 
Gründe entgegenftehen, welche da3 öffentliche Intereſſe, das 3. B. 
die Wohlthat des Zwangsvergleichs einem  betrügerifchen 
Banferotteur verjagt, oder das Intereſſe der Gläubiger berühren, 
namentlih das der Minderheit, welche durch die Mehrheit ges 
bunden wird (Art. 515 C. de c.). In dem einen wie anderen 
Falle Handelt demnach das Gericht nit in Ausübung der 
ftreitigen Gerichtsbarkeit, jondern in Ausübung eines ihm im 
allgemeinen Intereſſe übertragenen Aufſichtsrechts. Deshalb Hat 
der Gejeggeber auch bejondere Beftimmungen, die fi in den 
Art. 499 und 517 des frz. Handelsgejehbuches finden, für 
nöthig erachtet, um für die Gläubigerichaft (Art. 490) bezw. für 
den einzelnen Gläubiger (Art. 517) eine allgemeine Hypothek 
an den Liegenjchaften des Gemeinjchuldners zu begründen. 

Wie die Eintragung, welche bei Eröffnung des Yallimentes 
der Syndif im Namen der Maſſe der Gläubiger zu nehmen hat, 
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zufolge Beltimmung des Xrtifel3 490 a. a. O. nur auf die 
Liegenschaften des Gemeinſchuldners genommen werden darf, 
jo gewährt auch Art. 517 dem einzelnen Gläubiger nur eine 
Hypothek gegen den Gemeinjhuldner, indem er beftimmt, daß die 
PBeftätigung des Zwangsvergleichs jedem Gläubiger nad Ver: 
hältniß jeiner Forderung die auf Grund des Art. 490 eingetragene 
Hypothek an den Liegenichaften des Gemeinichuldners erhalten 
jo (conservera). Bei dem Zmwangsvergleih war die Gläubiger: 
ichaft einerfeit3 und der Gemeinjchuldner andererjeit$, bei dem 
Bürgichaftsvertrag dagegen war die Gläubigerjchaft einerjeit3 und 
die Bürgin andererjeit3 Partei und bildete bei dem erjterwähnten 
Vertrage die Bürgſchaft nur eine Bedingung, unter welcher dere 
jelbe zuftande fam. Dementiprechend hat denn aud) das Be» 
ftätigungsurtheil nur den Vergleih vom 12. Auguft 1861, nicht 
aber auch die Bürgihaft vom 19. d. M. zum Gegenftande; der 
Bürgichaft wird nur in den Entjcheidungsgründen gedacht und 
auch nur injofern, al3 erwähnt wird, der Gemeinjchuldner babe 
die Verbürgung jeiner Tochter zugejagt und dieje habe denn aud) 
die Bürgichaft übernommen. — Es fteht demnach den Klägern 
ein Anſpruch auf eine Hypothek gegen die Ehefrau J. nicht zu 
und fonnte mithin eine joiche auch nicht durd) die Eintragung vom 
21. Juli 1377 erworben werden, 


48. Enteignung zum öffentlihen Nutzen. Entſchädigung. 
Recht des Beſitzers. 


Der letzte rechtmäßige Beſitzer iſt zum Empfange der im Enteig— 
nungsverfahren feſtgeſetzten Entſchädigungsſumme berechtigt und kann 
Herauszahlung derſelben von Demjenigen verlangen, der zufolge irriger 
Kataſter-Angaben die Zahlung empfangen hat. 

(Urtheil O.L. G. Colmar, 5. Senat, vom 14. Janıtar 1887 in 
Sachen S. wider W.) 


Der im Jahre 1873 gejtorbene Vater und Erblaſſer der 
Kläger hatte im Jahre 1872 von den Neberintervenienten W. 
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und 9. ein Grundftüd von ungefähr 26 Uren im Bann Illzach, 
Gewann Entenloh, Seltion B. Nr. 522 des Katafters, gekauft. 
Dies Grundftüt wurde zum Bau der Eifenbahn Miilhauien- 
Mülheim verwendet und befindet jich jeit April 1876 im Befike 
der Reichseiſenbahn-Verwaltung. Die im Enteignungsverfahren 
feſtgeſetzte Entſchädigungsſumme wurde nicht an die Kläger, ſon— 
dern an die Beklagten gezahlt, weil der Name eines Großvater 
der Beflagten im Kataſter ſtand, und zwei Offenftundigfeitszeugen 
notariefl verjicherten, das die Bellagten und ihre Erblafier bis 
in die neuejte Zeit, mehr al3 30 Jahre lang, im Belite jenes 
Grunditüdes geweſen jeten. Die Kläger meldeten ſich damals 
nicht wegen Nr. 522, jondern wegen Wr. 521 des Kataſters, 
weil ihnen gejagt wurde, im Slaufvertrage ihres Vaters vom 
Jahre 1872 ſei die Katafternummer irrig angegeben worden. 
Sie flagten in einem Vorprozeß gegen die Eiſenbahn wegen 
Nr. 521, nahmen aber die Klage zurüd, al3 ſich herausftelfte, 
dat Nr. 521 durh 3. und R. an die Eiſenbahn verkauft, und 
der Staufpreis an Z. u. R. bezahlt war. Jetzt verlangen Die 
Kläger von den Beklagten Derauszahlung der Entſchädigungs— 
jumme nebit Zinjen, mit der Behauptung, daß die Bellagten 
ih zum Schaden der Kläger mit Unrecht bereichert hätten. In 
erfter Inftanz wurde nach dem Klageantrage ertannt. In zweiter 
Inftanz wurde die Zinjenforderung herabgejeßt und im Uebrigen 
die Berufung venworfen, aus folgenden 
Sründen: 

Zur Zeit, als das Grundſtück Seltion B. Nr. 522 Ge— 
meinde Illzach, Gewann Entenloh, für den Bau der Eijenbahn 
Mülhauien-Mülheim auf Grund des Gejehes vom 3. Mai 1841 
enteignet wurde, im Jahre 1876, befand ſich daſſelbe im Beſitze 
der Kläger. Dies könnte ohne Weiteres ſchon daraus gefolgert 
werden, daß Ulhard Sp, der Vater und Erblafjer der Kläger, 
das bezeichnete Grundſtück am 23. Februar 1372 gefauft hatte. 
Im Einklange damit fteht die Zeugenausfage von K. wonach 
jenes Grundftüd einige Zeit vor dem Sriege dur) Samuel 2. 
dem Amadeus R. zum Kauf angeboten wurde. Denn Samuel 
L. ftand nad) Ausweis des Vertrages vom 23. Februar 1872 
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in Geichäftsbeziehungen zu den beiden Nebenintervenienten, den 
Verfäufern des Ulhard Sp. Es iſt aber auch ſonſt bewieten, 
dag Ulhard Ep. den Beſitz ausgeübt Hat, und daß die Kläger 
dieſen Beſitz Fortgejegt Haben. Der Zeuge K. befundet nämlich, 
Ulhard Sp. hade dies Grundftüd in den 1870er Jahren bejeijen 
und als Ader bebaut. Auch wird dies Grundftüd in einem 
Nachlakverzeichnifie erwähnt, welches nad) dem Tode des Ulhard 
Sp. dur deſſen Wittwe dem WVormundichaftsgerichte übergeben 
und von ihr am 20. März 1874 an Eidesitatt befräftigt wurde. 
Belighandlungen der Bellagten an dieſem Grundftüde werden 
für die Zeit jeit dem 23. Februar 1872 nicht einmal behauptet. 
Auch der Sadperftändige Sch. nimmt an, dat Ulhard Sp. im 
Beige diefes Grundftüds geweſen jei, und die Bellagten dies 
Grundftüd niemals benußt haben und von dem Beſitze desjelben 
feine Kenntniß hatten. Freilich fteht hiermit der Inhalt des 
Ditenkundigfeitsaftes vom 29. Dftober 1879 in Widerjprud). 
Danach jollen die Beklagten und ihre Rechtsvorgänger das be- 
zeichnete Grundftüd bis in die neueſte Zeit bejeffen haben. Allein 
diefe Angabe ziveier unbeeidigten Zeugen ift von denjelben bei 
der Bemweisaufnahme im gegenwärtigen Nechtsftreite nicht be= 
ftätigt worden. Die Behauptung der Beklagten, daß ihr Eigen- 
thumsredht vor. Aufnahme des DOffentundigfeitsaftes von dem 
klägeriſchen Vormunde ausdrücklich anerfannt worden jei, ift be- 
weislos geblieben. Zwar bezeugt H., er habe vor Notar G. die 
Berehtigung der Beklagten nachgewieſen und ſchließlich Hätten 
ih) alle Betheiligten von der Richtigkeit jeiner Auseinander- 
ſetzungen überzeugt. Allein diefe Angabe wird durd den Zeugen 
G. nicht bejtätigt und fteht mit dem Zeugniſſe von K. in Wider: 
ſpruch, kann aljo nicht als nachgewielen erachtet werden. Steht 
hiernach feft, daß Ulhard Sp. und feine Kinder auf Grund bes 
Kaufvertrages vom 23. Februar 1872 das bezeichnete Grundftüd 
in Beſitz gehabt haben, fo ift die Rechtmäßigkeit diejes Beſitzes 
zu vermuthen. MS rechtmäßige Beſitzer fonnten fie über dies 
Grundftüd verfügen, daher auch im Enteignungsverfahren den 
feftgejegten Preis dafür in Empfang nehmen. Die irrige An— 
gabe des Offenfundigfeitsaftes vom 29. Dftober 1879 über ven 
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Beſitzſtand und den Irrthum, welcher die Kläger veranlaßt, ſich 
nicht für Nr. 522, ſondern für Nr. 521 zu melden, war der 
Grund, dab die Zahlung nicht an die Kläger, ſondern an die 
Beklagten erfolgte. Dadurch Hat fi die Eijenbahnverwaltung 
von ihrer Zahlungspflicht befreit und nad Art. 18 d. Gel. v. 
3. Mai 1841 ift der Preis an Stelle des Grundftüdes getreten, 
jo dab die Kläger nicht mehr auf das Grundftüd, wohl aber 
auf den Preis ihre Aniprüche erheben können. Die Bellagten 
haben jih zum Schaden der Kläger bereichert, indem fie eine 
Zahlung annahmen, die nicht ihnen, jondern den Klägern ge= 
bührt. Damit rechtfertigt fich die Klage auf Herauszahlung jener 
Geldjumme, auch nah Art. 1153 BGB. der Anſpruch auf 
Zahlung von Zinjen jeit Zuftellung der Klage. Nur die Mehr: 
forderung an Zinjen ftellt ſich als unbegründet dar, da ange= 
nommen werden fann, daß die Bellagten in gutem Glauben 
waren, als fie das Geld von der Eijenbahnverwaltung empfingen. 
Es mwird dann weiter ausgeführt, daß ein beileres Recht 
der Beklagten an dem Grundjtüde Nr. 522 weder aus den Ein— 
tragungen des Katajters und den darauf gejtüßten Zeugen und 
Sadperjtändigen-Ausjagen, nod aus dem Zeugenbeweije über 
Belighandlungen ihres Großvaters hergeleitet werden fünne. 


49 Revijion gegen Berufungsurtheile der Straffammern. 
Aufhebung unter Aufrehthaltung der thatjächlichen 
Teititellungen. Zugrundelegung der rechtlichen 
Beurtheilung; neue thatjählihe Feſtſtellungen. 

88 398 u. 380 SPD. 

Wenn das Berufungsgericht, an welches unter Aufrechthaltung ber 
thatjächlichen Feftitellungen eine Sade zurückverwieſen wird, weitere 
thatfächliche Weititellungen vornimmt und auf Grund diefer legteren, im 
Gegeniag zu der rechtlihen Beurtheilung des Reviſionsgerichts Frei— 
iprehung eintreten läßt, fo veritößt dies ziwar gegen Die $5 393, 394 
SPD. und gegen die Grundjäge über relative Rechtskraft der Urtheile, 
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es enthält dies aber feine Verlegung des 8 398 StPO. und kann daher 
gemäß $ 380 St. P.O. mit Erfolg nicht gerügt werden. 

(Urtheil des D.2.$. Colmar (Strafienat) vom 29 Januar 1887 in 
der Privatflagefahe 3. g. A) 

Durch Revifionsurtheil vom 23. Ditober 1886 (abgedrudt 
Seite 44 diejes Jahrgangs) war das in der Berufungs-Inſtanz 
ergangene Urtheil der Straffanmer de3 Landgerichts Metz unter 
Aufrehthaltung der thatſächlichen eititellungen aufgehoben 
worden, weil das angefochtene Urtheil mit Unreht nur eine 
fortgefegte Beleidigung und nicht mehrere jelbitftändige Ber 
leidigungen angenommen hatte. Bei der nunmehrigen erneuerten 
Verhandlung erkannte die Straffammer auf Freiſprechung, indem 
fie thatfächlich Feftitellte, daß die Ungellagte zur Zeit der Begehung 
der in Rede ftehenden Beleidigungen unzurechnungsfähig gewejen 
jei. Die hiergegen jeitens der Privatkläger erhobene, auf Vers 
letzung des $ 398 St. P.O. und des materiellen Strafgejeges 
gegründete Nevifion wurde von dem Oberlandesgerichte verworfen 
aus folgenden Gründen: 


Die Revifion rügt Verlegung des $ 398 St P.O. ſowie des 
materiellen Strafgefeges duch Nichtamvendung. Sie ftellt auf, 
daß das Berufungsgericht die rechtliche Beurtheilung, welche der 
Aufhebung des Strafklammer-Urtheils vom 29. Juni 1886 jeitens 
des Oberlandesgericht3 zu Grunde gelegt worden fei, bei jeiner 
Entſcheidung nicht zu Grunde gelegt habe; fie führt aus, daß 
das Nevifionsurtheil die Sache unter Aufrechthaltung der that— 
ſächlichen Feſtſtellungen und unter Beurtheilung der letzteren dahin, 
daß nicht eine einzige, jondern mehrere jelbitftändige jtrafbare 
Handlungen vorlägen, an das Berufungsgericht zurüdverwiefen, 
[eßteres aljo nur die Aufgabe gehabt Habe, an Stelle der früher 
ausgejproenen einen Strafe mehrere Einzelfttafen zu jeßen, 
feineswegs aber befugt gewejen jei, die bereit3 früher im zwei 
Snftanzen erfolgte und vom NRevilionsgericht aufrecht erhaltene 
thatſächliche Feititellung der Zurechnungsfähigfeit der Beklagten 
zu bejeitigen. Die Rüge erjcheint unzuläffig. Aus der Verbin: 
dung der $3 380 und 398 St.P.O. ergibt ſich, daß der Gejeh- 
geber die Vorjchriften über die relative Rechtskraft der Urtheile 
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al3 dem Berfahren angehörig erachtet hat. Der Berufungsrichter 
hat nun allerdingd unter Ueberjchreitung der durch das Urtheil 
des Revilionsgeriht3 vom 23. October 1886 feiner Prüfungs- 
befugnig gezogenen Grenzen und unter Verlegung der 88 393 
und 394 St. P.O. in thatjächlicher Beziehung eine neue Feft- 
ftellung getroffen und auf diefe auch das Strafgeſetz richtig an— 
gewendet; da jedoch der 3 398 St. P.D. der Natur der Sache 
nad vorausjegt, daß die thatjächlichen Yeitftellungen auch die 
Anwendung der rechtlichen Beurtheilung, welche der Aufhebung 
des Urtheils zu Grunde gelegt worden war, ermöglichen, unters 
geben3 aber die neue thatſächliche Feftftellung die Zugrundelegung 
diejer Beurtheilung ausſchließt, jo ergibt fi, daß der Berufungs- 
rihter dadurch, daß er jeiner Enticheidung die erwähnte 
Beurtheilung nicht zu Grunde legte und auf Freiſprechung 
erfannte, anftatt für mehrere jtrafbare Handlungen die Strafe 
feftzufegen, den $ 398 der St. P.O. ſowie das materielle Straf— 
recht nicht verlegt hat. Die Revifion war jomit gemäß $ 380 
St.P.D. ausgeſchloſſen. 


50. Militärgerihtsbarfeit. Mannſchaften des Beurlaub- 
tenſtandes. 


In Gemäßheit des den $ 6 des Militär-Strafgeſetzbuches vom 
20. Juni 1872 erweiternden $ 60 Ziff. 3 bed Militärgejeges vom 2. Mat 
1874 unterjtehen die in $ 56 Ziff. 2—4 des letzteren Geſetzes bezeichneten 
Mannichaften des Beurlaubtenftandes wegen Zuwiderhandlungen gegen 
die Beitimmungen im III, Abjchnitt des Militärftrafgelegbuches über 
unerlaubte Enifernung und Fahnenflucht, ſowie gegen die Beſtimmungen 
im IV, Mbichnitt desielben Geſetzbuches über Selbitbeihädigung und 
Vorihügung von Gebredhen, der Militär-Gerichtsbarkeit. 

(Beihluß des D.L.G, Colmar, Straffenat, vom 3, Febr. 1887.) 


„Der Beihlug der Straffammer des K. Landgeriht3 Colmar 
vom 12. Januar 1887 wird aufgehoben und wird die Abgabe 
der Unterfuhungsiadhe gegen Karl L., Winzer von Keſtenholz, 
wegen Selbftverftümmelung an das zuftändige Militärgericht 
angeordnet.” 

12* 
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Entjheidungsgründe. 

Die Militärgerichte ericheinen im Verhältnig zu den ing 12 
der G.V.G. aufgezählten ordentlichen Gerichten als geſetzlich 
beftellte bejondere Steafgerihte im Sinne des $ 13 G. V. G. 
Aus diefem Grunde ift bei Prüfung der Zuftändigfeit diejer 
Gerichte davon auszugehen, daß nur ſolche Saden vor diejelben 
gehören, welche ihnen durd) ausdrüdliche und einen Zweifel aus— 
ichließende Beſtimmung des Gejeßgebers übertragen worden find. 
Untergebens liegt aber eine ſolche Beſtimmung vor; die Ab— 
urtheilung eines vorläufig in die Heimat) beurlaubten Refruten 
($ 56 Ziff. 2 R.M.G.) wegen der in $ 81 R. M.St. G. B. be— 
zeichneten ftrafbaren Handlung ift durch $ 60 Ziff. 3 des 
R.M.G. den Militärgerichten zugewieſen. Es ift hierin gejagt, 
daß die in $ 56 Ziff. 2—4 R.M.G. bezeichneten Mannjdaften 
den Beftimmungen im III Abjchnitt des R.M.St.G.B. vom 
20. Juni 1872 über unerlaubte Entfernung und Fahnenflucht, 
und den Beltimmungen im IV. Abjchnitt desjelben Gejegbuches 
über Selbitbeihädigung und Vorſchützung von Gebreden, in 
gleiher Weije wie die Perjonen de3 aktiven Dienititandes 
unterworfen find. Wenn der Gejeßgeber bei Ausdehnung der 
vorerwähnten Beitimmungen des R.M.St.G.B. auf die in $ 56 
Ziff. 2—4 des RM.G. bezeichneten Mannjcdhaften des Beur— 
laubtenftandes dur die Beifügung der Worte „in gleicher 
Weiſe wie die Perjonen des aktiven Dienftitandes“ nur dem Ge— 
danfen Ausdrud zu verleihen beabjichtigt hätte, dab dieje Mann— 
ihaften von nun an, wie bisher jchon dieſen Beltimmungen 
unterworfene Perſonen des aktiven Dienftitandes, den bejagten 
Beltimmungen des R.M.St.G.B. unterftellt fein jollten, jo würde 
er etwas bejtimmt haben, was ſich von jelbit ergibt und deßhalb 
‘ rein überflüjlig wäre. Da dies aber die Abjicht des Gejeßgebers 
nicht gewejen jein fann, müſſen diefe Worte einen anderen Sinn 
haben. Diejer Sinn fann aber alsdann nur der fein, daß die 
mehrerwähnten Strafbeftimmungen auf die in $ 56 Ziff. 2-4 
R.M.G. bezeichneten Perſonen in gleicher Weife wie auf die 
Perſonen des aftiven Dienftjtandes, nämlich durch die Militär- 
gerichte, zur Anwendung zu bringen find. Daß der Gejeßgeber 
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in der That diejen Sinn in die von ihm gebraudten Worte 
legen wollte, geht aus Folgendem mit Sicherheit hervor: In den 
Motiven zu dem Entwurfe eines M.St.G.B. für das deutiche 
Reich (Drudiachen des Reichstags 1872 Bd. III. ©. 14 u. flg.) 
ift bezüglich des $ 94 des Entwurfs, nunmehr $ 81 R. M.St. G.B. 
gejagt: „Diejer $ entipricht dem $ 142 R.St. EB., nur ift 
Verſetzung in die ziveite Klaſſe des Soldatenftandes obligatorisch 
angedroht, weil das Verbrechen der Selbitverftümmelung eine 
ſchwere Verlegung der militäriichen Treue in ſich ſchließt und bei 
einem Soldaten einen Mangel an ehrliebender Gefinnung vor— 
. ausjeßt.“ In den Motiven zu dem Entwurfe eines R.M.G. 
(Drudiahen des Reichstags 1873 Bd. II. S. 486 u. fig.) iſt 
bezüglih $ 55 des Entwurfs, nunmehr $ 60 R. M.G. gejagt: 
„Ber Regelung der Militärverhältuifie der in dem $ 52 sub 3 
bis 5 der Borlage (nunmehr $ 56 Ziff. 2—4 R.M.G.) aufge 
führten Mannjchaften mußte den Umftande Rechnung getragen 
werden, daß die Mannicdhaften noch einen Theil ihrer aktiven 
Dienftpflicht zu erfüllen haben. Dies bedingt in3bejondere, daß 
fie in Bezug auf Auswanderung jowie auf unerlaubte Entfernung, 
Fahnenflucht, Selbiibeihädigung und Vorſchützung von Gebrechen 
(cfr. 88 64—83 R.M.St.G.B.) den Mannjchaften des aktiven 
Dienftitandes gleichgejtelt werden, und es erjcheint geboten, zur 
Bejeitigung jedes Zweifels bei künftiger Auslegung der letztge— 
dachten Gejegesvorjchriften dies in dem $ 55 der Vorlage aus— 
zufprechen.” Gleiches findet fich in den Motiven zu dem im 
Jahre 1874 dem Reichstag vorgelegten Entwurfe. (Druckſachen 
des Reichstags 1874 Bd. III. ©. 48 u. flg.) Hiernach jollte 
die bisher nicht al3 militärisches Verbrechen angejehene und nad) 
Ss 142 R.St. G. B. zu beftrafende Selbitbeihädigung eines Ange» 
hörigen des Beurlaubtenftandes Fünftighin als militärijches und 
mit militäriicher Strafe (Gefängniß und Verſetzung im die ziveite 
Klaſſe des Soldatenftandes, $ 17 und 39 R. M.St. G. B.) bedrohtes 
Vergehen ericheinen und bezüglich diefer ſowie der übrigen im 
Abſchnitt III. und IV. des R.M.St.G.B. aufgeführten ftrafbaren 
Handlungen ein Unterichied zwiſchen den Perionen de3 aktiven 
Dienftftandes und des Beurlaubtenftandes Fünftighin nicht mehr 


beitehen und jollten demgemäß auch die legteren den militärischen 
Gerihtsftand haben. Bei der Berathung des $ 54 des Entwurfs 
in der Kommiſſion des Reichstags wurde injofern eine Aenderung 
getroffen, al3 die Auswanderung von Offizieren und im Offizierd- 
rang ftehenden Aerzten des Beurlaubtenftandes ohne Erlaubnif 
al3 ein zwar im militärischen Intereſſe zu beftrafendes, aber 
feinesmwegs militärijches Vergehen im Sinne des R.M.St. G. B. 
mit einer im R.St.G.B. vorgejehenen Strafe bedroht und als 
jelbftftändige Strafbeftimmung ausgejchieden wurde, welche gegen 
wärtig den $ 140 Nr. 2 R.St. G. B. bildet, wogegen die übrigen 
Beftimmungen des Entwurfs unverändert blieben und zum 
Gejeg erhoben wurden. Hiernach muß angenommen werden, daß 
die gejeßgebenden Faktoren die in letzteren Beftimmungen auf 
geführten ftrafbaren Handlungen als militäriiche und mit mili- 
täriſchen Strafen bedrohte von den Militärgerichten abzuurtheilende 
Saden anjahen und $ 60 Ziff. 3 des R.M.G. jomit den 8 6 
der M.St.G.D. erweitert hat; vgl. aud in diefem Sinne 
„Bemerkung zu $ 6 M.St G.O. in der Möller’ihen Sammlung ; 
Militärgeſetze des Deutichen Reichs mit Erläuterungen, heraus: 
gegeben auf Veranlafjung des Preuß. Kriegsminifteriums, Ab 
theilung IT. ©. 100 und 105; Heder in Goldtammer’3 Archiv 
für Strafredt, Bd. 11 ©. 87. Dieje Auffaffung wird aber 
noch durch folgende Erwägung beftätigt : Nach $ 3 des Abi. 2 
de3 Einf.G. 3. R.M.St.G.B. vom 20. Juni 1872 ift es unter 
Anderem geftattet, in leichteren Fällen Vergehen gegen den im 
III. Abjchnitt des R.M.St.G.B. enthaltenen $ 64 im Disziplinar- 
wege zu ahnden; eine Beltimmung, welche deutlich erſehen läßt, - 
daß diefe Handlung und dementiprechend die Frage, ob die 
gerichtliche Klage hierwegen zu erheben jei, lediglich vom milie 
täriſchen Standpunkt aus zu beurtheifen fein ſollte. Die Sade 
gehört jomit nur dem Militärftrafrecht und Militärftrafverfahren, 
feineswegs aber dem Verfahren vor den Givilfirafgerichten an. 
Der Gejeßgeber hat nur in $ 60 Ziff. 3 des R.M.G. den Ab— 
jchnitt IIT. des R.M.St.G.B. feinem ganzen Umfange nad) und 
den Abjchnitt IV. auf die in $ 56 Ziff. 2—4 bezeichneten Per- 
jonen anwendbar erflärt. Hiernah hat aber die erwähute 
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Vorſchrift des Einf.G. z. R.M.St.G.B. auch hier Anwendung zu 
finden, fo daß bei $ 64 ſowie den übrigen Beitimmungen der 
Abſchnitte III. und IV, des R.M.St. G.B. die Zuftändigfeit der 
Civilftrafgerihte ausgeichloffen erjcheint. Der erfte Richter Hat 
fonah mit Unredt den Antrag der Staatsanwaltihaft auf 
Ueberweilung der Sahe an das zuftändige Militärftrafgericht 
abgelehnt, ſodaß der Beichwerde ftattzugeben und der angefochtene 
Beſchluß aufzuheben war. 


51. Etreitwerth bei Prozeſſen über das Vorrecht einer 
Forderung. 

Die Beitimmung in $ 136 K.O. über die Feitiegung des Streit- 
werthes in einem das Vorrecht einer Forderung betreffenden Prozeſſe findet 
aud dann Anwendung, wenn das von einem Konkursgläubiger geltend 
gemachte Abjonderungsrecht beftritten wird. 

(Beil. des O.L. G. Colmar, II. Eivilfenat, v. 30. Januar 1884 
1. © M. u. Gen. gegen Konkursmaſſe L. u. 9.) 

Eine Anzahl Gläubiger der, Firma 2. u. H. in M. Hatte 
für ihre Forderungen Arreftbefehle erwirkt, ſolche durch Mobiliar- 
pfändungen in Vollzug gefeßt und ſodann in dem jpäter über die 
Firma eröffneten Konkurs Abjonderungsredhte daraus geltend 
gemacht, welche jedoch von dem Konkursverwalter beftritten wurden, 
da zur Zeit der Pfändung bereit3 Zahlungseinftellung der Firma 
2. u. 9. beftanden habe. Die von der Konkursmaſſe gegen diele 
Gläubiger angeftrengten Prozeife wurden zu Ungunften der legteren 
entichieden. Bei der Softenberehnung wurde der Streitwerth 
durch das Landgeriht M. nach) Maßgabe des $ 136 K. O. auf 
50 Prozent des Betrages der Forderungen feitgefegt. Gegen 
dieſen Beichluß wurde jeitens der Konkursmaſſe Beſchwerde erhoben, 
da hier nicht der $ 136 K.O., welche die Vorredhte innerhalb 
des Konkurſes im Auge habe, von denen in $ 54 flg. die Rede 
fei, jondern vielmehr $ 6 E.P.D. Anwendung zu finden habe; 
bei einem Rechtsſtreit um Abjonderung handele es fi darum, 
ob eine bejlimmte Sache der Konkursmaſſe erhalten werde oder 
derjelben verloren gehen joll; der Werth diefer Sache ſei daher 
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der Streitwertd ohne Rüdjiht darauf, welche Dividende dem die 
Abjonderung beanfpruchenden Gläubiger al3 gewöhnlichem Kon— 
fursgläubiger aufallen würde. Die Beſchwerde wurde vom Ober: 
landesgerichte verworfen aus folgenden Gründen: 

In Erwägung, daß die Forderungen der Sreditoren aner- 
fannt find und nur darüber geftritten wird, ob denjelben für ihre 
Forderungen oder für beftimmte Theilbeträge in Folge von 
Arreftpfändungen Abjonderungsrechte an zur Konkursmaſſe gehörigen 
Werthobjekten zuitehen ; 

daß hiernach ein „Vorrecht“ im Sinne des 8 136 K. O. in 
Frage fteht, deſſen Wirkungen fi in einem Anſpruch auf abge= 
ſonderte Befriedigung nad) Mahgabe der 88 40, 41 Nr. 9 
äußern würde; 

daß fein Grund vorwaltet, dem Begriff und Spradigebraud 
zwvider den $ 136 auf die Fälle des 8 54 Ziff. 1-5 zu 
beichränfen und dadurch jeine Anwendung in den weitaus häufig- 
ften Fällen auszufchliegen, für welche der Zweck, die vielbeflagten 
Härten des preußifchen Geſetzes vom 15. März 1838 zu bejei- 
tigen, die Billigfeit und die bejonderen Verhältnijje des Konkurs— 
verfahrens eine ſolche Beltimmung zu einem Bedürfnig gemacht 
Hatten; 

dat in den untergebenen Fällen die Beklagten bei Aner- 
fennung ihrer Pfandrechte für ihre Forderungen oder beftimmte 
Theilbeträge derjelben beiten alles voil befriedigt worden wären, 
nad Abmweifung des Anſpruchs auf Pfandrecht aber eine Dividende 
nach dem Berhältnig der Theilungs- zur Schuldenmafje erhalten; 
dab daher der Werth der ftreitigen Vorrechte nicht in dem 
Nominalbetrag der angeblich bevorrechteten Forderungen, jondern 
in der Differenz zwiichen dem vollen Betrag und dem der 
Dividende gegeben iſt; 

dak die Angemeſſenheit der auf 50 Prozent getroffenen 
Schätzung nicht in Zweifel gezogen ift. 
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52. Sind Feldmeſſer (Geometer) al3 Beamte jn Sinne 
des S 749 Ziff. 8 C. P.O. anzufehen ? 
(Beſchluß des Landgerihts Meg vom 28. Januar 18837). 


Das Amtsgericht Meb hatte dur Beſchluß vom 10. Yan. 
d8. Is. dieſe Frage bejahend beantwortet und wurde dieſe Auf: 
fallung im landgerichtlichen Beſchluſſe, wie folgt, beftätigt: Der 
Bellagte ift unbejtritienermaßen von der in Gemäßheit des Ka— 
taftergejeges ($ 63) vom 31. März 1884 laut Minifterial- 
Belanntmahung vom 5. April ds. 3. eingejegten Kataſter— 
kommiſſion zu Straßburg, mithin von der zuftändigen Behörde, 
fraft der dieſer dur $ 3 der Ausführungzbejtimmungen, betr. 
Die Einrichtung des VBermefungsdienftes vom 30. Mai 1884, 
eingeräumten Befugniife als Vermefjungstechnifer in das dajelbft 
bezeichnete Ausführurgsperfonal jener Kommiſſion aufgenommen 
und al3 folder, wie aus diejer in Verbindung mit der weiteren 
MinijterialeBerfügung, betr. Anweiſung für das MWerfahren bei 
der Feldvergleihung vom 9. Auguſt 1884, namentlich der $ 41 
bis 55 erhellt, berufen, dem Staate als jolchem obliegende Ka— 
tafterbereinigungsarbeiten jelbitftändig, wenn auch unter Aufficht 
Der genannten Kommillion, auszuführen. Hiernach iſt dem be= 
Hagten Geometer in geſetzlicher Weije die jelbititändige Wahr: 
nehmung von amtlichen Geſchäften auf dem Gebiete des Ka— 
tafterwejens überwieſen und dies genügt für ſich allein, demſelben 
die Cigenjchaft als Beamter im Sinne de3 $ 749 Ziff. 8 C. P.O. 
beizulegen, ohne daß dabei etwas darauf anzulommen hätte, daß 
das Dienjtverhältnig des Beklagten jederzeit widerruflih und das 
Damit verfnüpfte Dienfteinfommen nicht in einer firen Bejoldung, 
jondern in den tarifmäßigen Gebühren beiteht. 

Anm. der Redaktion. Daß fi der Begriff „Beamte“ auch 
auf die vorübergehend im Dienfte des Staates angeftellten Perfonen ers 
ftredt, ergibt fi namentlich aus den Motiven zur EBD. S. 428. Val. 
Wilmowski und Levy zu $ 715 EBP.O. Anm. 13. Auch darüber dürfte 
fein Zweifel beitehen, dab das unftändige wechielnde Dienfteseinfomnten ſich 
gleichfalld der Begünftigung des $ 749 erfreut. Dem kann man auch nicht 
entgegenhalten, daß die legterwähnte Gejegesitelle wie bei den Kommiſſions— 
verhandlungen alljeitig anerfannt wurde, auf die Gebühren der Notare 
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feine Anwendung findet und daß ein Antrag, diejelben auch auf die Tage 
gelder der Abgeordneten und Geſchworenen außzudehnen, feine Annahme 
fand. Denn unter Dienfteseinfommen mwollte man bloß jene Einnahme 
veritehen, welche aus öffentlichen Kaffen fließt und Geihworene, ſowie 
Abgeordnete zählen eben nicht zu den Beamten. Schwierigkeiten bürften 
fi hinfihtlich der Berechnung des zuläfligen Abzugs nur in jenen wohl 
nicht häufigen Fällen ergeben, in welchen das beihlagnahnte unftändige 
Dienfteseintomman zeitweile hinter dem in 8 749 Abſ. 2 feitgelegten 
Mindeftbetrage zurüdbleibt. Hier darf, um den Schuldner nicht zu ſchä— 
digen, jedenfall3 eine Auszahlung der zurüdbehaltenen Beträge nur in 
dem Maße erfolgen, alö das wirkliche Dienfteßeinfommen den Betrag von 
1500 M. bereits überfchritten hat. 


55. Eind die Steuerempfänger als Gemeinderedhner 
öffentlihe Beamte im Sinne des $ 14 der Ge: 
bührenordnung für Zeugen und Sadverjtändige? 
(Beichluß des Landgeriht3 Meß vom 17, Dezember 1886). 


In dem vor dem Amtsgerichte D. ſchwebenden Prozeß des 
DM. gegen die Gemeinde J. war der Steuerempfänger B. aus 
M. über Wahrnehmungen, die er in jeiner Eigenjchaft als Rechner 
der Gemeinde 3. gemacht hatte, al3 Zeuge vernommen worden 
und wurden ihm von dem Amtsgerichte D. die gewöhnlichen 
Zeugengebühren angemiejen, weil die Gemeinderechner Feine öffent» 
lien Beanten im Sinne de3 $ J4 der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sacdpverftändige jeien. Die von B. hiergegen er— 
hobene Bejchiverde wurde vom Landgerichte al3 begründet anges 
nommen und angeordnet, dak derjelbe gemäß $ 14 a. a. D. als 
öffentlicher Beamter für ZTagegelder und Reiſekoſten Anmeifung 
durch das Amtsgericht D. erhalten jolle. 


Gründe: 


Wie aus Art. 65 des Gejeges vom 18. Juli 1837 über 
die Gemeindeveriwaltung in Verbindung mit $ 4 des Gejeßes 
betr. die Feſtſtellung des Landeshaushalt3 von Elſaß-Lothringen 
von 1876 vom 26. Dezember 1875, dann $ 4 flg. des Geſetzes 
betr. Tzeititellung des Haushalts von 1877 vom 22. Dezember 
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1876 zweifellos hervorgeht, werden die Kaſſen der Gemeinden, 
der Wohlthätigfeit3: und jonftigen Gemeindeanftalten durch die 
Steuerempfänger al3 Staatsbeamte verwaltet, die auch für Dieje 
Thätigfeit aus der Landestafle bezahlt werden. Demgemäß iſt dem 
Beichwerdeführer auch injoweit er als Steuerempfänger gleichzeitig 
die Gemeindekaſſen jeines Bezirf3 zu verwalten hat, die Eigenſchaft 
als öffentlicher Beamter im Sinne des $ 14 a. a. D. bezw. der 
Verordnung vom 25. Oktober und 11. Dezember 1880 beizulegen 
und deſſen Anjpruh auf Gewährung von ZTagegeldern und 
Reifeloften als begründet anzunehmen, da jeine Bernehmung auf 
Umftände fi erftredte, von denen er in Ausübung feines Amtes 
Kenntniß erhalten hatte. 


36. Kurze Mitteilungen aus der Praxis. 
(Bon Herrn Neichsgerihtärath Dr. Dreyer in Leipzig). 
V. Art. 882 3.6.8. 

Die Trage, ob Art. 882 B. G. B. jomweit er die Anfechtung einer 
Erbtheilung erſchwert, durch das Reichsgej. vom 21. Juli 1879 aufs“ 
gehoben jei, wurde in einen Urth. des R.G. v. 15. Febr. 1887 be= 
jaht. Aus den SS 1, 14 diejes Gejehes ergibt ſich, day daflelbe die 
Unfehtung für das ganze Deutihe Reich einheitlich regeln, ins» 
bejondere auch landesrechtlihen Beſtimmungen, durch welche ein 
Rechtsgeſchäft der Anfechtung entzogen wird, nur noch Hinfichtlich 
der vor dem Inkrafttreten des Reichsgeſetzes vorgenommenen 
Rehtshandlungen Wirkjamteit zuerfennen wollte.*) 

VI Art. 887, 889 B. G. B. 

In einem Urth. von 25. Jauar 1887 ift ausgeiproden : 

1. Der Konfursverwalter ift legitimirt, eine Erbtheilung 
wegen Verlegung des Gemeinjcyuldners über ein Viertel anzu— 


*) Die in Zah. VII. Aufl. $ 626 Anın. 24 ausgeſprochene Anficht 
ift nicht richtig. 
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fechten. Es liegt fein Grund für die Unnahme vor, daß Diele 
nur das Vermögen betreffende Klage zu den höchſt perjönlichen 
Rechten (droits exclusivement attachös A la personne) de} 
Schuldners im Sinne des Art. 1166 gehöre. _ & 


2. Die Ausnahme in Art. 889, wenn der auf auf eigene 
Gefahr des Käufers (A ses risques et p6rils) abgeſchloſſen jei, 
ift dem älteren Rechte, welches nur zwiſchen Verkäufen an tyremde 
und ſolchen an Miterben unterjchied, fremd; fie ift in Folge 
Mißverſtändniſſes einer Aeußerung von Pothier in das Geſetzbuch 
aufgenommen worden (vgl. Hureaux, trait& des successions V. 
Nr. 29 Flg.) und hat nicht den Sinn, daß jeder Erbſchaftslauf 
an ſich im Zweifel als aleatorisches Geihäft (Art. 1104 3.0.8.) 
zu gelten habe, jondern jeßt voraus, daß derjelbe diejen Charakler 
dadurd) erhalten habe, daß er ohne eine Berechnung und Schäßung 
der Aktiven und Bailiven des Nachlaſſes, alſo über ein Inge 
wiſſes als reines Spekulationsgeihäft abgejchloffen worden fei. 
Ob dieje Vorausjegung vorliege, ift Aicht davon abhängig, ob 
der Werfäufer eine Garantie übernommen habe (Art. 1696 und 
1698 3.6.8.), jondern im gegebenen Falle in Würdigung aller 
Umftände zu entjcheiden. Das Berufungsgeriht hat nun aber 
unangefodhten feitgejtellt, daß der Verkauf auf Grund eines Nach— 
laßinventars und einer Berechnung des Erbtheils des Gemein: 
ſchuldners abgejchloffen worden jei. 


VII Art. 1131, 1133 3.8.8. 


Beide Theile waren Gläubiger des in Konkurs gerathenen 
X. Bor Eröffnung des Konkurſes und in Kenntniß von der 
Sahlungsunfähigleit ihres Schuldners hatten fie ſich verabredet, 
dak Jeder von ihnen verfuche, was er noch beim Schuldner 
herausbringen fünne und daß fie dasjenige miteinander theilen, 
was fie außer der im Yalliment ſich ergebenden Dividende zur 
Dedung ihrer Forderungen von den vor Ausbruch des Falliments 
erhaltenen Berrägen behalten würden. Kläger hatte fich etwa 
29,000 M. baar bezahlen laſſen, welche er jedoch zurückgewähren 
mußte; der Beklagte hatte Pfändungen erwirft und der Anfed: 
tungsprozeß gegen ihn war durch Vergleich erledigt worden, in 
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Folge deſſen er eine größere Summe behielt. Die Klage auf 
Theilung diejes Betrags ift abgewiefen worden, weil die Ueber— 
einfunft auf einer unerlaubten Urſache beruhe. Das Reichsgericht 
hat dieje Annahme für nicht rechtsirrthümlich erklärt — Urth. 
vom 28. Januar 1887. 


VII. Art. 1131, 1133 8.6.8. 

Im Anftellungsvertrage mit einem Handlungsgehülfen hatte 
diefer unter Zuficherung einer Konventionaljtrafe ſich verpflichtet, 
während der nächſten 10 Jahre in Europa weder jelbit ein Geſchäft 
zu betreiben noch in ein jolches einzutreten, in welchem Gegenjtände, 
welche der Principal oder deſſen Rechtsnachfolger Fabrizire, oder 
in Bezug auf deren Herftellung derjelbe einen Verſuch machen 
oder welche fie in den Handel bringen, verfertigen oder verfaufen 
würden. Das Berufungsgericht ſprach aus, daß diejer Bertrag 
nichtig jei. Das Reichsgericht Hat dieſe Enticheidung gebilligt, 
weil die Beſchränkung bezügli des Gegenftandes nahezu einer 
Aufhebung der Berufsthätigkeit des Handlungsgehülfen nad) ſeinem 
Austritte aus dem Geſchäfte des Principals gleichkomme. Urth. 
vom 11. Februar 1887. 


IX. Urt. 2074, 2075 8.6.8. Art. 309 9.6.8. 

Der ſpäter in Konkurs gerathene N. hatte dem Beklagten für 
ein Darleihen ein Yauftpfand an zwei Obligationen (Hypothekur— 
funden) in der Weije beitellt, daß er feinem Gläubiger die Schulptitel 
behändigte, im Uebrigen aber die Vorjchriften der Art. 2074, 2075 
3.6.8. nicht beachtete. Das Oberlandesgericht hat dieje Fauftpfand- 
beitellung nad) Art. 309 9.6.8. für gültig erachtet, weil N. Kauf: 
mann und das Pfand für eine Forderung aus einem Handelsge= 
ſchäfte beftellt jei. Dieſes Urtheil iſt aufgehoben worden, weil als 
„beiveglihe Saden“ im Sinne des Art. 309 9.6.8. nur kör— 
perlihde Saden, nicht Forderungsrechte zu verftehen jeien. 
Ueberall, wo im 9.6.8. Papiere oder Werthpapiere neben den 
beweglihen Sachen genannt werden, jei diefer Ausdrud nit 
auf Namenspapiere zu beziehen. Vgl. Entid. X. ©. 40. 


X. Eivilprozekordnung. 
Die wiederholt vom Reichsgerichte ausgeiprochene Rüge, daß 
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die von den Parteien in den Inſtanzen übergebenen Urkunden 
in der Reviſionsinſtanz nicht mehr vorgelegt worden jeien, hat 
einfah den Sinn, dab das Revifionsgericht, jei es durd Ab» 
Ichriften der Urkunden, jei es durd genaue Weititellung des 
wejentlihen Inhalts derjelben im Thatbeftande in Stand gejept 
werden muß, deren rechtlihe Würdigung durch das Berufung: 
gericht nachzuprüfen. Wenn man zugibt, daß diejfe Nachprüfung 
zur Aufgabe des KRevifionstichters gehört und ferner nicht bejtreiten 
fann, daß fie unmöglid ift, wenn der genaue Inhalt der Urkunde 
weder aus dem Thatbeitande, noch. aus einer Abjchrift derjelben 
entnommen werden kann, jo erjcheinen die Ausführungen in 
Puchelts Zeitihr. XVIL S. 279 lg. grundlos. 


XL $ 32 CP.O. 


Gegen den Würtembergiichen Eijenbahnfisfus war beim 
Landgeriht Klage erhoben worden, meil der Ehemann der 
Klägerin im Bezirke diejes Gerichts beim Abladen eines in 
Würtemberg fehlerhaft beladenen Wagens getödtet worden war 
Die vom Bellagten vorgeſchützte Einrede der Unzuftändigfeit wurde 
verworfen, weil die Annahme des Berufungsgerichts, dab das 
dem Bellagten vorgeworfene Verhalten jo anzufehen jei, als ob 
er feine Thätigkeit in Würtemberg begonnen und in Wemmets: 
weiler zum Abſchluſſe gebracht habe, eine thatiächlihe Würdigung 
und ein Rechtsirrthum dab nicht erfennbar jei. Die daraus 
gezogene Yolgerung, daß die unerlaubte Handlung aud in Wem— 
metsweiler begangen worden jet, weil das Verhalten 
des Bellagten bis zum eingetretenen Erfolge als eine einheit- 
liche unerlaubte Handlung erjcheine, beruhe ebenfalls nicht auf 
Gejepesverlegung. Bergl. Hellmann, Handbuh S. 177 und 
Entich. des RG. Bd. IV. Nr. 105 ©. 331. 

XII. $ 166 C.P.O. 


Die Kinder der Beklagten hatten gegen dieje auf Grund des 
Art. 1184 B. G. B. Klage auf Auflöfung eines Liegenfchaftsfaufes 
erhoben. Die Beklagte blieb in erſter Inſtanz unvertreten, das 
gegen hatten Hypothefargläubiger derjelben als Nebenintervenienten 
die Abweiſung der Klage beantragt. Nachdem die Klage abge 
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wiejen und das Urtheil dem klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten 
Seitens der Nebenintervenienten zugejtellt worden war, legten 
Kläger Berufimg ein. Die dem Poſtboten verjchloffen zugeichidte 
Berufungsichrift jtellte diejer für die Beklagte in deren Abweſen— 
heit dem erwachſenen Sohne derjelben zu. Weil diejer zu den 
Prozeßgegnern gehörte, ift die Berufung al3 unzuläjfig verworfen 
worden. Dieje Entiheidung wurde aufgehoben (Urt). vom 
28. Febr. 1887), weıl die bewirkte Zuftelung an ſich der Vor— 
ichrift des $ 166 E.P.D. entipreche, das zuzuftellende Schriftftüd 
auch an die Adrejje der Beklagten gerichtet geweſen jei 
und der Boftbote, welcher dafjelbe verſchloſſen erhielt, gar nicht 
habe wiſſen fünnen, daß der nad) $ 166 zur Empfangnahme 
legitimirte Sohn zugleich Gegenpartei jei. Es jei an ſich bedenklich, 
eine gejegliche Vorſchrift, deren Nichtbefolgung Nichtigfeit nach ich 
zieht, auf darin nicht vorgejehene Fälle auszudehnen und müſſe 
dies dann für unzuläſſig erachtet werden, wenn auf ſolche Weije 
eine Nichtigkeit gejchaffen wird, für welche weder die Partei, 
noch der zuftellende Beamte verantiwortlich fein können, da jie von 
denjelben gar nicht zu vermeiden war. 


C. Literaturberichte. 


Dr. Hermann Ortloff, die gerichtliche Redekunſt. 
(In zwei Theilen). I. Theil. Berlin und Neuwied, 
1887, Heujer’3 Verlag (Louis Heufer). XII. und 176 
©. Preis 4 M. 

Der vorliegende erjte Theil des Werkes beichäftigt fich 
mit der Theorie der gerichtlichen Redekunſt d. h. mit der An— 
wendung der allgemeinen Regeln der Ahetorif auf diejenige 
Form, in welcher das Recht bei den mündlichen Gerichtsver- 
handlungen geltend_zu machen ift. Im Gegenſatz zu Diejer 
Form der gerichtlichen Rede ſoll der zweite oder praktische Theil 
von dem Inhalt der PBarteireden vor Gericht handeln und wird 
hierbei, wie aus dem beigegebenen Inhaltsverzeichniß erhellt, 
bejondere Berüdfichtigung der gefammten Beweislehre zu Theil 
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werden laſſen. Der Zweck des Werkes iſt, nicht nur den 
jungen Juriſten ein Hülfsmittel zur leichteren Erlernung der 
Regeln der gerichtlichen Redekunſt an die Hand zu geben, ſon— 
dern auch dem ſchon geübteren Rechtspraktiker Gelegenheit zur 
Selbſtkritik und etwaigen Selbſtvervollkommnung zu gewähren. 
Nach dem bis jetzt Gebotenen zu ſchließen, dürfte das Werk 
ganz dazu angethan ſein, dieſen Zweck zu erreichen. Es ſei 
daher den betheiligten Kreiſen zum Studium und zur Beachtung 
lebhaft empfohlen. 8. 


Corsi (fgl. Univ.-Prof. in Macerata), l’oeeupazione militare, 
Bd. J. 229 p. in 8°, 4M. bei Pellas in Florenz. 1886. 

Mit bejonderer Berücdlichtigung der Generalgouvernements 

im Eljaß, zu Nancy und Rheims (S. 7, 10, 39, 41, 51, 65, 
81, 85, 91, 103, 107, 114, 118, 123, 134, 138, 153, 156, 
161, 180, 188 und 194), jowie des jüdamerifaniichen Kriegs 
1879/83 (©. 12, 28, 52, 65) wird unter namentlicher Bezug- 
nahme auf Lincolm’3 SHeeresordnung (S. 13, 16, 201) vom 
24. April 1863, die Brüfjeler Kriegsrechtsfonferenz vom Auguſt 
1874 (©. 18 und 213), R. Jacquemyns, Löning (S. 40, 69 flg.), 
die italienische (S. 5 und 190) und franz. Rechtſprechung (©. 
191, 195) und wegen der außerordentlichen Holzichläge in franz. 
Staatswaldungen (S. 180 und 214) wiſſenſchaftlich der Um— 
fang der gejeßgebenden, richterlichen (S. 130—147) 
und vollziehenden Gewalt (©. 148—196) geprüft, welche 
der Sieger in den von feinen Truppen vorübergehend beſetzten 
feindlichen (©. 11, 57) Gebietstheilen ausübt. Neu- 
tralen Staaten gegenüber gelten dieſe Gebietstheile als einft- 
weilige Zugehörung de3 fliegenden Landes (S. 41 und 63). Die 
Bewohner eines von Felndestruppen beſetzten Bezirks, worin 
der Feind durch die bisherigen (S. 9, 13, 74 und 213) oder 
eigene Beamte, gleichviel ob bürgerlicher oder militärischer 
Ordnung, die Öffentliche Gewalt übernommen hat, jchulden den 
feindlichen Behörden in gleihem Maße Gehorfam (S. 69 und 
212), wie auf Ehremvort entlafjiene Kriegsgefangene (S. 216). 

F. G. 


A. Entſcheidungen der Gerichte. 





54. Klagen gegen die Landeskaſſe. Denkſchrift. Un— 
zuläſſigkeit des Rechtswegs. Zuläſſigkeit 
der Reviſion. 


Die Vorſchrift des Art. 15 des Dekrets vom 28. Oft. 1790, wonach 
feine Klage gegen den Staat bei Gericht erhoben werden darf, wenn nicht 
vorher die Cinreihung einer Denkſchrift bei der Verwaltungsbehörde, 
nunmehr dem Bezirköpräfidenten, erfolgt ift, begründet nicht die Einrede 
der Unzuläjfigfeit des Rechtswegs, jondern it als eine dem materiellen 
Rechte augehörige Bedingung aufzufaffen, welche der Erhebung der Klage 
vorauszugehen hat. — Wurde jedod in den Borinitanzen die auf jene 
Vorſchrift geitügte Einrede als Einrede der Unzuläffigkeit des Rechtswegs 
behandelt, dann ift gegen das hierüber ergangene Zwilchenurtheil die Re— 
viſion zuläffig. — Die erwähnte Vorfchrift beiteht auch unter der neuen 
Geſetzgebung no in Kraft. — Erfordernifje der Denkichrift. 

(Urtheil des Neichsgerichts, II. Givilienat, vom 8. Februar 1897 
in Sachen Landesfiskus g. R.). 

Gegen das Bd. Xi. ©. 376 dieſer Zeitichrift veröffentlichte 
Urtheil des O.L. G. Colmar vom 11. Juni 1886 hat die beklagte 
Landeskaſſe Revilion eingelegt, welche aus nachſtehenden Gründen 
zurückgewieſen wurde; 

Die Zuläffigkeit der Reviſion war nicht zu beanitanden. 
Der Beklagte hat auf Grund des Art. 15 Titel 111. des Defrets 
vom 28. Oktober 1790 geltend gemadt, der Rechtsweg jei 
(wenigſtens zur Zeit) unzuläjfig, weil Kläger nicht vor Anftellung 
der lage die geſetzlich vorgejchriebene Denkſchrift eingereicht 
Habe. Auch Hat ſowohl der erjte Richter al3 das Berufungs— 
gericht dieſen der Klage entgegengejegten Einwand als eine prozeß— 
hindernde Einrede im Sinne des $ 247 C. P.O. behandelt. Das 
angefochtene Urtheil muß ſonach ſelbſt dann als ein dem End— 
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urtheil in Beziehung auf die Rechtsmittel gleichgeitelltes Zwiſchen— 
urtheil im Sinne des $ 248 Abſatz 2 C. P.O. angejehen werden, 
- wenn man von der Anficht ausgeht, die erwähnte Vorſchrift 
enthalte nicht eine theilweile Ausſchließung des Rechtswegs im 
Sinne des $ 247 C.P.O., ſondern jchreibe nur eine (materiell: 
rechtliche) Bedingung vor, welche der Kläger vor Anjtellung der 
Klage erfüllen müfle und der Einwand, es fei diejer Vorſchrift 
nicht genügt, jei nicht al3 eine „prozehhindernde Einrede“ an: 
zufehen.*) 

Es konnte aber die Revifion nicht als begründet erachtet 
werden. 

Dem Berufungsgericht ift zunächſt inſoweit beizuftimmen, 
als angenommen wurde, Art. 15 Zitel 11. de3 Defrets vom 
28. Dftober 1790, der aub in Rheinpreußen und Rheinheſſen 
gilt, deſſen Verlegung aljo die Revilion begründen würde, habe 
in Folge Jer Einführung der Neichsjuftizgefege feine Kraft nicht 
verloren. Durch $ 14 des Einf.-Gei. zur C. P.O. wird die 
mehrerwähnte Norichrift nicht berührt. Diejelbe bezieht fih nicht 
auf das im Rechtsftreit einzuhaltende Verfahren, fondern jchreibt 
vor, daß derjenige, welcher gegen die Staatskaſſe eine Klage er: 
heben wolle, vorher bei der Verwaltungsbehörde eine Denkſchrift 
einzureichen habe. Es handelt ſich ſonach lediglich um Auf— 
erlegung einer Bedingung, welche vor Anftellung der Klage 
erfüllt werden muß, nicht aber um eine prozehrechtliche Vorſchrift 
im Sinne des angeführten $ 14. Auch durch $ 4 des erwähnten 
Einführungsgejeges wurde Art. 15 Titel 111. des Dekrets von 
1790, deſſen Inhalt im Wejentlichen mit demjenigen des Art. 2 
des bayerijchen Ausführungsgejeges zur Reich3-Givilprozekordnung 
vom 23. Februar 1879 übereinftimmt, in feiner Wirkjamfeit 
nicht beeinträchtigt. Die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden 
in den einzelnen Bundesitaaten richtet ſich im Allgemeinen nad 
der Landesgeſetzgebung. Auch gehören nah $ 13 G. V. G. nur 
diejenigen bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten vor die ordentlichen 


*) Anmerkung der Herausgeber. Daß ſich das Neichsgericht dieſet 
letzteren Anficht anschließt, ergibt fi aus den folgenden Ausführungen. 
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Gerichte, Für welche nicht entweder die Zuftändigfeit von Ver— 
waltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet ift, oder 
reichtgeleglich befondere Gerichte beftellt oder zugelafjen find. In 
den ihr hiernach zuftehenden Befugniſſen iſt nun allerdings die 
Landesgeſetzgebung durd die in $ 4 Einf.Gef. zur E.P.D. ent- 
haltene Vorichrift inſoweit bejchränft worden, als hiernad für 
bürgerlide Rechtsitreitigleiten, für welche nad) dem Gegenjtand 
oder der Art des Anipruchs der Rechtsweg zuläffig ift, derjelbe 
niht aus dem Grunde ausgeſchloſſen werden darf, weil als 
Bartei der Fiskus, eine Gemeinde oder eine andere öffentliche 
Korporation betheiligt iſt. Aber dieſe Vorjchrift, welche al3 eine 
Ausnahmebeftimmung eine ausdehnende Auslegung nicht zuläßt, 
vielmehr ftreng auf den ihr gegebenen Umfang zu beichränfen ift, 
entzieht der Landesgejeßgebung nur das Recht, für die in Trage 
ſtehenden NRechtsitreitigfeiten den Rechtsweg auszufchliegen, das 
heißt den Parteien die Anrufung der Gerichte zu verjagen. So— 
weit diefe Schranke eingehalten wurde, find die Vorſchriften der 
Landesgeieße in Kraft geblieben oder haben (mie Art. 2 des 
bayertihen Ausf.Geſ. zur C.P.O) ungeachtet des $ 4 Einf.- 
Gel. zur EBD. Geltung erlangt. Der Umſtand, daß die Partei 
genöthigt ift, ſich zunächſt an die Verwaltungsbehörden zu wen— 
den, und daß dadurch) die Anrufung der Gerichte etwas verzögert 
oder erjchwert wird, genügt nicht, um einer landesgejeglichen 
Vorſchrift ihre Wirkſamkeit zu entziehen, denn die Reichsgeſetz— 
gebung fchreibt nicht vor, dat in den unter $ 4 Einf.Geſ. zur 
EBD. fallenden Rectsitreitigfeiten jede Thätigfeit der Verwal: 
tungsbehörden ausgeichloffen ſei, jondern nur, daß der Rechts— 
weg nicht ausgeichlofien werden dürfe. Eine ſolche Ausſchließung 
oder Verſagung des Nechtsweges ift aber nicht ohne Weiteres in 
einer Beſtimmung zu finden, nach welcher dre Klage erſt nad) 
Erfüllung beftimmter Bedingungen erhoben werden fann. Ins— 
bejondere kann nicht behauptet werden, durch die hier in Frage 
ſtehende Vorſchrift, nach weicher ſich der Kläger ohne Weiteres 
an die Gerichte wenden darf, wenn er nicht innerhalb Monats— 
frift einen Beſcheid erhält, jei der Rechtsweg ausgeſchloſſen. Für 
diefe aus dem Wortlaut des Gejebes fich ergebende Auffaſſung, 
13, 
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welche in der Rechtslehre die herrſchende tft, ſpricht auch die Ent— 
itehungsgeihichte der in Frage ſtehenden Borjchrift. Aus den 
Verhandlungen der Juſtizkommiſſion des Reichstags und des 
Neichstags jelbft ergibt ſich nämlich, das durch $ 4 Einf.-Gei. 
zur C. P.O. lediglich die privilegirte Stellung des Fiskus bejeitigt 
werden folle, nach welcher er in Abweichung von den allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen nicht vor den ordentlichen Gerichten „Recht zu 
nehmen brauche“, jondern von deren Gerichtsbarkeit „erimirt” 
jei. (Vergleiche Hahn, Materialien zur C.P.O. Band II. Seite 
1144, 1198 und 1220 —1222). Insbejondere iſt in diejer Be- 
ziehung der Umftand von Bedeutung, daß nad) der urjprüng= 
fihen Fallung des von dem Abgeordneten von Puttlamer ge= 
ftellten Antrags der Landesgejeßgebung auch die Beihränfung 
des Rechtswegs unterfagt werden jollte, die Worte „oder be> 
ſchränkt“ aber ſpäter geftrichen worden jind. (Bgl. Hahn, Ma- 
terialien zum G.V.G. Band I. Seite 677). 

Auch joweit das Berufungsgericht dargelegt hat, durch die 
von dem Kläger an den Bezirks: Präfidenten gerichtete, bei den 
Gerichtsalten befindliche, Eingabe jei den Anforderungen des 
Defret3 vom 28. Oktober 1790 genügt worden, ijt deilen Aus 
führungen, welche der in Franfreih in Nechtslehre und Recht— 
ſprechung herrſchenden Auffaſſung entipredhen, zuzuftimmen. Auf 
die Bezeichnung der Eingabe als „Denkſchrift“ kann ein ent- 
ſcheidendes Gewicht nicht gelegt werden. Ebenjomwenig verlangt 
aber Artikel 15 des mehrerwähnten Dekrets, dat ausdrüdlich mit 
Erhebung der lage gedroht wird. Diejer Vorjchrift wird viel— 
mehr dadurch genügt, daß der Verwaltungsbehörde von dem be= 
haupteten Anſpruch und deſſen Begründung eine deren Prüfung 
ermöglichende Mittheilung gemacht und mit Nüdficht daranf eine 
Entiheidung beantragt wird. Daß dies gejchehen, ift in der an— 
gefochtenen Entſcheidung, deren thatiächlihe Erwägungen der 
Nahprüfung durch das Revifionsgericht nicht unterliegen, feſtge— 
itellt worden. 

Hiernach war die Revifion zu vermwerfen. 
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5. Koiten der Nebenintervention. 


Die koftenfällige Verurtheilung der Hauptpartei bildet feinen Titel 
für einen Anfprud de3 Nebenintervenienten auf Koſtenerſtattung. 
(Beihluß des Neichögerichts, II. Civilſenat, v. 80. Mai 1884.) 


In dem Prozeile des Peter O. in S. gegen den Müller 2. 
in DB. wegen Schadenserjagforderung aus einem Unfalle war die 
jchweizeriiche Unfallverfiherungs-Aftiengeiellihaft in W., vertreten 
durch Rechtsanwalt W., al3 Nebenintervenientin dem Beklagten 
2. beigetreten und hatte, nachdem legterer durch Urtheil des Land» 
geriht3 M. vom 24. Dezember 1883 zur Zahlung einer Ent- 
Ihädigung an DO. koſtenfällig verurtheilt worden war, die Feſt— 
jeßung der von ihr fiquidirten Koſten gegen 2. beim Landgerichte 
M. beantragt, welches dur Beſchluß vom 18. April 1884 diejem 
Anſuchen entiprah. Auf die von 2. erhobene Bejchtwerde wurde 
der landgerichtliche Koftenfeftiegungsbeichluß durch das Oberlandes= 
gericht unterm 13. Mai 1384 aufgehoben und das Stoftenfeit- 
ſetzungsgeſuch der Unfallverfiherungs-Altiengejellichaft - al3 unzu— 
läſſig zurüdgewiejen aus folgenden Gründen: 

Es fehlt für die begehrte Koftenfeftiegung an dem nad) $ 98 
EBD. erforderlihen Titel. Das Urtheil des Landgerichts M. 
vom 24. Dezember 1883 ſpricht feine Berurtheilung des 2. zu 
den Soften der Nebenintervention aus; dasſelbe hut nur den 
Streit zwilchen dem Kläger D. einer= und dem Beklagten L. und 
der Nebenintervenientin andererfeit3 entihieden. Leber das Ver- 
hältniß zwiſchen L. und der Nebenintervenientin hat ausweiſe der 
Grvägungsgründe das Landgericht auch gar nichts entjcheiden 
wollen. Ob nicht gleihwohl — namentlid mit Rückſicht auf 
den bezüglichen Antrag der Partei W. — über die Koſten der 
Nebenintervention eine ausdrüdliche, twenn auch nur eine den An— 
trag W. zurüdmweijende Entſcheidung hätte getroffen werden müſſen 
(8 279 Abi. 2 EP.O.), fann hier außer Betracht bleiben, nad)» 
dem eine Ergänzung des landgerichtlihen Urtheils im Sinne des 
$ 292 C.P.O. nicht beantragt worden ift. Soviel aber jteht fett, 
daß die lediglih auf $ 87 C.P.O. gegründete Koftenfällig- 
ertlärung des Beklagten 2. nicht ohne Weiteres auch auf Die 
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Koiten der Nebenintervention bezogen werden darf. Unterliegen— 
der Theil ift 2. nur dem Kläger O., nicht auch der Nebeninters 
venientin gegenüber. Dieje hatte ſich ihm angeſchloſſen und iſt 
mit ihm unterlegen. Alleiniger Sieger in der Sache iſt der 
Kläger; er ift die einzige Partei, welche auf Grund des land- 
gerichtlichen Urtheils eine Koſtenerſatzforderung zu erheben das 
Recht hat. 

Die gegen diefen Beſchluß von der Nebenintervenientin zum 
Neichsgeriht erhobene Beſchwerde wurde von lekterem verworfen, 
und zwar aus weſentlich denjelben Gründen wie die obigen: 
in dem landgerichtlichen Urtheile jet der Beklagte nur dem Kläger 
gegenüber „foftenfällig verurtheilt“ ; über das Nechtsverhältnig 
der Nebenintervenientin zu dem Beklagten habe das Landgericht 
weder entichieden, noch auch, wie die Urtheilsgründe erjehen laſſen, 
enticheiden wollen; jelbftverftändlich bilde daher jenes Urtheil 
feinen Titel, auf Grund deſſen die Nebenintervenientin einen 
Anſpruch auf Koftenerftattung wider den Beklagten geltend machen 
fönnte (vgl. auch dieſe Zeitihr. Bd. X. ©. 42). 


56. Rechtsweg. Entihädigung. 

1) Zuläffigfeit des Rechtswegs. 

2) Nenderungen, tweche an dem Leinpfade eines Schifffahrtskanals 
mit Ermächtigung der Landesverwaltung vorgenommen worden find, geben 
dem Gigenthümer eines anschließenden Anweſens feinen Anjpruch auf 
Entſchädigung. 

(Urth. des D.L.G. Colmar (I. Senat) dv. 31. Dez. 1886 in Sachen 
Sch. u. Kon. gegen Gen.:Direft. der NReichseiienbahnen.) 

Gründe: 

Die Kläger befigen im Banne von Straßburg vor dem 
Schirmeder Thor ein aus Haus, Hof, Scheune, Staflung und 
Garten bejtehendes Anweſen, das an den dem Breujchlanal 
entlang laufenden Leinpfand grenzt und über diejen Pfad nad) 
der etwa 160 Meter entfernten, den Breuſchkanal durchkreuzenden 
Straßburg-Schirmeder-Straße jeinen Ausweg hatte. Bei Geles 
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genheit der Anlage des neuen Bahnhofes zu Straßburg hat die 
Eiſenbahnverwaltung die Bahn nach Baſel und Rothau verlegt und 
zwilchen dem klägeriſchen Anwejen und der Schirineder Straße 
über den Breujchfanal geführt. An der Ueberführungsitelle wurde 
der Kanalweg tiefer gelegt und durch den Bahndamm eingeengt, 
jo daß der Kanalweg unter der Eiienbahnbrüde ſich ſenkt und 
eine Kurve beichreibt. 

Die Kläger fordern nun mittels der gegenwärtigen Klage 
von der Gifenbahnverwaltung Schadenserjag in Höhe von 
20,000 M. wegen Verminderung des Werthes ihres Anweſens, 
die dadurd herbeigeführt worden jei, dal die an dem Kanal— 
wege vorgenommenen Wenderungen den einzigen Ausweg des 
klägeriſchen Anweſens zur öflentlihen Straße theil3 erheblicher 
erichweren, theils jogar gänzlich) verhindern, namentlich für hoch— 
beladene Wagen und bei den nunmehr häufiger eintretenden 
Ueberſchwemmungen für jedes Fuhrwerk. 

Die Kläger ftügen den Anſpruch auf Entichädigung nicht 
auf ein Verſchulden der Eifenbahnverwaltung, erfennen vielmehr 
an, daß, wie die Landesverivaltung al3 Eigenthümerin des 
Kanals und des dazu gehörigen Kanalweges, jo aud die Eijen- 
bahnverwaltung nad Erlangung deren Erlaubniß zur Vornahme 
der Menderungen befugt war; fie nehmen aber für ihr Anweſen 
ein Recht auf Benugung des neben dem Kanal herziehenden und 
zum öffentlichen Staatsgute gehörenden Yeinpfades in Anſpruch, 
das zwar nicht der Vornahme von Xenderungen an dem Wege 
ſeitens der Landesverwaltung oder mit ihrer Erlaubnig jeitens 
der Gijenbahnvermaltung entgegenitehe, jedoch im Falle der 
Schmälerung oder Verfümmerung durd) Nenderungen des Weges 
einen Anjpruch auf volle Entſchädigung gebe. 

Der Schadenserjaßanipruch wird aljo ſeitens der Kläger auf 
ein privates Benützungsrecht geitügt, wie auch nod daraus 
erhellt, dat die Kläger denjelben vor dem ordentlichen Gerichte 
erhoben Haben. Als privatrechtlicher Anjpruch bildet er aber 
den Gegenjtand einer bürgerlichen Nechtsjtreitigfeit, die gemäß 
Ss 13 des G. V. G. zur Zuftändigfeit des angegangenen Gerichts 
gehört. Waren nun auch vordem derartige Streitigfeiten den 
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Verwaltungsgerichten überwieien, jo iſt doch durch $ 4 des 
Einf.-Gejeges zur C.P.O. die Zuftändigkeit der ordentlichen 
Gerichte wiederhergeftellt worden, weil der Ausſchluß des Rechts» 
wegs für dieſe Streitigkeiten lediglicd) darauf beruhte, daß der 
Fiskus Partei war und der Gejebgeber es für bedenklich hielt, 
daß die Gerichte den Staat als Schuldner erklären jollen. (Vgl. 
Entſch. des RG. vom 1. Juni 1886 in der eli.lothr. Zeitichrift 
Bd. XI ©. 346.) 

Die Zuläffigleit des Rechtswegs kann demnach einem ge— 
gründeten Bedenfen nicht unterliegen. 

Mas nun die Sache jelbit anlangt, jo nehmen Redtslehre 
und Rechtſprechung (vgl. Bd. X. Seite 271 flg. der reichsgericht— 
lihen Entſcheidungen) übereinftimmend an, daß in Städten und 
Drtichaften den Grundeigenthümern, welche an den öffentlichen 
Straßen fih mit Häufern angebaut haben, ein Anſpruch auf 
Entihädigung zufteht, wenn die im öffentlichen Intereſſe vorges 
nommenen Beränderungen der Straße eine Aufhebung oder 
erhebliche Beſchränkung der Benußung derjelben für die Anſchließer 
zur Folge haben. Begründet wird der Anſpruch damit, dag in 
Städten und Drtichaften die Straßen zur Bebauung mit 
Häujern beſtimmt jeien und für dieje wiederum das nothmwendige 
Berbindungs- und Verkehrsmittel bildeten und daß zwiſchen der 
Stadt als Eigenthümerin der Straße einerjeit$S und den an— 
grenzenden Grundeigenthümern andererjeit3 ein ftilliehtweigendes 
Vertragsverhältnig zuftande komme durch die in der Anlage der 
Straße liegende Aufforderung zur Bebauung Dderjelben mit 
Häujern und dem Entſprechen dieler Aufforderung jeitens der 
Grundeigenthümer, welhe mit ihren Bauten an die Yage und 
Richtung der Straße gebunden jeien und regelmäßig für die 
Inſtandſetzung und Erhaltung derjelben Laſten zu tragen hätten. 
Diejer Auffafiung kann nur beigetreten werden. Untergebens 
fehlen indes für einen jolden Schadenserſatzanſpruch die Vor: 
ausjegungen. 

Der fraglihe Leinpfad iſt weder zur Bebauung mit 
Häufern, noch zur Vermittelung der Verbindung und des Verfehrs 
zwiichen Städten und Ortjchaften, noch zur Benußung durd) die 
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angrenzenden Grundeigenthümer zur Bewirthihaftung ihrer 
Grundftüde, jondern, wie der Kanal jelbit, lediglich für die 
Bedürfnifie der Schifffahrt beftimmt. Bei der für Jedermann 
offenfundigen Zmedbeftimmung de3 Leinpfades lag auch in deijen 
Anlage nichts weniger al3 eine Aufforderung, ſich an denjelben 
anzubauen. Bon einem ſtillſchweigenden Bertragsverhältnifie 
zwiſchen den angrenzenden Eigenthümern und der Landesvers 
waltung al3 der Eigenthümerin und Erbauerin des Weges kann 
daher feine Rede jein. 

Gleichfalls Fehlen die Vorausjegungen für das übrigens 
jeitenS der Kläger nicht in Anjpruch genommene Recht auf einen 
Nothweg, mie der erſte Nichter zutreffend ausgeführt Hat. 
Uebrigen3 fann aber auch von dem eingeichloffenen Grundeiger» 
ihümer ein Leinpfad nicht al3 Nothweg in Anſpruch genommen 
werden, weil derjelbe einem öffentlichen Zwecke dient, der die 
Benugung des Weges zur Bewirthichaftung des eingeſchloſſenen 
Grundftüds kraft eines Rechtes nicht zuläßt. 

Haben die Kläger und ihre Vorbeliger den Pfad benußt, jo 
geichah dies duldungsweiſe, aber nicht fraft cines Rechts; Tie 
fönnen fih demnach nicht bejchiwert fühlen, wenn ihnen die 
Brgünftigung durch den Eigenthümer oder mit deſſen Erlaubniß 
dur Die Eijenbahnverwaltung entzogen oder gejchmälert 
worden ilt. 

Endlich kann untergebens auch nit die Billigfeit zur 
Begründung der Entihädigungsforderung angerufen werden, 
Der fraglihe Weg war in jeiner Zwedbeltimmung für Jedermann 
erfenntlich, die Lage und Bejchaffenheit deijelben jagte jedem, daß 
derjelbe nicht für den allgemeinen Verkehr und noch weniger 
für die Benußung dur die angrenzenden Cigenthümer zur 
Bewicthſchaftung ihrer Grundftüde bejtimmt jet. Haben daher 
im Bertrauen auf den unveränderten Fortbeſtand des Weges die 
Vorbeſitzer der Kläger ji) an demjelben angebaut und die Kläger das 
Anweſen fäuflic erworben, jo haben fie dies auf die Gefahr hin 
getan, in der Benußung des Weges gejtört zu werden. 
Sie haben unvorfihtig und unbedarht gehandelt und können Die 
Billigkeit nicht für fich anrufen. Es faun daher unerörtert 
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bleiben, ob überhaupt die Billigfeit zur Begründung einer ders 
artigen Schadenserfaßforderung angezogen werden fann. 


57. Uebergang des Eigenthums. Zurückforderungsrecht 
es Verkäufers. 

1) Uebergang des Eigenthums beim Genusfauf. 

2) Das Recht des Verkäufers, die von einem anderen Orte an den 
Gemeinſchuldner abgefandten, aber nocd unterwegs befindlichen Waaren 
zurüczufordern. $ 36 der Konkursordnung. 

3) Nach welchem Geſetz ift dieſes Necht beim Verjandt der Waaren 
ins Ausland zu beurtheilen ? 

(Urth. des OL.G. Colmar (I. Senat) vom 31. Januar 1887 in 
Sadıen D. gegen Konkursmaſſe B.) 


Gründe: 

Der Kläger Holzhändler D. zu Oberehnheim Hat Mitte 
Januar 1854 dem Holzhändler Karl B. zu Baumjchule bei 
Rappoltsweiler 3284 IMeter Tannenbretter zu 1,05 Fr. den 
Quadratmeter, im Ganzen alio zu 3448,20 Fr. = 2758,56 M., 
verfauft und die Hölzer erhaltener Unweijung gemäß von jeinem 
Wohnorte aus in 5 Wagen Ende Januar an B. nad) Nangis 
(Frankreich) Bahnhof — (Adreſſe: 9. à Naugi® en gare) — 
gejandt. Mit der Ausjonderung und Individualifirung, jvdenfall3 
mit der Verladung der Bretter auf dem Bahnhofe zu Oberehn— 
heim ging das Eigenthum derjelben von dem Verfäufer auf den 
Anfäufer über. Art. 1138, 1583 und 1585 B.G.B.; vergl. 
auch Entſch. des Reichsgerichts Bd. I. 416. Gegen B. wurde 
durch Beſchluß des Amtsgerichts Nappoltsweiler vom 8. Februar 
1584 das Konfursverfahren eröffnet. Die Bretter bildeten mithin 
einen Bejtandtheil der Konkursmaſſe. 

Bon den 5 Wagen langten 3 am 4. und 2 am 6. Febr. 
1854 auf dem Bahnhofe zu Nangis an. Beide Sendungen 
twurden am Tage nad) der Ankunft, alio am 5. und 7. Febr. 
von der Bahnverwaltung gemäß ihr von B. ertheilter Anweiſung 
dem Zimmermeifter Alfons M. zu Nangis überliefert, der die 
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Ablieferung und den Empfang auf den Fradhtbriefen quittirte. 
(Ausiage des Bahnhofsvorftehers.) 

M. Hatte zwar den ihm von B. angebotenen Anfauf der 
Bretter wegen Höhe des geforderten Preiſes abgelehnt und die 
Annahme eines Wechſels über 4000 Fr. verweigert; allein dem 
Geſuche des B., die Hölzer auf dem Bahnhofe zur Erjparung 
von Yagerfoften abladen zu laſſen, fam M. nad), indem er gleich 
nah der Ankunft der Wagen 4 derjelben ausladen und die 
Bretter auf dem Bahnhofplatz niederlegen ließ, inbetreff der 
fünften MWagenladung aber anordnete, daß diejelbe nach dem 
Bahnhofe VBerneuil übergeführt werde. (Ausjage von M.) 

Auf den am 7. Februar 1884 an D. gelandten Brief de3 
B., dat er auferftande ei, ſofort Zahlung zu leiſten, erichien 
T. am 9. Februar zu Nangis, ermwirkte eine Präfidialverfügung 
und ließ auf Grund derielben am 10. Februar die auf dem 
Vahnhofplage in 4 Haufen lagernden Bretter ſowie die Bretter, 
die fih nod) auf dem 5. Wagen befanden, in Beichlag nehmen. 
Die Bretter wurden jodann auf Anordnung des Gerichtsvollziehers 
vom Bahnhofe in den Lagerraum des M. zu Nangis verbradt, 
der fie jpäter angefauft hat. 

Ueber den Preis herricht unter den Barteien Streit, indem 
Kläger denjelben für fih in Anſpruch nimmt fraft Ausſon— 
derungsrechtes. 

Was nun diefen Anſpruch anlangt, jo hatte das Rückfor— 
derungsrecht, welches $ 36 der K.O. dem Verkäufer inbetreff der 
verfauften, aber noch nicht bezahlten, von einem anderen Orte 
an den Gemeinjchuldner abgejandten Waaren verleiht, jolange Sie 
nod unterwegs (in transitu, en route) find, untergebens für 
den Kläger bereits vor Eröffnung des Konfurjes über das Ver: 
mögen des B. fein Ende erreicht. Die Bretter waren vor jenem 
Zeitpuntte nicht nur am Ablieferungsorte angefommen, jondern 
auch in den Gewahrjam, in die thatlächlihe Annehabung, des M. 
für B. gelangt. (Reichsgeriht Bd. VII. ©. 86). Bezüglich 
der Bretter, welche fih in den 4 Wagen befanden, fann in der 
Beziehung nicht der geringite Zweifel obwalten. Dieje Bretter 
waren nicht allein von der Bahnverwaltung auf Anweijung von 
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B. an M., al3 deijen Beauftragten abgeliefert, fondern auch don 
dieiem dem erhaltenen Auftrage gemäß ausgeladen und auf dem 
Bahnhofplage niedergelegt worden, aljo thatjächlich in die Gewalt 
und den Machtbereich des M. gelangt. Daſſelbe gilt aber auf 
von den Brettern auf dem 5. Wagen. Auch diefe Ladung hat 
die Bahnverwaltung dem M. für B. überliefert. M. bat fie in 
derjelben Weiſe wie die 4 anderen Ladungen in Empfang ge: 
nommen, damit aljo in jeine Gewalt befommen. M. bat die 
Bretter allerdings nit aus dem 5. Wagen ausladen Laien, 
aber nicht, weil er diefe Ladung nicht in feiner Gewalt hatte, 
jondern um deswillen, meil diejelbe nad dem Bahnhofe zu 
Verneuil verbracht werden jollte. Die Weiterjendung hatte M. 
aud) angeordnet, wie aus jeiner Ausjage, namentlich) aus den 
Worten: „je l'ai fait conduire & la gare de Verneuil“ gefolgert 
werden muß. 

War aber das Rüdforderungsreht für den Kläger verloren 
gegangen, jo fonnte es nicht mehr durch die nachher, namentlic) 
am 10, Februar von dem Kläger bezw. in feinem Auftrage von 
dem Gerichtsvollzieher oder M. vorgenommenen Handlungen auf 
leben. Es jind daher die flägeriicherjeit3 zum Berveije verftellten 
Thatſachen unerheblich, insbeiondere ift unerheblich, 

1. daß die Hölzer erjt nach der durch Alt des Gerichtävoll: 
ziehers Ch. vom 10. Februar 1884 geichehenen Beichlagnahme 
(saisie-revendication) und infolge der durch denjelben Gerichts 
vollzieher getroffenen Anordnung zur Erjparung der größeren 
Lagerungskoften bei längerem DBerbleib auf dem Bahnhofe in die 
Magazine von M. zu Nangis verbradt worden jind; 

2. daß M. die Aufbewahrung der in jeine Magazine ver: 
brachten Hölzer für D. übernommen hat; 

3. dab die Hölzer am 10. Februar ſich jämmtlich nod auf 
dem Bahnhofe befunden haben; 

4. daß M. dem D. zur Wahrung jeine? Eigenthums am 
Holze behülflic fein wollte und war. | 

Die Behauptung des Klägers aber, M. Habe feineswegd 
für B. von den Hölzern Beſitz nehmen wollen, iſt durch die vor» 
ftehenden Feftitellungen als widerlegt zu erachten, weshalb es 
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auf den in der Beziehung erbotenen Beweis nicht mehr an 
fommen kann. 

Kläger irrt, wenn er mit der Behauptung, Nangis jei 
Erfüllungsort geweſen, aufitellt, nicht der 8 36 der K.O., jondern 
der Art. 576 Code de com., der die Rüdforderung bis zum 
Verbringen in die Lagerräume zulajje, greife platz. Es Handelt 
fi untergebens um die Zurüdforderung von Waaren, die, wie 
oben gezeigt, Bellandtheile der Konkursmaſſe geworden waren. 
Dieſe Frage entjcheidet fih aber nicht nach) dem Rechte des Orts, 
wo die zur Konkursmaſſe gehörige Waare fi) zufällig bei 
Eröffnung des Konkurjes befindet, jondern nad) dem Rechte, in 
deilen Gebiet der Konkurs eröffnet worden ift, aljo hier nach der 
K.D. Ueberdies ift aber auch Nangis nicht der Erfüllungsort. 
Der Erfüllungsort war Oberehnheim, der Wohnort des Verkäu— 
fer3. Dort Hatte Kläger nad) dem Bertrage wie nad dem 
Gelege (Art. 342 9.68.) die Waare an die Bahnverwaltung 
abzuliefern. Mit der Verladung in Oberehnhein hatte Kläger 
jeine Berbindlichfeiten erfüllt. Die Weiſung, die Hölzer unter 
der Adreſſe des Ankäufers nad Nangis zu jenden, Hatte mit 
dem Staufvertrage nichts zu thun. 

Nach den vorftehenden Ausführungen entbehrt der Einſpruch 
des Klägers gegen da3 Berjäumnigurtheil Ddiejer Stelle vom 
26. Oftober v. 3. der Begründung, erjcheint dagegen die An— 
ſchlußberufung gerechtfertigt und ift demnach die Klage auch 
injoweit abzumeijen, als jie den Erlös aus dem Verkaufe der 
Bretter der 5. Wagenladung zum Gegenitande hat. 


58. Vormundſchaftliche Hypothef. Ausland. 


Die geſetzliche Hypothek aus einer unter dem inländiichen Geſetz 
ſtehenden Bormundihaft haftet nicht auf den im Ausland gelegenen 
Grundſtücken des Vormundes, auch wenn das ausländische Gejeß bezüglich 
der vormundſchaftlichen Hypothek mit dem inländiichen übereinftimmt. 

(Urth. de OLG. Golmar, II. Senat, vom 2. März 1887 in 
Sachen Th. gegen M.) 

Eheleute Th. find Bormünder der Jojephine 2., minderjährigen 
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Tochter der Ehefrau Ih. aus ihrer erften Ehe mit dem in Ties 
denhofen verftorbenen 2. Sie Hagen am Landgeriht Met auf 
Befreiung einer Anzahl von ihnen veräußerten Immobilien von 
der gejeßlichen vormundidaftlihen, am Hypothelenamte Diedene 
hofen eingetragenen Hypothek und Beſchränkung derjelben auf ihre 
übrigen Jmmobilien, und führen um die Sicherung der Minder— 
jährigen für ihre Anfprüche aus der vormundichaftlichen Vers 
waltung darzuthun an, daß fie in Luremburg, ihrem jebigen 
Wohnorte, werthvolle Grundftüde beiigen und dag im Hypothelen⸗ 
amte in Luxemburg die gejeßliche vormundichaftliche Hypothel 
auf Anftehen des Nebenvormundes eingetragen fei. Das O.L.G, 
hat iübereinjtimmend mit dem Urtheil 1. Inftanz erkannt, daß 
auf die in Luxemburg gelegenen Grundſtücke keine Rüchſicht zu 
nehmen ſei aus folgenden 
Gründen: 
Daß die vormundihaftlide Hypothek im Hypothelenamt 
Luremburg eingefchrieben ift, verbürgt deren Gültigkeit nicht, 
über welche vielmehr eintretenden Falles die Gerichte des Große 
herzogthums Luremburg zu erkennen haben würden. 
Die vormundichaftliche Hypothek ift eine Rechtsfolge, weiche 
das Geſetz an die Uebertragung einer Vormundſchaft knüpft, fie 
fann nur eintreten in dem Öeltungsbereiche des Geſetzes, welches 
die Thatſache der Vormundſchaft mit der Wirkung der Hypothel 
verbindet. Im untergebenen Falle ift die Vormundſchaft unter 
der Herrſchaft und Kraft der Geſetze des Reichslandes entſtanden, 
nur dieje find für das Nechtsverhälinif zwiſchen Mündel und 
Vormund, für den Inhalt und Umfang der beiderjeitigen Redte 
und Pflichten maßgebend. Dahin gehört auch die vormunds 
ichaftliche Hypothel, deren Rechtsgrund demnach im Gejeh dei 
Neichslandes liegt. Dieſe aber vermag eine Verftridung der im. 
Ausland gelegenen Immobilien nicht zu bewirlen. Daß im 
Großherzogthbum Luremburg das gleiche Geſetz gilt, ift zufällig‘ 
und rechtlich unerheblich. Das Luxemburger Geſetz gewährt auf) 
nur den von ihm jelbjt beherrichten Vormundſchaften fein 
Schub. Es ift unzweifelhaft, daß es die Hypothek verfagen müßte, 
wenn e3 fih um einen Mündel handelte, deſſen Bevormundung 
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nach dem maßgebenden Geſetz ſeiner Heimath die vormundſchaft— 
liche Hypothek nicht begründet. 

Hiernach muß von der durch die Immobilien in Luxemburg 
angeblich gewährten Sicherung abgeſehen werden, da eine auf 
dem freien Vertragswillen der Vormünder beruhende, allerdings 
zuläſſige Beſtellung der Hypothek nicht jtattgefunden hat, die vor— 
liegende Einjchreibung vielmehr nur für die vermeintlich kraft 
Geſetzes entitandene Hypothek genommen: ift. 

Der Beſitz von Wtobiliarvermögen kann gegen die Unzu— 
länglichleit der Immobilien nicht in Betracht kommen, da der 
Art. 2143 B.G. B. die Einſchränkung der vormundicaftlichen 
Hypothek an die Bedingung Inüpft, daß die in der hypothekariſchen 
Verjtridung verbleibenden Immobilien eine volle Sicherung des 
Mündels darbiete. 


39 Gleichzeitige Zuftellung des Volljtrekungstitels und 
der Vollftrefungsmaßregeln. 

(Urth. des O.L.G. Golmar (II. Senat) vom 2. März 1887 in 
Saden BI. gegen B. 2c.) 

Bl. Hat gegen die Ehefrau K. einen Wrreftbefehl und 
und Pfändungsbeichluß der der Ehefrau KR. gegen B. als Ver— 
walter des Konturics des Ehemannes K. zuftehenden Forderung 
erwirkt, und dieſen Beſchluß zum Zweck der Zuftellung an die 
Ehefrau K. und an B. durch denfelben Gerichtsvollzieher-Aft der 
Poftanftalt in Met überliefert, Die Poftbeitellung ift am fol: 
genden Tage in denjelben Gejchäftsitunden an dem einen Orte 
an die Schuldnerin Ehefrau K. zwiſchen 7%/,—10'/, Uhr, an 
dem anderen Orte zwiihen 8—10%/s Uhr an den Drittichuldner 
bewirft worden. Das O.L.G. hat unter Abänderung des Urtheils 
1. Inſtanz die gleichzeitige Zuftellung als beiviefen und demnach 
das Pfandrecht des Bl. al3 wirkſam anerkannt. 

Gründe: 


Die NRechtswirkiamleit des von dem Kläger in Anſpruch 
genommenen Pfandrechts hängt allerdings von der durch den 
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erften Richter verneinten Frage ab, ob durch die Bl. 21, 21a 
und 21b der Akten vorliegenden Urkunden » Zuftellungen des 
Gerichtsvollziehers M. vom 30. und Boftbeftellungsurtunden vom 
31. Januar 1884 die gleichzeitige Zuftellung des Arreſtbefehls 
an die Schuldnerin, Ehefrau K. und an den Drittichuldner, 
Konkurs-Verwalter B. im Sinne des $ 671 CEP.O. feftgeftellt ift. 

. Mit dem erften Richter ift zunächſt anzunehmen, daß nad) 
den Bl. 17, 18, 19 vorliegenden Mittheilungen der Boftver- 
waltung bei unterftelltem regelmäßigen Geſchäftsgang die Beitellung 
an die Schuldnerin in Sablon bei Met zwiſchen 7°/, u. 10'/,, 
an den Drittichuldner in Dieuze zwiſchen 8 und 10°/, Uhr ſtatt— 
gefunden hat und daß die auf den Urfunden befindlichen Poit- 
ftempel über die Rüdjendung derjelben einen zuverläffigen Schluß 
über die Priorität der einen oder andern Zuftellung nicht 
geftatten. Der Zeitunterjchied beträgt höchſtens wenige Stunden. 
Bei der Frage, ob deshalb das Erfordernig der Gleichzeitigfeit 
des $ 671 als fehlend anzuiehen, ift auf Grund und Ziwed diejer 
für Arreſte jeither al3 unangemefjen und unausführbar aner: 
fannten und durch Reichögeieg vom 30. April 1886 abgeänderten 
Vorſchrift zurüdzugehen. Der Schuldner joll von den gegen ihn 
ergriffenen Maßregeln Kenntniß und Gelegenheit erhalten, die: 
jelben abzumenden oder aufzuheben. Das ift ein Interefje, welches 
in Fällen, wie der vorliegende, wo Gläubiger, Schuldner und 
Drittichuldner an drei verjchiedenen Orten wohnen, von dem 
erwähnten Zeitunterihied ganz und gar nicht berührt wird. Die 
regelmäßige kleinſte Zeiteinheit für Friſtbeſtimmungen ift aud in 
der Reichsgejeßgebung der Tag. Wo eine genauere Beftimmung 
der Zeit gewollt ift, wird dies ausdrüdlich vorgefchrieben (vgl. 
$ 100 8.0). Dem $ 174 Nr. 1 der C. P.O., im Gebiet ber 
franzöfiihen Gejeßgebung an die Stelle des Art. 61 Nr. 1 
Code de proc. getreten, ift demnah durch Angabe de3 Tages 
Genüge geleiftet, wie denn au in $ 145 Nr. 1C.P.O. für das 
Situngs-Protofol bezüglich der Zeit nur die Angabe des Tages 
vorgejchrieben if. Die in $ 671, 880 und 730 C. P.O. dem 
Gläubiger gewährte Befugniß gleichzeitiger Zuftellung des Titels 
und der Vollftrefungsmaßregeln würde illuforifch iwerden, wenn 
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die Gleichzeitigfeit al eine mathematische aufgefakt würde, und 
das im untergebenen Fall eingejchlagene Verfahren gleichzeitiger 
Ueberlieferung an die Poſt zur Beförderung an Orte, wo andern 
Tages in denjelben Geſchäftsſtunden die Beitellung regelmäßig 
erfolgt und thatfählih auch erfolgt ift, als unzulängliche Feſt— 
ftellung der Gleichzeitigfeit bemängelt werden fünnte. 

Das Gericht hat ſich hiernach den von den Verflagten ange: 
führten früheren Entjcheidnngen nicht anjchliegen können, vielmehr 
das Pfandrecht des Klägers als beftehend anerfannt.*) 


60. Unzuläfjigkeit des Rechtswegs. Zahlung einer 
Nichtſchuld. Koſtentragung bezüglid der Pegel— 
latten. 

1. Die Rückforderungsklage des Art. 1377 B.G. B. iſt nur dann 
ausgeſchloſſen, wenn die Zahlung der Nichtſchuld in der Abſicht einer 
freigebigen Verfügung oder eines Verzichtes auf die Rückforderung er— 
folgt iit.**) 

2. Die Vorjchrift der VBerwaltungsbehörden, an einer Mühle eine 
Pegellatte anzubringen, beruht auf wejentlich waijerpolizeilichen Intereſſen. 
Die Koſten der Anbringung find deshalb vom Müller zu tragen. 


(Urth. des Oberlandesgeriht, I. Senat, vom 7. März 1887 in 
Sachen Landesfisfus gegen M.) 

Dur eine fgl. Ordonnanz vom 13. Yebruar 1836 wurde 
unter anderem in Art. 4 beitimmt, daß bei den zu Straßburg 
am Ufer der SM gelegenen Mühlen in jedem Abzugs- und 
Werkkanale derjelben unmittelbar neben den Scleußen eine 
Pegellatte in zugänglicher und in die Augen fallender Weiſe 
angebradht werden jolle. Ym Jahre 1884 wurden auf Veran— 
laffung des Miniftertums für Elſaß-Lothringen dieje Pegellatten 
durch die Verwaltungsbehörden angebracht, nachdem die Müller 
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*) Vergl. Bd. X. ©. 496 diefer Zeitihrift und die dajelbit ange: 
führten reichsgerichtlichen Entſcheidungen. 
*e) Vergl. Urtheil des Reichsgerichts vom 2. Dez. 1879. (Entſch. 
Bd. J. S. 198). 
Juriſt. Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothringen XII. 14 


der Aufforderung dies zu thun nicht Folge geleiftet hatten. Die 
dadurch entftandenen Koften wurden auf die einzelnen Müller 
vertheilt und deren Beitreibung auf den verwaltungsrechtlichen 
Zwangswege angeordnet. Der Befiter der Dungenmühle — M. 
— bezahlte nunmehr den auf ihn entfallenden Betrag von 
5,60 M. und Elagte jodann im Jahre 1886 gegen den Landes» 
fistus auf Rüdzahlung deſſelben. Durch Urtheil des Landgerichts 
Straßburg vom 19. Mai 1886 wurde diefem Antrage jtatige- 
geben, da e3 an einer gejeglichen Beſtimmung bezüglid) der Ver— 
pflihtung des Müllers zur Zahlung der Koſten der Begellatten 
fehle. Es könne nämlich) Art. 34 des Geſetzes vom 16. Sept. 
1807 nit in Betracht fommen, weil feine bezüglich der Koſten 
ergangene Staatsverwaltungsverordnung (röglement d’admini- 
stration publique) vorliege, unter welcher nur eine auf dem 
Bericht des Minifteriums erlaſſene Verordnung des Staatsober- 
hauptes zu verjtehen jei. Die Peggellatte jei aud fein Zubehör 
der Mühle, ſondern fie jei in dem durch die Staatöverwaltung 
wahrzunehmenden öffentlihen Intereſſe ſowie demjenigen der 
übrigen an dem Waſſerlaufe Betheiligten angebracht und befinde 
fih an der Ill, deren Unterhaltung als eines jchiffbaren Fluſſes 
zufoige Art. 538 B.G. B. dem Staate obliege.- Bon einer nütz— 
lihen Gejchäftsführung durch den Fiskus oder einer Bereicherung 
des Müllers fünne aber feine Rede jein, weil leßterer von der 
Begellatte feinen Wortheil habe. 

Gegen diejes Urtheil wurde vom Landesfiskus Berufung ergriffen 
und zur Begründung derielben in eriter Linie die Einrede der 
Unzuläjligfeit des Rechtswegs jowie diejenige des Mangels der 
Vorausſetzungen der Klage des Art. 1377 B.G.B. geltend gemacht, 
da M. in Kenntnig der Sachlage und nicht irrtümlich bezahlt 
habe. Das Oberlandesgericht hob das Urtheil erſter Initanz auf 
und wies unter Zurüdweilung der Unzuläſſigkeitseinreden die 
Klage des M. ab aus folgenden 

Gründen: 

Die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs ift unbe— 
gründet; denn es handelt fich weder um die Prüfung einer Ver— 
twaltungshandlung, noch um die Auslegung eines Verivaltungsaltes, 
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jondern um die dem bürgerlichen Rechte angehörige Yrage, ob 
der Berufungsbeffagte eine von ihm nicht geichuldete Summe 
bezahlt hat und deshalb zur Zurüdforderung derjelben berech— 
tigt iſt. 

In gleicher Weile war die aus dem Mangel der Voraus 
jegung eines Irrthums aus Urt. 1377 B. G. B. abgeleitete Einrede 
zu verwerfen; denn nur, wenn die Zahlung geichehen ift in der 
Abficht einer freigebigen Verfügung oder eines Verzichtes auf die 
Rüdforderung, ericheint die Annahme gerechtfertigt, es ſei die 
Zahlung nicht irrthümlich geſchehen. Durd die Umftände des 
Falles, insbejondere auch die Briefe des Berufungäbellagten vom 
7. Januar und 23. April 1885, jowie die Verwaltungsberichte 
vom 21. Mai, 6. Auguft und 6. November 1885, iſt aber als 
feftgeftellt zu erachten, dak der Berufungsbeflagte die Auffaſſung 
jeiner Nichtverpflihtung zur Zahlung der Koften der Pegellatte 
ftet3 fejtgehalten und nur gezahlt hat, um die weiteren veriwal- 
tungsrechtlihen Zwangsmaßregeln zu vermeiden, 

Zur Sade jelbft: 

Durd) die fünigliche Ordonnanz vom 13. Februar 1836 
war dem Berufungsbellagten die Auflage gemacht worden, an 
feiner Mühle eine Begellatte anzubringen. In dem Hierher 
bezüglihen Art. 4 find die Müller zwar nit ausdrüdlich als 
die Verpflichteten genannt. Daß lie aber darunter zu verftehen 
find, ergibt ſich ſowohl aus dem ganzen Zujammenhange der 
Drdonnanz wie aus Art. 6, wonad die Verwaltung nur die 
geichehene Ausführung der Arbeit feftzuftellen Hat und zwar unter 
Zuziehung des Müllers. Die Pegellatte dient aber ſowohl dem 
öffentlichen Interefie wie demjenigen des Müller. Sie ermög— 
licht dem lehteren, jederzeit ohne Schwierigleiten ſich zu verges 
wiffern, ob er bezüglich der Stauhöhe des Waſſers innerhalb der 
Grenzen feiner Berehtigung fich bewegt und dadurch der Zu— 
widerhandlungen gegen die Vorichriften der Verwaltungsbehörden 
und die Strafgeſetze jowie die Rechte der am Wajlerbezuge 
Mitbetheiligten ji zu enthalten. Das öffentliche Intereſſe ift 
an der Anbringung einer Pegellatte betheiligt nicht blos aus 
Gründen des öffentlichen Nußens, welche in der dadurch erleich- 
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terten Ueberwachung des Mühlenbetriebs für die Schifffahrt 
beitehen, jondern es erfordern auch weſentliche waljerpolizeiliche 
Intereſſen, insbejondere Diejenigen der Gejundheitspflege der 
Stadt Straßburg, zu welcher die fragliche Mühle gehört, daß Die 
ordnungsmäßige Stauhöhe des Waſſers jederzeit beobadhtet und 
der regelmäßige Ablauf und Zufluß des Waſſers dadurch einge— 
halten werden könne. Es erjcheint darnad die diejen Zweden 
dienende Pegellatte al3 ein zur Einridtung der Mühle gehöriger 
Beltandtheil. Bezüglich der Koften derjelben fommt daher nicht 
die Anwendbarkeit des Gejeßes vom 16. September 1807 in 
Trage. Zufolge der Grundjäge, welche fih aus den Art. 43 
und 44 der Ordonnanz von 1669 und Urt. 16 Titel II. des 
Gejetes vom 6. Oftober 1791, jomie aus der Eigenjchaft des 
Illflußes, an welchem die Mühle liegt, als eines zum öffentlichen 
Gute gehörigen und daher unverjährbaren und unveräußerlichen 
öffentlichen Flußes ergeben, war die Verwaltung befugt, dem 
Müller Nenderungen feines Triebwerks im mahjerpolizeilichen 
Interefje aufzuerlegen, deren Koften dem nur unter diefem Vor— 
behalte Betriebsberehtigten zur Laſt fallen müflen. Da der 
Berufungsbellagte der ihm gemachten Auflage nicht nachgekommen 
ift, mar die Verwaltung genöthigt, an jeiner Stelle die Pegellatte 
jelbjt herzuitellen. Die dafür aufgewendeten Koften fallen unter 
den Gefichtspunft der nützlichen Geichäftsführung und hatte der 
Berufungsbellagte deßhalb dafür aufzulommen. 

63 war demnad da3 angefochtene Urtheil aufzuheben und 
die Klage abzumeijen. 


61. SKojtenfeitiegungsverfahren. Sofortige Bejchwerde. 
(Beihluß des D.L.G. Colmar (I. Senat) vom 28. Fehr. 1887.) 
Gegen die Eheleute 9. und deren 3 minderjährigen Kinder 

war Klage erhoben. Das Landgericht wies die Klage als unbe— 

gründet ab und legte dem Kläger die Koften des Rechtsftreits 
zur Laſt. Bei Vorlage jeiner Koſtenberechnung erklärte der 
gemeinichaftlihe Anwalt der Bellagten, es fei ihm Namens der 
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minderjährigen Kinder H. der gemäß $ 3 Geb.Ordn. voll ges 
ſchuldete Koftenbetrag von 69,30 M. bezahlt worden und bean 
tragte in deren Namen, das Gericht wolle den Betrag der den= 
jelben zu erjtattenden Koften auf dieje 69,30 M. gegen den 
Kläger feſtſetzen. | 

Durch Beſchluß vom 5. Febr. 1887 ſetzte das Landgericht 
die „an die Beklagten“ zu eritattenden Koften auf 70,70 M. feft. 

Gegen diefen Beſchluß erhoben die Eheleute H. Namens 
ihrer minderjährigen Kinder jofortige Beſchwerde mit dem An— 
trage, denjelben dahin abzuändern, daß den Worten „an die 
Beklagten” noch die Worte „Eheleute H. in ihrer Eigenjchaft als 
Vertreter ihrer minderjährigen Kinder“ angereiht werden. 

Das Oberlandesgeriht verwarf die Beichwerde foftenfällig 
aus folgenden 

Gründen: 

Das Koftenfeitiegungsverfahren bildet einen Zheil des 
Hauptprozeijes. In demjelben iſt die dem Grunde nad ent= 
jichiedene Frage, wer die Koſten zu tragen hat, in Bezug auf den 
zu erftattenden Betrag zu erledigen. Diejes Verfahren muß daher 
auch unter den Prozeßparteien ftattfinden und ift in gegenmwärtiger 
Lage der Sache nıcht zu enticheiden, ob ein Theil der objiegen- 
den Beklagten mit Ausjchluß der übrigen den unterliegenden 
Gegner auf Bezahlung des ganzen Betrags der in ihrer Höhe 
nicht beanjtandeten Koſten in Anſpruch nehmen kann. 


62. Homologation von Theilungen. Beanſtandung der 

Kojten- und Gebührenberechnung des Notars durch 

das Landgeridt. Verfahren. 

Beſchl. des O.L.G. Colmar, U. Senat, vom 6. Juli 1885.) 

In der Theilungsjache 2. zu M. hatte das Landgericht M., 
einem Antrage der Staatsanwaltichaft entiprechend, am 22. Mai 
1885 folgenden Beſchluß gefaßt: Vor Beltätigung der Theilung 
vom 5. Dezember 1884 wird beſchloſſen, dab der Notar T. zu 
veranlafien jei, 1) die Koften der Theilungsverhandlungen nicht, 
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wie geichehen, in annäherndem Betrage, jondern gemäß 8 17 des 
Tarifs im Geſetze vom 26. Dezember 1873 im wirklichen Ber 
trage anzugeben; 2) die Gebühr des Notar für die Distribution 
v. 3. April 1884 nicht nad) $ 1, jondern nad) $ 5 Ziff. 5 des 
Tarif3 zu berechnen. Gegen diejen dem Notar T. durch die 
Staat3anwaltihaft zur weiteren Veranlaſſung mitgetheilten Be— 
ihluß erhob derjelbe Beſchwerde zum Oberlandesgerichte, worin 
er geltend machte, dab es dem Notar unmöglich jei, ſchon bei 
Redaktion des Altes die Kojten, namentlich die der Einregiftrirung 
der Ausfertigungen, Auszüge u. j. w. genau anzugeben, und dab 
e3 ſich bei der Diftribution vom 3. Aprif 1884 nit um einen 
bloß proviforischen, jondern um einen definitiven Akt gehandelt 
habe. 

Der K. Oberftaatsanwalt beantragte die Abänderung des 
landgerichtlihen Beichluifes dahin, daß 1) der Notar zu verane 
lajien jei, die Koften der Theilung, jomweit möglid, in den ein— 
zelnen theils ſchon Feititehenden, theil3 annähernd zu beftimmenden 
Poſten, aus denen der Gelammtbetrag ich berechnet, anzugeben, 
2) daß wegen richtiger Berechnung der Gebühren für die Dis— 
tribution vom 3. April 1884 der Staatsanwaltichaft zu überlafjen 
jei, das Erforderliche zu veranlallen. Der Antrag wurde damit 
begründet, daß das Gericht vor Beftätigung der Theilung aller= 
dings einen näheren Nachweis über die Koſten verlangen fünne; 
injoweit diejelben jchon bei der Theilung feftjtänden, müſſe der 
beitimmte Betrag angegeben, bei anderen, wo eine genaue 
Angabe noch nicht möglich jei, die annähernde Feſtſetzung zuge— 
lajjen werden. Die Feſtſetzung der Gebühren der Distribution 
v. 3. April 1884 fünne dagegen nicht im Homologationsverfahren, 
jondern nur nad den Beitimmungen des $ 2 des Notariatsge: 
jeges v. 26, Dezember 1873 erfolgen, wonach diejelben vom 
Landgerichtspräfidenten fejigejeßt werden und erſt auf Widerſpruch 
der Parteien gegen deſſen Entjcheidung das Landgericht und 
eventuell das DOberlandesgeriht zu erfennen habe; die Staatsan- 
waltihaft könne jedoch die Parteien auf diejes Verfahren ver- 
weilen und überdies den Notar im Aufſichtswege zu einer 
richtigen Berechnung veranlajien. 
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Der Beihlus des Oberlandesgerihts lautete folgender— 
mahen: 
In Erwägung, daß die Beichiwerde gegen den landgerichtlichen 
Beſchluß nur den Theilungsinterejienten jelbit zuftehen fünnte und 
dab der Notar T. umjorweniger zur Einlegung dieſes Rechts— 
mittels befugt erjcheint, als ihm durch den fraglichen Beſchluß 
‚ eine Auflage unmittelbar nicht gemacht worden ift; daß Ddiejer 
vielmehr Lediglich die Anordnung enthält, daß der Notar zur 
Angabe der wirklichen Koftenbeträge in der Distribution und der 
Liquidation und zur andermweitigen Berechnung jeiner Gebühr für 
erftere zuveranlafien ſei; daß Diele Veranlafjung, jei es von 
den Betheiligten im Wege Rechten, fei es von der Staatsanwalt: 
ihaft im Wege der Aufiicht zu bethätigen iſt; daß in der That 
von legterer auch in diefem Sinne ein Eriuden unterm 26. Mai 
1835 an den Notar geitellt worden iſt und es derjelben überlafjen 
bleibt, wenn der Notar dieſem Erjuchen, ſoweit dasielbe von dem 
K. Oberjtaatsanmwalte in jeinem der Lage der Sache entiprehenden 
Antrage vom 29. Juni 1885 für gerechtfertigt erachtet wird, 
nicht nachkommen ſollte, von Auflihtswegen die weiteren Schritte 
zu thun, in welchem Berfahren der Bejchwerdeführer jeine Ver— 
theidigungsgründe vorbringen mag; dab das Ergebnik dieſes 
Verfahrens dem Landgerichte vorzulegen ift, welches alsdann,nad) 
Berinden die Beltätigung der Theilung zu ertheilen oder zu 
veriagen hat, 

„A. d. Sr. 
wird die Beſchwerde des Notars T. als unſtatthaft verworfen. 


63. Feldpolizei. Schluß der Weinberge (ban des 
vendanges). 

1. Zur Gültigkeit einer den „ban des vendanges“ betreffenden bür— 
germeifterlihen Polizei-Verordnung bedarf es der Vorausſetzung, daß der 
„ban des vendanges* in der Gemeinde von Alters her üblih war (Art. 1 
Abi. 3, Tit. J. Abſchnitt V. des Ruralgejeges vom 28. Sept. — 6. Oft. 
1791); joldres iſt von dem Gerichte feitzuftellen. 

2, Eine Polizei-Verordnung de3 Bürgermeifterd, welche von einem 
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beitimmten Tage an bis zum Beginne der Weinleje Jedermann, aud den 
Nicht-Eigenthümern, das Betreten der Weinberge verbietet, iſt ungültig, 
weil die Machtbefugniffe des Bürgermeiſters überſchreitend. 


(Urtheil des O.2.G. Colmar, Strafienat, v. 29. Januar 1887.) 

Eine Polizeis-Verordnung des Bürgermeilter3 von ©. vom 
20. September 1886 beitimmte in $ 1 Folgendes: „Das Be 
treten der offenen, nicht eingefriedigten Weinberge ift mit Aus— 
nahme der in $ 2 beitimmten Tage vom 26. dieſes Monat? ab 
bis zum Beginne de3 Herbites Jedermann unterjagt.“ Wegen 
Zuwiderhandlung gegen dieſe Verordnung angeklagt, wurde der 
Aderer 8. auf Grund des $ 368 Ziff. 1 St.G.B. durd ein in 
der Berufungs-Inſtanz von dem Landgericht Straßburg beftätigtes 
Urtheil des Schöffengeriht3 9. zu. Strafe verurtheilt. Auf 
Revifion des Angeklagten, welcher die Gültigfeit der vorerwähnten 
BolizeisVerordnung anfocht, erging Freiſprechung, aus folgenden 

Gründen: 

„Das angefochtene Urtheil läßt zunädit die Fefſtſtellung 
vermiften, daß in der Gemeinde G. von Alters ber der Gebraud) 
beiteht, den Beginn der Weinieje öffentlich befannt zu machen 
und dab daher die Vorausjegung des Tit. I. Abſchn. V. Art. ) 
Abi. 3 des Ruralgejeges vom 28. September/6. Oktober 1791 
nach diejer Richtung gegeben ijt. Allein auch abgejehen Hiewon 
joiwie von der Frage, ob hierin ein materieller Rechtsirrthum 
oder lediglich ein Mangel in der Begründung zu erbliden ift, jo 
veritößt das Urtheil des Berufungsgericht3 noch nach einer anderen 
Richtung gegen das Geſetz. Die genannte Bejtimmung des 
Ruralgeſetzes ftellt fih nämlich als eine Ausnahme von dem in 
diefem Gejege aufgeftellten Grundjaße dar, daß jeder feine Ernte frei 
einheimjen könne, wann und wie es ihm beliebt, ohne daß ihn 
die Behörden hierbei irgendwie behelligen dürfen. Wenn e3 
jodann in unmittelbarem Anſchluſſe hieran heißt, daß in Gegen: 
den, in welchen die Feitiegung und Beröffentlihung des Beginnes 
der Weinleſe üblich ift, jedes Jahr eine hierauf bezügliche Vers 
ordnung des Gemeinderats, nunmehr des Bürgermeiſters, 
erlaffen werden fann, jo läßt dies nur die Deutung zu, daß der 
Vürgermeifter den Beginn der Weinleje feitjegen, nicht aud dab 





. 
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er bei eintretender Reife dem Eigenthümer, Nubnießer oder 
Verwalter den Zutritt zu den von ihm benüßten Grundftüden 
verwehren fann. In diefem Sinne haben auch die franzöfiichen 
Gerichte zu miederholten Malen entihieden, und beiteht fein 
ausreihender Grund, von diejer ji dem Wortlaute des Gejehes 
anichließenden und auch durch den Zufammenhalt von Art. 471 
Ziff. 1 und 9 Cod. pen. unterftügten Rechtſprechung abzugehen. 
Ebenjo bedarf e3 feiner Ausführung, daß der Beitimmung in 
8 368 Ziff. 1 St. G. B. nit die Abſicht zu Grunde liegt, die 
Berechtigung der Polizeibehörden zur Erlaffung der einichlägigen 
Vorichriften zu regeln und zu erweitern, jondern dab hierbei 
vorausgejeßt wird, dat die betrefiende Behörde innerhalb der ihr 
durch das Landesrecht gezogenen Grenzen gehandelt Hat. Da 
ſonach dein Angellagten eine ftrafbare Handlung nicht zur Laft 
fällt, derjelbe insbejondere nad) den ergangenen Urtheilen nur 
auf jeinem Eigenthum oder dem von ihm verwalteten Grundbe— 
fige jeiner Tochter betroffen wurde, aljo auch $ 368 Ziff. 7 
St.G. B. nicht Plaß greift, war derjelbe, wie gejchehen, freizus 
Iprechen. 

Anmertung Zu Bitter 1. In den Urtheilen des Pariſer Kai: 
fationshofs vom 24. April 1858 und 19. November 1859 (J. du Pal. 
1858, 773 und 1860, 928) ift die Anjicht vertreten worden, daß über die 
Frage des Beſtehens des Herfommens des „ban des vendanges“ in der 
betreffenden Gemeinde nicht die Gerichte, ſondern ausichließlid die Ver— 
waltung zu enticheiden und die Gerichte gegebenen Falles bis zur Ents 
iheidung diefer Frage durch die Verwaltung das Verfahren auszujegen 
haben. Indeſſen läßt jih dieſe Auffaſſung auch vom Standpunfte de& 
franzöfiichen VBerwaltungsrecht3 nicht begründen; in&bejondere kann auch 
der gar nicht von einer kontentiöſen Anfechtung der Beichlüfe handelnde 
Satz 2 des Art. 1 Abi. 3 eit. des Nuralgejeged zur Begründung nicht 
herangezogen werden. Von der gegentheiligen Anficht geht auch das 
Kaſſations-Urtheil vom 6. März 1843 (bei Dalloz, commune Nr. 773) 
aus. Ueberdies wäre eine derartige Beihränfung der Strafgerichte nun— 
mehr dur 8 261 St P.O. als befeitigt zu erachten; vgl. die Aus: 
führungen Bd. 10 diefer Zeitichrift S. 442 und 444 zu den Urtheilen 
vom 25. April 1885. 

Zu Ziffer 2 vgl. Dalloz, commune Nr. 785; contravention Nr, 259, 
fowie folgende Urtheile des Pariſer Ktafjationshofes, nämlich 

vom 28. November 1839 (Dalloz 1840, 1,.357; Pal. 1841, 2, 553): 
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bom 21. Oftober 1841 (Dall. 1841, 1, 101); 

„ 14. Januar 1848 (Dall. 1848, 1, 64); 

„ 7. Dezember 1855 und 9. Februar 1856 (Pal. 1856, 2, 543); 
„ 24. Februar 1865 (Dall. 1865, 1, 496; Pal. 1866, 193). 





64. Wiedereinziehung einer irrthümlicher Weile dem 
Vertheidiger eines Angeklagten aus der Staatskaſſe 
ausgezahlten Vertheidigungsgebühr. Verfahren. 
(Beihluß des O.L.G. Colmar, Ferienjenat, vom 31. Auguſt 1886.) 


Durch Beſchluß der Straftammer des Landgerichts Saarge— 
münd vom 27. März 1885 war das Strafverfahren gegen M. 
wegen Diebitahls nah $ 202 St. P.O. eingeftellt worden, unter 
Ueberbürdung der durch dieſes Verfahren entitandenen Koften, 
nicht auch der dem Angeichuldigten erwachſenen nothiwendigen 
Auslagen, auf die Staatskaſſe. Irrthümlicher Werje wurde dem: 
nächſt dem im VBorverfahren als Vertheidiger aufgeftellten Rechts— 
anmwalt N. die von dieſem liquidirte Vertheidigungsgebühr mit 
10 M. auf die Staatskaſſe eingewieſen und durch die Enregiſtre— 
ment3:Einnehmerei ausbezahlt. Behufs Wiedereinziehung von 
dem Angeſchuldigten erfolgte jodann gegen Lebteren durch die 
Gerichtsjchreiberei de3 Landgericht? Einweiſung dieſes Betrags. 
Auf die ihm von der Enregiſtrements-Einnehmerei zugegangene 
Sahlungsaufforderung erhob Angeichuldigter Widerſpruch zum 
Landgericht, mit dem Antrag auf Aufhebung jener Eimweilung, 
ausführend, dab, wenn jeitens der Staatslaljfe irrthümlicher 
Meile eine Zahlung an Nechtsanwalt N. erfolgt ſei, die S:aat3: 
kaſſe Fich wegen Rüdzahlung lediglich an diejen zu halten habe. 
Das Landgericht wies diejen Antrag ab ; auf erhobene Beſchwerde 
erging folgender abändernder Beichluß des Dberlandesgeridt3: 

„sn Erwägung, daß in dem angefochtenen Beichluffe die 
von der Enregijtrementsfalle an den Anwalt des Bejchuldigten 
gezahlte Bertheidigungsgebühr in gleicher Weile wie Gericht? 
foften gegen letzteren eingewiejen worden und daher die er- 
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hobene Bejchwerde nad-$ 46. K. G. zuläffig it; daß zur Sade 
das in SS 1, 2, 20 der Inſtruktion von 27. September 1879 
(Sanımlung Bd. IV. ©. 436 fig.) im Anſchluß an die bisherige 
franzöliiche Gejehgebung vorgejchriebene Verfahren ſich auf die 
Gerichtstojten, Geldftrafen und Einziehungen bejchränft, alfo auf 
Gebühren des gewählten Vertheidigers, welche die Enregiftrement3= 
kaſſe irrthümlicher Weiſe an Stelle des allein hierzu verpflichteten 
Beihuldigten gezahlt hat, nicht ausgedehnt werden darf; daß 
ebenjowenig Art. 174 des Koftentarifs in Strafſachen vom 
18. Juri 1811, ſoweit diefe Beitimmung noch in Kraft befteht, 
Anwendung findet, weil es ſich nit um eine Rüdforderung, 
welche nur gegenüber dem Rechtsanwalt N. als Empfänger der 
gezahlten Gebühr Plat greifen fönnte, ſondern um einen 
Anſpruch gegen den Beichuldigten aus einer für diejen geleifteten 
Zahlung, aljo um eine Forderung aus einer Geichäftsführung 
handelt, welche im ordentlijen Rechtswege feitzuitellen und beis 
zutreiben iſt; 
Aus diejen Gründen 

wird der angefochtene Beihlug und die unterm 26. Januar 
1886 den Angejchuldigten M. gegenüber erfolgte Einweilung der 
Vertheidigungsgebühr aufgehoben. 


65. Wechſel zum Inkaſſo; Konkurs; Ausjonderung. 


Für einen zwar mit vollem Indoſſament verjehenen, aber nach— 
weisbar nur zur Einkaſſirung überlandten Wechlel kann der Indoſſant 
gegenüber dem inzwiichen in Konkurs erklärten Indoſſatar die Mus: 
jonderung aus der Mafle beanipruchen, wenn der Wechjel erit nad) ber 
Konfurseröffnung fällig geworden und durch den Konkursverwalter ein— 
gezogen worden iſt. 

(Urtheil des Landgerichts Zabern vom 8. Dez. 1886, Societe gererale 
gegen Konkurs M.) 


Unterm 27. Juli 1886 hat Klägerin dem Bankhauſe M. 
zu Saarburg einen Wecjel über 400 M., gezogen auf B. in 
Saarburg und fällig am 15. Aug. 1886, überfandt. Der Zus 
jendung war ein Schreiben der Klägerin beigefügt, worin es 
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heißt: nous vous remettons à l’encaissement suivant lettre 
incluse — folgt Angabe des Betrags. Der Wechſel war von 
der Klägerin an das Bankhaus M. indoflirt, ohne dak dem 
Indoſſament die im Art. 17 der Mechielordnung vorgeiehene 
Bemerfung „zur Einkaſſirung“ oder eine ähnliche die Bevoll- 
mädhtigung ausdrüdende Formel beigefügt worden wäre. Bor 
Eintritt der Fälligkeit des Wechſels wurde gegen das Bankhaus 
M. der Konkurs eröffnet. Der ernannte Konkursverwalter 309 
alsdann am 15. Aug. 1886 den Wechjelbetrag von B. für Red: 
nung der Konfursmafje ein, und verweigerte nachher die von 
der Klägerin verlangte Herausgabe der eingezogenen Summe, 
indem er die Klägerin auf die Anmeldung ihrer Yorderung als 
Stonfursforderung verwies. Gr behauptete, ohne dar Klägerin 
wideriprochen hätte, daß diefe mit M. in Stontoforrent gejtanden 
habe, und folgerte hieraus, daß durch Ueberjendung eines Wechſels 
zur Einkaſſirung der Abjender lediglih eine Buchforderung in 
der laufenden Rechnung gegen den Empfänger erworben, das 
Eigentbum am Wechiel aber mit der Indoſſirung und Weiters 
gabe verloren habe, zumal das Indoſſament unbejchränft ges 
weſen jei. 

Darauf hat Klägerin beim Landgericht Klage auf Aus: 
jonderung des Wechjelbetrags aus der Konkursmaſſe und Ver: 
urtheilung derjelben zur Zahlung von 6%/, Zinjen feit 15. Aug. 
1. 38. gegen den SKlontursverwalter erhoben. Das Gericht hat, 
dem Slageantrag entiprehend, den beklagten Stonfursverwalter _ 
verurtheilt, der Klägerin aus der Konkursmaſſe den Wechjelbetrag 
vorweg zu bezahlen, der Antrag auf Zuerfennung von Zinjen 
wurde jedoch abgewieien. 

Die Entiheidungsgründe waren folgende: 

Inhaltlich des Schlußſatzes des Art. 38 Konk.Ordn. if 
Klägerin befugt, die Ausjonderung des Erlöjes des ftreitigen 
Wechſels zu verlangen, wenn ihr bezüglich des Wechſels jelber 
ein Ausſonderungsrecht zuftand; es war daher die lehtere Trage 
zuerft zu prüfen. Während bezüglich jolcher zur Einkaſſirung 
indojfirter und überjandter Wechjel, deren Indoſſament die Bes 
merfung „zur Einkaſſirung“ oder eine andere die Bevollmächtig— 
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ung ausdrüdende Formel beigefügt ift, der Art. 17 W.O. aus— 
drüdlih beftimmt, daß das Indoſſament das Eigenthum der 
Wechſel nicht überträgt, jo daß der Indoſſant denjelben aus der 
Kontursmafje des Indoflatars zurüdfordern kann, ift bezüglich ſolcher 
Wechſel, die — wie der hier vorliegende — ohne Bermerf in— 
dojfirt find, bei denen aber die behufs Inkaſſo erfolgte Indoſſir— 
ung aus anderen Umftänden, 3. B. dem Weberjendungsichreiben 
erhellt, eine das Eigentdum am Wechſel regelnde gejegliche Be— 
ſtimmung nicht gegeben. Jedoch erhellt aus den Motiven zu 
$ 35 Stonf.-Ordn. und aus den über diejelben in der Reichs» 
tagskommiſſion ftattgehabten Verhandlungen (vgl. Wilmowsky 
Kommentar zur R.O. zu $ 35 Note 2), daß nach Abficht der 
Geſetzgeber die Zurüdforderung von Wechſeln aus der Konkurs: 
maſſe, die dem Gemeinjchuldner nur behufs Einziehung über- 
tragen waren, auch dann zuläflig jein joll, wenn das Indoſſament 
den Zuſatz „zur Einziehung“ oder eine ähnliche Klaufel nicht 
enthält. Nur wenn der Wechſel al3 Vorleiftung einer vom 
Gemeinjhuldner bedungenen Gegenleiftung gegeben ift, jo daß 
der letztere nad) Civilrecht Eigenthümer des Wechſels geworden 
iſt, iſt eine Rückforderung unſtatthaft. Vorliegend iſt nun durch 
das angeführte Begleitſchreiben erwieſen, daß der Wechſel in der 
That behufs Einkaſſirung überſandt worden if. Es Fragt 
ſich hiernach nur noch, ob etwa der Umſtand, daß beide be— 
theiligte Bankhäuſer im Kontokorrent ſtanden, die vom Beklagten 
behauptete Folge hatte, daß nämlich der Wechſel nur als Vor— 
leiſtung der von M. bedungenen Gegenleiſtung d. h. der Ein— 
tragung eines Saldo im Betrag des Wechſels zu Gunſten der 
Klägerin in das Kontokorrent, überſandt worden, mithin Eigen— 
thum von M. wurden. Das Gericht hat dieſe Frage verneint, 
weil aus der Sadjlage keineswegs erhellt, daß die Indoſſirung 
und Ueberſendung der Wechjel zu dem Zwede erfolgt ift, um die 
Klägerin in ihrem Kontoforrent mit M. zu entlaften, vielmehr 
anzunehmen ift, daß dieſelbe geihah, um auf in Sdarburg 
mwohnende Schuldner gezogene Wechſel bequemer einzuziehen. In 
welcher Form demnächſt nach Abficht der Betheiligten die durch 
die Einziehung der Wechjelbeträge der Klägerin gegen M. er— 
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wachſende Forderung getilgt werden jollte, ob durch Baarzahlung 
oder durch Verrechnung im Sontoforrent, iſt für die vorliegende 
Trage gleichgültig. 

War hiernach die Klage in der Hauptſache zuzuſprechen, jo 
mußte dagegen der Antrag auf Zuerfennung von Zinjen aus 
dem Wechjelbetrag jeit dem Tage der Einlöjung deshalb zurüd- 
gewiejen werden, weil bezüglich diejes Ausſpruchs der Klägerin 
jedenfall3 fein Ausjonderungsrecht zufteht, dasſelbe jomit nur im 
Konkursverfahren geltend gemacht werden kann. 


66. Der Art. 2151 B. G. B. iſt nit auf Vorzugsredte 
auszudehnen. — Art. 1690 allda ijt auf die Subrogation 
nit anwendbar. 


(Urtheil des Landgerichts Meg vom 11, Mai 1886 und des O.L.G. 
Golmar (11. Givilfenat) vom 15. Dezember 1886 i. ©. F. g. 9.) 


In dem beim Amtsgerichte D. eingeleiteten Vertheilungs— 
verfahren über den Erlös aus dem Verkauf eines aus der Güter: 
gemeinjchaft der Eheleute G. ftammenden Hauſes wurden die 
Genoſſen U. für eine ihnen mittel® Subrogation übertragene und 
gehörig eingejchriebene Klaufpreisforderung auf die Altiomafje im 
privilegirten Range angewiejen, jedoch nur für die Hauptſumme 
nebit Zinjen für zwei Jahre und das laufende Jahr. Gegen 
dieje Anmweifung erhoben ſowohl die Genofjen U. als ein anderer 
ihnen nacgehender Hypothelargläubiger, der Handelsmann F., 
Widerſpruch, und zwar erftere deshalb, weil fie für einen weiteren 
Binsrüdftand von 516 Mark aus dem Bertheilungsverfahren 
zurüdgemwiejen, legterer au$ dem Grunde, weil die Genoſſen 4. 
überhaupt in dem Vertheilungsverfahren berüdjichtigt worden ſeien, 
während jie doch zur Geltendmadung jener Kaufpreisforderung 
nicht aktiv legitimirt jeien, da die Zuftellmg der in Rede 
itehenden Subrogation nicht erfolgt jei. 

Dur‘) Urtheil des Landgerihts Me wurde der lehtere 
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Einwand zurüdgewiejen, dagegen dem eriterwähnten Widerſpruche 
ftattgegeben aus folgenden Gründen: 

Die rechtliche Wirkſamkeit der Subrogation ift gegenüber 
dem Schuldner in feiner Weile von der Innehaltung der Vor— 
ichrift des Art. 1690 B. G. B. abhängig; vielmehr muß es als 
genügend angejehen werden, wenn der Schuldner in irgend einer 
Weiſe beftimmte Kenntniß von jenem Geidäft erhält. Während 
nämlich die Grundjäße über die Gejlion in dem die Lehre vom 
Kaufe behandelnden Titel VI. des III. Buches B. G. B. ihre Stelle 
gefunden haben, ijt die Lehre von der Subrogation in dem mit 
„de l'extinction des obligations* überjchriebenen Kapitel des 
Titel III, jpeziell in der Abtbeilung „du paiement* behandelt. 
Schon hieraus ergibt ſich mit der größten Beltimmtheit, daß der 
Gejeßgeber die Ceſſion als Kaufgeichäft, dagegen die Subrogation 
als eine modifizirte Zahlung aufgefaßt wijfen wollte Mit Rück— 
ſicht auf die hiernad Far geftellte Verjchiedenheit der rechtlichen 
Natur der beiden Rechtsgeichäfte ericheint es unzuläflig, die Forms 
vorjchriften des Art. 1690 auf die Subrogation zu übertragen. 
Mit diejer Auffaſſung fteht auch die herrichende Rechtslehre und 
Rechtiprechung im Einklang: Zachariä II. $ 321 Note 2 und 45 
Laurent, Bd. 18 Nr. 3—12; Aubry u. Rau, IV. 8 321; Des 
molombe, Bd. 27 Nr. 316; Larombiere, Bd. III Nr. 2 zu 
Art. 1249. 

Hiernach ericheinen die gegen die Aktivlegitimation der Ges 
nofien U. vorgebradten Einwendungen unbegründet. 

Hinfihtlih des Wideripruchs der Genoſſen A. ift in dem 
landgerichtlichen Urtheile bemerkt: 

Die liquidirte Forderung kommt al3 privilegirte in Betracht 
und findet deshalb, was die Zinsrüditände angeht, der Art. 2151 
B.8.B. hier feine Anwendung ; denn derjelbe handelt nad) feinem 
Wortlaute nur von eigentlihen Hypotheken, nicht won Privilegien. 
Es ijt nad) den Regeln der Auslegung nicht zulällig, die frag— 
liche Beltimmung, welde ſich als Ausnahme von dem Grunde 
jage: „accessorium sequitur principale* darjtellt, ohne Weiteres 
auf Vorzugsrechte auszudehnen. Weiterhin fommt in Betracht, 
dag der Verkäufer bei Ausübung des ihm nach Art. 1654 3. 
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G.B. zuftehenden Auflöjungsrechtes feinerlei Beichräntung hin 
ſichtlich der unverjährten Zinien unterworfen ift, und die Kon— 
jequenz erfordert eine gleiche Enticheidung, wenn er fi in ein 
Vertheilungverfahren mit den Hypothekargläubigern einläßt. 

Mit diefer Anficht ftimmen Rechtslehre und Rechtipredhung 
überein: Zachariä, Bd. II. $ 285 Note LP. und die dortigen 
Gitate; Rhein. Archiv XIX, I. 298. 

Mit Recht verlangen daher die Genoſſen A. Anweiſung für 
ihre jämmtlichen liquidirten, überdem unverjährten Zinsrüdjtände 
und war dementiprechend der Vertheilungsplan abzuändern. 

Diefes Urtheil wurde hinſichtlich des letzten Punktes mit 
Berufung angegriffen, diejelbe aber unter vollftändiger Billigung 
der Ausführungen des eriten Richters vom Oberlandesgerichte 
zurüdgewiejen. 


B. Abhandlungen. 


—— 


36. Kurze Mittheilungen aus der Praris. 
(Von Herrn NReichsgerihtsrath Dr. Dreyer in Leipzig). 


XII. Zu Art. 1184, 1641—1644 3.6.8. 


Der Befteller einer Maſchine Hat auf Vertragsauflöfung 
geklagt, weil derjelben die zugeficherte Leiftungsfähigfeit abging. 
Dieje Klage wurde für zuläffig erflärt, dein es Handle fich hier 
nit um die Redhibition wegen verborgener Mängel, welche das 
Kaufobjekt zur Zeit des Vertrags hatte, fondern um die Auflöfung 
des Vertrags, weil der Gegenftand nicht vertragsgemäß hergeftellt 
war. Urtheil % 28. Jan. 1837. Vergl. auch Entid. VI. 
©. 298, XII. ©. 352. " 


XIV. Art. 910 B. G.B. 


J. M. Hat in feinem Teftament verordnet: „Den Armen 
von Hül3 und Benrad ſchenke und vermache ich meinen Hüsſler— 
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hof mit allen dazu gehörigen Grundftüden. Nachdem durch 
königliche SKabinetsordre das Legat als eine den genannten 
Gemeinden zu Bunften ihrer Armen gemachte Zuwendung genehmigt 
worden war, übernahm eine aus Vertretern beider Gemeinden 
beitellte Kommiſſion die einftweilige Verwaltung des Hofes. E3 
entitand nun Streit über die Vertheilung. Die Gemeinde Benrad 
verlangte Zutheilung der Hälfte und erhob eine hierauf gerichtete 
Klage. Dieje wurde abgewiejen, weil, da das Teſtament eine 
Duotenbeftimmung nicht enthalte, anzunehmen jei, daß der 
Tejtator die Armen beider Gemeinden al3 eine einzige ununter: 
ichiedene Gejammtheit im Auge gehabt habe. Die Reviſion iſt 
(Urth. v. 8. Febr. 1887) zurüdgemwiejen worden. Aus den 
Gründen: Wenn zunächjt gerügt wird, dab das Berufungsurtheil 
zu Unrecht die Armen als die Bedachten anjehe, während al3 
jolhe doch, nur die Gemeinden gelten lünnten, jo ift dabei 
überjehen, dak eine Zuwendung an die Armen, wie fie hier in 
Frage fteht, nah Art. 910 B. G. B. rechtgültig erfolgen konnte, 
dab aber eine ſolche Zumendung nothiwendig an die zur Ver: 
tretung und Bflege der Armen berufene Korporation d. h. an die 
den Ortsarmenverband bildende Gemeinde fich anlehnt. 


XV. Konftursord. 8 24 Nr. 2. Simulation. 

E3 war gerügt worden, dab das Urtheil auf Grund der 
angenommenen Simulation des ganzen Vertrags Diejen für 
„unwirkſam“ erklärt habe, während dod) die Klage nicht auf 
die Behauptung der Simulation, jondern lediglih auf die Be— 
hauptung, dab die Vorausjegungen des $ 24 Nr. 2 der Konf.-Drd. 
vorlägen, geftüßt worden ſei. In den Gründen zum reichsge— 
tichtlichen Urtheile vom 8. Febr. 1887 ift hierüber gejagt: Dieje 
Rüge muß an und für fih für begründet erachtet werden. Es 
handelt fi) nad) dem’ Ihatbeftande lediglih um eine Anfech— 
tungsftlage im Einne der erwähnten Gejegesbeitimmung. 
Dieje Klage ift nicht gegeben, um ſimulirte Rechtsgeſchäfte anzue 
greifen, wie in den Motiven zur Konkursordnung (9.421) aus— 
drüdlic” anerfannt wird. Die Simulation madt ein Geſchäft 
ihon an ſich ungültig, und es bedarf einem ſolchen Gejchäfte 

Juriſt. Zeitſchr. f. Elſaß-Lothringen XIL. 15 
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gegenüber nicht der Anfechtung „aus dem Recht der Gläubiger," 
Die Entjcheidung auf Grund einer behaupteten und erwieſenen 
Simulation müßte auch eine andere fein, als die auf Grund 
einer Anfechtungsflage zu erlaffende.. Während erftere auszu— 
Iprechen bat, daß der Vertrag in Wirklichkeit nicht beſteht, geht 
das Ziel bei der Anfechtungsflage nur dahin, daß der Vertrag 
dem anfechtenden Gläubiger gegenüber für unwirkſam erklärt 
werde, während er unter den Parteien jelbft feine MWirkfamteit 
behält. 


XVI. $$ 236, 779 CP.O. 


Die Klage war darauf gerichtet, daß der Beklagte verur— 
theilt werde, einen mündlich über den Verlauf eines Haufes 
abgejchlofjenen Vertrag vor dem Notar. zu thätigen (Preuß. 
Gejet vom 20. Mai 1885 Art. I. $ 1). Im Laufe des Pro- 
zelles hat der Beklagte das Haus an einen Dritten verfauft und 
dieſer Vertrag ‚ift notariell abgejchlofjen worden. Die Klage 
wurde nun wegen Unmöglichkeit der geforderten Leiſtung abge: 
wiejen. Die Revifion rügte zunächft Verlegung des $ 236 C. P.O. 
Im reichsgerichtlichen Urtheil vom 8. Febr. 1887 ift dagegen 
bemerkt: Das fraglihe Haus ift im gegenwärtigen Prozeſſe nicht 
die im Streit befangene Sache im Sinne des genannten Para— 
graphen, da nicht die Zuerfennung des Eigenthums oder eines 
unmittelbaren Redts an dem Haufe, jondern nur die Abgabe 
einer Willenserllärung in Bezug auf das Haus, aljo eine obli- 
gatoriiche Leiftung des Verklagten begehrt wird, welche erjt dazu 
führen joll, dem Kläger das EigentHum an dem Haufe zu ver- 
haften. Betreff3 der Ummöglichleit hat Kläger u. A. geltend 
gemacht, der Verklagte fünne ja das Haus wieder erwerben und 
ihm dann übertragen. Die Gründe bemerfen hierüber: Eine 
jolde rein jubjeltive Möglichleit könne Hier ſchon mit Rüdjicht 
auf die Beltimmung des 8 779 C.P.O. nicht in Betracht 
gezogen werden. Nach diefer Beltinunung müßte nämlich, wenn 
der Verllagte verurtheilt würde, die mit der Klage verlangte 
Willenserklärung abzugeben, diefe Erklärung mit der Rechtskraft 
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des Urtheils al3 abgegeben gelten und damit die Wirkung ein- 
treten können, daß das Eigentum auf den Kläger übergehe. Der 
Eintritt dieſer Wirfung jei aber rechtlih unmöglich, weil das 
Eigenthum bereit auf den Dritten übergegangen fei. 


XVII. 8 259 6.2.0. 


Betreff3 der Benugung von Akten über ein Strafverfahren 
im Givilprozefje wird in einem Urtheil ‚vom 22. Februar 1887 
gejagt: Die thatjächliche Feſtſtellung des Berufungsrichters ftüßt 
fi zwar auf die „Ausfagen unverdädhtiger Zeugen“ in ber 
Strafjade. Aber die eidlihen Ausſagen der Zeugen find in 
den Strafalten mit Ausnahme der des R. S. nicht regiftrirt 
worden. Auch ift aus dem Strafurtheile nicht zu entnehmen, 
was die Zeugen bei der mündlichen Berhandlung ausgejagt 
haben. Zudem Hat fich der Berufungsriter nit auf das 
Strafurtheil jelbjt bezogen und nicht etwa daraus, daß ein 
ſolches erlafjen worden tft, einen leberzeugungsgrund entnommen. 
Das Urtheil läßt hiernach in der That nicht erfennen, woher der 
Richter die unverdächtigen Zeugenausjagen, auf welchen feine Felt: 
ftellung beruht, entnommen hat, Sofern hiebei, wie es den An— 
ſchein Hat, die allerdings in den Strafatten enthaltenen uneid- 
lihen Ausjagen der theil3 von einem Richter, theils von einem 
Polizeibeamten vernommenen Zeugen zu Grunde gelegt fein 
joflten, ift zu bemerfen, das zwar eine Berüdlichtigung jolcher 
Zeugenausjagen bei Bildung der richterlicden Ueberzeugung nicht 
für unzuläjlig erachtet werden kann, daß derjelben aber nicht die 
Kraft vollgültiger Beweismittel nad) den Grundſätzen der Eivil- 
prozeordnung 88 320 fi. beizulegen if. (Urtheil d. R.G. v. 
1. Febr. 1884 im Rh. Ach. 74. III 137.) 


15* 


220 Abhandlungen. 


67. Das Verbot der Nahbildung von Kunſtwerken 
mittel3 Herftellung durch ein anderes Verfahren. 
(Bon Herrn Amtsgerihtsrat Grüncwald in Meb.) 


Die vielen Straf und Civilprozeſſe, welche in den leßten 
Jahren und gegemvärtig noch zwiſchen Kunftverlagshandlungen 
unter einander, jowie zwiſchen diefen und den Slünftlern ge: 
ſchwebt haben und noch im Gange find, rechtfertigen eine Be: 
iprehung der Beftimmüng der Ziff. 185 des Reichsgeſetzes 
vom 9. Januar 1876 betr. das Urheberreht an Werten der 
bildenden Kunſt, wonach eine verbotene Nachbildung au 
dann vorliegt, wenn ein anderes Verfahren angewendet 
worden ift, al3 bei dem Original. | 

Es liegen uns drei verſchiedene Vertragsformulare vor, wie 
fie bei den zwiſchen Künftlern und Berlagshandlungen abge: 
ſchloſſenen Geſchäften übAc find. 

a) Nah dem einen überträgt der Künftler an den Berleger 
das „ausſchließliche Vexielfältigungsrecht feines Bildes 
für alle graphiſchen Reproduktionsarten“. Die Auslegung 
diefer Vereinbarung bietet feme Schwierigkeiten. Der Berleger 
erwirbt damit eben die Befugniß, das Bild im jeder ihm be: 
liebigen Form (mittelft Photographie, Holzſchnitt, Stich ac.) wieder: 
zugeben. 

b) In dem zweiten Formulare überträgt der Künſtler dem 
Verleger nur das „photographiſche Vervielfältigungsrecht 
feines Bildes“. Hein Zweifel ift, daß der Verleger dadurch nur 
die Befugnis erhält, das Werk auf photographiſchem Wege 
herzuftellen. 

Welchen technischen Umfang aber dieje Herfteflungsiweife hat, 
wird unter der folgenden lit. e. dargelegt werden. 

Es fünnte vielleicht die Frage aufgetvorfen werden, ob bei 
diefer Vereinbarung einerjeit3 der Künſtler no das Recht be: 
halten habe, jein Bild in anderer Manier, 3. B. in Stich, Holz 
ſchnitt zc. vervielfältigen zu laſſen, und ob andererjeits dem Ver— 
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leger, wenngleich derſelbe, um ein Beiſpiel anzuführen, nur das 
photographiſche Vervielfältigungsrecht erworben hat, das Recht 
zukomme, die ohne ſeine Beſtimmung geſchehenden anderweitigen 
Reproduktionen zu verbieten, weil fie etwa die Abſatzfähigleit 
jeines Bervielfältigungsproduftes beeinträchtigen fünnten. Eine 
ſolche Auffaſſung wäre aber entichieden unrichtig und allem Ge— 
Ihäftsgebrauch twiderfprechend; fie enthielte einen rechtlich nicht 
zu vermuthenden Verzicht des Künſtlers auf eine Reihe von Be— 
fugniflen, die ihm gerade durd die ausdrüdlich feſtgeſetzte Be— 
Ichränfung des allgemeinen Verlagsrechtes zufommen, und es ijt 
daher anzunehmen, daß dem Künſtler das Recht der Verfügung 
bezüglih aller übrigen Reprodultionsarten unbedingt ver 
blieben ift. Würde aber ein Dritter, ohne den Künftler oder 
deſſen Rechtsnachfolger zu fragen, eine Nachbildung irgend welcher 
Art in den Handel bringen, jo hat der Verleger, wenn er auch 
nur ein bejchränftes Bervielfältigungsrecht befigt, die Berechtigung, 
gegen diefe Nachbildung Strafantrag zu fiellen, und 
zwar auch wenn das in dem Ipeziellen Kalle angervandte Repro— 
dultionsverfahren ihm gar nicht übertragen worden ilt. 

Das U. I. Straf. Rg. vom 7. Juni 1886 ſprach in diejer 
Hinficht aus, daß deg Kunftverleger, dem das Bervielfältigungs- 
recht nur für ein beftimmtes Kunftverfahren (z. B. Photo— 
graphie) übertragen wurde, berechtigt ift, jede jein bejchränktes 
Berlagsrecht gefährdende widerrechtliche Nahbildung, aud 
wenn fie dur ein anderes Kunſtverfahren (3. B. Deldrud) 
erfolgt ift, jelbitftändig zu verfolgen. 

e) Nah einem dritten Wertragsformulare überträgt der 
Künftler das VBervielfältigungsrecht feines Bildes „für alle auf 
der Photographie beruhenden Reproduftionsarten“ an den Vers 
leger. 

Nicht aus juriftiichen, jondern vielmehr aus techniichen 
und kaufmänniſchen Gründen bietet die Auslegung diejes, ſowie 
auch des unter lit. b. erwähnten Vertrages einige Schwierigfeit. 

Zu den photographiſchen Bervielfältigungsarten im 
eigentlihen Sinne des Wortes find eigentlih nur der Silber- 
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drud, der Pigmentdrud, die Platinotypie und ähnliche photo: 
chemiſche Verfahren zu zählen. Bon diejen unterfeiden fich die 
photomechaniſchen Neproduftionsarten, die zwar gleich den 
photographiichen des Negativs als Grundlage bedürfen; die Ver: 
vielfachung eines Bildes aber dann weniger durch Einwirkung 
des Lichtes, als Hauptjächlih durch majchinelle Einrichtungen ber 
wirken. 

Solche photomechaniſche Vexielfältigungen find: 

1. Der Lichtdruck, d. i. Beleuchtung einer Chromgelatine— 
platte unter einem Negativ und weitere Bearbeitung derſelben 
zur Annahme der Buchdrudfarbe und zum Drud in der Stein- 
drudpreiie. 

2. Die BPhotolithographie, ein dem sub 1 genannten 
ähnliches Verfahren auf Stein. 

3. Der Woodburydrud, d. i. Herjtellung eines Gela— 
tinerelief3 (durch Belichtung Tichtempfindlicher Gelatine unter 
einem Negativ), Prägung desfelben in Blei und Abklatjch diejer 
Matrize mittel3 Gelatinefarbe auf Papier. 

4. Die Heliogradure: durch ähnliche Einwirkungen des 
Lichtes auf Gelatine und weitere chemiſch-techniſche Behandlung 
wird eine auf der Kupferdrudpreile zu drudende Platte ber: 
geftellt. 

5. Die Photozinfographie oder Autotypie Be 
lihtung eines mit lichtempfindlicher Gelatine überzogenen Um— 
drudpapieres, oder einer direft asphaltirten Zinkplatte unter dem 
Negativ und Aetzung derjelben für den Hochdruck, d. i. für die 
Buchdruckpreſſe. 

Alle dieſe Reproduktionsarten ſetzen zwar eine photogta— 
phiſche Aufnahme voraus und trotzem iſt die Vervielfältigung 
feine photographifche, d. h. das Produkt auch Feine Photographie. 

Für die Frage, ob diefe photomechaniſchen Verfahren dem 
Begriffe des photographiichen Vervielfältigungsrechtes einzureihen 
find, find nämlich weniger technische, als namentlich kauf— 
männijche Gründe ausjchlaggebend. 
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Künftler, Photograph und Kaufmann müfjen bei Abgabe 
des Gutachtens über den bei ſolchen Berträgen vernuthbaren 
Willen der Kontrahenten zulammenmirfen. Denn für die Ver— 
tragsichließenden ift nicht das einzelne Glied der technifchen Pro— 
zedur, jondern die Erjcheinung der Reproduktion auf den Ab— 
ſatzmarkte, im Handel, das Ausichlaggebende. Der Künſtler, 
welcher ſein Bild in photographiſchen Verlag gibt, wird 
ftet3 nur an die Erjcheinung deſſelben ald Einzelblatt, oder, 
wenn auch zu einem Album vereint, doch immer an ein einen 
gewiſſen felbitftändigen Werth repräjentierendes Kunftblatt 
denken ; niemals aber wird er glauben, dab er damit dem Vers 
leger das Recht übertrage, fein Bild, wie es bei der Autolypie 
mittel3 der Buchdruckerpreſſe geſchieht, vielleicht als rüdjeitig bes ° 
drudte Zertilluftration ericheinen zu laſſen. Der Buchdruck ift 
mwenigftens 12mal billiger, als die Photographie. Die Erſchei— 
nung auf dem Abjamarfte wird dadurch eine ganz andere, als 
fie von den Kontrahenten, namentlich jeitens des Künſtlers, be— 
abfichtigt war. Ein faufmännifches, im Verlagsgeſchäft übliches 
Rechenerempel wird jolche3 darthun. Wenn der Verleger ein 
Bild in Photographie-Verlag nimmt, jo berechnet er im allges 
meinen für die Herftellungstoften 50°/, der Einnahme, gewährt 
dem Künſtler bei TantiemesVerträgen 10 bis 15°/,, während er 
für fih und fein Rififo 35 bis 40°%/, beanſprucht. 

Würde man nun annehmen, durch jene Verträge jei auch 
da3 Autotypiereht auf den photographiichen Verleger überge- 
gangen, und derjelbe würde, wozu er bei jolcher Annahme nad) 
$ 7 unſeres Geſetzes befugt wäre, dies Autotypierecht allein 
weiter verkaufen 3. B. für 100 M., davon dem Künftler die ver- 
traggmäßigen 15 M. geben, jo würde er 85 M. ohne jede 
materielle Leiftung in die Taſche fteden. Denn die 50%/, für 
Herftelungstoften der Waare fallen fort, jomit verlieren aud) die 
10 oder 15°/,, weldhe der Künſtler erhält, jede vernünftige Be— 
rechtigung. 

Nun und nimmermehr kann es der Wille der Kontrahenten, 
am allenvenigjten auf Seite des Künſtlers, geweſen jein, die 
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durch den Vertrag übertragenen Befugnilfe in ſolcher ausbeuten- 
der, lediglich den Verleger bereichernder, die Natur eines Kunſt— 
blattes ausſchließender Weiſe wirken zu laſſen. 

Aber auch wenn der Erwerber des photographifchen Ver⸗ 
lagsrechtes das Autotypierecht durch eigene Verlagsunterneh— 
mungen ausbeutet, wie könnte er, da die Autotypie faſt immer 
nicht als Einzelblatt, ſondern zumeiſt in Verbindung mit Tert 
in den Handel kommt, den Gewinn berechnen, mit dem die 
einzelne Autotypie am ganzen partizipirt; und wäre Jelbit 
ein feſtes Honorar vereinbart, jo ift doch auch dann die beim 
Bertragsichluffe vorherrſchende Anficht beider Kontrahenten map: 

gebend. 


Aus dieſem, der Praxis entnommenen Falle geht hervor, 
daß die Autotypie keineswegs ohne weiteres als in jene 
Uebertragung des photographiſchen Verlages und zwar weder 
nad) dem Vertrage der lit. b, noch nad) dem der lit. c inbe— 
griffen angejehen werden fann. Auch macht es nad Obigem 
hierbei feinen Unterjchied, ob in dem Bertrage dem Künſtler 
Tantieme zugefichert oder ein feites Honorar gewährt worden il. 

Anlangend den Lihtdrud, den Woodburydrud um 
Photo: oder Heliogravure, jo wird man dieje Repro— 
duftionsarten aus praktiſchen — nicht prinzipiellen — Grüne 
den, zur „Photographie“ mitrechnen können, weil diejelben 
in Bezug auf ihre Erjheinung im Handel, ſowie ihr Ausjchen, 
- Preis ꝛc. mit der Photographie auf faſt gleicher Stufe fliehen. 








A. Entſcheidungen der Geriäte. 


68. Stempelpfliht für Prozeßvollmachten in Elſaß— 
Lothringen. 

Die aus Art. 12 3. 1 Gel. vom 13 brumaire VII ſich ergebende 
Stempelpflicht kommt für Prozeßvollmachten nur dann in Wegfall, wenn 
dieielben im Prozehverfahren jelbit, aljo zu Protofoll des Gerichtsfchrei- 
ber3, außgeitellt werden. Die Stempelitrafe fann nur von der Verwal— 
tungs- bezw. Steuerbehörde auögeiprochen werden, und ift über den hier— 
gegen erhobenen Ginipruch von dem Strafrichter endgültig zu enticheiden. 

(Urtheil des Neihögerichts, II. Civ.:Sen., vom 1. März 1887 in 
Sachen de3 Landesfiskus von E.“L. gegen die Firma Wittwe 2. u. Sohn. 

Gegen das Bd. XI. ©. 460 diejer Zeitjchrift veröffentlichte 
Urtheil des O.L.G. Colmar vom 2. Juli 1886 Hat die beflagte 
Landeskaſſe Revifion eingelegt. Derjelben wurde hinfichtlich der 
Stempelgebühr jelbit ftattgegeben und injomweit die auf Aufhebung 
de3 erlaſſenen Zwangsbefehls gerichtete Klage zurüdgemwieien. 
Dagegen wurde die Revifion bezüglic der in dem Zwangsbe— 
fehle verlangten Strafe verworfen. 

Gründe. 

Die Revifion mußte als theilweiſe begründet erachtet werden. 

I. Soweit es ſich um die vom Kläger in dem angefochtenen 
Zwangsbefehl geforderte Stempelgebühr Handelt, fommt es 
fediglich auf die Entjcheidung der Trage an, ob nad) den 831 
und 2 des Gerichtökoftengejeßes die Prozeßvollmachten ohne Nüd- 
fiht auf die Landesgejebgebung ſchlechthin von jeder Stempelge- 
bühr befreit find. Dieje Frage mußte verneint werden. Nach 
s 2 Abi. 1 6.8.8. findet "zwar neben den nach diefem Geſetz 
zu erhebenden Gebühren eine Erhebung von Stempeln und 
anderen Abgaben nicht Statt. Es find hiernach alle landesgeſetz— 

Juriſt. Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothringen XI. 16 
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lichen Vorſchriften als aufgehoben anzujehen, nach welchen die 
Prozeßvollmachten als ſolche lediglich mit Rückſicht auf ihren Ge— 
brauch im Prozeß einer beſonderen Stempelpflicht unterworfen 
ſind, der Stempel oder die ſonſtige Abgabe ſonach als eine Be— 
ſteuerung des Rechtsſtreits anzuſehen iſt. Wie in der Begrün— 
dung zu $ 2 G.K.G. (Seite 27) bejonders hervorgehoben wurde, 
follte die Befreiung von landesgejeglichen Abgaben aller Art nicht 
auf die Prozeßhandlungen, Prozeßſchriften u. j. w. beichräntt 
bleiben. Vielmehr ſollte auch die „mittelbare Bejteuerung de3 
Rechtsſtreits“ ausgejchloffen werden, welde darin liegt, daß nad) 
den Stempelgefegen einzelner Bundesftaaten gewiſſe oder alle 
außerhalb eines Nechtsitreis errichtete Urkunden dadurch ftempel: 
pflichtig werden, daß fie in einem Redtsitreite vorgelegt oder 
überreicht worden oder al3 Anlagen der Prozeßſchriften dienen. 
Die Vorlage einer ohne ſolchen Gebrauch nicht oder in geringerem 
Betrage fteuerpflichtigen Urkunde im Prozeß darf hiernad), wie 
auch in der Begründung des Entwurfs a. a. O. bemerkt wurde, 
künftig nicht mehr Anlaß zur Erhöhung von Abgaben ſein. Aber 
nad) der ausdrücklichen Vorſchrift in $ 2 Abi. 2 G. K. G. ſollen 
die Urkunden, von welchen im Verfahren Gebrauch gemacht wird, 
injoweit fteınpelpflichtig bleiben, „als fie es ohne dieſen Gebraud) 
fein würden.“ Ob ſolche Urkunden, auf welde ji) dieje Vor— 
Schrift im Allgemeinen bezieht, von dem in dem landesgeſetzlich 
vorgeſehenen Stempel befreit ſind, hängt hienach davon ab, ob 
der in Frage ſtehende Stempel nach der Landesgeſetzgebung unter 
dem Geſichtspunkt einer Beſteuerung der Prozeſſe fällt oder ob 
derfelbe als ein gewöhnlicher Urkundenſtempel anzufehen ift, welder 
ohne Rückſicht auf den Gebraud) der Urkunde im Prozeß erhoben 
wird. Es ift denn auch die Frage, ob die Prozeßvollmacht als 
folche einer Stempelfteuer unterworfen ift, von diejem Geſichts— 
punkte aus in den einzelnen deutichen Staaten ganz verſchieden 
behandelt worden. Was nun die in Eljah-Lothringen bejtehende 
Stempelfteuer anbelangt, To hat der I. Richter, dejjen Ausführungen 
das Berufungsgericht beigetreten iſt, Feftgejteflt, die Stempelprlidt 
für Vollmachten werde nicht erft durch den Gebrauch derjelben, 
fondern ſchon durch die Errichtung der Urkunde begründet und 
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diefe Urnahme des Berufungsgeriht3 würde, da eine Verlegung 
des betreffenden Yandesgejeges nad) $ 4 der Kaiſerl. Verordnung 
vom 28. Scptember 1879 die Nevilion nicht begründen lönnte, 
für das Reviſionsgericht auch) dann bindend jein, wenn fie nicht 
als zutreffend anzujehen wäre. ine Befreiung der Prozeßvoll— 
madt von der Stempelfteuer kann ſonach, joweit es jih um 
Elſaß-Lothringen handelt, nur dann aus $ 2 des G.K.G. abge- 
leitet werden, wenn angenommen wird, diejelbe gehöre nicht zu 
den Urkunden, von denen „im Verfahren Gebrauch gemacht wird.“ 
Der 1. Richter hat denn auch ausdrüdiih bemerkt, die Prozeß— 
vollmadt fei nur dann als ftempelfrei anzufehen, wenn man an= 
nehme, daß $ 2 Abjah 3 des G.K.G. auf diejelbe Anwendung 
finde und das Berufungsgericht hat ſich diejer Auffafjung ange- 
ſchloſſen. Deſſen Annahıne, die Prozeßvollmacht ſei als eine „im 
Verfahren errichtete Urkunde“ im Sinne des Gerichtskoſten-Ge— 
ſetzes anzujehen, fann aber nicht beigetreten werden. Nach dem 
Wortlaut des Gejeges fünnen al3 unter die Vorjchrift des $ 2 
Abſatz 3 fallende Urkunden nur diejenigen angejehen werben, 
deren Errichtung zum Prozepverfahren gehört, d. h. fih als ein 
Akt des Verfahrens darjtellt, welche ſonoch aus "dem Verfahren 
jelbjit hervorgehen oder als Ergebniſſe desjelben zu betrachten 
find. Von diejem Geſichtspunkte aus kann wohl bezüglich einer 
Prozeßvollmacht, welde im Verfahren jelbft mündlich zum Pro— 
totoll de3 Gerichtsichreibers ertheilt und von dieſem beurfundet 
wurde, gejagt werden, die diejelbe nachtweilende Urkunde jei „im 
Verfahren errichtet worden.“ Dagegen kann die VBorjehrift in 
Ss 2 Abjag 3 G.8.G. nicht bezüglich ſolcher Prozeßvollmachten 
zur Anwendung fommen, welche außerhalb des Verfahrens, gleich» 
viel ob vor oder nad) Einleitung desjelben in einer öffentlichen 
oder Privaturfunde ertheilt worden find. Die Annahme, daß die 
Prozeßvollmachten nicht unter Abſatz 2 jondern unter Abſatz 3 
des $ 2 ©.H.G©. fallen, würde ſich hienach nur dann redtfertigen 
lajfen, wenn man annehmen wollte, die Faſſung der leßteren 
Vorſchrift ſei ungenau, nämlich zu eng und es jei ungeadtet 
diejer ungenauen Faſſung mit Rüdjicht auf den in Abſatz 1 des 
Baragraphen aufgeftellten Grundjag anzunehmen, daß die Pro— 
16* 
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zehvollmachten nad) der dem Geſetz zu Grund liegenden Abſicht 
von jeder Steinpelgebühr befreit jein jollten. Aber diefer Auf: 
faſſung fteht außer dem beftimmten Wortlaut des 8 2 Abſatz 2 
und 3 G. K. G. auch die Entjtehungsgeichichte des Geſetzes im 
Wege. Gegen diejelbe jpricht zunächſt der während der Geſetz— 
gebungsverhandlungen von feiner Seite beanftandete Inhalt der 
Motive zu $ 2 des Gerichtskoſten-Geſetzes, in welchen a. a. O. 
hervorgehoben worden ift, die landesgeſetzlichen Steuern follten 
infoweit unberührt bleiben, al3 Sie nicht eine Belteuerung der 
Rechtsſtreile ſelbſt enthielten und ausdrüdlich gejagt wurde: „Ins 
gleichen darf der Umftand, daß eine außerhalb des Rechtsſtreits 
errichtete, nach den Landesgejeger ohne Rüdjicht auf einen be 
ftimmten Gebrauch der Belteuerung unterliegende Urkunde in 
einem Nechtsitreite zum Beweiſe oder dergleichen gebraudjt wird, 
fie der landesgefeßlihen Belteuerung nicht entziehen.“ Außerdem 
ift die Thatfahe von Bedeutung, dab in Preußen unter der 
Herrichaft des Gerichtsfoftengejeges vom 10. Mat 1851, welches 
auf ähnlichen Grundſätzen beruhte, wie das Reichs-Gerichtskoſten— 
gejeg, die Prozeßvollmachten ftets der Stempelfteuer unterworfen 
wurden. In $ 16 dieſes Geſetzes war ausdrüdlich gejagt, wo 
der Tarif nicht ausdrüdiih die Erhebung vor Stempelbeträgen 
anordne, Jolle eine jolche nicht mehr ftattfinden; deſſen ungeachtet 
beitand alljeitiges Einverftändnig darüber, daß die Stempelpflidht 
bezüglich der Prozeßvollmachten durch dieſes Geſetz nicht bejeitigt 
worden jei, weil angenoinmen wurde, dab e3 ſich bei der Prozeß⸗ 
vollmacht um einen außerhalb des Verfahrens liegenden, außer— 
gerichtlihen Alt Handle. Ebenjo wurde mit Nüdjicht auf dieſe 
Auffaſſung angenommen, daß In den vor die Verwaltungsgerichte 
gehörigen Sachen, bezüglich deren die Berhandlungen ftenipelfrei 
find, die Prozehvoflmadt der Stempelgebühr unterworfen jei. 
(Vergleiche das Urtheil des vormaligen preußischen Obertribunals 
vom 16. Mai 1862 in Goltdammer’s Archiv Bd. 10 ©. 489 
und 490; die Inſtruktion des preußischen Auftizminifters vom 
1. Juni 1854 zu $ 16 des erwähnten Gejeges; Hoyer, preußiſche 
Stempelgejeßgebung S. 536, 537, 541 und Fagiemicz und 
Köhler, Stempelfteuer S. 96, 97.) Bei diefer Sachlage muß 
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angenommen werden, daß dem Gerichtskoſtengeſetz eine andere 
Faſſung gegeben worden wäre, wenn der in Preußen bis dahin 
bezüglich der Stempelpfliht der Prozeßvollmachten beitchende 
Rehtszuftand hätte geändert werden follen, und ift eine aus 
dehnende Auslegung der in $ 2 Abſatz 3 G.K. G. enthaltenen 
Vorichrift ausgeſchloſſen. In Preußen ift denn auch die Auf: 
fallung die herrichende, dak die Stempelpflicht der im Inland 
errichteten Prozeßvollmachten durch das Gerichtsfoftengejeg nicht 
bejeitigt worden jei. (Vergleiche Urtheil de3 Berliner Kammer 
gericht3 vom 5. Dezember 1881 im Jahrbuch für Entjcheidungen 
diejes Gerichts von Johow und Küntzel Band III. (1883) Seite 
260; Wilmowski-Levy, EB.O. $ 76 Nr. 1 Seite 123; Förſter 
C.P.O. ebendaielbit Nr. 4 Seite 131, Labus, preußiſche Stempel- 
gejege Seite 31 und 160-- 161; Simeon, Gejet über den Anften- 
anjag Seite 129). Dieſe Auffaſſung muß nad den obigen Aus— 
führungen, auch joweit die Gejehgebung für Elſaß-Lothringen in 
Frage fteht, als richtig angejehen werden. 

Hienach war das angefochtene Urtheil injofern, als es ſich 
um die Stempelgebühr handelt, aufzuheben und, da die Sache 
zur Endentjcheidung reif ift, die Klage in diefer Beziehung ab= 
zuweiſen. 

II. Soweit die in dem Zwangsbefehl von der Klägerin ver— 
langte Stempelſtrafe in Frage ſteht, ſtellt ſich dagegen die an— 
gefochtene Entſcheidung aus anderen als den vom Berufungsgericht 
dargelegten Gründen als richtig dar. Das Reichsgericht hat be— 
reits in einem Urtheil vom 8. Januar 1884 (in Sachen preußi— 
her Steuerfisfus gegen Lebach Rep. II. 330/83) den Sat aus- 
gejprohen, daß bei Zumwiderhandlungen gegen die Vorjchriften 
über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle die SS 459 
fg. St. P.O. für das Verfahren unbedingt maßgebend ſeien und 
an tiefem Saß in einem am 1. Juni 1886 in Sachen Erben 
M. gegen Landeskaſſe von Elſaß-Lothringen ergangenen in Band 
XI. der juriftifchen Zeitihrift für Elſaß-Lothringen Seite 348 flg. 
veröffentlichten, Urtheil fejtgehalten. Bon diejer Auffafjung ab- 
zugehen liegt feine Veranlafiung vor. Die mit Vorbereitung der 
. Ausführungsgejege zu den Neichsjuftizgejeßen beauftragte Kom— 
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miffion des Appellationsgerichts in Colmar tft zwar, wie ſich aus 
den Protofollen über deren erfte Berathung (Seite 162 flg.) er 
gibt, von der Anfiht ausgegangen, vom Standpunft der Reichs— 
Juſtizgeſetze liege fein zwingender Grund vor, die fid) durch Zwed— 
mäßigfeitögründe empfehlende landesgejeglich Feititehende Auf: 
faffung fallen zu laſſen, nad) welcher die Enregiſtrements- und 
Stempelftrafen als „amendes en matiere civile* dem ftrafredt- 
fihen Gebiete ganz entzogen und die bezüglich derjelben ent» 
ftehenden Streitigkeiten als bürgerliche Rechtsftreitigfeiten aufzu— 
fafien feien. Auch ift, obgleich das Ausführungsgejeb zur Civil- 
prozekordnung, Sonfursordnung und Strafprozeßordnung vom 
8. Juli 1879 GGeſetzblatt für Eljaß-Lothringen Seite 67 fig.) 
in $ 19 den Schuldner mit jeinen Einwendungen nur injoweit 
auf den Weg der Klage verweift, als es fih um den Anſpruch 
jelbft handelt, doc) anzunehmen, daß die Landesverwaltung ſich 
auf den von der erwähnten Kommiſſion empfohlenen Stand- 
punft geftellt und angenommen hat, die Vorſchriften der Reichs— 
Juftizgejege ftänden der Beibehaltung des früheren Rechtszuſtandes 
nit im Mege. (Val. $ 1 Ziff. 3 der Verordnung des Haijerl. 
Statthalter vom 15. November 1880, Sammlung der in Elſaß— 
Lothringen geltenden Geſetze Band II. Seite 1161). Dieſer 
Auffaſſung kann aber nicht beigetreten werden. Zu den Straf: 
jahen im Sinne der Strafprozeßordnung gehören zwar nicht 
alle Fälle, in welchen überhaupt „Strafen“ ausgeiprochen werden. 
Vielmehr gibt es aud „Strafen, welche außerhalb des Gebiets 
des Strafreht3 im engeren Sinne des Wortes liegen, 5.3. Ere- 
futivftrafen, Ordnungsitrafen und Disziplinarftrafen. Aber die 
Zumiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung 
öffentliher Abgaben und Gefälle find allerdings als „Straf- 
ſachen“ im Sinne des $ 3 des Einf.Gej. zur St. P.O. anzu— 
jehen. Bezüglich diefer Zumiderhandlungen, in Anjehung deren 
fi in den meiſten deutſchen Bundesitaaten ein bejonderes Ver— 
fahren ausgebildet Hatte, und deren Verfolgung vielfach ganz den 
mit der Einziehung der Steuern beauftragten Behörden überlaſſen 
worden war, jo dab die Zuftändigfeit des Strafrichters ganz 
ausgejchloffen wurde, find zwar in $ 6 des Einf.-Gef. zur St.P.O- 
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die landesgeieglihen Borichriften „über das Verfahren im Ber: 
waltungswege” aufrecht erhalten worden. Aber dies geihah nur 
iniomweit, als „nicht die 88 459 —463 St. P.O. abändernde Be— 
ſtimmungen treffen.“ Die landesgeieglich bejtehende Einrichtung, 
nad welcher die Wegen der erwähnten Zuwiderhandlungen zu 
verhängenden Strafen im Verwaltungswege feſtgeſetzt erden 
fönnen, wurde hiernach zwar nicht bejeitigt, jondern aufrecht cr= 
halten. Uber fie wurde zugleih in den allgemeinen Rahmen der 
Strafprozekordnung eingefügt, indem einerjeit3 die Anrufung der 
richterlihen Entiheidung in bejtimmter Form gefihert und 
andrerfeit3 ein für diefen all eintretendes, den Grundjäßen der 
Strafprozeßordnung entiprechendes, ‚einheitliches Verfahren vorge— 
Schrieben wurde. Dieſe Vorſchriften der Strafprozekordnung, welche 
| für jedes landesgejeglich beitehende, die erwähnten Zumiderhand- 
lungen betreffende Berfahren” im Verwaltungswege maßgebend 
find, möge dasjelbe im llebrigen geftaltet fein, wie es volle, 
gehen dem Landesrecht unbedingt vor. Insbeſondere gilt die 
Vorſchrift, dab im Falle eines Antrags auf die gerichtliche Ent: 
ſcheidung die Akten der Staatsanwaltichaft zu überjenden find und 
daraufhin das Strafgericht in der Sade zu enticheiden hat, 
. für jedes Verwaltungsverfahren, das fi auf die in Frage ftehen- 
den Zuwiderhandlungen bezieht. Wie der Landesgejeßgebung die 
Befugnis entzogen ift, den Rechtsweg Hinfihtlich diefer Zuwider— 
handlungen ganz auszuſchließen, jo fann dieſelbe auch denjelben 
nit in anderer Weije zulaſſen und die Entſcheidung an die 
Civilgerichte verweiſen, indem ſie die Einwendungen gegen die 
von der Verwaltungsbehörde feſtgeſetzten Strafen als bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten behandelt. (Vergleiche Löwe zu $ 3 Einf.Geſ. 
zur StPO. Nr. 2a und 2b und zu $ 6 dieſes Gejehes Nr. 11 
und 12a, jowie zu Buch VI. Abichnitt II. St. P.O. Nr. 1—4; 
ferner Meves in Holtzendorff's Handbuh des Strafprozefjes 
Band II. Seite 423, 424, 431, 432). Lüge ein den Vor— 
Schriften des Geſetzes entiprechender Strafbeicheid vor, jo hätte 
hienach der I. Richter die lage, ſoweit e3 fih um die Stempel 
ftrafe Handelt, zurüdweiien müſſen, weil die Entiheidung über 
diejelbe in Elſaß-Lothringen wie in den anderen deutſchen Län— 
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dern nach den Vorichriften der Reichsgeſetzgebung lediglich dem 
Strafrihter zufteht. Nun enthält aber $ 459 Abſatz 2 St.P.O. 
auch beftimmte Vorjchriften über die Form, in welcher der Straf: 
beicheid durch die Verwaltungsbehörde zu erlaſſen ift. Dieler 
Vorſchrift ift aber im vorliegenden Yale nad den thatjächliden 
Teltitellungen der Vorinjtanzen nicht genügt, überhaupt nicht ein 
Strafbeſcheid im Sinne diejes Paragraphen. jondern ein gewöhn— 
liher Zwangsbefehl erlaffen werden. Der I. Richter hätte jo= 
nad), da ein jolcher Zwangsbefehl bezüglich) der Strafe nicht er- 
laffen werden durfte, jondern nur ein dem $ 459 StPO. ent 
Iprehender „Strafbejcheid” zuläjfig war, dem Antrag der Klä— 
gerin auf Aufhebung des Zwangsbefehls in Anjehung der 
Stempelftrafe ftattgeben müſſen, gleichviel ob dieſer von Amts: 
wegen zu berüdjichtigende Geſichtspunkt von der Klägerin vorge: 
tragen wurde, oder nicht. Ebenjo hatte daS Berufungsgeridt 
die Berufung binfihtlid der Strafe mit Rückſicht auf diejen Ge— 
fihtspunft zurüdzumeilen. Da dies aus anderen Gründen ge 
ichehen ift, war die Anwendung des $ 526 C.P.O. geboten.*) 


*) Anm. ber Heraudgeber. Die unter IL des reichsgerichtlichen 
Urtheild vertretene Anſchauung über die Zuftändigfeit der Strafgerichte, 
bei Zuwiderhandlungen gegen die Stempel= und Gnregiftrementgeiege und 
das hiebei zu beobadhtende Verfahren fteht mit der biäherigen Praris 
der Elſaß-Lothringiſchen Gerichte in Widerſpruch. Es fragt fih, ob es 
die Abficht der Neichsgeieggebung war, alle mit irgend einem Rechtsnach— 
theile bedrohten Zuwiderhandlungen gegen die Gejege über Erhebung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle als Strafiahen im Sinne des $ 459 
SPD. zu behandeln, oder ob die Anwendbarkeit dieler legteren Geſetzes— 
jtele vorausfegt, daß cine derartige Zumwiderhandlung und Die Ahndung 
derjelben nad) dem Nechte des betreffenden Landes als Strafiache aufge: 
faßt wird. Daß Letzteres hinfihtli der Enregiftrement: und Stempel: 
jachen bisher nicht der Fall war, dürfte kaum zu beftreiten fein. Was 
aber die Tragweite des $ 459 St P.D. betrifft, jo wird von den Ver: 
tretern der gegentheiligen Anficht namentlich betont, daß nad) den Mo: 
tiven zu $$ 20.3 GV.G. (Hahn, Materialien G.B.G. ©. 48 für den 
Begriff „Strafiadhen“ nicht allein das ReichSrecht, Tondern auch das Lan— 
desrecht maßgebend fei, daß ferner die Feltiegung und Erhebung der der 
Landeskaſſe zufließenden Steuern der Yandesgejeggebung zuftehe und dab 
folgerichtig aud) die Frage, ob eine Zumiderhandlung gegen dieie Gelege 
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69. Haftung des Notar für die von ihm vermittelten 
Kapitalanlagen, Uebecweiſung einer Forderung 
jeitens eines Schuldners an jeinen Glänbiger. Gin: 
trag einer Hypothek oder eines Vorrechtes fritens 
des Gejfionars oder Delegatard. Einſchreibung des 

Kaufgeldvorrehtes und Erneuerung derjelben. 


Der Notar, weldher in Gemäßheit der bisher in Elſaß-Lothkingen 
beitandenen Uebung die hypothefariihe Anlage von Geldern vermittelt, 
haftet jeinem Auftraggeber für die forgfältige Prüfung der Sicherheit 
diefer Anlage. Legterer hat zwar hierbei den durd eigenes Verſchulden 
veranlaßten Schaden jelbit zu tragen, allein der Notar kann jich hierauf 
dann nicht berufen, wenn der Auftraggeber fich auf den ſachkundigen Nath 
des Notars verlailen durfte, oder wenn diejer das Verjchulden des GEriteren 
zu eigenem Vortheile ausgebeutet hat. 

Durch die jeitens eines Schuldners erfolgte Ueberweiſung einer ihm 
zuitehenden Forderung an feinen Gläubiger wird regelmäßig nur ein 
Wechſel in der Perſon des Gläubigers, nicht aber die Aufhebung des 
bisherigen Forderungsverhältmiffes begründet; es bleiben daber auch die 
mit leßterem verbundenen Vorrechte beitehen. 

Die Gültigkeit eines Hypothekeintrags ſeitens des Geilionars oder 
Delegatars it nicht durch den Vermerk der den Uebergang der Forderung 
begründenden Vorgänge bedingt. 

Die Ginichreibung des Naufgeldvorrechtes kann auch nah Ablauf 
von zehn Jahren mit der uriprünglichen Wirkung erneuert werden, vor— 
andgelegt, daß inzwiichen nicht eine Weiterveräußerung erfolgt und übers 
jchrieben worden ilt. 

(Urtheil de8 D.:X.=®er. Colmar (II. Senat) vom 20. Oftober 1886 
und des Neichögerichtö (ıl. Civ.-Sen.) vom 8, März 1857 in Saden X. 
a9. B)) 

Durch mehrere von dem Beklagten P. al3 früheren Notar 
in Met am 19. Dftober 1368 errichtete Alte wurde ein dem 
Kläger 2. gehöriges Kapital von 22 000 Fr. hypothekariſch an— 
gelegt und die Hypothek auf zwei in der Stadt Me gelegene 
Beligungen eingetragen. Am 2. Mai 1877 wurden dieje beiden 


Beligungen von dem Eigenthümer und Schuldner Joint dur 








als Straffache zu behandeln ift, nad Landesrecht entichteden werden müſſe. 
Nur für den Fall der Bejahung diefer Frage hätte $ 459 St P.O. Ans 
wendung zu finden. (Vgl. S. 255 flg. dieſes Bandes). 
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Vermittelung des Notar M. freiwillig verfteigert und hiebei ein 
Erlös von 17,825 und 3700 Fr. erzielt. Es wurde hierauf ein 
Reinigungsverfahren durchgeführt, in welchem ein Uebergebot nicht 
erfolgte. In der gütlichen VBertheilung, welche ſich hieran anſchloß, 
wurde dem Kläger lediglich der Erlö3 der zweiten Beſitzung zu 
3700 Fr. überwiejen, von dem Erlö der erſten Beſitzung aber 
die Summe von 16,150 Fr. den drei Gläubigern J. M. und 
P. und der Reſt zu 1575 Fr. dem Gläubiger R. zugetheilt. 
Die Forderung zu 16,150 Fr. rührte von einem Verkaufe der 
erften Beligung aus-dem Jahre 1857 her, welcher im nämlichen 
Jahre unter gleichzeitigem Eintrag des Kaufgeldvorrechtes über: 
ichrieben worden war. Die Verkäuferin, Wittwe H. hatte jodann 
ihre Kaufichillingsforderung an ihre obengenannten Gläubiger 3. 
M. und PB. übertragen und diefe das mit der abgetretenen 
Forderung verfnüpfte Vorredht am 13. März 1872 neuerdings 
eintragen laffen. In der im April 1879 erhobenen lage ver: 
langte nun Kläger 2. von dem Beklagten PB. Erſatz des durch 
deſſen leichtlinniges Verfahren bei der fraglichen Kapitalsanlage 
erlittenen Verluſtes. Dur Urtheil des Landgeriht3 Metz vom 
30. Januar 1883 wurde der Bellagte unter Vorbehalt der 
ziffermäßigen Feſtſtellung für verpflichtet erklärt, dem Kläger, ſo— 
weit Diejer für den Betrag von 15,000 Fr. nicht befriedigt 
werde, Erſatz zu leiften. Auf Berufung des Bellagten und 
Anichlugberufung des Klägers wurde durch Urtheil des O.L.G. 
Colmar vom 20. Oktober 1886 der dem Kläger zu erſetzende 
Betrag auf 14,000 Fr. nebit 5%, Zinien vom 2. Mai 1877 
feitgeleßt, die Verurtheilung des Beklagten jedod) von der Ab: 
leiitung eines dem Kläger zugeichobenen Eides abhängig gemadt 
und zwar dahin gehend, daß Bellagter ihn nicht unter Vorlage 
eines Hypothetenbuchsauszuges mit den auf den beiden Beſitzungen 
ruhenden Belaftungen genau befannt gemacht und ihn zur Anz 
ftellung eigener Nachforſchungen über die Sicherheit der beab- 
fihtigten Kapitalanlage aufgefordert, jowie daß Bellagter dieje 
Anlage nicht ausdrüdlich genehmigt habe. 

Diefe Entiheidung wurde im MWejentlihen auf folgende 
Gründe, welche die beftehenden thatſächlichen Verhältniſſe zur 
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Genüge erjehen laſſen, geftügt. Der Bellagte fei bei der frage 
fihen Kapitalanlage nicht bloß in jeiner Eigenihaft als Notar 
thätig geweien, fondern habe fih im Auftrag des Klägers mit 
der Einziehung und der hypothekariſchen Wiederanlage des 
Kapitals ſelbſt befaßt. Dies jei früher unter den Parteien uns 
beſtritten gewejen und die jegige gegentheilige Angabe des Be— 
Hagten verdiene feinen Glauben. Vielmehr mülle mit Rüdjicht 
auf den früher in Elfaß-Lothringen allgemein beftehenden Gebraud, 
nach welchem die Notare die Erhebung und Anlegung der 
Kapitalien ſekbſt übernahmen und auf die in einem Brief des 
Beklagten enthaltene Mittheilung, er hoffe ein anderes Placement 
für da3 dem Kläger zurüdbezahlte Kapital zu finden, ſowie auf 
die Ausjage des Zeugen St. angenommen werden, der Beklagte 
habe die Kapitalanlage im Auftrag des Klägers bejorgt. Als 
Beauftragter ſei derjelbe aber verpflichtet geweien, bei dieſer 
Anlage wie ein vorfichtiger Mann zu verfahren und darauf be> 
dacht zu jein, daß Diejelbe eine gute, durch das Unterpfand 
genügend geficherte jei. Insbeſondere habe er alle den Berjonal- 
und Realfredit der Schuldner berührenden Verhältniſſe erforichen, 
vornehmlich aber den Werth und die Belajtungsfähigfeit der 
hypothefariih Haftenden Srunditüde ermitteln müſſen. Habe er 
in Anjehung diejer ihm obliegenden Verpflichtung Fehler begangen, 
fo jei er den Kläger dafür nad Xrtifel 1992 3.6.8. verant- 
wortlih. Nach den zur Zeit der Kapitalanlage beftehenden Ber: 
hältniffen jei diefe Anlage aber nur zum Theil binreichend 
gefichert geweien. Auf Grund der in erfter und zweiter Inſtanz 
eshobenen Sachverjtändigen-Gutachten, welche der Vervollitändigung 
durch cin weiteres Gutachten nicht bedürften, und mit Nüdjicht 
auf den jchlechten Zuftand der in Trage ftehenden Häufer jei der 
Werth des Anweſens in der rue du Pontiffroy‘ zur Zeit der 
Kapitalanlage auf 66,350 Fr., derjenige des Hauses in der rue 
Pilätre auf 15,750 Fr. zu veranichlagen. Bei den gegebenen 
Verhältniſſen ſei aber, wie in Uebereinftimmung mit dem zweiten 
Gutachten angenommen werde, die Hälfte des Werthes der 
Grundſtücke die Grenze einer ficheren Kapitalanlage gemweien; eine 
gute Kapitatanlage habe daher bei dem eriten Haus den Betrag 
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von 33,175 Fr., bei dem zweiten 7825 Fr. nicht überfchreiten 
dürfen. Seien dieje Beträge auch mit Rüdjiht auf die dem 
Kläger Zur größeren Sicherheit der Tilgung zunächſt der Zinien 
und bann des Stapitals abgetretenen Miethzinjen auf) nod zu 
erhöhen, fo jei doc) auf dieje Abtretung mit Rückſicht auf die 
Kündbarkeit eines Miethvertrags und die Unficherheit der Be- 
zahlung der Miethzinfen fein erhebliches Gewicht zu legen und 
werde allen Verhältnifien Rechnung getragen, wenn man die 
beleihungsfähige Summe für das erjte Anwejen auf 33,300 für 
das Haus in der rue Pilätre aber auf 8000 Fr. feſtſetze. Nun 
jei aber das Haus in der rue du Pontiffroy zur Zeit der 
Stapitalanlage bereit weit über die gezogene Grenze hinaus, 
nämlich mit einer privilegirten und hypothekariſchen Schuld von 
46,500 Fr. belaftet gewejen, während das zweite Haus nur für 
den Betrag von 8000 Fr. hypothelariiche Sicherheit geboten habe. 
Den Beklagten hätte aber, wenn er jeine eigenen Erfahrungen 
im Allgemeinen und jeine Kenntniß der Verhältniſſe gehörig zu 
Rath gezogen und joweit dieſe nicht ausreichten, jorgfültige Er— 
mittlungen über den Werth und die Belaftungsfähigfeit der 
Grundſtücke angeftellt hätte, die unzulänglide Sicherheit der 
Anlage über den erwähnten Betrag von 8000 Fr. hinaus und 
die Möglichkeit eines daraus für den Kläger entitehenden Schadens 
nicht entgehen fünnen. Derjelbe habe bei Ueberſchreitung diejer 
Grenze nicht als ein vorfichtiger, die Folgen in’s Auge faſſender 
Mann gehandelt. Die ihn deshalb treffende Verantiwortlichkeit 
jei aber um jo ftrenger zu nehmen, al3 derjelbe aus dem Gejchäft 
nad) verjchiedenen Richtungen hin Vortheile gezogen habe, ja 
jogar die Vermuthung beitehe, dab deſſen eigene, ungededte und 
gefährdete Yorderung mit dem dargeliehenen Geld getilgt worden 
jei, — erionad bei der Kapitalanlage mehr jein eigenes Intereſſe 
als das des Klägers im Auge gehabt habe. Der Beklagte juche 
nun zwar jeine Verantwortlichfeit mit dem Einwande abzulehnen, 
daß der Stläger den ihm erwachſenen Schaden fich jelbit zuzu— 
ichreiben habe, aber deilen Aufftellung, Kläger hätte fich durch 
Einziehung der ihm bei der Hypothefbeitellung im Voraus über- 
wiejenen Miethzinjen aus den verpfändeten Belikungen für 
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Zinien und Kapital bezahlt machen fünnen, jei nicht richtig. 
Kläger Habe e3 allerdings unterlaſſen, ih durch Arrejtichlag auf 
die von Eh. geichuldeten, an den Schuldner J. bezahlten Mieth- 
zinfen für die fälligen Zinien feines Kapitals zu fichern. Dies 
jei vom Jahr 1874 ab Sache de3 Klägers gewejen und er würde, 
wenn er dies gethan hätte, die Zinjen jeines Kapitals bis zur 
Verjteigerung vom 2. Mai 1877 erhalten haben. Die Folgen 
diefer Verläumnig habe daher Kläger auf fich zu nehmen. Da» 
gegen jei der weitere dem Kläger gemachte Vorwurf, daß er am 
7. Januar 1874 in die Herausgabe des bis dahin beftehenden 
Miethzinsüberſchuſſes von 1838,85 Fr. an J. gewilligt Habe, 
nicht gerechtfertigt. Es ftehe nämlich feſt, daß der Bellagte 
diefen Ueberſchuß zur Tilgung jeiner eigenen Forderung verwendet 
und jo da3 angebliche Verjcyulden des Klägers zu jeinem eigenen 
Vortheile ausgebeutet habe und Bellagter habe die Verpflichtung 
gehabt, aus dem erwähnten Ueberſchuß zunächft die damals be= 
jtehende fällige Zinsforderung des Klägers von 1100 Fr. zu 
tilgen. Habe der Beklagte Hiernach, jeiner ihm als Beauftragten 
obliegenden Berpflichtung zuwider, es unterlaflen, den geſchäfts— 
unerfahrenen Kläger über den Stand der Sache aufzuklären, jo 
treffe diejen fein Verſchulden, wenn er in jeiner Gutgläubigfeit 
in die Herausgabe der fraglihden Summe eingawilligt babe. 
Ebenjo jei aber auch der Borwurf unbegründet, Kläger habe bei 
der durch Notar M. vorgenommenen gütlihen PVertheilung feine 
Rechte nicht gewahrt, da er die privilegirte Anweiſung der 
Gläubiger J. M. und B. mit Erfolg hätte beftreiten können. 
Den enwähnten Gläubigern habe nämlich, wenn auch deren 
Hppothefareinichreibung Mangel3 rechtzeitiger Erneuerung erlojchen 
geweſen jei, ein Kaufpreisprivileg zugejtanden. Nach dieſen Aus— 
führungen jei der Bellagte, was den Grund des Anipruchs an— 
belange, dem Kläger injomweit jchadenserjagpflichtig, als letzterer 
für den die geliherte Summe von 8000 Fr. überjteigenden Reft 
jeiner Stapitalanlage von 22,000 Fr. aljo für 14,000 Fr. nebit 
Zinſen hieraus jeit dem 2. Mai 1877 aus dem Erlös der ver- 
pfändeten Grundjtüde feine Befriedigung erhalten habe. Diefe 
Verantwortlichkeit würde freilich wegfallen, wenn der Kläger in 
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voller Kenntnig der Sachlage die Kapitalanlage gebilligt hätte. 
Aber eine ſolche Billigung könne, wie ſchon der erfte Richter 
zutreffend ausgeführt habe, ebenjowenig in der nachträglichen 
Uebernahme der ' Forderungstitel wie in der am 7. Januar 1874 
gegebenen bereit3 gemwürdigten Zujtimmung zur Auszahlung des 
erhobenen Miethzinjenbetrags von 1838,85 Fr. an 3. oder im 
jahrelangen Bezug der Kapitalzinſen gefunden werden. Debhalb 
jei auf den dem Kläger bezüglih der ausdrüdliden 
Genehmigung der Kapitalanlage zugeihobenen Eid zu erfennen. 
Werde deſſen Ausſchwörung verweigert, ſo jei die lage unbegründet. 
Im alle der Eidesleiftung jtehe zum Grunde des Anſpruchs die 
Verantivortlichleit des Beklagten in dem oben angegebenen Um— 
fange feit; es frage jih nur noch, ob die Sache, wie der Bellagte 
behaupte, behufs Feſtſetzung des Schadensbetrags und Verur— 
theilung zur Zahlung in die erſte Inſtanz zurückzuweiſen oder 
die vom Kläger beantragte Entſcheidung jetzt ſchon zu geben ſei. 
Nah $ 500 Abſatz 1 Ziffer 1C.P.O. müſſe die Zurückweiſung 
jtattfinden, wenn das erjtrichterliche Urtheil über den Grund der 
Sache vorab entſchieden habe und eine weitere Verhandlung der 
Sache noch erforderlich jei. Non diefen beiden Vorausjegungen 
liege aber feine vor. Die angefochtene Entjcheidung jei nicht als 
Swijchenurtheil über den Grund des Anipruds im Sinne des 
Ss 276 C.P.O., jondern als ein Endurtheil anzujehen, denn es 
enticheide auch über die Koften des Verfahrens und behalte nur 
die ziffermäßige Feititellung des Schadensbetrages einem beionderen 
Verfahren in einem neuen Prozeſſe vor. Daſſelbe leide allerdings 
als Endurtheil an dem wejentlichen Mangel, dab es den Klage— 
gegenftand nicht erichöpfe, von der nah $ 501 C. P.O. zuläjligen 
Zurüdverweifung fei jedod) abzujehen, da die Sache jpruchreif fei. 
Eine weitere Verhandlung jei in feinem Yalle geboten, da feſt— 
ftehe, dab Kläger außer dem Erlös von 3700 Fr. welche das 
Haus in der rue Pilätre ergeben, nichts erhalten habe, Ddiejer 
Erlös aber auf die 8000 Fr. anzurechnen jei, welche durch die 
auf dem betreffenden Haus ruhende Hypothek gejichert geweſen 
jeien und im Uebrigen die vom Kläger aufgeftellte Rechnung an 
ih nicht beitritten jei. Damit jei zugleich die Entjcheidung über 
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die Höhe des zu erjegenden Betrag gegeben, der aus den une 
gededt gebliebenen 14,000 Fr. nebit Zinjen vom 2. Mai 1877 
an beftehe. Der Kläger ſei an ſich berechtigt gewejen, vom Tage 
der Klage an weitere Zinjen der bis dahin erlaufenen, zur 
Hauptſache zu jchlagenden, Zinjen zu verlangen, fordere joldhe 
aber nur vom 2. Januar 1834 ab, wobei es zu verbleiben habe. 

Die gegen dieſes Urtheil von dem Beklagten eingelegte 
Reviſion wurde aus naditehenden Gründen verworfen: 

Die Reviſion fonnte nicht für begründet eradjtet werden. 

Das Berufungsgericht hat feitgeftellt, dak der Bellagte bei 
der in Frage jtehenden Kapitalanlage nicht bloß als Notar thätig 
gewejen jei, jondern im Auftrag des Klägers die Einziehung und 
MWiederanlage bejorgt habe und das in Folge der von ihm bes 
gangenen Verſehen dem Kläger der Schaden zugefügt worden 
jei, zu deilen Erjaß der Bellagte verurtheilt worden iſt. Da 
dieſe Ausführungen auf einer rechtsirrthümlichen Auffaſſung oder 
auf einem prozeſſualiſchen Verſtoß beruhen, it nicht eriichtlich. 
Bezüglich der vom Revilionstläger erhobenen Beſchwerden ift im 
Einzelnen zu bemerken, was folgt: 

1. Die Rüge, daß das Berufungsgericht mit Unrecht ange» 
nommen habe, der Bellagte ſei als Bevollmächtigter „ialarirt“ 
gewejen, ericheint als unbegründet. In dem angefochtenen Urteil 
findet ſich eine Feſtſtellung diefer Art, welche auch nicht noth— 
wendig war, um die Anwendung des Artikels 1992 B.G. B. zu 
rechtfertigen, nicht. Vielmehr hat das Oberlandesgeriht nur aus» 
geführt, das Verſchulden des Bellagten jei um jo ftrenger zu 
beurtheilen, da er aus dem Geſchäfte eigene Wortheile gezogen 
Habe. Dieje Ausführung iſt als eine redhtsirrthiimliche nicht 
anzujehen, entipricht vielmehr dem Geiſt des Geſetzes, nad welchem 
derjenige, welcher den rhm ertheilten Auftrag unentgeltlich über- 
nimmt, milder beurtheilt werden joll, als der Beauftragte, 
welcher für jeine Mühewaltung Entichädigung erhält. 

2. Auch jomeit die Revifion fi) gegen die Ausführung des 
Berufungsgericht richtet, es jet darin ein Verſchulden des 
Klägers nicht zu finden, daß er jich der den Gläubigern J. M. 
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und P. auf Grund ihres Kaufpreisprivilegs ertheilten Anweiſung 
nicht widerjeßt habe, iſt diejelbe. als begründet nicht anzujehen. 

a) Die Uebertragung der Klaufpreisforderung der Wittwe 9. 
nebjt dem an derjelben haftenden Privileg auf die erwähnten bei 
der gütlihen Vertheilung angewieſenen Hypothefargläubiger ift 
ausdrüdiih und in einwandsfreier Weiſe feltgejtellt. Wenn das 
Berufungsgericht ausführt, e3 Habe ſich nicht um eine einfache 
Zahlungsanmweilung, jondern um eine vollkommene „Delegation“ 
gehandelt, jo jollte damit offenbar gejagt werden, daß ein Wechiel 
in der Perſon des Gläubiger$ eingetreten je. Es kann aber 
daraus nicht gefolgert werden, die Haufpreisforderung jelbit fei 
erloichen und eine neue Forderung begründet worden. (Vergl. 
Urt. 1275 B. G. B.) 

b) Die Rüge, daß die von den erwähnten Gläubigern ge— 
nommene Einjchreibung der Worichrift des Art. 2148 Ziff. 3 
B.G. B. nicht genüge, ift unbegründet, da nad) dieſer Beſtimmung 
nur das Datum und die Beichaftenheit der die Hypothef oder 
das Vorzugsrecht begründenden Urkunde angegeben zu werden 
braucht, in der Einjchreibung aber bemerkt wurde, daß ſich das 
beanjpruchte VBorzugsreht aus dem Slaufalt vom 26. Oktober 
1857 ergebe. Eine Darlegung der Vorgänge, duch melde 
diejes Vorzugsreht auf die Gläubiger übertragen wurde, war nad) 
Urt. 2148 Ziff. 3 nicht geboten. Jedenfalls kann der Mangel 
diefer Angabe die Unwirkſamkeit der Ginjchreibung nicht zur 
Folge haben. 

c) Der von dem Oberlandesgeriht aufgeitellte Sat, daß 
das den Gläubigern J. M. und P. zuitehende Kaufpreisprivileg 
durch die Einjchreibung vom 13. Mär; 1872 gewahrt worden 
jei und ein Vorrecht denjelben auch vor den einfahen Hypothe— 
targläubigern mit einer älteren Einſchreibung begründet babe, 
entjpricht der in Franfreih in Rechtslehre und Rechtiprecjung 
herrichenden Auffaſſung.) Der Vorrang diejer Gläubiger hätte 
aber vom Kläger auch dann nicht mit Erfolg beftritten werden 
fönnen, wenn die in neuerer Zeit aufgeftellte Anficht **) für 





*) Nol. Sirey:Gilbert 3. Aufl. (1885) Art. 2154 Note 2. 
”*, Vol. Sirey:Gilbert 3. Aufl. Art. 2108 Nr. 3 (Pont). 
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richtig zu halten wäre, daß das Kaufpreisprivileg al3 Brivileg 
(Art. 2095 B. G. B) nur dur die Transjtription gewahrt 
werden fönne (Art. 2106, 2108, 2113), aber .aud einer er 
neuten Inſkription (Art. 2154) nicht bedürfe, welch leßteren 
Sat freilih die Revifion beftreitet. Es fteht nämlich feit, daß 
die Iransjfription, und zwar jchon im Jahre 1857 vor der Ein— 
Ichreibung der dem Kläger zuftehenden Hypothek ftattgefunden hat. 
Bri diefer Sachlage war e3 nicht geboten, fich über die bejtehen- 
den Streitfragen auszuſprechen, da es dem Kläger feinesfalls zum 
Berjchulden angerechnet werden fünnte, daß er bei jeinem Ver— 
halten die in Rechtslehre und Rechtſprechung herrichende Anficht 
zur Richtſchnur nahm, auch derjelbe nicht verpflidiet war, jich 
auf einen langivierigen und foftjpieligen Prozeß einzulafjen, um 
dadurd) die Folgen eines vom Beklagten begangenen Beriehens 
abzumenden. 

3. Die Nüge, es jeien vom Berufungsgericht bei Beurz=, 
tHeilung des Werths der cedirten Miethzinjen nicht die zur Zeit 
der Stapitalanlage betehenden, jondern die in Folge des Kriegs 
und der Annerion eingetretenen Berhältnifje zu Grunde gelegt 
worden, ijt ungerechtfertigt. Das Oberlandesgeriht Hat im 
Allgemeinen bemerkt, bei der Beurtheilung des Werths der 
Miethzinien jei zu berüdjichtigen, daß die Erfüllung der Mieth— 
verträge nicht ficher gewejen jei, und dann beigefügt, thatſächlich 
fei auch die Miethe von einigen Miethern aufgegeben worden. 
Die Bedeutung der Miethzinfen für die Beleidungsfähigfeit ift 
aber unabhängig von diejer beiläuflgen Bemerkung auf Grund 
der zur Zeit der apitalanlage beftehenden Verhältniſſe gewürdigt 
morden. 

4. Weiter wird ohne Grund gerügt, es jei vom Berufung 
gericht darauf Gewicht gelegt worden, daß Kläger zur Bewilligung 
der Herausgabe des Mietdzinsüberichufjes von 1838,85 Fr. an 
J. durch den Beklagten beftimmt und die in Frage ftchende 
Summe zu dejien Bezahlung verwendet worden jei. Es handle 
ſich bei diefer Frage darum, ob Kläger den ihm enwachjenen 
Schaden nicht theilweije durch eigenes Verſchulden herbeigeführt 
habe. Dies verneinte das Oberlandesgeriht ohne Rechtsirrthum, 

Juriſt. Beitiär. f. Elfaß-Lothringen XII. 17 
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indem e3 annahm, ein Verſchulden des Klägers ſei darin nicht 
zu finden, daß er dem Rathe des volllommen jachlundigen Be 
Hagten in gutem Glauben gefolgt fei. 

Daraus ergibt Sich zugleich die Grundlofigfeit der weiteren 
auf die behauptete angebliche Klageänderung bezüglichen Beſchwerde. 
Die Klage wurde auch - in dieler Beziehung nicht auf einen 
Mibbraud der Gutgläubigfeit des Klägers durch den Beklagten, 
fondern auf Art. 1992 B.G. B. geftügt. Es wurde nur der 
Einwand des Bellagten, der Kläger habe ſelbſt durch jein Ver— 
ihulden den Schaden herbeigeführt, von diefem durch Hinweiſung 
darauf befämpft, daß die in Frage ſtehende Eimwilligung gerade 
durch den Beklagten herbeigeführt worden jei und deßhalb dem 
Kläger nicht zum Verſchulden angerechnet werden könne. Der 
Revifionskläger konnte deßhalb mit der Behauptung, es liege eine 
unzuläffige Stlageänderung vor, ganz abgejehen von der Vorſchrift 
in $ 242 E.B.D., nicht durchdringen. 

5. Mit Unrecht wird endlih noch eine Verletzung des 
S 500 Abſatz 1 Ziff. 3 C. P.O. gerügt und geltend gemadt, das 
Berufungsgericht jei nicht in der Lage geweien, den Betrag der 
Entjhädigung feftzujegen, jondern habe die Sache in die erite 
Inſtanz zurückverweiſen müſſen. Das Urtheil erſter Inſtanz war, 
wie das Oberlandesgericht in zutreffender Weiſe ausgeführt hat, 
nicht als ein Zwiſchenurtheil im Sinne des 8 276 C.P.O., 
ſondern als ein Endurtheil anzuſehen; die Vorſchrift des 8 500 
Abſatz 1 Ziff. 3 dieſes Geſetzbuchs konnte daher nicht zur 
Anwendung kommen. 

Anm der Herausgeber. 

Nach der herrſchenden Anſicht kann der Verkäufer ſein Vorrecht 
ſowohl durch Ueberſchreibung des Kaufaktes, als auch durch einfache Eins 
ſchreibung der Kaufſchillingsforderung wahren, und muß in beiden Fällen 
innerhalb zehn Jahren von dem uriprünglichen Eintrage an gerechnet die 
Erneuerung erfolgen — Sirey-Gilbert 9. Auflage Art. 2108 Note 5 und 
Art. 2154 Note 1 u. 2. — Die Nothiwendigkeit dieſer Erneuerung durch 
den Verkäufer wurde auch in einem Staatörathsgutachten vom 22. Jau. 
1808, welchem mit Rückſicht auf die Zeit feiner Erlaffung und die Ver: 
Öffentlihung im Geiegblatt maßgebende Bedeutung zukommt, unter Ziff. 1 


und 4 ausdrüdlih anerkannt. Dagegen wird allerdings von Pont in 
jeinem Werfe: Des Privilöges et hypothöques Band 1 Nr. 263 und 274 


PT = 
w 
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unter namentlihen: Hinweiſe auf das Transjkriptionsgeieg vom Jahre 
1855, welches jede Wirkjamfeit eines Verlaufs Dritten gegenüber von der 
Heberichreibung abhängig mache, die Möglichkeit einer Einichreibung des 
Kaufgeldvorrechtes ohne gleichzeitige Weberichreibung des Kaufvertrags 
geläugnet und die Wirkung des Vorrechtes ausſchließlich an die lieber: 
ihreibung gefnüpft. Ebendeßhalb beftreitet der genannte Verfaſſer in 
Bezug auf den Verkäufer die Nothwendigfeit der Erneuerung des Ein- 
tragd, da diele für die Heberichreibung nirgends vorgefehen jei. Dar: 
über beiteht indeh "allgemeines Ginverftändniß, daß der Verkäufer aud) 
nad) Berfäumung der Erneuerungsfriſt fein Worreht noch mit der 
urjprünglichen Wirkung eintragen laffen kann, fo lange das fraglidhe 
Grundſtück nicht weiter veräußert und die Weiterveräußerung überfchrieben 
it. Erſt mit dem Cintritt dieſer legteren Vorausfegung zieht die bis 
dahin unterlaffene Erneuerung bes Gintrages die endgültige Erlöſchung 
des Vorrechtes nad fih. Es ergibt fih dies aus Art. 6 des Trans: 
ſtriptionsgeſetzes, ſowie aus Art. 2095, 2096 B. G. B. und der Erwägung, 
daß für den Eintrag des mehrgenannten Vorrechtes eine Frift nicht vor— 
geichrieben ift. 


70. Auslegung von Verträgen. Gejjion. Auflage zu 
Bunjten eines Dritten, 


Bei Auslegung von Verträgen ift mehr die muthmaßliche Abficht der 
Barteien, als der Wortlaut enticheidend. 

Eine Ceſſion kann auch ftillichweigend gejchehen und aus den Um— 
ftänden gefolgert werden. 

Zur Anwendbarkeit des Art. 1121 BGB. iſt es micht unbedingt 
nothiwendig, daß die Perfon des Dritten zur Zeit des Vertragsabichluffes 
bereit3 feititeht; diejelbe kann auch durch ein fünftiges Ereigniß beſtimmt 
und können namentlih im einem Pacht-, Miethes oder Arbeitvergebungs: 
Vertrage für den Nachfolger in dem betreffenden Vertragsverhältniſſe 
beiondere Vergünftigungen ausbedungen werden. 

(Urtheil des O.L.G. Colmar (Il. Senat) vom 7. Juli 1886 und 
des R.G. vom 8. März 1837 in Sadıen W. g. 9.) 


Die Stadt Meg vergibt im Submijfionsverfahren Die 
Reinigung der Anlagen, Plätze und Straßen, ſoweit diejelbe ihr 
obliegt. Vom 1. Januar 1876 bis' 1. Januar 1382 war der 
Beklagte H. Uebernehmer, von da an bis 1. Januar 1393 iſt der 
Kläger W. es geworden. Der Bellagte fuhr gleichwohl fort, mit 
Privaten bezüglih der ihnen obliegenden Straßenreinigung 
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Abonnementsverträge abzuſchließen, und wird deßhalb deſſen 
Verurtheilung begehrt, dieſe Abonnements zu löſen und dem 
Kläger den durch den Abſchluß dieſer Verträge zugefügten Schaden 
zu erſetzen. In letzterer Hinſicht iſt zu bemerlen, daß Kläger den 
Beklagten am 19. Mai 1882 notariell in Verzug ſetzen lieh, 
uriprünglic; 24,000 M. Schadenserjat forderte, jpäter die For— 
derung auf 8000 M. berabjegte und beantragte, daß vorerft über 
den Grund des Anipruchs erfannt werde. 

Die Klage wird zunächſt auf den Inhalt der mit der Stadt 
Metz abgejchloffenen Berträge geftügt, und ift unbeftritten, daß die 
Submilfionsbedingungen ſowohl im Jahre 1876 als im Jahre 
1882 unter Anderem Folgendes bejtimmen: „Artikel 40. Der 
Unternehmer kann betreffs der Reinigung und Beiprengung der 
öffentlichen Straßen, wo die den Privaten obliegt, mit diejen 
Abonnements abichließen, aber es ift ihm ausdrücklich unterjagt, 
für diefe Abonnements die für das Aufhören jeines Unternehmens 
mit der Stadt bejtimmte Zeit zu überjchreiten (de depasser 
pour ces abonnements la limite fixée pour l’expiration de son 
entreprise avec la ville.) Dieje Abonnement? jollen auch in dem 
Falle ihre Wirkung verlieren, wenn der Bürgermeifter genöthigt 
jein jollte, gemäß Artikel 35 der Bedingungen die Auflöfung des 
Vertrages auszuſprechen.“ In diefem Xrtifel 35 find nämlich 
bejtimmte Fälle vorgejehen, in welchen wegen Verlegung des 
Vertrages durch den Unternehmer der Bürgermeifter zur anders 
weiten Submiffion jchreiten, oder die Stadt die Straßenreinigung 
jofort in eigene Regie übernehmen darf. Außerdem ift noch in 
den Submiflionsbedingungen feitgejegt, daß der neue Unternehmer 
gehalten jei, die Fäſſer und jonftigen Geräthichaften, welche zum 
Geichäfte gehören, dem früheren um einen durd) Sachverftändige 
feftzujegenden Preis abzufaufen. Der Kläger führt aus, daß er 
durch dieſen Vertrag ein eigenes Recht darauf erworben habe, 
dab der Bellagte nad) Beendigung jeiner Submijjion die Abon- 
nements mit Privaten löje und feine neuen eingebe; eventuell 
hält er fi gemäß Artikel 1166 B.G.B. für berechtigt, die Rechte 
der Stadt auszuüben. 

Augerdem wird die Klage darauf gejtügt, daß der Bellagte 
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dem Kläger durd unerlaubte Mittel Konkurrerz mache. Artikel 
1382 BGB. 

Mit Urtheil vom 24. März 1885 hat das Landgericht zu 
Meb die Klage abgemwiejen, weil dem Beklagten jeiner Zeit blos 
die Verlängerung der abgeſchloſſenen Abonnementsverträge über 
die Zeit feiner Pacht hinaus, hicht aber der Abſchluß neuer 
Verträge unterfagt worden ſei. Auf Berufung des Klägers hat 
das Oberlandesgeriht zu Colmar mit Urtheil vom 7. Juli 1886 
abändernd dahin erfannt: „Der Beklagte wird für gehalten erklärt, 
alle mit Privaten in Bezug auf die Straßenreinigung in Meß 
abgeichlojjenen Verträge zu löſen und den Kläger wegen des 
denselben dur den Abſchluß dieſer Berträge zugefügten Schadens 
zu entichädigen. Die Enticheidung über die Höhe des Schadens 
und über die Koften wird vorbehalten.“ Diejes Urtheil beruht 
im Wejentlichen auf folgenden Gründen: 

Nah Artitel 1156 B.G. B. müſſe bei Auslegung der Ver— 
träge mehr als der bucftäbliche Sinn der Worte die gemein- 
ichaftliche Abſicht der Parteien den Ausichlag geben. Nach dein 
Zwede der in Rede ftebenden Vertragsbeitimmungen und nad) 
dem wohlveritandenen öffentlichen und privaten Intereſſe der 
Stadt Meb, welches dabei ins Auge gefakt worden, fünne e3 
aber feinem Zweifel unterliegen, daß die Beltinnmung des 
Artifel3 40, wonad dem Unternehmer fürmlich unterjagt tit, für 
die Abonnements mit den Privaten die für den Ablauf des 
Unternehmens feitgeleßte Grenze zu überjchreiten und, wonad in 
gleiher Weile auch im Falle der Auflöfung des Unternehinens 
auf Grund des Artikels 35 dieje Abonnements aufhören Sollen, 
nad der gemeinjamen Abjicht der Parteien nur dahin aufzufalien 
jei, daß nach Ablauf oder Auflöjung des Unternehmens die Mit- 
bewerbung de3 Beklagten bei der Straßenreinigung für Private, 
jei es der Stadt, jei e3 dem künftigen Unternehmer gegenüber 
ausgeichloffen jein jolle, wobei es, wenn die fragliche Beitimmung 
irgend eine Wirkung haben jolfe, gleichgültig fei, ob die Mitbe- 
werbung durd einfache Ausdehnung oder Fortiehung der Abon— 
nement3 über die Dauer des Vertrags hinaus oder durch neue 
Abſchlüſſe bethätigt werde. Kine derartige Beſchränkung der 
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Mitbewerbung auf einen beftimmten Gegenftand und auf eine 
beitimmte Stadt fei nicht unerlaubt und den Preis dafür habe 
fih der Bellagte in dem Submiflionsgebote ielbit beftimmt. 

Diele Beihränfung der Mitbewerbung ſei allerdings zunächſt 
der Stadt gegenüber vereinbart worden, für welche fie jedenfalls 
von Bedeutung geweſen jei, fall3 fie jpäter die Straßenreinigung 
jeldft übernahm Die Stadt habe aber dabei offenbar von vorn— 
herein ins Auge gefakt, das Hieraus erworbene und feiner Natur 
nad übertragbare Recht an den etwaigen fünftigen Unternehmer 
abzutreten. Dafür jpreche, wie näher ausgeführt wird, der Zus 
ſammenhang des Artifel3 40 mit Artifel 35 der Vertragsbedingungen. 
Nachdem nun nah Ablauf des Vertrages mit dem Bellagten die 
Straßenreinigung in neuer Submifjion auf den Kläger überge- 
gangen jei und, nachdem fich diefer unbeftrittener Maßen der 
nämlihen Bedingung, wie in dem mehrerwähnten Artikel 40 
vorgelehen, unterworfen, fi auch zur Uebernahme des zum 
Betriebe beitimmten Material3 des Beklagten verpflichtet habe, 
müſſe aus allen diefen Umftänden angenonmen werden, daß das der 
Stadt Meß aus Artikel 40 gegen den Bellagten erwachjene Recht 
nah dem Willen der vertragichließenden Theile ftillichtweigend von 
der Stadt an den Kläger abgetreten worden ſei. Der Preis 
diefer Abtretung jei in dem mit dem Kläger vereinbarten Sub: 
mijlionspreije zu finden, deſſen Höhe fich naturgemäß je nach den 
günftigeren oder weniger günftigen Bertragsbedingungen be— 
ftimmte. 

Sollte aber die Stadt Meb die beiagte Beichräufung der 
Mitbeiverbung des Beklagten nicht für fi) ausbedungen haben, 
jo könnte in der fraglichen Beſtimmung nur eine gültige Auflage 
zu Gunften eines Dritten nah Maßgabe des Artikels 1121 
B.G. B. erblidt werden. Diejer Dritte fünne nur der neue 
Unternehmer fein und jei im Vertrage genügend bezeichnet. 

Die Klage ſei hiernach ſowohl bezüglich des Hauptbegehrens 
als auch bezüglich des Anſpruchs auf Schadenserjag begründet. 

Der Beklagte hat rechtzeitig Reviſion eingelegt und bean— 
tragt Aufhebung des Berufungsurtheils und in der Sade Ber 
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ſtätigung des erftinftanzlichen Uxtheils. Für den Revifionsbe- 
Hagten wird Zurüdweilung beantragt. 
Entiheidungsgründe. 

Die eingelegte Revifion fann einen Erfolg nicht haben. 

Zunächſt hat das Oberlandisgericht die Artikel 40 und 35 
des zwiſchen der Stadt Meb und dem Beklagten geichlofjenen 
Vertrages nad dem Zwecke der genannten Beltimmungen und 
der gemeinfamen Abſicht der Parteien dahin ausgelegt, daß nad) 
Ablauf oder Auflöſung de3 Unternehmens die Mitbewerbung des 
Bellagten bei der Straßenreinigung für Private, möge fie durch 
einfache Ausdehnung oder Fortſetzung der Abonnements über die 
Dauer des Vertrages hinaus, oder durch Erneueruug derjelben 
oder neue Abichlüfle von jolchen bethätigt werden, ſei es der 
Stadt, jei es dem fünftigen Unternehmer gegenüber ausge— 
ichlofien fein jolle. Dieje Auslegung, welche, joweit es ſich um 
thatſächliche Beurtheilung handelt, der Nachprüfung des Re— 
vifionsrichters entzogen ift, läßt eine Verlegung der Auslegungs— 
regel des Artikels 1156 B.G. B. nicht erfennen, fteht vielmehr 
erlichtfich auf dem Boden derjelben. 

Was jodann die Attivfegitimation des Klägers betrifft, jo 
wird dieſe vom Sherlandesgerichte auf zwei felbitjtändig neben 
einander jtehende Gründe geſtützt. Zunächſt nimmt daljelbe an, 
daß das der Stadt Metz aus dem Wrtitel 40 eit. erwachſene 
Verbietungsrecht ftillfehweigend von derjelben an den Kläget ab- 
getreten worden jei, und führt weiter aus, daß wenn die Stadt 
die beiagte Beichränfung der Mitbewerbung des Bellagten nicht 
für ſich ausbedungen haben folle, in der fraglihen Beltimmung 
nur eine gültige Auflage zu Gunften eines Dritten nad) Maß— 
gabe de3 Artifel3 1121 B. G. B. erblidt werden fünne. 

Was nun dieſe legtere Annahme angeht, jo jind Hier die 
Vorausſetzungen der bezogenen Gejegesvorichrift ausreichend feſt— 
geitelt, und namentlih iſt auch der Dritte, für welchen bie 
Stadt zugleich im eigenen Intereſſe ftipulitt hat, in der Perſon 
des neuen Unternehmers genügend bezeichnet. Da aber hiermit 
die Altivlegitimation des Klägers ohne rechtlichen Verſtoß be— 
gründet ift, jo bedarf es eines Eingehens auf die Angriffe, melde 
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der Beklagte gegen jene erfte Ausführung des Oberlandesgerichts 
erhoben hat, nicht weiter. 

Menn derjelbe endlich in dem Sabe des Berufungsurtheils, 
dat in der einen, wie in der anderen Unterjtellung der Kläger 
zur Anftellung der Klage berechtigt jei“, den Ausdrud „Untere 
ftellung“, der hier erjichtlih in der Bedeutung von „Annahme“ 
oder „Vorausſetzung“ gebraudt wird, al3 nicht forrelt bemängelt, 
jo kann mit diejer Rüge ein Erfolg nicht erzielt werden. 


71. Trennung mehrerer Anſprüche. Iheilurtheil. 
Aufrednung.*) 

1. Hat das Geriht beim Vorhandenfein der Vorausiegungen Der 
SS 136 Ab}. 2 und 274C P.O. ohne Berüdfihtigung der Gegenforderung 
und ohne vorherigen eine Trennung der Verhandlung anordnenden Bes 
Ihluß jofort über den in der Klage geltend gemadıten Anſpruch entichies 
den, jo behält dieſe Enticheidung trogdem die Gigenichaft eines nah 8472 
EP.D. mit Berufung anfehtbaren Endurtheils. 

2. Die richterliche Aufrechnung (eompensation judiciaire) fällt unter 
die Vorichriften der 88 136 Abi. 2 und 274 CP.O. 

(Urtheil des D.L.G. — 1. Senat — vom 7. März 1887.) 

Die Firma R. K. u. Comp. zu Straßburg Hagte bei der 
Kammer für Handelsſachen dajelbit gegen den Kohlenhändler 
und Bauunternehmer Hugo Ch. eine Neitforderung aus Kohlen— 
lieferungen ein. Der Bellagte machte mittel3 der Ginrede der 
Aufrechnung eine Gegenforderung aus Bauarbeiten geltend. Das 
Landgericht verurtheilte ihn nad dem Antrage der Klägerin ohne 
Berüdiichtigung dieſer Einrede und ohne vorher einen die Tren— 
nung der Verhandlung der Hauptllage und de3 Gegenanipruchs 
anordnenden Beſchluß zu erlaſſen. Der Beklagte erhob Berufung 
weil jeine Gegenforderung nicht aufgerechnet wurde. Die Klägerin 


*) Vergl. die Urtheile des Neichsgerihts dv. 25. November 1884 
(Entſch. Bd. XII. S. 325) und 14. Mai 1386 (Zeitichr. für franz. Civil— 
recht Bd. XVII. ©. 429), jowie die Abhandlung von Peterſen in der 
Sur. Zeitihr. Bd. VI. ©. 270. 
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betritt in erfter Linie die Berufung als unzuläjlig, weil that- 
Tächlich die getroffene Enticheidung ſich al3 eine Entſcheidung im 
Sinne des $ 136 EBD. darftelle. Das Oberlandesgericht ver— 
warf unter Zurüdweilung der Unzuläjfigleitseinrede die Berufung 
aus folgenden Gründen: 

Zur Einrede der Unzuläjligfeit der Berufung: 

Die Gegenforderung des Berufungsklägers fteht mit der in 
der Klage geltend gemachten Forderung nit in rechtlichem Zus 
jfammenhang. Denn die eritere betrifit Bauarbeiten, während 
legtere von dieſem Rechtöverhältniffe unabhängige Kohlenliefer— 
ungen zum Zwede der MWerterveräußerung zum Gegenftande hat. 
Nah $ 136 Abi. 2 EBD. konnte das Gericht deshalb an— 
ordnen, dab die beiden Aniprüce in getrennten Prozeſſen ver— 
bandelt werden. in derartiger Beſchluß iſt nun allerdings nicht 
erlaſſen worden. Allein thatjächlich hat das Gericht von der 
ihm emgeräumten Berugniß Gebrauch gemacht, indem es ohne 
Rückſicht auf die mittels Einrede geltend gemachte Gegenforderüng 
des Berufungsflägers den lebteren zur Zahlung der eingeklagten 
Sunmme verurtheilt Hat. Dieſe Entiheidung ift ein Theilurtheil 
im Sinne des $ 274 EBD. und daher ein nad 8 472 mit 
Berufung anfcchtbares Endurtheil, dejien Eigenſchaft als jolches 
von den erforderlich gewelenen Anordnungen über die Behand» 
lung der Einrede der Aufrechnung nicht berührt wird. 

Zur Berufung: 

Der von der Berufungsbellagten eingelegte Anjpruch aus 
unbeftrittenen Stohlenlieferungen mar jpruchreif. Dagegen iſt die 
mittel Einrede geltend gemachte Gegenforderung des Berufungs— 
fläger3 beitritten. Sie kann nicht zu der in den rt. 1289 
fr. B.G. B. behandelten, von Rechtswegen wirtenden Aufrechnung 
benußt werden, weil es ihr an der durch Art. 1291 vorges 
jchriebenen Liquidität fehlt. Neben diejfer dem materiellen Rechte 
angehörigen gejeglichen Aufrechnung (compensation legale) wird 
in der franzöfiichen Rechtslehre und Rechtſprechung aber auch 
eine richterliche Aufrechnung (compensation judiciaire) anerfannt. 
Diejelbe bezieht ſich auf illiquide Forderungen und tritt nicht 
von Rechtswegen ein. Ihre hauptſächliche Bedeutung liegt auf 
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dem prozekrechtlichen Gebiete. Dem Ermeſſen des Richters iſt 
es darnach anheimgegeben, die Entjcheidung der ipruchreifen 
Hauptflage auf Fürzere Zeit zu verzögern, wenn die illiquide 
Gegenforderung durch ein raſches und wenig umftändlidhes Ver— 
fahren alsbald zu einer fiquiden Forderung gemacht werden kann. 
Seit der Herrihaft der NReichscivilprozekordnung find für Diele 
Art der Aufrechnung die 88 136 Abi. 2 und 274 mahgebend, 
wenn e3 ſich, wie im gegebenen Falle, um eine Gegenforderung 
handelt, welche mit der in der Klage geltend gemachten Forde— 
rung nicht in rechtlichem Zuſammenhange fieht. Es bildet nun 
der Anſpruch des Berufungskflägers eine Reftforderung aus neun 
verfchiedenen von ihm ausgeführten Bauten. Somohl bezüglid 
des vom Berufungsfläger behaupteten Uebereinfommensg, daß die 
von ihm gelieferten Bauarbeiten durch ein für die Parteien bin— 
dendes Gutachten eines Sadverftändigen ihrem Koftenbetrage 
nach feitgejegt werden jollten, wie über die Ausführung der 
Arbeiten und die Verrechnung der für diejelben gefchuldeten Be— 
träge befteht Streit unter den Parteien. Durd den vorgelegten 
Briefrvechjel derjelben wird der Anſpruch des Berufungstlägers 
nicht bewiejen, da die Briefe fich lediglich mit der Darlegung 
der auseinandergehenden Auffaffungen der Parteien befafjen. Zur 
Richtigftellung der Forderung des Berufungsklägers find viel- 
mehr außer einem Beweisverfahren vorausfichtlih noch ſich hin— 
ausziehende umfangreihe Verhandlungen erforderlich. Bei diefer 
Sachlage hat der erfte Nichter mit Recht den Anjpruch der Be— 
rufungsbeftagten, welcher ſpruchreif war und außerdem eine 
Handelsforderung zum Gegenftande hat, in einem von der Ge— 
genforderung getrennten Prozeſſe erledigt und die begründete 
Klage ohne Rüdficht auf letztere zugeſprochen 
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72. Unzuläſſige Reviſion; Verwerfung durch Beſchluß. 
Legitimation eines Rechtsanwalts zur Einlegung 
von Rechtsmitteln. Nachträgliche Beibringung der 

Vollmacht. 88 339, 389, 418 St. P.O. 

(Beſchluß des O.L.G. Colmar (Ferienſenat) vom 31. Auguſt 1886 
in der Privatklageſache P. B. und Genoſſen gegen G.) 

Die von Rechtsanwalt M. als angeblichem Vertheidiger der 
Privatkläger Namens derſelben am 24. Juni bezw. 7. Juli 1886 
eingelegte Reviſion wird als unzuläſſig verworfen und genannter 
Rechtsanwalt zu den Koften des Rechtsmittels verurtheilt. 


Gründe: 


Nah $ 418 St. P.O. kann fih der Privatlläger nur durch 
einen mit, Shriftlicher Vollmacht verjehenen Redtsanwalt 
vertreten laſſen. Eine ſolche Vollmaht war früher nicht beige- 
bracht worden und daher Redtsanwalt M. zur Einlegung der 
Revifion nicht befugt. Ebenjowenig fteht demjelben als angeb- 
lihem „Bertheidiger” der Privatlläger die durch $ 339 St.P.O. 
dem Vertheidiger des Beſchuldigten eingeräumte Befugnik zur 
Einlegung von Redtsmitteln zu. Da fomit bei der Einfegung 
der Reviſion die geieglihen Beftimmungen hierüber nicht 
beobachtet worden find, jo erjcheint es angemeljen, in Anwendung 
des 3 389 St.P.O. das Rechtsmittel durch Beſchluß als unzu- 
läjfig zu verwerfen. Die nachträglich vorgelegte Prozeßvollmacht 
vom 24. Auguft 1886 fann die gerügten Mängel der eingelezten 
Reviſion nicht deden. 

Anmerfung. Ueber dle Pegitimation von Nechtsanmwälten, welche 
nicht Bertheidiger waren, zur Ginlegung von Rechtsmitteln vgl. Die 
Urtheile des Reichsgerichts II. 16./1. 1880 (Rechtſpr. I. S. 237, Entſch. 
Bd. I. S. 71); III. 14./2. 1880 (Rechtſpr. I: ©. 356); II. 7.2. 1880 
(Entſch. III. 91). Nach legterem Urtheil insbefondere wird durd die - 
nach Ablauf der Friſt zur Einlegung des Rechtsmittels erfolgende Bei— 
bringung einer Vollmacht der Mangel der Legitimation auch dann nicht 


einmal gededt, wenn die Vollmacht bereit3 vor Ablauf der Rechtsmittel: 
friit auägeitellt worden war. 


SB: sb. : 0 


252 Entſcheidungen der Gerichte. 





73. Geheimmittel; Begriff; ſtrafbare Ankündigung; 
Zeitungs: Injerat; Verantwortlichfeit des Redakteurs. 
s 59 SO. 


1. Zur Ausichließnng des Begriffs eines Geheimmitteld genügt nicht 
die Bekanntgabe der Stoffe, aus denen dasjelbe zuſammengeſetzt ift, wenn 
nicht auch das Verhältniß ber einzelnen Beitandtheile angegeben iſt. 

2. Für die in einem Zeitungs-Inſerat enthaltene Ankündigung eines 
Geheimmittels ift der Nedakteur (Gerant) ftrafrechtlich verantwortlich. 

3. Eine Erörterung nad) $ 59 St.G.B. ift nur dann geboten, wenn 
diefer Strafausichließungsgrund geltend gemacht worden ilt. 

(Urtheil des OL.G. Colmar, Strafienat, vom 4. Februar 1887.) 


Verwerfung der Revifion des Angekiagten. 
Gründe: 

Die Revilion fann feinen Erfolg haben. Daß die Beſtim— 
mungen über die Ankündigung von Geheimmitteln in Art. 36 
des Gejeßes vom 21. germinal XI. und des Geſetzes vom 29. 
pluviöse XIII. noch in Geltung find, hat das Oberlandesgericht 
jowie das Reichsgericht bereits früher ausgeführt und ift mıt der 
Nevifion auch nicht in Frage geftellt.*) Diefelbe rügt vielmehr 
nur, daß in dem Uriheil der Begriff des GeheimmittelS zu weit 
gefaßt jei, daß mit Unrecht angenommen jei, die Strafbeitimmung 
treffe au) den Redakteur und Druder der Zeitung, in welcher 
die Ankündigung erfolgt, und daß es an der Feititellung dafür 
fehle, daß der Angeklagte das Bewußtjein gehabt habe, es handle 
ih Hier um ein Geheimmittel. 

Aus dem angefochtenen Urteil ergibt ſich aber nicht, daß 
das Landgericht die gejeglichen Merkmale eines Geheimmittels 
verfannt habe. Es it darin bemerkt, in der öffentlichen An— 
preijung des fraglichen Thees und Gichtfluids jei die Antündigung 
von zwei Geheimmitteln im Sinne der genannten Spezialgejege 
zu erbliden. Allerdings ift dabei der Zuſatz gemacht „weil die 
Proportion nicht befannt ift, in welcher die Stoffe gemiicht find, 
woraus dieje zwei Mittel ich zuiammenjegen“, und es könnte 





*) Val, Rechtiprehung des O.L.G. Colmar in Strafſachen, Nr. 9 
und die Anmerkung daſelbſt. 
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daraus gefolgert werden, al3 habe das Zandgericht dieje Unkennt— 
nit des Publikums als einziges Merkmal eines Geheimmittels 
erachtet. Allein daraus, daß in dem Urtheil des Schöffengerichts 
die Merkmale des Geheimmittel3 bereit3 richtig dargeftellt waren 
und jeitens des Angeklagten in der Berufungsverhandlung eine 
Flaſche des Gichtfluids und ein Padet de3 Thees vorgelegt 
wurden, auf welchen die fie bildende Stoffe verzeichnet find, er— 
gibt fih, dab mit dem Zufaß nur dieſes Vertheidiguungsmittel 
widerlegt und nicht von einer anderen Begriffsbeftimmung des 
Geheimmittel3 ausgegangen wurde Von dieſem Gefichtspuntt 
aus ift der Zuſatz gerechtfertigt. Denn es gehört zur genügenden 
Aufklärung über die Natur des angepriefenen Mittel nicht nur 
die YAngabe der Bejtandtheile, jondern auch die Angabe des 
Miihungsverhältniifes derielben. (Vgl. Dalloz, medecine, Nr. 210.) 

Auch die Bemängelung, daß der Angeklagte M. als Re— 
dakteur der Zeitung für die darin enthaltene öffentliche Ankündi— 
gung ftrafbar erklärt ift, geht Fehl, da derjelbe nad Art. 8 des 
Geſetzes vom 18. Juli 1828 für den Inhalt jeiner Zeitung ver— 
antwortlich iſt. 

Was die letzte Beſchwerde betrifft, jo kann der Angeklagte 
ſich nicht auf einen Rechtsirrthum ſtützen, der darin liegen würde, 
wenn behauptet werden wollte, er ſei ſich nicht bewußt geweſen, 
was ein Geheimmittel, und daß auch die Aufnahme in ſeine 
Zeitung ſtrafbar ſei. Allerdings würde nad 8 59 St.G.B. feine 
Strafbarkeit ausgeichloffen, wenn er die zum Thatbeitande des 
Geheimmittels gehörigen Thatumftände nicht gekannt hätte, allein 
daß das Landgericht dieje Gejeesbeftimmung mihfannt habe, ift 
aus dem Urtheil nicht zu entnehmen, denn da dieſer Strafaus— 
Ihliegungsgrund nicht geltend gemacht war, lag für da3 Land— 
gericht fein Grund vor, über die Frage ſich auszufprechen. 
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74. Sadverjtändige; Akten-Einſicht; Verfügung des 
Vorſitzenden. 
(Beſchluß des O.L. G. Colmar, (Strafſenat) vom 18. Febr. 1837.) 


Gegen Ehefrau B. war nach durchgeführter Vorunterſuchung 
Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens vor der Straffammer 
wegen mehrerer durch anonyme bezw. pjeudonyme Briefe und 
Eingaben begangenen Vergehen gegen 88 164 und 187 St. G.B. 
geftellt worden. In der Vorunterfuhung hatte eine Schriftver- 
gleihung durch mehrere Sachverſtändige ftattgefunden. Nad 
Mittheilung der Anklagejchrift gemäß $ 199 St. P.O. beantragte 
der Vertheidiger bei dem VBorfigenden der Straffammer, zu ge 
itatten, daß die Alten, eventuell die infriminirten Schriftſtüde 
drei anderen, von der Vertheidigung benannten Sachverſtändigen 
ausgehändigt, eventuell die Akten zu der Letzteren Einſicht 
während einer entipredhenden Friſt auf der Gerichtsichreiberei 
bereit gehalten würden. Letzterem Subjidiar= Antrag gab der 
Borligende ftatt. Gegen dieje Verfügung erhob die Staatsan- 
waltichaft Beichwerde, ausführend, dab die fragliche Verfügung 
über den Rahmen der dur 88 147, 218—220 St. P.O. gere- 
gelten Befugrijie des Vorfikenden hinausgehe, der Antrag des 
Vertheidigers laufe thatjächlih auf eine Ergänzung der Vorunters 
juhung durch Herbeitührung einer neuen Sadverftändigen=Bequts 
achtung hinaus; zu einer derartigen Anordnung jei aber nicht 
der Borfigende, jondern nur das Gericht befugt. Das Obere 
landesgericht hat die Beichwerde verworfen, aus folgenden 

Gründen: 

Die Angeklagte ift nah $ 219 Abi. 1 St.P.O. berechtigt, 
in der Hauptverhandlug Sachverſtändige zu ftellen. Nach $ 80 
Abi. 2 St. P.O., welcher ganz allgemein von Sachverſtändigen 
handelt und zwiſchen ernannten und geitellten Sachverftändigen 
nicht unterjcheidet, kann auch leeren gejtattet werden, zur Vor— 
bereitung des Gutachtens die Alten einzujehen. Daß folde 
Geftattung in der Zeit von der Eröffnung des Hauptverfahrens 
bis zur Hauptverhandlung von dem Borfigenden ausgehen kann 
und er hierzu der Mitwirfung des Gerichts nicht bedarf, ergibt 
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ih aus 8 220 St.P.D., welder dem Vorſitzenden die Befugniß 
gewährt, von Amtswegen die Yadung von Sadverjtändigen an— 
zuordnen und demgemäß aud) den $ 80 Abi. 2 St.P.D. bezüglich) 
derjelben anzumenden. 


75. Zuftändigfeit und Berfahren in Stempelitrafjaden. 


Zuwiderhandlungen gegen die franzöfiichen Stempelgeſetze gehören 
zu den bürgerlichen Nechtöftreitiahen. Die Amtsgerichte find daher auch 
jegt noch berufen, die von der Enregijtrementsverwaltung wegen vers 
falfener Stempeljtrafen erlaffenen Zwangsbefehle für vollitredbar zu 
erklären. 


(Beihluß des Landgeriht3 Colmar vom 28. März 1887.) 

In dem bei dem Amtsgericht R. anhängigen Redtsitreite 
E.— D. wurde eine Webertragungsurfunde auf ungejtempeltem 
Papier benußt. Die Entegiftrementzverwaltung beantragte deß— 
halb bei demielben Amtsgericht die Wollitrekbarerflärung eines 
gegen den Eırrichter der Urkunde Eugen D. erlalfenen Zwangs— 
befehl3 auf den 2etrag von 0,40 M. hinterzonene Stempel: 
gebühr und von 40 M. Stempelitiafe. Das Amtsgericht erklärte 
den Zmangsbefehl nur hinfichtlih) der Stempelgebühr für voll- 
ftredbar, lehnte aber die Bollftredbarteitserflärung Hinfichtlich der 
Strafverfügung als unzuläjfig ab, weil ſolche nicht die Vorauss 
jeßungen der 88 459— 463 der Strafprozekordnung beobachtet 
habe. 

Das Landgericht Colmar gab der von der Enregiftrentents- 
venvaltung gegen dieſen Beſchluß gerichteten ſofortigen Beſchwerde 
ſtatt und wies das Amtsgericht R. an, den Zwangsbefehl auch 
bezüglich der Stempelſtrafe für vollſtreckbar zu erklären aus 
folgenden Gründen: 

Nah 5 3 des Einführungsgeſetzes vom 1. Februar 1877 
findet die Strafprogefordnung auf ale Strafiahen Ans 
wendung, welde vor die ordentlihen Gerichte gehören. 

Eine allgemeine geſetzliche Definition des Begriffes „Straf- 
ſachen“ iſt nicht vorhanden. Für die Frage, ob eine bejtimmte 
Materie unter den Begriff „Strafſachen“ oder unter den Begriff 
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„bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten“ falle, find, wie in den Motiven 
zum Gerichtsverfafjungsgeieß anerfannt iſt, in erjter Linie die 


Vorſchriften der Reichsgeſetze, in zweiter diejenigen der Landes— 


geiege maßgebend. 

Im vorliegenden Fall jind daher bei dem Mangel reichs- 
gejeglicher Beltimmungen die Vorichriften des franzöliichen Rechts 
enticheidend. 

Nach der Auffaliung des franzöfiihen Rechts nun find Zu— 
widerhandlungen gegen die Stempelgejege als bürgerliche Rechts— 
ſtreitſachen anzuſehen. (Vgl. Protokolle der Kommiſſion des Appel= 
fationsgeriht3 Golmar, betr. Einführung der Reichsjuftizgeieße 
Bd. J. S. 162; B. 11. ©. 33). Die Stempelftrafe gilt nicht als 
eigentliche „Strafe“, jondern als Schadloshaltung des Fiskus. 

Dem entiprechend beftimmt Art. 76 des Gef. v. 28. April 
1876, daß die Stempelftrafe nicht bloß von dem Zumiderhan- 
delnden jelbit, jondern auch von den Rechtsnachfolgern deſſelben 
eingezogen werden fann. In demjelben Sinn verweiſt Art. 64 
des Gej. v. 22. Frim. VII Widerjpruchskflagen gegen den Zwangs— 
befehl vor das Giviltribunal, — eine Beftimmung, die durch 
8 19 des Eljah-Lothringiihen Ausführungsgejeges vom 8. Juli 
1879 ausdrüdlic aufrecht erhalten ift. 

Die in einem Urtheil des Reichsgerichts (Juriſt. Ztichr. 
B. XI. ©. 353) aufgeftellte Behauptung, der fraglide 8 19 
des Ausführungsgejeges beziehe ſich nur auf Die geichuldete 
Gebühr, nicht auch auf die verwirfte Strafe, kann nicht als 
zutreffend anerfannt werden. Die Einwendungen, welche den 
Anſpruch jelbft betreffen, bilden nicht den Gegenjat zu den Ein- 
wendungen, welche die Strafe betreffen, jondern, im Anſchluß 
an 88 685 u. 686 der C. P.O., den Gegenſatz zu den Ein- 
wendungen, welche die Art und Weile der Zwangspollftred- 
ung betreffen. Für lebtere find gemäß $ 17 des Ausf. Gei. 
ebenfalls die Vorichriften der Eiv. Proz. Ordnung maßgebend. Die 
landesrechtlichen Beltimmungen über das Verfahren bei Zumider- 
handlungen gegen die Stempelgejege find alſo durch die Straf- 
prozeßordnung nicht berührt worden. 





Schenkung ꝛc. 957 


Die Anordnung, dab das Amtsgericht R. den Zwangsbefehl 
für vollftredbar erkläre, rechtfertigt fih aus $ 535 C. P.O. 
(Bol. ©. 229 fig. diefes Bandes.) 
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76. Schenkung. Pretium suecedit in locum rei. Vor: 
mundſchaft nad) gejchiedener Ehe. 
(Urth. d. Landgerichts Me v. 5. Oktober 1886 i. S. N. g. M.) 


Die Katharina N. überwies den ihr in der elterlichen 
Theilung zugefallenen Antheil, beftehend in einer Summe von 
4000 Mark, den minderjährigen Kindern ihres Bruders Julius 
N. ſchenkungsweiſe, jedoh ohne Errichtung eines Fürmlichen 
Schentungsaltes, zu Eigenthum. Lebterer nahm diejen Betrag 
bei dem betreffenden Notar in Empfang, und erwarb dafür 10 
Obligationen der Societe anonyme Lorraine industrielle, die 
der Notar in Verwahr behielt. Später verlangte jedoch der 
Vater der Kinder die Herausgabe der Obligationen und erhob 
gegen den diejelbe verweigernden Notar Namens der Kinder Klage. 
Der Bellagte wandte ein, die Kläger jeien nicht Eigenthümer der 
fraglichen Obligationen, weil bei der Schenkung die vorgejchriebenen 
Förmlichleiten nicht beobachtet worden und deshalb die geichenfte 
Summe und ſomit auch die damit erworbenen Obligationen 
Eigenthum der Schenkgeberin geblieben, die Kläger daher zur 
Sade nicht legitimirt feien. Außerdem wurde von dem Bellagten 
die Befugnik des Julius N. zur Vertretung feiner minderjährigen 
Kinder beftritten, weil die Ehe, aus denen legtere hervorgegangen, 
durch Ehejcheidung aufgelöft jei, N. folgeweile weder als gejeh- 
licher Verwalter des Vermögens feiner Kinder, noch als gejeglicher 
Vormund in Betracht lommen fünne; auch jei er nicht vom 
Familienrath als Dativvormund ernannt worden. Unbeftritten 
iſt unter den Parteien, das N. gegen feine Ehefrau die Ehe: 
iheidung erwirkt hat. 

Der Beklagte wurde zur Herausgabe der Obligationen an 
den Vater der Kinder verurtheilt aus folgenden Gründen: 

Die fraglihen Werthpapiere find unbefltittenermaßen im 

Juriſt. Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothringen XII. 18 
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Namen und für Rechnung der Minderjährigen N., nicht aber für 
deren Tante, die Katharina N, bei’ dem Bellagten deponirt. 
Daraus ergibt ſich für diefen gemäß Art. 1937 und 1941 
B.G.B. die Verpflichtung, jene Papiere an den gejehlichen 
Vertreter der Minderjährigen auf PVerlangen herauszugeben, 
ohne daß er die Erfüllung dieſer Verpflichtung, da es 
ih Hier nicht um eine geftohlene Sade handelt, von 
dem Nachweiſe des Eigenthums auf Seiten der Depo- 
nenten abhänaig machen fönnte. (Art. 1938 a. a D.). 
Uebrigens find die Papiere, aud wenn fie mit.dem von der 
fraglihen Schenkung herrührenden Gelde erworben jind und 
feßtere wegen Nichtbeobachtung der vorgejchriebenen Form nichtig 
fein jollte, doch Eigentyum der Minderjährigen geworden, und 
die Schenfgeberin ift nicht in der Lage, diejelbe als ihr gehörig 
zu reflamiren; denn da der Grundfaß: „pretium suecedit in 
locum rei, res in locum pretii, res in locum rei“ im ®ebiete 
des franzöſiſchen Rechts nur in beſtimmten, nicht auszudehnen- 
den, bier nicht zutreffenden Fällen Geltung hat (vgl. Entid. d, 
Reichsg. Bd. VII. ©. 299), jo fann nicht behauptet werden, 
daß die fraglihen Papiere an Stelle des gejchenkten Geldes ge- 
treten find. i 

Was die weitere ſtreitige Frage anlangt, ob N. al3 geſetz— 
fiher Vertreter der mit feiner geichiedenen Ehefrau erjeugten 
Kinder zu gelten Hat und für Diejelben vor Gericht als ſolcher 
auftreten Tann, fo kann es fi) nach dem heutigen Stande der 
Rechtslehre und NRehtiprehung nur darum Handeln, ob er troß 
der in Mitte Tiegenden Ehejcheidung als geſetzlicher Verwalter 
des Vermögens jeiner Kinder im Sinne von Art. 389 B.G.B. 
oder als geſetzlicher Vormund der lebteren in Betracht zu 
fommen hat, (für erftere Anficht: Laurent, Prineipes Bd. III. 
Nr. 287 und 294; Demolombe Bd. IV. Nr. 511 ©. 611; für 
leßtere Anficht: Zachariae Bd. III. $ 486 und Note 14 u. 15). 
Die Auffafjung des Beklagten, als ob hier die Grundſätze über 
die Dativvormundichaft Pla greifen*), ift hiernach als rechts— 





*) So wurde übrigens von Nenaud in feinen Vorlefungen über 
franzöſiſches Civilrecht $ 37 gelehrt; nah ihm wird bei der Ehefcheidung 
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irrthümlich zurückzuweiſen und dem N. Vater jedenfalls die Eigen- 
haft als gejeglicher Vertreter jeiner Kinder, fei es als geſetz 
licher Vater-Vormund, ſei es als Vater-Verwalter zuzuſprechen. 
Vermöge dieſer Stellung kann er von dem Beklagten die Heraus— 
gabe des in Rede ſtehenden Depoſitums verlangen. 


B. Abhandlungen. 


36. Kurze Mittheilungen aus der Praxis. 
(Bon Herrn Reichsgerichtsrath Dr. Dreyer in Leipzig). 


XVIII. Rechtsfähigkeit eines Vereins.*) 

In einem Urtheile vom 4. März 1887 ift die Anficht ge— 
billigt, das ein Perfonenverein, welchem feine Korporationsredhte 
verliehen find, (es handelte jih um einen Private yeuer-Berfiche- 
rungsperein) nicht rechts: und eriwerbsfähig, die Geffion einer 
Forderung an denjelben aljo unwirkſam fei. 


XIX. Eintede des nicht erfüllten Bertrags. 


Der Kläger hatte den Bau eines Haufes für den Bellagten 
um 9500 M. übernommen; lehterer bezog das Haus und be- 
zahlte einen Theil des Preifes. Der Klage auf Bezahlung des 
Reftes hielt er entgegen, daß das Haus in mehrfacher Bezieyung 
nicht dem Vertrage entjprehend gebaut ſei. Nach erhobenen Be— 
weiſen wieſen die Jnftanzgerichte die Klage ab. Das Reichsge— 
richt hob (Arth. v. 7. März 1887) das Berufungsurtheil auf. 
die Bormundichaft geieglich weder dem Vater noch der Mutter übertragen; 
da auch ein anderer Uebertragungsgrund nicht Plat greift, jo tritt tutela 
dativa ein; der Familienrath kann den einen oder anderen Glterntheil 
zum Bormund ernennen, braucht dies aber nicht. Bemerkung des Ein: 
fender3. 

*) Vgl. Aubry & Rau I S 190. Laurent J. Nr, 298. 11 
Nr. 161. 26 Nr. 189. Die Urtheile des R.®. IV. ©. 155, VIII. ©. 123 
beziehen fih nur auf das Gebiet des gemeinen Nechts. 
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Es ſtehe thatſächlich feſt, daß der Beklagte in das Haus einge: 
zogen ſei, auch den größeren Theil der Bauſumme bezahlt habe. 
Nachdem er auf diefe Weile die Leiftung des Klägers angenom: 
men, fünne er demjelben nicht mehr die Einrede des nicht er: 
füllten Vertrags entgegenjeßen. — Er ericheine vielmehr nur 
berechtigt, die vorhandenen Mängel zu rügen und Den: 
jenigen Betrag an der vertragsmäßig zu zahlenden Summe 
in Abzug zu bringen, welcher zur Bejeitigung, der Mängel er: 
forderlih ift. Dabei ſei weiter je nad den Erklärungen der 
Parteien in Betracht zu ziehen, ob und wiefern etwa der Min: 
derwerthb des Haufes gegenüber der vertragsmäßigen Bauaus— 
führung einen angemefjenen Maßſtab für die Beftimmung der 
dem Beklagten zufommenden Minderung in Betracht kommen 
fünne. 


XX. Urt. 1110, 2148 Ziff. 2 BGB. Inſkription auf 
den Namen einer Firma. Mr. 114 9.68. 


Die offene Handelsgefellfchaft, deren Theilhaber die beiden 
Brüder Joſeph und Georg D. waren, führte laut Eintrag zum 
Gejelichaftsregifter die Fitma „Georg D.“ Georg D. führte die 
Geſchäfte der Gejellihaft, in welche er ein ihm gehörendes Wohn: 
haus eingebracht hatte. Nah einem notariellen Akte vom 16. 
November 1881 verpfändete „Georg D.* dieſes Wohnhaus für 
55,000 M.7 und die Inſkription erfolgte auf Georg D., Inhaber 
einer Metalhvaarenhandlung. Gegen die Gejellichaft wurde in 
der Folge Konkurs eröffnet und der Verwalter focht die Gültig: 
feit der Hypothefbeitellung an, weil Georg D. nicht im Namen 
der Geſellſchaft gehandelt habe. Die Inflanzgerichte haben der 
Anfechtung gemäß erfannt. Das Neichsgeriht hat mit Uriheil 
vom 18. Februar 1887 aufgehoben : Soweit das Berufungsge— 
richt darauf Gewicht Tege, daß die Pfandgläubigerin nicht mit 
der Geſellſchaft in rechtliche Beziehung habe treten wollen, und 
demnach angenommen habe, die Hypothek ſei ſchon wegen Mangels 
einer Willensübereinftinmmung unter den Parteien als ungültig 
anzujehen, gehe dasjelbe von einer rechtsirrthümlichen Auffaſſung 
aus. Wenn Wittwe D. (die Gläubigerin) irrthümlich angenom— 
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men hätte, Georg D. wolle ihr fein eigenes Haus verpfänden, 
während diefer in Wirklichkeit Namens der Gejellichaft ein diejer 
gehäriges Haus zum Pfand beitellte, würde fie ſich zwar in einem 
Irrtum über die Perſon de3 anderen Vertragichließenden be- 
funden Haben. Allein diejer Irrthum würde nad Art. 11108. 
G. B. die Ungültigkeit des Vertrags nicht ohne Weiteres, ſondern 
nur dann zur Folge haben, wenn der Vertrag lediglih mit Rück— 
jicht auf die Perfon des G. D. abgeichloffen worden wäre. Außer: 
dem würde nach Art. 1117 der Bertrag nicht fraft Gejeßes uns 
gültig fein. Anlangend die andere Frage, ob Georg D. in eigenem 
Kamen oder Namens der Yirma handelte, ſei zu berüdlichtigen: 
Nah dem Eintrage im Gejellichaftsregifter führe die Geſellſchaft 
ichlehtiveg die Firma „Georg D.“ ohne einen auf das Vorhan— 
denfein der Gejellichaft Hindeutenden Zuſatz. Diejelbe habe alio, 
gleichviel, ob diefe Firma den gejeglichen Borichriften entiprad) 
oder nicht (H.G.B. Art. 17 und 24) nad) den Art. 15 und 111 
H.G. B. unter dem Namen „Georg D.* ihre Gejchäfte betreiben 
und ihre Unterjchrift abgeben können. Bei der vollitändigen 
Uebereinitimmung der Firma mit dem Namen des geichäfts- 
führenden Gejellichafters hätte allerdings Zweifel entfliehen fünnen, 
ob dieſer al3 Vertreter der Firma oder in eigenem Namen vers 
pfändet habe. Aber es habe der Umftand nicht entjcheidend ſein 
fünnen, daß der At nicht ſelbſt erfennen laſſe, daß Georg D. 
für die Gejellichaft habe handeln wollen, denn auch in dieſem 
alle hätte er lediglich für „Georg D.“ den Bertrag abjchliehen 
und mit diefem Namen unterzeichnen müſſen. ES fei vielmehr 
nach den Umftänden des Falles zu enticheiden geweſen, in welder 
Eigenſchaft derjelbe gehandelt habe. E3 lägen nun aber mehrere 
(näher angegebene) Umſtände vor, aus welchen ſich ergebe, daß 
für die Geielliehaft gehandelt worden ſei. Müſſe dies angenome 
men erden, jo, würde ſich auch das bezüglich der Inſkription 
beftehende Bedenken heben, da die dem Verpfändungsakt ent— 
ſprechende Bezeichnung des verpfändenden Schuldners der den 
Namen der Gejellichaft bildenden Firma entipredhe. 
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XXI. Zu Art. 918 B.G.B. 


Im Urth. v. 18. März 1887 ift ausgeführt: Der Art. 918 
finde feine Anwendung auf den Fall, wenn cin Hausgrundftüd 
theils gegen einen bejtinunten Brei, theils unter Vorbehalt 
des ausſchließlichen Lebenslänglihen Wohnungsrechtes 
an den Eohn verkauft worden ift. Der Artikel, welcher eine 
doppelte Anomalie enthalte, ſei auf das Engjte auszulegen, alio 
nicht auf das vom Nutznießungsrechte weſentlich verſchiedene 
Wohnungsrecht auszudehnen. Zum gleihen Ergebniſſe gelange 
man, wenn man den Grumd der fraglichen Gefegesvorfchrift ins 
Auge falle. Der Art. 25 des Gefehes vom 17. Nivöſe IL. habe, 
um die Gleichheit unter den Erben aufrecht zu erhalten und ver: 
Ichleierten Begünftigungen entgegenzutreten, verboten: Toutes 
donations à charge de rente viagére ou ventes à fonds perdu 
in der geraden und Seitenlinie an einen der Präjungiverben und 
deſſen Defcendenten. Der Code bejchränfe die Beſtimmung auf 
den Schuß der VBorbehaltserben, jpreche fein Verbot der Vers 
äußerungen der fraglichen Art aus, betrachte diejelbe vielmehr 
nur fraft gejeglicher Bermuthung als Schenfungen, welchen er 
Befreiung vom Rüdbringen gewährt. Nur darin gehe er aber 
weiter, daß er auch die Nutznießung beramziche. Dies 
jet -erſichtlich nur deßhalb geichehen, weil VBeräuberungen dieſer 
Art erfahrungsgemäß zu verjchleierten Schenkungen benußt würden. 
Bergl. Zahariä, 7. Aufl. Bd. IV. ©. 307 Anm. 9 Journ 
d. Pal. 84 ©. 223. 





XXI]. Art. 1473, 2277 3.8.8. 


Der Art. 1473 findet auch Amvendung, wenn die Ehefrau 
auf die Gütergemeinſchaft verzichtet hat. Zachariä $ 511 Anm. 
35 ef. $ 512 Anm. 5a. Aubry und Rau $ H11 zu Anm. 14. 
Rodiere u. Pont II. Nr. 1191, 111. 1517. Laurent XXI. 
Nr. 102. Caſſh. Sir. 70. 1. 299. Reichsg. Urth. w 15. 
Ypril 1887. A. M. bei Darcade ad Art. 1473 und Golmel 
de Santerre VI. 150bis IV. MUebrigens gilt aud für diefe 
Zinfen die Verjährung des Art. 2277. 
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XXI. Arc. 1294 B.G. B. Urth. v. 15. April 1887. 


Auch der Solidarbürge kann die Forderung des Haupt— 
Ihuldners an den Gläubiger fompenfiren. Zachar. $ 326 Anm. 
10, Demofombe XXVHIL 557, Laurent XVII Nr. 427, Aubry 
u. Rau $ 423 Unm. 7. 9. $ 426 zu Anm. 16, 


XXIV. Art. 1184; $21 Konk. Ordn. Urth. v. 18. März 1887. 

Ein Verläufer Hatte vor Eröffnung de3 Konkursverfahrens 
über das Vermögen des Käufers gegen diefen auf Auflöjung 
geflagt (Art. 1184. 1654 B.G.B.), das Urtheil war aber nod) 
nicht rechtskräftig. E3 wurde angenommen, dab gegen die Mafie 
die Auflöfung und in Folge hievon eine Ausjonderung nicht 
geltend gemacht werden fünne. Aus den Gründen iſt hervor- 
zubeben: Es handelte ſich bei $ 21 Konk. O. um die Entſcheid— 
ung der Frage, ob derjenige, welcher auf Grund eines ziveijeitigen 
Vertrages etwas geleiitet hat, wenn die dem Gemeinjchuldner 
nad dieſem Vertrage obliegende Verpflichtung in Folge der 
Konfurseröffnung nicht erfüllt werden fann, feine Forderung 
ebenfo wie die anderer Gläubiger im Konkursverfahren anmelden 
und den jich ergebenden Ausfall mittragen muß, oder, ob er mit 
Rückſicht auf die Nichterfüllung von der anderen Seite den Ver— 
trag rüdgängig machen und die Nüdgabe der Hingegebenen 
Sache verlangen darf. Dieje Frage wird in beitimmter Weile 
dahin entichieden, daß die Rüdgabe der in das Eigenthum des 
Gemeinſchuldners übergegangenen Sache nicht verlangt werden 
und eine Yorderung wegen der Nichterfüllung der dem Gemein 
Ihuldner obliegenden Berbindlichfeit nur als Konkursforderung 
geltend gemadt werden kann. Insbeſondere envirbt der Vers 
fäufer nad den Art. 1184, 1654 B. G. B. nah der Konkurs— 
ordnung in Folge des Verzugs des Käufers noch fein Recht auf 
die Nüdgabe der verfauften Sache. Diefer letztere kann vielmehr 
nach dem Urtheil jelbjt in der Berufungsinftanz durch die Er— 
füllung des Vertrages deſſen Auflöjung abwenden. Der Bertrag 
beiteht jo lange fort, bis er durch vechtsfräftiges Urtheil aufge: 
löst worden ift (Entſch. d. R. G. Bd. Vi. ©. 332). Der vor der 
Konlurseröffnung eingetretene Verzug des Gemeinjchuldners farn 
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ſonach im Gebiete des rheinischen Rechtes nicht die Wirkung 
haben, daß der Verkäufer ſich dem Stonkursverwalter gegenüber 
auf eine in Folge des Verzugs bereits eingetretene Ber 
tragSauflöjung berufen und dadurch die Anwendung des 
8 21 Konk. O. bejeitigen Tann. Vielmehr iſt diefe nur dann 
ausgeichlofen, wenn das die Auflöſung ausiprechende Urteil vor 
der Konkurseröffnung rechtskräftig geworden ift. 


O. Kiteraturbericte. . 


Anleitung zur Bearbeitung der Strafſachen bei den Amts— 
gerichten mit Berüdjichtigung des Bureau- und Koſtenweſens von 
C. Kung, kgl. preuß. Amtsrichter. Berlin, Franz Siemenroth 
1886. Preis 3 Mark. 


Das vorftehende Werfchen verfolgt einen ausgeiprochen pral: 
tiſchen Zweck, indem es fi) die Aufgabe ftellt, hauptiſächlich den 
jüngeren Juriften mit den wejentlihen Vorſchriften des Straf: 
prözeljes befannt zu machen und ihn in die Praxis einzuführen. 
Diejer Aufgabe wird das Buch auch durchaus gereht und gilt 
ſolches namentlich von dem zweiten „Strafprozeßpraxis“ betitelten 
Theile, welcher in einer großen Reihe von Beijpielen im Ans 
ſchluß an die beitehenden Formulare von den einzelnen geridt- 
lihen Handlungen und dem Gang des Verfahrens ein anſchau— 
liches Bild gewährt. Ein Berzeihniß der fänmtlichen im Ge— 
brauche befindlichen Yormulare, jowie ein erjchüpfendes Sad): 
regifter erhöhen den Werth des Werfchens, welche? für angehende | 
Juriften, Amtsgerichte und Gerichtsjchreibereien nur empfohlen 
werden fann. 


ů— en 
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A. Entſcheidungen der Geriöfe. 


77. Unfall. Reichshaftpflichtgeſetz. Auſprüche von Poſt— 
und Eiſenbahnbeamten, welche im Dienſte 
verunglücken. 


Das Reichshaftpflichtgeſetz findet nur auf ſolche Eiſenbahnunfälle 
Anwendung, welche ſich auf deutſchem, nicht aber auf ſolche, welche ſich 
auf fremden, wenn gleich der deutſchen Eiſenbahnverwaltung unterſtelltem 
Gebiete ereignen. 

Dem gegenüber kann fih der Poſtbeamte, welcher den mit der 
Bahn beförderten Poſtwagen begleitet, weder auf Art. 8 des Eiſenbahn— 
poitgefeges vom 20. Dezember 1875 noch auf feine dienitliche Stellung 
berufen. Die Anſprüche von Beanten, weldhe im Dienfte verumglüden, 
regeln fich nicht nach Art. 2000 B. G. B, jondern in Ermangelung anderer 
Beitimmungen nad) S 34 flg. des Neicdhsbeamtengeleges vom 31, März 
1573. 

(Urtheil des Oberlandesgerichts Colmar vom 21, Mai 1886. Ur— 
theil des Reichsgerichts vom 21. Januar 1887). 


Ihatbeftand. 

Kläger war im Bezirke der fait. Oberpoftdireltion zu Met 
als Rojtichaffner angeftellt und begleitete in diejer Eigenfchaft am 
5. November 1883 einen in den Eifenbahnzug Meb-Luremburg- 
Trier eingeftellten PBoftivagen. Dieſer entgleifte auf der Strede 
KM., welche gemäß Uebereinkunft zwiſchen der fol, preugiichen 
Eiſenbahndirektion Frankfurt a. M. und der Generaldireftion der 
Eiſenbahnen in Elſaß-Lothringen vom 8./23. Juli 1880 im Zus 
ſammenhalte mit der Webereinfunft zwiſchen Deutjchland und 

Jurift. Zeitihr, f. Eliaß-Lothringen XII. 19 
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Quremburg vom 11. Juni 1872 (R.G. Bl. ©. 330) dem Betriche 
der Generaldirettion unterftellt ift und zwar auf Yuremburger 
Gebiete. Dadurd), dab der Kläger in dem Wagen Hin und her 
geichleudert wurde, erlitt er jo bedeutende Verlegungen, daß er 
vorausfichtlich dauernd dienftuntauglich bleiben wird. Gr erhob 
nun ſowohl gegen die Poftverwaltung des deutichen Reiches, als 
auch gegen die Generaldireftion der Reichseifenbahnen in Elſaß— 
Lothringen Klage auf Schadenserjah. 

Der Gifenbahnverwaltung gegenüber wird die erhobene Klage 
auf das Reichshaftpflichtgeſetz vom 7. Junt 1871 gejtügt, denn 
— jo wird ausgeführt — nehme man an, daß der Kläger der 
Eiſenbahn gegenüber al3 gewöhnlicher Paſſagier zu gelten habe, 
jo unterliege der ITiransportvertrag, in welchen derſelbe mit der 
Eijenbahnverwaltung geftanden, dem im Jnlande geltenden Geſetze 
und habe demnach für Betriebsunfälle die Anwendung des Reichs— 
haftpflichtgejeges und nicht des in Luxemburg geltenden Geſetzes 
zum Inhalte; die eljaßslothringiiche Reichseifenbahnvermwaltung 
ſei aber die Vertragspartei, da fie zufolge Art. 1 der Leber 
einfunft vom 8./23. Juli 1880 mit der fünigl. Eifenbahndireltion 
zu Frankfurt a. M. den Fahrdienft auf der Grenzitrede RW. 
beiorgt habe. 

Uebrigens jei der Kläger nicht als gewöhnlicher Paſſagier, 
jondern auf Grund des Art. 2 Abi. 1 lit. b. des Geſetzes vom 
20. Dezeniber 1875 als Poftbeamter von der bellagten Eijen- 
bahnverwaltung gefahren worden. Es fünne aber kein Zweifel 
fein, daß dieſer Transport, welchen ein Reichsgeſetz der einen 
Reichsverwaltung gegenüber der andern auferlege, in der recht— 
lichen Beurtgeilung der dabei vortommenden Verhältniſſe, ins— 
bejondere auch der Betriebsunfälle den reichsgeſetzlichen Beftim: 
mungen unterliege ohne Rüdjicht auf das zu durchlaufende Gebiet. 

Der Poftverwaltung gegenüber wird die Klage zu begründen 
geſucht, wie folgt: 

1) Der Entſchädigungsanſpruch gegen die Eiſenbahn gebe 
dein Kläger als deren Gläubiger nah Art. 1166 C. ec. das 
Recht, den derjelben nad Art. 8 des Geſetzes von 20. Dez. 1875 
gewährten Rüdgriff gegen die Poftverrwaltung auszuüben. 
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2) Es beitehe aber auch ein jelbititändiger Klageanſpruch 
gegen leßtere. Zwar wolle nicht behauptet werden, daß diejelbe 
als Betrieb3unternehmerin zu betrachten ſei und deshalb nad 
$ 1 des Reihshaftpflichtgeleges hafte; wohl aber jei der Klage— 
anſpruch aus dem Anjtellungsvertrage des Klägers mit der Poſt— 
verwaltung herzuleiten. Der Kläger, welcher durch die Anstellung 
im Bahnpojtdienfte die Verpflichtung zur Befahrung ſämmilicher 
bon der deutichen Reichspoſt befahrener Streden übernommen, 
habe jelbjtverjtändlich Hierbei den durch die Reichzgejebe gewährten 
Schutz gegen Betriebsunjälle als fichere Grundlage in's Auge 
gefakt und dabei nicht daran denken fünnen, eine Ausnahme— 
ſtellung dahin einzunehmen, daß er bei nicht beijerer Bezahlung 
al3 alle anderen Poſtſchaffner gleihwohl keinerlei Anſpruch auf 
Entjihädigung für Betriebsunfälle haben ſolle. Auch müſſe an— 
genommen werden, daß die Pollverwaltung ſelbſt jolches nicht 
zum Inhalte des Anftellungsvertrages habe machen wollen. 

3) Andernfalls fiege in dem Verſchweigen diejes Umftandes 
das gröblichſte Verſchulden und jei die Boftverwaltung dem Kläger 
aus dem Geſichtspunkte de3 Art. 1382 C. e. verantworklid. 

In erſter Inſtanz wurden beide Klagen abgewiejen und die 
hiegegen erhobene Berufung durch Urtheil des Oberlandesgericht3 
Golmar vom 12. Mai 1836 aus nachftehenden Gründen ver— 
worfen: 

Nach den richtigen Ausführungen des erſten Richters kann 
fein gegründeter Zweifel obwalten, daß das deutſche Reichshaft— 
pflichtgejeß an fih nur auf Betriebsunternehmungen im Gebiete 
des deutſchen Reiches Anwendung zu finden Hat und daß, da 
unbeftrittener Maßen der Unfall auf luremburgiihem Gebiete 
fich ereignet Hat und nad luremburgiihem Rechte der Betriebs- 
unternehmer nur für verjchuldete Unfälle haftet, ein Verſchulden 
untergebens aber nicht behauptet wird, eine Verantwortlichkeit 
der Eijenbahnverwaltung für den fraglichen Unfall weder auf 
Grund des Neichshaftprlichtgejeges, noch nach luxemburgiſchem 
Rechte beiteht. 

Auch kann, wie von dem erjten Richter zutreffend erörtert 
worden ift, der klägeriſche Anſpruch gegen die Eiſenbahnverwal— 
19* 
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tung nicht aus Art. 8 de3 Geſetzes vom 20. Dezember 1875 
gerechtfertigt werden und ebenio jcheitert der Verſuch in Ddieler 
Inftanz, die Klage aus einem Transportvertrage oder aus Art, 2 
Abi. 1 lit. b. des eben genannten Gejeßes zu begründen, 

Der Kläger iſt nicht, wie ein gewöhnlicher Paſſagier auf 
Grund eines Iransportvertrages befördert worden. Aber dies 
einmal unterftellt, jo folgt gerade aus dem territorialen Charafter 
des NReichshaftpflichtgefeges, demzufolge deiien Wirfjamfeit auf 
Unfälle im Inlande beichräntt it, daß auch durch den Trans» 
portvertrag, zufolge deſſen die Giienbahnvenvaltung die Be 
fürderung einer Perſon übernimmt, diejelbe, wofern nicht etwas 
Anderes unter den Parteien vereinbart tt, nur joweit der Trans: 
port auf deutihem Reichsgebiete jtattfindet, dem Haftpflichtgeſetze 
unterworfen wird, für den Transport auf ausländischen Gebiete 
dagegen die ausländischen Geſetze maßgebend find. Auch fann, 
wenn jelbft, wie untergebens, der Betrieb der in- und aus 
ländiichen Bahn, auf welcher die Beförderung ftatt hat, in einer 
Hand ſich befindet, beim Mangel einer anderweitigen Beſtimmung 
nicht als jelbjtverftändlich angenommen werden, daß der Betriebs: 
unternehmer durd) den Transportvertrag ſtillſchweigend eine größere 
Gewähr für Unfälle übernehmen will, als ihm die örtlichen 
Geſetze der zu durchfahrenden Streden auferlegen und‘ zwar ware 
eine jolhe Annahme für den vorliegenden Fall um jo unnatürs 
licher, als die durd das NReichshaftpflichtgejeh eirtgeführte ſtrenge 
Verantwortlichleit des Eijenbahnbetrieb3unternehmer3 von den 
gemeinrechtlichen Grumdjägen abweicht und daher nicht zu ver: 
muthen iſt, dab die Eiſenbahnverwaltung dieſe außerorventliche 
Nerantwortlichteit über das Geltungsgebiet des Geſetzes hinaus 
auf fich nehmen wollte. 

Ebenjowenig kann der Hägerische Anipruch gegen die Eiſen— 
bahnverwaltung aus Art. 2 Abi. 1 lit. b. des Reichsgeſetzes 
vom 20. Dezember 1575 begründet werden, wornach Ddiejelbe 
verpflichtet ift, die zur Begleitung der Poſtſendungen, ſowie zur 
Nerrihtung des Dienſtes unterwegs erforderliden Pojtbeamten 
unentgeltlich zu befördern, Die hieran gefnüpfte Betrachtung, dab 
der Transport, welchen ein Reichsgeſetz der einen Reichsver- 
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waltung gegenüber der anderen auferlege, in der rechtlichen Be— 
urtheilung der dabei vorfonmtenden Verhältnifje, insbejondere 
auch) der Betriebsunfälle, den reichsgejeglichen Beftimmungen unter— 
liegen müſſe ohne Rüdiiht auf das zu durchlaufende Gebiet, kann 
al3 zutreffend nicht erachtet werden. Denn aus der auferlegten 
Verpflichtung zur unentgeltlichen Beförderung der Poſtbeamten 
im Dienfte ift nicht ohne Weiteres zu folgern, dat damit zugleich 
die Eijenbahnbetriebsunternehmer bezüglich der Unfälle, melde 
im Auslande entitehen, der für das inländische Gebiet maß— 
gebenden Haftpflichtgejegebung untenvorfen und dadurch ihnen 
Gefahren überbürdet werden follten, für welche fie fonft geſetzlich 
nit verantwortlih find. Hierzu hätte e3 einer ausdrüdlichen 
Beſtimmung bedurft, zumal, wie bei Verträgen, jo auch bei Ge— 
ſetzen läftige Bedingungen im Zweifel nicht zu Unguniten der 
Belafteten auszulegen find (Art. 1162 C. c.) 

Was jodann die Klage gegen die Poftverivaltung anlangt, 
jo wird zunächſt ein Verſchulden derjelben in Anjehung des Un— 
falles jelbit nicht behauptet. Auch wird die früher geltend ge— 
machte Anſchauung, dat die Poftverwaltung al3 die unmittelbar 
aus 8 1 des Haftpflichtgejege3 verantwortliche Betriebsunter- 
nehmerin hafte, von dem Kläger jelbft nicht mehr aufrecht er— 
halten und iſt dielelbe obendrein durch die Ausführungen des 
eriten Richters in Uebereinftimmung mit der Necht3lehre und der 
Rechtſprechung, ſowie mit der in den Verhandlungen zu Art. 8 
des mehrerwähnten Gejeßes vom 20. Dezember 1875 belundeten 
Auffaſſung des Neichsgeießgebers jelbft widerlegt. Zudem würde 
die Roftverwaltung auch als Betrieb3unternehmerin ebenjowenig, 
wie die Eifenbahnverwaltung für Unfälle im Auslande haften. 

Ferner fünnen nad) den richtigen Erwägungen de3 erften 
Richters Für das durch den Anftellungsvertrag begründete, als 
Dienſtmiethe aufzufaliende Nechtsverhältnig zwiichen dem Kläger 
und der Pojtverwaltung die geleglichen Beltimmungen über das 
Mandat nicht Platz greifen und zwar, was in3bejondere den 
ftreitigen Anſpruch angeht, auch Schon um deßwillen nicht, weil 
für die Reihsbeamten, zu welchen der Kläger gemäß der Bes 
fimmungen des $ 1 des Neichsbeamtengefeges und des Art. 50 
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Ber: mungen und allgemeinen Vorſchriiten. Solche geſezliche 
Etritimmungen oder Vorichtiften, welche der Poſwerwaltung für 
Unialle, wie der Bier fragliche, ihren Beamten gegenüber eine 
beſondere Veranmortlichkeit auferlegen, beftehen nicht. Tier Um— 
ftand aber, daß thatſächlich zufolge der Verſchiedenheit des ander 
mweitigen, weder die Poitvermaltung jelbit verpflichtenden, noch 
fir die Poſtbeamten allein geltenden in- und ausländiſchen 
Rechtes diejenigen Bahnpoitbeamten, welche inländiihe Streden 
beiahren, einen beiieren Schuß gegen Unglüdställe genießen, 
als diejenigen, welche durch die Bahn auf luremburgiichem Gebiete 
befördert werden, läßt für den vorliegenden Fall feinen Schluß 
dahin zu, dab die Poftverwaltung durch den Anftellungsverr | 
trag dem Kläger gegenüber die ſtillſchweigende Verpflichtung 
eingehen wollte, für Unfälle auf der Eilenbahn im Auslande 
mit gleiher Werantwortlichfeit einzutreten, mit welcher die 
Filenbahnverwaltung nah dem Weichshaftpflichtgelege für Un— 
fälle im Inlande einzuftehen Hat und zwar kann um jo we: 
niger daran gedacht werden, als zur Zeit der Anftellang die 
durch Art. 8 des Gefehes vom 20. Dezember 1875 eingeführte 
mittelbare Haftbarkeit der Bolt für Eifenbahnunfälle nicht beftand. 

Bei diefer Sachlage kann auch nicht ein nad) Art. 1382 fig. 
C. c. zum Schadenserfa verpflichtendes Verſchulden der Poll 
verwaltung gefunden werden, wenn jie bei der Anftellung des 
Klägers denjelben nicht auf die — aus allgemeinen, fie felbit 
nicht berührenden gejeglichen Beftimmungen erwachſende — Ver: 
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ſchiedenheit der rechtlichen Lage der Poſtbeamten, je nachdem 
deren Beförderung durch die Eiſenbahn im inländiſchen oder 
ausländiſchen Gebiete ſtattfindet, aufmerkſam gemacht haben 
ſollte. Der Kläger mußte ſelbſt wiſſen, welchen Gefahren er ſich 
in dieſer Hinſicht unterwarf. 

Sohin beſteht ein ſelbſtändiger Klageanſpruch gegen die Poſt— 
verwaltung nicht und die Anwendung des Art. 1166 0. ce. ver— 
bietet fich) von jelbit, da bei dem Ungrunde des Klageanſpruchs 
gegen die Eiienbahnverwaltung die Vorausiegung fehlt, unter 
welcher der erwähnte Artilel angerufen wird. 

Die beiden Berufungen find demnach unbegründet. 

Dieſes Urtheil wurde feitens des Klägers, jedoch lediglich) 
gegenüber der Poftverwaltung, mittels Reviſion angefochten, 
welche durch Urtheil des NReichsgerichts vom 21. Januar 1387 
verworfen wurde. 

Entijheidungsgründe. 

Die Angriffe des Nevifionstlägers fonnten nicht für be= 
gründet erachtet werden. 

1) Aus Art. 1166 ‚des B.6.8. in Verbindung mit $ 8 
des Geſetzes vom 29. Dezember 1875 fann eine lage ‚gegen 
den Poſtfiskus deshalb nicht hergeleitet werden, weil der $ 8 
eit. vorausfegt, dab die Eijenbahn den nach den Gejegen ihr 
obliegenden Schadenserjag geleiftet habe. Dieſe Vorausſetzung ift 
aber nicht vorhanden und läge fie vor, jo wäre der Anſpruch 
des Klägers ſowohl der Eijenbahn=, als auch der Poſtverwaltung 
gegenüber befriedigt. Hiernach fommt es auf die vom PVBertreter 
des Reviſionsklägers weiter erörterten Fragen, ob die Abweiſung 
der Hlage gegen die Eifenbahnverwaltung aud für den Poſtfiskus 
Rechtsfraft wirfe und ob auf den vorliegenden Fall der $ 1 des 
Haftpflichtgefeges Anwendung finde, nicht au. 

2) Das Dienjtverhältnig eines Neihsbeamten ift feinenfalls 
al3 Auftragsvertrag aufzufaflen und‘ der Art. 2000 des B. G. B. 
darauf nicht ammwendbar. Es fann dahin geitellt bleiben, ob 
deiien Beurtheilung als Dienftmiethe zutreffend und ob über— 
haupt das im einzelnen Staate geltende Landesrecht zur Ent- 
Iheidung des einzelnen Falles Heranzuziehen jei. Das Berufungs- 
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gericht hat mit Recht hervorgehoben, daß dur das Reichs— 
beamtengejeg vom 31. März 1873 dieſes Verhältniß geregelt und 
insbeiondere aud) in deijen $ 34 flg. für den Fall Fürlorge ge— 
troffen jei, wenn die Dienjtunfähigfeit die Yolge einer Krankheit, 
Verwundung oder Jonjtigen Beihädigung it, welche der Beamte 
bei Ausübung des Dienſtes oder aus Veranlaſſuung desjelben 
ohne eigene Verſchuldung fich zugezogen hat. ($ 36). Eine weiter: 
gehende Haftung des Reiches kann aus Reichsgeſetzen nicht her: 
geleitet werden. 

3) Die Auslegung des Dienftvertrages ift als jolche der 
Nachprüfung im Revifionsverfahren entzogen und iſt aud der 
Vorwurf unbegründet, daß das Berufungsgericht dabei nicht auf 
die Eigenthünnlichleit der vom Kläger übernommenen Dienft- 
leiftung eingegangen jei. 

Die Revifion war hiernach zurückzuweiſen. 


78. Schiedsvertrag, Verweigerung der Unterſchrift 
jeitens eine! Schiedsrichters. Nüdtritt deſſelben 
vom Vertrage. 

Verweigert ein in einem Sciedövertrage ernannter Schiedsrichter 
die Unterzeichnung des Sciedsipruches, To beſteht letzterer trog ber 
Unterfchrift der beiden anderen Schiedsrichter nicht zu Recht, und wird, 
falls nicht für Dielen Fall die Ernennung eines anderen Schiedärichterd 
borgeiehen iſt, der ganze Schiedövertrag hinfällig. 

(Urth. des R.G. II. C.S. vom 13. April 1897.) 

Kläger war bei der beklagten Gefellichaft gegen Brandichaden 
in der Höhe von M. 73,520 verfichert. Am 10. Dezember 
1883 brannte ein Theil der verjicherten Gebäulichkeiten nebſt 
den darin enthaltenen Mobiliargegenftänden und Borräthen ab. 
Zum Zwed der Feltftellung de3 Schadens wurde am 19. Dezbr. 
1883 zwilchen den Parteien ein als Schiedövertrag bezeichnetes 
Uebereinfommen getroffen, nach welchem durch zwei Sachver— 
ftändige, von denen jede Partei einen bezeichnete, feitgeftellt 
werden follte: „1. welches war im Augenblid der Feuersbrunſt 
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der Werth der verſicherten Gegenſtände, nach Abzug des 
Werthes des Bodens für die Immobilien? 2. welches war nad 
der Feuersbrunſt der Werth der nämlichen Gegenftände? 3. 
welches ift nad) Löſung der zwei vorhergehenden Tragen der 
Betrag der Berlufte und Schäden zur Laft der Gejellichaft nad) 
Maßgabe der Police?“ In dem erwähnten Vertrag war weiter 
gejagt: „Demzufolge jollen die Schiedsrichter den Betrag des 
Schadens feititellen, der dem Verſicherten zukommt; ihre Ent» 
iheidung joll für beide Theile die Wirkung eines rechtsfräftigen 
Urtheils haben. Für den Fall der Meinungsverjchiedenheit jollen 
die Schiedsrichter einen Obmann bezeichnen,“ Diejer Vertrag 
wurde von dem Kläger und dem Vertreter der verflagten Gejell- 
haft unterzeichnet. Die beiden Schiedsrichter erflärten durch 
ihre Unterjchrift, den erhaltenen Auftrag gewiſſenhaft erfüllen zu 
wollen und bezeichneten im Voraus einen Obmann. Auch trat 
diejer al3 jolcher wirklich ein, da ſich bei der Schadengfeititellung 
eine weſentliche Meinungsverichiedenheit der Schiedsrichter heraus: 
ſtellte. Durch Mehrheitsbeichluß von zwei Schiedsrichtern wurde 
nun die dem Kläger gebührende Entihädigung auf den Betrag 
von 6336 M. feſtgeſetzt. Der überftimmte Schiedsrichter, welcher 
der Meinung war, der Schaden belaufe fih auf M. 16,722.16 
weigerte fi) aber den Schiedsſpruch zu unterzeichnen. Kläger 
verlangte nunmehr in der Klage die Bezahlung einer Entſchädi— 
gung von M. 16,722.56 nebit Zinjen zu 6%, vom Tage der 
Klage. Die Betlagte beftritt die Klage zunächſt als unzuläffig, 
weil Kläger an den zur Ausführung gelangten Schiedsvertrag 
gebunden und der Schiedsipruc nach Vorſchrift des Geſetzes er— 
laſſen und ausgefertigt jei, durch diefen Schiedsſpruch, der unter 
den Parteien die Kraft einer rechtsfräftigen gerihtlihen Ente 
Iheidung habe, aber jedes weitere gerichtliche Verfahren ausge— 
Ihlofien werde. Eventuell wurde die Klage als unbegründet 
befämpft, weil die von dem Kläger angegebenen Vorräthe nicht 
vorhanden geweſen und zerftört worden jeien. Von dem Kläger 
wurde geltend gemadt, es habe ſich bei dem Liebereinfommen 
niht um einen Schiedsvertrag jondern um eine binje Erpertije 
gehandelt; jedenfalls liege ein rechtswirkſamer Schtedsiprud nicht 
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vor, da der von ihm bezeichnete Schiedsrichter Sch. vom Schied3: 
vertrage zurüdgetreten ſei und ſeine Unterjchrift bezüglich des 
Schriftitüds3 verweigert habe, da3 eine ohne jeine Mitwirkung zu 
Stand gefommene Schadensfeititellung enthalte. 

In den beiden nad ftatfgehabtem Beweisverfahren ergan- 
genen Urtheilen des Yandgerichts und Oberlandesgerichts Colmar, 
wurde die Klage theilmweile zugeiprochen, hierbei jedoch überein— 
ſtimmend angenommen, dab der Vertrag vom 19. Dezember 1383 
zwar als Sciedsvertrag im Sinne der C. P.O. aufzufallen, dab 
aber in Folge der Weigerung eines Schiedsrichters, den Schieds— 
Ipruch nicht zu Stand gelommen und der Schiedävertrag nad) 
8 859 der C. P.O. als aufgehoben zu betrachten jei. 

Gegen das Berufungsurtheil hat die beklagte Geſellſchaft 
Reviſion eingelegt, welche jedoch aus nachſtehenden Gründen vers 
tworfen wurde. 

Der Einwand der Beklagten, es liege ungeachtet der fehlen— 
den Unterſchrift des Schiedsrihters Sch. ein rechtswirkſamer 
Schiedsſpruch vor, an welchen der Kläger gebunden jei, wurde 
vom Berufungsgericht mit Recht für unbegründet erklärt. Ein 
rechtswirkſamer Sciedsiprud , der unter den Warteien die 
Wirkungen eines rechtsfräftigen gerichtlichen Urteils hat (S 366 
der EP.O.), liegt nur dann vor, wenn den Borfchriften in 
$ 865 dieſes G.B. genügt worden ift. Insbeſondere wird hierzu 
vorausgeſetzt, das alle Schiedsrichter den Schiedsſpruch untere 
ichrieben haben. Weigert fih ein Schiedsrichter dies zu thun, 
jo kann deſſen Unterſchrift nicht durch eine dieſen Umſtand feſt— 
ftellende Erklärung der übrigen Schiedsrichter erſetzt werden. 
Vielmehr fehlt dem Schiedsſpruch, To lange der Vorichrift des 
8 805 nicht genügt worden tft, die verbindliche Kraft und kann 
deshalb weder deſſen Vollſtreckbarerklärung verlangt noch im 
Wege der Einrede geltend gemacht werden, es liege eine die 
Parteien bindende Einjcheidung vor. Cine Vorſchrift, mie fie 
Art. 1016 Abſatz 2 des franzöſiſchen C. de pr. für den Fall 
enthält, dab ſich die Minderheit der Schiedsrichter weigert, den 
Schiedsſpruch zu unterzeichnen, fennt die C. P.O. nicht und die 
Vorſchrift des $ 236 Abſatz 2 dieſes G.B, welche für den Fall 
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Rortorge trifft, das ein Richter verhindert iſt, einem Urtheil 
jeine Unterichrift beizufügen gilt nur für gerichtliche Urtheile, 
nit für das jchiedsrichterliche Verfahren. Auch iſt eine analoge 
Anwendung derjelben mit Rüdiicht auf die Vorjcehrift des $ 865 
der C. P.O. ausgeſchloſſen. 

Auch in der weiteren Ausführung des Berufungsgerichts, 
die Verweigerung der Unterſchrift durch den Schiedsrichter Sch. 
jet als em Rüdtritt von dem mit ihm geſchloſſenen Vertrage 
anzuiehen, in Folge dejlen der Echiedävertrag nad 8 859 der 
C.P.O. außer Kraft getreten ei, konnte ein Rechtsirrthum nicht 
gefunden Iverden. Während $ 857 der GP.D. für den Fall, 
dap ein nicht in dem Schiedsvertrag ernannter 
Schiedsrichter wegfäflt oder die Ucbernahme oder Ausführung des 
Schiedsvertrags verweigert, vorjchreibt, dab an deſſen Stelle ein 
anderee Schiedsrichter zu beitellen ift, tritt nah $ 859 Nr. 1 
der C.P.O. wenn beftimmte Perſonen in den Vertrage zu 
Shiedsrihtern ernannt jind und einer der obener= 
wähnten Fälle eintritt, oder ein Schiedsrichter die Erfüllung 
ſeiner Pflichten ungebührlich verzögert, der Schiedsvertrag außer 
Kraft, jofern nicht für den betreffenden Fall durch eine Verein: 
barung der Parteien VBorjorge getroffen iſt. Diejer Vorschrift 
liegt die Auffaffung zu Grund, da in dem in $ 859 der C. P.O. 
vorgejehenen Falle der Schietsiprud nad) dem Willen der Par- 
teien nur durch die ernannten Schiedsrichter abgegeben werden 
jolle und deshalb von dem jchiedsrichterlichen Verfahren abzu— 
Sehen jei, wenn einer der Schiedsrichter die ihm zugedachte Auf: 
gabe nicht erfüllen fünne oder wolle Soweit es fih um den 
Rücktritt eines Schiedsrichter? von dem mit ihm geichloiienen 
Vertrage handelt, ift es aber, wie jowohl die allgemeine Faſſung 
der darauf bezüglichen Vorichrift al3 die Gleichitellung „der uns 
gebührlichen Verzögerung” deutlich erfennen läßt, für die Anwendung 
des 8 859 der CEO. gleichgültig, ob der zurüdgetretene 
Schiedsrichter hierzu berechtigt war oder nicht. Die bloje That» 
lade des Rücktritts berechtigt die Parteien, den Schiedsvertrag als 
kraftlos anzuſehen und ſich nun an die Gerichte zu menden. 
Für feine derielben befteht die Verpflichtung, gegen den Schieds— 


276 Entjcheidungen der Gerichte, 


richter, der fi) der übernommenen Verpflichtung entzieht, Klage 
zu erheben und -auf dieie Weile die Erfüllung der Verpflichtung 
zu erzwingen oder die Unausführbarfeit des Schiedävertrags feit- 
zuftellen. Die in $ 859 der C.P.O. enthaltene Vorſchrift führt 
bei diejer Auffaſſung allerdings zu dem eigenthümlichen Ergebniß, 
day der überjtimmte Schiedsrichter jederzeit das Zuftandelommen 
eines rechtswirkſamen Schiedsipruches verhindern fann, indem er 
entweder ausdrüdlih von dem mit ihm geichloffenen Bertrage 
zurüdtritt oder die Unterjchrift verweigert. Einem jolchen Ber: 
fahren gegenüber hat die dadurch betroffene Partei, ſoweit e3 ſich um 
das Verhältnig zum Gegner handelt, fein Schußmittel, da fie Dielen 
zur Fortſetzung des jchiedsrichterlichen Verfahrens beziehungsweiie 
zur Beitellung eines anderen Schiedsrichterd nicht nöthigen kann. 
Aber dieje Eigenthümlichkeit ergiebt fih mit Nothmwendigfeit aus 
den Vorjchriften der 8$ 859 und 865 der C.P.O. Wollen die 
Parteien fi der erwähnten Gefahr nicht ausſetzen, jo dürfen fie 
die Schiedsrichter nicht im Schied3vertrag ernennen, oder müllen 
für den Fall des Nüdtritts eines Schiedsrichters befondere 
Beltimmungen treffen. Die Revifion war daher zurüdzumeiien. 


79. Auftragsverhältnig. Umfang der Vollmacht Spar- 
fafjengejege iu Cliag Lothringen. Haftung der 
Sparfajjen für Handlungen des Kaſſiers. 

(Urth. des R.G., II. Givilfenat, vom 12. März 1897.) 

Gegen das ©. 24 flg. des laufenden Bandes Diejer Zeitz 
ſchrift veröffentlichte Urtheil des DO.L.G. Colmar vom 8. Oftober 
1886 hat die beklagte Sparkaſſe Revilion eingelegt, welche jedod) 
aus nachſtehenden 

Gründen 
verworfen wurde. 

Die Reviſion konnte nicht als begründet erachtet werden. 

Das Berufungsgericht ſtellt Feit, day Klägerin dem Gajlier 
Sch. am 15. Mai 1880 1600 M. zum Zwede der Anjchaffung 
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von Werthpapieren und Berwahrung derjelben bei der Sparfafle 
behändigt habe, mas nad) den nunmehrigen Auslaflungen der 
Bellagten gls nicht mehr beftritten gelten könne. 

Reviſionsklägerin rügt, daß letztere Annahme nicht durch den 
Thatbeitand getragen werde, allein mit Unrecht, denn der That— 
beitand Führt ausdrüdlih die Hingabe der 1600. M. an Sc. 
al3 nicht beitritten an und bezüglich des angeführten Zweds der 
Hingabe wurde von der Beklagten nur entgegengehalten, daß 
der Gailier bei der Vermittelung eines Ankaufs von Staatspapieren 
nicht innerhalb jeines dienftlichen Wirfungstfreiies gehandelt habe. 
leberdies wird die gedachte Feititellung jelbititändig aus der 
Zuittung vom 15. Mai 1880, welche den Beiſatz „behufs Ein» 
fauf von Werthpapieren” enthält, in Verbindung mit der Ausjage 
des Zeugen Ott entnommen. 

Weiter ift fejtgeitellt, dar Klägerin bei jenem Geichäft die 
Katie unmittelbar verpflichten wollte, das Sch. eine gleiche Abſicht 
fundgegeben habe und daß die Annahme einer Einlage von 
1500 M. zu bereit3 früher eingelegten 1155 M., um Staats— 
baptere von erjteren Betrage anzuſchaffen und bei der Halle in 
Lerwahr zu nehmen, nad) den Art. 5 und 6 des Gejebes vom 
30. Juni 1851 gleichfalls zum Gejchäftsfreiie der Sparfalle und 
des Caſſiers Sch. gehörte, ungeachtet die Statuten der Beklagten 
jolder Geichäfte nicht bejonders erwähnen. 

Dieie Feititellung ift der Nachprüfung durch den Revilions- 
üchter entzogen; denn die das Sparkaſſenweſen betreffenden in den 
Entiheidungsgründen angeführten Gejege und Verordnungen find 
nicht revijibel und es liegt auch jonjt ein Rechtsirrthum oder ein 
Mangel an Gründen nicht vor. 

Daß ein DPireftionsmitglied bei der Entgegennahme des 
Geldes mitwirfe, wird von dem Berufungsgericht nach dem 
deutichen Terte der Statuten, welcher eine dahin gehende 
Beitimmung nicht enthalte, als nicht erforderlich angenommen, 
und dab der Klägerin gegenüber nur dieſer, nicht der franz 
zöltiche Tert des Auszugs in Anwendung gebracht werden fünne, 
feſigeſtellt, wobei ohne prozeilualiichen Verſtoß davon ausgegangen 
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wurde, daß die ausreichende Kenntniß der franzöſiſchen Sprache 
Seitens der Klägerin keineswegs feſtſtehe. 

Die Begründung dieſer Süße beruht auf Auglegung der 
Statuten und nicht tevilibler Gejeße in Verbindung mit that 
fählihen Erwägungen und entzieht ſich daher den Angriffen 
mittel3 der Nevifion. 

Daß die Einzahlung nit, wie in den Statuten vorge: 
ichrieben, an einem Sonntage und auf dem Rathhaufe, Tondern 
in der Privatwohnung des Caſſiers vor fih ging, hat das Be 
rufungsgeriht auf Grund des von ihm erhobenen Zeugenbeweiſes 
als der Uebung entiprehend und al$ von den Direktoren der 
Kaffe ftillfchweigend genehmigt erachtet, wobei dafjelbe offenbat 
davon ausging, daß den Direftoren die Befugniß zugeftanden, 
von ſolchen unmejentliden Erforderniiien der Statuten Umgang 
zu nehmen. Bon diefer Duldang des Werfahrens Sch.'s hal 
fih das Berufungsgericht feine Ueberzeugung aus der großen 
Anzahl der in deſſen Wohnung gemachten Spareinlagen, det 
leichten Verbreitung ſolcher Vorgänge in einer fleinen Stadt und 
der dienftlichen Stenntnifnahme der Direftionsmitglieder bei der 
Vorlage der Sparkaſſenbücher zur Mitunterzeihnung der von Sc). 
allein entgegengenommenen und eingetragenen Cinzahlungen 
gebildet. 

Auch diefe thatſächliche Feſtſtellung ift ohne rechtlichen Ver— 
ſtoß getroffen und bietet der Revifion feinen Angriffspuntt. 

Was jchlieplich die Uebertretung der Vorſchrift der Statuten 
betrifft, daß die Kaffe wöchentlich nicht mehr al3 300 M. von 
einem Einleger annehme, jo fonnte das Berufungsgericht ohne 
Rechtsirrthum davon ausgehen, daß hiermit die Haftbarteit der 
Kafje für von ihren Beamten angenommene größere Einzahlungen 
nicht beichränft, jondern für die Kaſſenverwaltung Dritten gegen- 
über die Ermächtigung zur YZurüdweilung größerer Einlagen 
begründet werden jollte, zu welcher Auffaſſung die Klägerin über 
dies dur die Annahme früherer Einlagen von 300 M. über 
fteigenden Beträgen und deren von einem Direftionsmitgliede 
mitunterzeichneten Eintrag im Sparkaſſenbuche derjelben durd die 
Bellagte jelbjt veranlagt worden jei. 





Vorausfegungen des Verzugs. 279 


Die in dem früheren reichsgerichtlichen Urtheile erhobenen 
Bedenfen ind daher in der jeht angefochtenen Enticheidung 
jämmtlich beieitigt und zwar ohne daß, wie die Reviſion geltend 
machte, die 88 130, 259, 528 der C. P.O. oder die Grundjäße 
über die Verantivortlichfeit juriftiicher Perjonen für die Hand— 
lungen ihrer Bertreter verlegt oder ein anderer Rechtsirrthum 
oder prozefiualiicher Verſtoß erkennbar wäre. 

Die Revifion war daher zurüdzuweiten. 


80. Vorausjeßungen des Verzugs. 

Der Verzug ſetzt eine Aufforderung durch Act des Gerichtsvollziehers 
oder Notars, oder einen gleichwerthigen Act voraus, 

(Urth. des RG, lı. Civ.“Sen. vom 26. November 1886.) 

Aus den Gründen: 

Die In-Verzugſetzung wird darin gefunden, dab die Klägerin 
wiederholt in der Geichäftsiiube des Erblaſſers der Bellagten 
erichtenen jei und auf Erfüllung des ihr gegebenen Verſprechens 
gedrängt habe. Dieſe Annahme verftögt gegen die Art. 1139 
und 1146 B.G.B. Nach der VBorjchrift des eriteren, an welchen 
fh Art. 1146 anſchließt, geichieht die In-Verzugſetzung durch 
Sommation oder einen anderen gleichgeltenden Act — par une 
'sommation ou par autre acte equivalent — vgl. Art. 952 — 
„par exploit ou autre acte en bonne forme*. Sommation ift 
nur der techniiche Ausdrud für die durch den Act eines Gerichts— 
vollzieherg oder Notar3 bewirkte Aufforderung, und als gleich— 
geltende Acte find mamentlich jolche anzujehen, weldde die Ver— 


jährung unterbrechen. Dat eine blos mündlihe Mahnung nit ' 


genügt, it anerlannten Rechtens. — Aubry und Rau Bd. IV, 
©. 96, 97. Zachariä-Dreyer Bd. II. S. 328 Note 8. 
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81. Haftbarfeit des Arbeitsheren aus Handluugen 
ſeiner Arbeiter. 





Stoßt einem Arbeiter in Folge Verſchuldens eines Mitarbeiters ein 
Unfall zu, jo iſt die Haftbarkeit des Arbeitgebers begründet. Der Mit 
arbeiter ift al$ prepose im Sinne von Art, 1384 B. G. B. anzuſehen. 

(Urtheil des R.G. II. Civ.Sen. vom 1. April 1844.) 

Aus den Gründen: 

In rechtlicher Hinficht wird geltend gemacht, daß nad) dem 
Haftpflichtgeiege die Reviſionsklägerin nicht verantwortlich jet für 
etwaige Verſäumniſſe der anderen Fabrikarbeiter, welche die von 
dem Nevilionsbeflagten zu verwendenden Hölzer vorher zu bear» 
beiten hatten. Abgeſehen Davon, daß die Enticheidung auch noch 
durch die Annahme eines zweiten, jelbftitändigen Verſchuldens der 
Fabrifbefiter getragen wird. ift bei diefem Angriffe außer Acht 
gelaſſen, dab die Haftbarkeit der Revifionsklägerin für das Ver 
jehen jener anderen Arbeiter durch den Artikel 1384 des B. G.S. 
begründet iſt, indem die feßteren, die mit der fraglichen Arbeit 
von den abrilbeiigern beauftragt waren, als pr&poses der 
fegteren im Sinue de3 genannten Artikels angejehen werden 
mußten. 

Im Uebrigen richten ſich die Angriffe der Nevifion lediglid 
gegen die thatſächlichen Feititellungen des Berufungsridters, 
welche der Nachprüfung des Reviſionsrichters entzogen ſind und 
einen Rechtsirrthum nicht erfennen laiten. 


82. Veräußerung einer im Streit befangenen Sade oder 
eines geltend gemachten Anſpruchs während des 
Rechtsſtreites. 8 236 EBD. 


1. Tie Beſtimmung des 8 236 C. P.O., dab die Veräußerung oder 
die Ceſſion auf den Prozeß feinen Cinfluß hat, gilt and) bon der noth— 
wendigen Veräußerung oder Ceſſion und namentlich von dem Falle der | 
gerichtlichen Prändung einer im Streite befangenen Geldforderung. 

2, Wird eine Geldforderung in Gemäßheit de3 $ 736 C. P.O. dem 
Släubiger zur Einziehung oder an Zahlungsitatt überwieien, fo fann ber 
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pfändende Gläubiger als Rechtsnachfolger des Schuldners weder 
den Prozeß als Hauptpartei an Stelle des Rechtsvorgängers übernehmen, 
noch eine Hauptintervention erheben. Einer neuen ſelbſtſtändigen Klage 
ſteht die Einrede der Rechtshängigkeit entgegen und die Fortführung der 
Vrozeſſe für den Schuldner im Wege der Nebeninterventioh it nur inſo— 
weit möglich, als dieſelbe nicht mit Erklärungen oder Handlungen der 
Sauptpartei in Widerſpruch ſteht. 

Fine andere Frage ift ed, ob nicht der pfändende Gläubiger in 
feiner Figenichaft als Gläubiger das Klagerecht jeines Schuldners 
ausübend den Prozeß meiter führen kann. Art. 1166 B. G. B. 


(Urteil des OL.G. Colmar, II. Senat, vom 31. Dezember 1886 
in Sachen P. gegen W.) 


Im Juni 1884 erhob P. gegen W. Klage auf Zahlung 
einer Wechielforderung von 320 M. Nah mehrmaliger Ver: 
tagung der mündlichen Berhandlung wurde am 16. Januar 1885 
dad Verfahren auf den Antrag beider Parteien für ruhend 
erllärt. | 

Diefe Wechlelforderung wurde ſodann am 20. März des— 
klben Jahres auf den Antrag des B., Gläubigers des P., nad 
den Vorjchriften des $ 730 der EBD. bei W. gepfändet und 
dur gerichtlichen Beihlus vom 31. Juli darauf dem B. bis 
zum Betrage jeiner etwas weniger betragenden Forderung zur 
Einziehung überwieſen. Werner wurde durd) einen gerichtlichen 
Beihluß vom 2. Oftober 1885 in Anwendung der $$ 737 
Abi. 2, 772 und 746 der E.P.O. der dem Kläger P. gegen 
feinen Anwalt zuftehende Antpruc auf Derausgabe der Wechjel- 
urfunde und der erwaächſenen Prozeßakten gepfändet und dem 
Gläubiger B. übermwiejen, aud die Herausgabe der gepfändeten 
Scriftjtüde an den von dem Gläubiger B. zu beauftragenden 
Gerihtsvollzieher angeordnet. 


Nunmehr Hat B. dem Betlagten W. in der Perſon jeines 
Prozeßbevollmächtigten, Nechtsanwalt3 H. am 24. November 
1885 einen als Ladung bezeichneten Aft zuitellen laſſen, worin 
er unter gleichzeitiger Vorladung in die zur mündlichen Verhand— 
lung beitimmte Situng erflärt, dab er als Rechtsnachfolger des 
Klägers PB. in Anfehung der fraglichen Wechielforderung das 
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zwiſchen diefem und dem Bellagten anhängige, ruhende Ber: 
fahren aufnehme. 

Bei der mündlichen PBerhandlung gab der Anwalt de 
legteren die Erklärung ab, daß er nicht auftrete, worauf B. den 
Antrag nahm, durch Verſäumnißurtheil den Beklagten zu verur: 
teilen, an ihn al3 den Rechtsnachfolger des urſprünglichen Kläger: 
P. die eingeflagte Wechſelſumme zu bezahlen. 

Das Gericht wies durch Enticheidung vom 19. Februar 
1886 „die Klage ab“ mit der Begründung : 

„Die ftreitige Forderung fei dem Gläubiger B. zur Ein 
ziehung überwiefen worden. Für den Fall der Drittichuldner 
nicht freiwillig bezahle, gebe das Gejeb dem Gläubiger das Recht 
die Forderung einzuflagen. Zu einer wejentlihen Vorausjchung 
der Klage gehöre aber, daß die Parteien perjünfich geladen 
werden. Eine Beitimmung, wonach ein Gläubiger, dem eine 
gepfändete Forderung zum Einziehen überwiejen werden, in eine 
zwifchen feinem Schuldner und dem Drittjchuldner wegen ders 
jelben Forderung ſchwebenden Prozeß ftatt des Schuldners ala 
Hauptfläger eintreten könne und blos den Prozepbevollmädhtigten 
vorzuladen braude, kenne das Geſetz nicht. Hiernach fei der 
Hägeriiche Antrag auf Erlap eines Verſäumnißurtheils wegen 
nicht ordnungsmäßiger Vorladung des Bellagten zurüdzumeijen.‘ 

Jetzt erhob B. eine neue jelbititändige Klage gegen W. auf 
Zahlung der mehrbejagten Wechſelſchuld an ihn als den Reit 
nacdhfolger des P. mogegen W. in dem zwifchen ihm und P. 
anhängigen Prozefje die Beftimmung eines neuen Termine er: 
wirkte und den P. zu demjelben laden lieg: 

Beide Prozeffe (P. gegen W. und B. gegen W.) wurde nun 
mit einander verbunden. 

Bei der mündlichen Verhandlung erklärte der Anwalt des 
Klägers B., nicht mehr aufzutreten, da fein Mandat in folge 
der Pfändung erlofchen jei. Der Anwalt des Klägers B. wie— 
derholte jeinen Slageantrag. Der Anwalt des Beklagten ®. 
dagegen beantragte, die Klage des'P. durch Verſäumnißurtheil 
abzuweiſen, die lage des B. aber als unzuläffig, jedenfalls als 
unbegründet abzumeijen: als unzuläſſig, weil B. als Haupt- 
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partei den vorliegenden Prozeß zu führen nicht befugt, ſondern 
nur zur Mebenintervention berechtigt jei; als unbegründet, 
weil der urjprüngliche Gläubiger B. feine — bier nicht weiter 
in Betradht kommenden — Verpflichtungen, gegen welche der 
Wechſel ausgeftellt worden, nicht erfüllt habe. 


Dur) Urtheil vom 16. April 1886 wurde der Antrag des 


Bellagten auf Erlaß eines Verjäumnißurtheils gegen P. al3 un 
zuläjlig abgewieſen. Dagegen wurde der Klage-Antrag des B. 
zugeſprochen. 

In den Gründen wird erörtert: Der von dem Beklagten 
geſtellite Antrag auf Erlaß eines Verſäumnißurtheils gegen den 
nicht vertretenen Kläger P. erſcheine nicht zuläſſig; die Forderung 
des P. gegen W. ſei gepfändet, ſie ſei dem heutigen Kläger 
B. zur Einziehung überwieſen. An den Schuldner PB. ſei das 
Gebot ergangen, fich jeder Verfügung über die Forderung, ins- 
bejondere der Einziehung derjelben zu enthalten. Die auf die 
Forderung bezüglichen, früher im Befige feines Anwalts befind- 
lichen Titel und Alten jeien durch Gerichtsbeihlug vom 2. Oft. 
1885 ebenfalls gepfändet, dem Kläger B. überwiejen und ver= 
ordnet worden, dab die gedachten Urfunden von dem Anmalte des 
Schuldners P. an den von dem Gläubiger B. zu beauftragenden 
Gerihtsvollzieher herauszugeben ſeien; dieje Herausgabe fzi erfolgt 
und jeien heute die der Forderung zu Grunde liegenden Urkunden 
in Händen des B. Daraus folge, daß jo lange die Pfändung 
beitehe, der Schuldner PB. jedes Verfügungsrecht über die For— 
derung verloren habe und aud das Mandat jeines Anmwaltes 
erloihen jei. Das Recht, die Forderung joweit fie überwiejen 
fei, einzuziehen und einzuflagen, jei voll und mit Ausjchluß aller 
Andern auf den Kläger B. übergegangen. Bei diefer Sadlage 
ki eine Fortſetzung des die gepfändete Forderung betreffenden 
Prozeſſes zwifchen BP. und W. während der Dauer der Pfändung 
unmöglich; dieſer Rechtsſtreit müfje während genannter Zeit 
tuben; er werde gegenftandslos werden, wenn B. die fireitige 
Forderung wirklich einziehe. Hiernach zerfalle auch die Einrede 
des Beklagten, daß B. nicht als Hauptpartei in dem Prozeſſe 
auftreten könne, jondern al3 Nebenintervenient fi dem P. ans 
20* 
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ichliegen müſſe. B. fei in Folge der Pfändung und Zumeijung 
der Forderung der einzige und ausſchließliche Kläger. Unter allen 
Umftänden erſcheine es unzuläflig, daß der Beklagte W. das 
zwilchen ihm und P. ruhende Verfahren durch einen an den 
Prozehbevollmädtigten des P. gerichtete Vorladung wieder au 
nehme, nachdem deſſen Mandat durch die Pfändung der or: 
derung und Entziehung der Alten erlojhen ſei. Im Webrigen 
wird zur Klage de3 B. ausgeführt, daß die Forderung be 
gründet jei. 

Gegen diejes Urtheil hat der Beklagte W. dem Kläger 2. 
genüber Berufung eingelegt und der von diejem erhobenen Klage 
insbejondere nod die Einrede der Rechtshängigfeit entgegenge: 
halten. 

Das Berufungsgericht hat durch Urtheil vom 31. Dezember 
1886 die angefochtene Entiheidung aufgehoben und die Klage 
des B. als unzuläffig abgewieſen, aus folgenden 

Gründen: 

Nah 5 236 der C. P.O. hat die während der Nechtshängige 
feit vorgenonmene Veräußerung der im Streit befangenen Sache 
oder Ceſſion des geltend gemachten Anſpruchs auf den Prozer 
feinen Einfluß. Der Rechtsnachfolger ift nicht berechtigt, ohne 
Zuftimmung des Gegners den Prozeß als Hauptpartei an Stelle 
des Rechtsvorgängers zu übernehmen oder eine Hauptintervention 
zu erheben, und einer jelbjtitändig erhobenen Klage des Rechts 
nachfolgers fteht die Einrede der Rechtshängigfeit entgegen; denn 
nah $ 236 Abſ. 3 in Verbindung mit $ 665 der EB. it 
die Entiheidung in dem anbängigen Prozeſſe in Anjehung der 
Sache jelbit jowohl für, wie gegen den Rechtsnachfolger wirkſam 
und vollitredbar, und wie demnad einer nad) rechtskräftiger Ent 
iheidung erhobenen Klage die Einrede der entichiedenen Sad 
entgegengeftellt werden kann, jo iſt während ſchwebenden Prozeſſes 
die dem Umfange nach gleichſtehende Einrede der Nechtshängig: 
feit begründet. 

Nah den Motiven war bei Feſtſtellung diefer Mirtungen 
der Veräußerung in Streit befangener Sachen und Klagen die 
Erwägung leitend, dab durch eine derartige Veräußerung zum 
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Nachtheile des Gegners weder deijen Lage während des Prozeſſes 
verändert, noch) das Ergebniß des Prozeſſes unwirkſam gemacht 
werden darf. Diejem gejegeberiihen Grunde entiprechend und 
da dad Geſetz feine Unteriheidung macht, müſſen daher die Be: 
fimmungen der angezogenen Stellen. ebenjowohl bei der noth- 
wendigen, wie bei der freimilligen Veräußerung oder Gejfion 


‘ Anwendung finden, jei eg, was die hier in Trage fommende 
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Imangsvollftredung in eine Geldforderung anlangt, dab es fich 
um die gerichtliche Ueberweifung der Forderungen an Zahlungs- 
fat, oder um die Meberweilung derjelben zur Einziehung handelt. 
Vie Ueberweifung erleidet zufolge der Beitimmungen des $ 236 
der C.P.O. in ihrer Wirkung die nothivendige Beihränfung, daß 
der Schuldner zwar Dritten gegenüber über feine Forderung und 
ine Klage nicht mehr verfügen fann, aber dem Prozekgegner 
gegenüber verfügungsberechtigt bleibt und erit, wenn der Schuld=- 
ner ein objiegliches Urtheil eritritten hat, fann fi der Pfand— 
däubiger zufolge der erhaltenen Einweilung nad) Maßgabe des 
665 allda in die Lage jegen, die Forderung beizutreiben. — 
diernah war, da auch ein Ausnahmefall des $ 238 C.P.O. 


nit vorliegt, unter Annahme der Berufung die Klage wegen 


deftehender Rechtshängigfeit al3 unzuläjtig abzumweijen. Die Frage, 
in wie weit etwa der Kläger nad Art. 1166 B. G. B. in Aus— 
übung der Rechte jeines Schuldners das zwiſchen diefem und dem 
Drittſchuldner anhängig gemachte, aber ruhende Verfahren weiter 


verfolgen fann, liegt zur Entſcheidung nicht vor. 


Anmerfungen des Einjenders: 

1. Das Amtsgeriht, an welches das Geſuch um Prändung und 
Ueberweiſung des Anſpruchs auf Herausgabe der Wechielurfunde und die 
brozeßakten, gerichtet worden war, hatte daſſelbe zurüdgewieien, 

a) weil der Beichluß über die Pfändung und leberweilung der 
Rehielforderung den Schuldner P. — welder inzwiihen wegen Betrugs 
in Ätrafgerichtliche Interjuchung gezogen worden und flüchtig gegangen 
war — nod nicht zugeitellt worden, $S$ 671, 702 Wr. 3 und 703 
EBD. und 

b) weil die Syorderung an den Drittichuldner W. nicht zu ihrem 
Sefammtbetrage überwieien, der Schuldner P. alſo jelbit nicht vers 
oflichtet fei, die Urkunde feinem Gläubiger herauszugeben, wenigitens nicht 
ohne vorgängige Sicheritellung feiner Nechte an dem ihm verbleibenden 
Theile feiner Forderung (arg. Art. 842 BG. B.). 
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Auf erhobene Beſchwerde hat das Landgericht den deßfallſigen Be— 
ſchluß aufgehoben und auf Pfändung und Ueberweiſung erkannt 

a) weil der Aufenthaltsort des Schuldners P. unbekannt und daher 
die von dem eriten Nichter vermißte Zuitellung gemäß $ 730 der (PO. 
nicht erforderlich ſei, 

b) weil das Geſetz ($ 737 Abi. 2 der C. P.O.) den Schuldner ganz 
allgemein verpflichte, dem Gläubiger dic über die überwieſene Forderung 
vorhandenen Urkunden herauszugeben, und irgend welche Sicherjtellung 
des Schuldners —529 ſeiner Rechte an dem ihm verbleibenden Theile 
der Forderung dem Gläubiger nicht auferlege. 

2. Nach der Lage des Falles ſtand dem Begehren des Gläubigers 
B. in ſeiner Eigenſchaft als Rechtsnachfolger ſeines Schuld— 
ners P. den Prozeß als Hauptvartei an Stelle des letzteren zu über— 
nehmen, der Umſtand entgegen, daß es an der Zuſtimmung des Gegners 
fehlte, und aus gleichem Grunde konnte der Gläubiger B. aud feine 
Hauptintervention erheben. $ 236 der C.P.O. Die neue selbititändige 
Klage des Gläubiger B. mußte aber an der Einrede der Nechtshängig: 
feit jcheitern. Much konnte von einem Betreiben des Prozeſſes P. gegen 
W. durh den Gläubiger B. im Wege der Nebenintervention wohl ie 
lange feine Nede jein, ald das Verfahren auf den Antrag der beiden 
Parteien ruhte; denn der Nebenintervenient würde ſich dadurch mit 
einer Erklärung oder Handlung der Hauptpartei, nämlich dem Antrag 
de3 P., dab das Verfahren für ruhend erklärt werden folle in Widerivudb 
gejegt haben. 88 64 C. P.O. Aber es fonnte der Gläubiger B, nachdem 
der Bellagte W. gegen P. das Verfahren wieder betrieben und Verſäum— 
nißurtbeil beantragt hat, als Nebenintervenient für den Kläger P. die 
Abweiiung des Antrages auf Erlaflung eines Verſäumnißurtheils begehren 
und die NVerurtheilung des Beklagten jelbft herbeiführen. Vgl. Mac und 


Milmowsti und Leon zu 8 64 der EMO. Auch dürfte es feinem Zweifel Ä 
unterliegen, daß B. in Gemäßheit des durch die Givilprozehordnung nidt 4 
berührten Art. 1166 B. G. B. in feiner Gigenihaft als Glänbiger 9 


die Rechte ſeines Schuldners P. ausübend den zwiſchen diefem und W. an: 
hängig gewordenen Prozeß fortzuführen berechtigt gewelen wäre. Die 
Ausübung und Verfolgung des Klagerechts des Schuldners durch den 
Släubiger in dieſer feiner Eigenſchaft gemäß des — Art. 1166 
ift in ihren Worausfegungen jowohl wie in ihren Wirkungen von de 


Uebernahme de3 Prozeſſes durch den Gläubiger in feiner Eigenſchaft als l 
Rechtsnachfolger jeines® Schuldners oder der Erhebung einer Hauptinter | 


vention durch denielben verichieden und ift nicht unvereinbar mit der Br 
ftimmung des $ 236 Abi. 2 der EP.O. 


Anmerk. d. Heraudg. Lorftehende Ausführungen beruhen auf 
der Erwägung, daß auch die Ueberweiſung einer Forderung zur Ein 
ziehung eine Nechtsnachfolge zu Gunsten des pfändenden Gläubiger? 
begründe. Inzwiſchen hat aber das Neichögericht, II. Giv.Sen., in einem 
Urtheile vom 10. Juni 1887 II. 29 entichieden, daß eine derartige Leber: 
weifung im Gegenjage zur Ueberweiſung an Zahlungsitatt den pfänden 
den Gläubiger nur als procurator in rem suam, nicht als Geifionar er 
ſcheinen laſſe. 








— — — 


ar 


Auszahlung von Hppothefar- Schulden durd den Ankäufer. 287 


83. Auszahlung von Hypothefar-Schulden durd den 
Ankäufer. Zubrogation in die Legal-Hypothek; 
Regreß gegen andere Drittbefiker. 

Der Käufer, welcher anftatt den Kaufpreis vollitändig zur Tilgung + 
der auf den erworbenen Liegenschaften laftenden Hypothefen zu verwenden, 
einen Theil hiervon an den Verkäufer zahlt, oder mit nicht bevorrechteten 
Gegenforderungen verrechnet, fan, wenu er in Folge deffen vdn den 
nicht befriedigten Oypotbefgläubigern, insbefondere den nicht berüdfichtigten 
Inhabern gejeglicher Hypotheken in Anſpruch genommen wird und noch— 
mal3 zahlen muß, auch im Falle der Subrogation ein Rücgriffsrecht 
gegen andere Drittbefiger nicht geltend maden. 

(Urtheil des fol. Oberlandesgerichhts Colmar, 3. CE S., vom 1. April 1887.) 

Yaut Alt vor Notar E. in B. vom 26. Februar 1878 
taufte der Bankier 2. in F. von dem Aderer M. in B. neun 
Grundſtücke. Im Alte ift Folgendes gelagt: „Der gegenwärtige 
Vertauf geſchah um einen Preis von 12240 M., auf welchen 
Verkäufer befennt, von dem Käufer 1600 M. erhalten und 
empfangen zu haben vor der Grridtung gegenwärtiger Urfunde. 
Worüber Quittung. Die reftirenden 10640 M. verpflichtet fich 
der Käufer zu zahlen ohne Zins an die Gläubiger des Ver— 
fäufers, welche Unterpfandsrechte auf die verkauften Liegenjchaften 
bejigen und den Ueberreſt an den Verkäufer jelbft, alles dieſes 
nad) Vorweis des Beweiſes, dab mit dem obengemeldeten Kauf— 
preiie alle auf den Gütern ruhenden Unterpfandsrechte getilgt 
werden können.“ Yaut Alt vom 1. April 1878 kaufte %. von M. 
weitere fünf Grundfiüde zum Preiſe von 5680 M. auf welchen 
inhaltlich) des Altes 3304,49 M. vor Erridtung des Alts bezahlt 
wurden. 

Laut Alt vom 14. Mai 18783 kaufte der Aderer B. von M. 
en Grundſtück um den Preis von 1200 M., welche im At als 
vor Errichtung deilelben an den Verkäufer bezahlt angegeben 
werden ; ferner faufte laut Alt vom 6. Januar 1879 der Aderer 
R von M. ein Grundftüt um 400 M., welche ebenfalls als 
vor Errichtung des Alt3 an den Berfäufer bezahlt bezeichnet 
Werden. 

Bankier 2. zahlte die Schulden, welche auf den von ihm 
ertauften Grundftüden hafteten, aus; es waren dies fünf Obli— 
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gationen, für welde an Kapital und Zins 11,973.36 M. ver: 
wendet wurden; ferner die Forderung der Kinder M. an ihren 
Bater-Vormund mit 6002.72 M.; bei Auszahlung diejer For— 
‚derung wurde der Ankäufer 2. laut Alt vom 7. März 1879 in 
die Legalhypothet der Kinder M. jubrogirt; außerdem veraus« 
gabte 2. für Zivangsoollftredungen 728.34 M., jo daß er zu— 
fammen 18,709.92 M. in Ausgabe ftellte. 

Auf Grund der erwähnten Subrogation ſuchte nun L. ſich 
für den Betrag ſchadlos zu halten, welchen er über den in jeinen 
Händen gebliebenen Kaufpreis von 13,015.51M. hinaus bezahlt 
hatte. Er erwirkte im Jahre 1879 bei dem Amtsgericht B. gegen 
den Antäufer B. einen Zwangsvollſtreckungsbeſchluß, willigte aber, 
als dieſer auf Grund des Art. 2170 C. c. Widerſpruch erhob, 
ein, daß das von B. angelaufte Grundjtüd aus der Zwangs— 
vollftredung entlaijen werde und betrieb zunächſt die Zwang— 
veräußerung der nod im Beſitz des Hauptichuldners M. befind— 
lihen Grundftüde. In dem BVertheilungsverfahren meldete er eine 
Forderung von 7955.10 M. an, nämlich 6002.67 M. Haupt: 
jumme und 1952.43 M. Zinjen und Koften, worauf er Ans 
weiſung im Betrage von 2789.12 M. erhielt. - Nun erwirkte er 
für den Ausfall von 5165.88 M. gegen B. und R. als Dritt— 
befiber von der Legalhypothek unterworfenen Grunditüden Zwangs— 
vollſtreckungsbeſchluß. Diefe erhoben nun Klage mit dem Antrage, 
zu ertennen, daß Bellagter nicht befugt jei, auf Grund der Sub» 
rogation vom 7. März 1879 den Zwangsverkauf der Grund» 
ftüde zu betreiben, welche jie von M. angefauft Hatten, oder 
überhaupt an ſie al3 Drittbefier diejer Grundftüde irgend welde 
Unſprüche zu erheben; ſubſidiariſch beantragten fie, zu erkennen, 
daß Kläger von der dem Bellagten zuitehenden Reſtforderung 
nur einen Theil zu bezahlen hätten, entiprechend dem Verhältniſſe 
des Werthes der Liegenichaften, welche Kläger von M. erfauft 
haben, zu dem Werthe der Liegenjchaften, welche der Beklagte 
von M. erfauft habe. Das Landgericht entſchied dahin, es werde 
feitgeftellt, daß Bellagter auf Grund der Subrogation nur einen 
verhältnigmägigen Theil feiner Reſtforderung als hypothelariſche 
Schuld zu beſprechen habe und zwar joweit, daß die ven den 
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KHlägern gejchuldete Summe zur beflagtiichen Rejtforderung in 
demjelben Verhältniſſe ftehen, wie die Kaufpreije der klägeriſchen 
Grundftüde zu dem der beflagtijchen. Die Neftforderung der 
Beklagten jei jo zu berechnen, daß von der Summe, welche 
Bellagter über den ftipulirten Kaufpreis hinaus, ſei e3 vor, jei 
e3 nach der Verbriefung der Kaufakte an M. bezahlt habe, ab= 
gejogen wird, was er in dem Bertheilungsverfahren angemwiejen 
erhalten habe. Die weiteren Anträge der Kläger wurden als 
unbegründet abgemiejen. Das Landgericht führte aus, daß die 
Subrogation ſowohl den Erforderniijen des Art. 1250 Ziff. 1 
C. c. als des Art. 1251 Ziff. 2 entipreche, 2. jchon vor der 
Verbriefung der Kaufakte beträchtlide Summen an M., jei 
es bezahlt, jei es mit eigenen forderungen compenjirt habe, 
wozu er unzweifelhaft beredtigt gewejen je, und unbe— 
frittenermaßen durch Auszahlung der Legalhypothek nad Til- 
gung der anderen Forderungen die ftipulirte Kaufſumme be- 
deutend überjchritten habe. Für den zu viel gezahlten Betrag jei 
er in die Legalhypothek giltig eingejegt. Da lebtere aber auf 
dem gelammten Grundbeſitz des M. Hafte, und- L. ebenjo, 
wie B. und R., Drittbejiger jei, jo müfje fein Anjprud gegen 
die Kläger wie der Regreß eines Biürgen gegen den anderen 
beurtheilt werden. Dieje Analogie ſei durch Geſetz und Rechte 
iprehung anerfannt. Die zahlenmäßige Ausrechnung ſei nad) Yage 
der Sache dem Zwangsvollſtreckungsverfahren vorzubehalten. 

Gegen dieje Enticheidung legte 2. Berufung ein, an welche 
die Kläger ſich anſchloſſen. Das Berufungsgericht fprad unter 
Aufhebung des angefochtenen Urtheils die erhobene Klage zu 
aus folgenden 

Gründen: 

Der erfte Richter nimmt an, daß *2., welcher bereits 
vor der Verbriefung der Kaufverträge beträchtlihe Summen an 
M., ſei es gezahlt, ſei es mit eigenen Forderungen compenfirt 
habe, wozu er zweifello$ berechtigt geweſen jei, durch Auszahlung 
der Zegalhypothet nach vorheriger Tilgung der anderen Hypotheken 
die ftipulirte Kaufſumme bedeutend überichritten habe, jo daß er 
in die Legalhypothek wirkſam eingeſetzt ſei. E3 mag num zus 
gegeben werden, dab 2. als Käufer an ſich allerdings berechtigt 
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war, einen Theil des Kaufpreijes ſchon im Voraus mit Rüd— 
fiht auf die zu machende Erwerbung an den Verkäufer zu 
zahlen oder ſich auf die Wettichlagung zu berufen; eine andere 
Frage ijt es, ob X. als Anfäufer verpfändeter Grundjtüde eine 
ſolche theilweile Verwendung des Kaufpreiſes den Hypothekar— 
gläubigern oder den Beligern anderer verpfändeter Orunditüde 
gegenüber mit Rechtswirkſamkeit bethätigen fonnte. Cs ift nun 
zuerjt zu berüdjichtigen, daß nad dem unbejtrittenen Wortlaut 
der beiden Saufverträge vom 26, Februar und 1. April 1878 
der Verfäufer SR. nur befennt, auf den Kaufpreis die jchon oben 
angegebene Gejammtjumme erhalten zu haben, worüber er 
Quittung ertheilt. Daß L. eine Forderung an M. hatte, ift 
nicht gelagt, von Wettichlagung mit chirographariſchen Forderungen 
des 2. ſonach feine Rede. Es fünnte aber auch L. ſich auf die 
MWettichlagung nicht berufen, da auf diefe Weiſe und mit Hilfe 
der Subrogation in die auf den angelauften und anderen Grund: 
ftüden haftenden Unterpfandsredhte ſeine Ghirographarforderung 
thatſächlich mittelſt Unterpfands gededt würde, was Dritten 
Betheiltgten gegenüber unjtatthaft it. Es verbleibt demnach nur 
einfache auf den Kaufpreis vor Errichtung der Alte gaeleiftete 
Zahlung. Als Erwerber verpfändeter Grundftüde war 2. aber 
nicht berechtigt, einen Theil des Kaufpreijes an den Verfäufer 
im Voraus mit der Redtswirfung für die oben bezeichneten 
dritten Betheiligten zu bezahlen, daß er von der Berpflichtung, 
das Grunditüd auch für diefen Betrag den Gläubigern zu über: 
lajien, befreit werde. Das Grundſtück haftet den linterpfands- 
gläubigern; der Erwerber iſt verpflichtet, entweder die ſämmt— 
lichen auf dem Grundjtüde haftenden Schulden zu bezahlen oder 
das Grundftüd den Gläubigern zu überlaffen. Hieraus ergibt 
fih, dab der Verkäufer, joweit Schulden auf dem Grundftüde 
haften, feinen Anſpruch auf den Kaufpreis hat und der Käufer 
auch injoweit nicht zur Auszahlung an ihn verpflichtet ift, ſowie 
dab, wenn er deilenungeachtet auszahlt, er dies auf feine eigene 
Rechnung und Gefahr thut. Untergebens betrug der Kaufpreis 
17,920 M. Diejes Geld mußte L., um fi) von der Verpflichtung, 
die Grundſtücke zu überlafien, zu befreien, zur Tilgung der 
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Schulden "verwenden, welhe zur Zeit des Ankaufs auf den 
Grundftüden hafteten und durfte nicht in anderer Weiſe darüber 
verfügen. 2. hat nun außerdem aus dem gegen M. betriebenen 
Zwangsvertauf 2789.12 M. erhalten. Seinen eigenen Angaben 
nah hat er an die Hypothek-Gläubiger 17,980.08 M. und 
an Koſten der Ziwangsvollittefung 728.08 M. bezahlt. 2. war 
demnadh im Stande, mit dem Kaufpreiſe und dem Grlöje aus 
dem Zwangsverkauf ſämmtliche auf den von ihm angefauften 
Grundjtüden zur Zeit des Ankauf haftende Schulden zu deden 
und er hat es nur ich jelbit zuzjujchreiben, wenn er einen Theil 
des Kaufpreiſes, anjtatt ihn an die eingejchriebenen Gläubiger 
zu zahlen, um hiedurch die Schulden de3 Verkäufer! zu tilgen, 
im Voraus an den Verfäufer bezahlte und alsdann aus eigener 
Taſche bis zur Höhe diejer Zahlung Hypothelargläubiger be— 
friedigte. Es joll hier noch bemerkt werden, dab L, wenn er 
bei dem Umſtande, daß der Kaufpreis nur 17,920 M. betrug, 
während er jeiner Angabe nad 17,980.08 M. verausgabt hat, 
etwa aus eigener Tajche den geringen Betrag von 61.08 M. 
ausgelegt hatte, diefen Betrag bei Empfang der 2789.12 M. ſich 
wieder vergüten fonnte, jo daß zu einer Prüfung der Frage, ob 
L. an die Hypothelargläubiger mehr Zinjen bezahlte, als dieſe 
aus dem Kaufpreis zu fordern berechtigt waren, jowie ob er, der 
die Grundftüde ja im Beſitz hatte, zur Forderung von Zinien 
berechtigt jei, fein Anlaß gegeben ift. Nach obigen Ausführungen 
hat 2. fein Recht, fi für die von ihm angeblich ifber den Kauf: 
preis hinaus gemachten Aufwendungen an andere Berjonen als 
jeinen Verkäufer zu halten. Auf die gejegliche Subrogation kann 
er jih zum Zwecke der Wiedererlangung jolcher Aufiwendung in 
feiner Weije berufen, auf Art. 1251 Ziff. 2 B. G. B. nicht, weil 
jeiner eigenen Angabe nad) die Bezahlung der Forderung der 
Kinder M. nicht mittelft des Kaufpreiſes ftattfand; auf Art. 1251 
Ziff. 3 nicht, weil er bei dem Abſchluſſe des Kaufes nicht ver— 
pflihtet war, für M. aus eigener Taiche zu zahlen und wenn 
er den Slaufpreis an die Hypothekargläubiger ausbezahlt hätte, 
anftatt ihn in anderer Weile zu verivender, er nicht in die Lage 
gefommen wäre, ſolche Auszahlungen zu machen oder machen zu 
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müſſen. Es erſcheint deshalb die Unterjuhung der Tragweite der 
in Art. 1251 Ziff. 2 B. G. B. erwähnten Subrogation nicht ge 
boten. Aber auch auf die im Notariatsaft vom 7. März 1879 
beurfundete Subrogation fann 2%. ſich nicht berufen. Wollte man 
bei dem Umſtand, dat 2. nicht als Dritter, jondern al3 Ankäufer 
verpfändeter Grundftüde die Kinder M. ausbezahlt hat und daß 
er Namens feiner Verkäufer Mittel in Händen hatte, welche den 
Zweck hatten und genügten, die auf den angefauften Grund» 
ftüden haftenden Schulden de3 Verkäufers zu tilgen, dieje Sub- 
rogation in formeller Hinficht auch als vertragsmäßige im Sinne 
des Art. 1250 Ziff. 1 BGB. betradten, jo wäre doch durd) 
Verwendung diefer Mittel zur Auszahlung der Forderung der 
Kinder M. diefe Forderung getilgt worden und das damit ver- 
bundene Unterpfandsrecht erlojchen, jo daß von einer Subrogation 
in diejes Recht feine Rede fein könnte; es fteht daher der Durch— 
führung der auf Grund diefer Subrogation erhobenen Hypothe- 
faritchen Klage der Umftand hemmend entgegen, daß 2. für feinen 
Verkäufer die Mittel in Händen hatte, deilen Schuld an die 
Kinder M. zu zahlen und daß er dieſe Mittel zu anderen Zmweden 
verwendete, jo dab ihm ein Erſatzanſpruch gegen Dritte nicht 
zufteht. 

Bei diejer Sachlage kann es aber für 2. ganz gleichgiltig 
jein, daß für einen Theil der Schulden jeines Verkäufers, nämlich 
die erwähnte Forderung der Kinder M., noch andere von M. 
ipäter an dritte Perfonen verfaufte Grundflüde hafteten; aus 
dem Vorhandenjein diejer Grundftüde kann er fein Recht ab- 
leiten, fi) aus denjelben für das von ihm freiwillig Gezahlte 
Erſatz zu verihaffen, zudem da dies noch die Folge hätte, daß 
von den durch ihn erworbenen Grundjtüden, jorweit die mittelft 
der Legalhypothek gejicherte Forderung der Kinder M. in Frage 
fommt, die Wirfung diejer, die vollftändig zu tragen er nad) 
Art. 2167 BGB. verpflichtet war, gänzlich abgeleitet und 
hiedurch 2. von der Verpflichtung befreit worden wäre, die Grund— 
ftüde zur Dedung diejer Forderung zur Verfügung zu ftellen. 

Die Berufung des Bellagten war daher zu verwerfen und 
lediglih der Anſchlußberufung der Kläger ftattzugeben. 
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84. Bedingtes Endurtheil. Zuläffigkeit der Berufung. 


Es iſt unitatthaft, ein Eidesurtheil in der Weile zu erlaffen, daß 
nur an eine der beiden Alternativen — Yeiltung oder Verweigerung des 
Eides — eine endgültige Entiheidung geknüpft, für den entgegengefegten 
Fall aber ein weitere Verfahren in Ausficht geftellt wird. Die Berufung 
gegen ein derartiges Urtheil it indeß zuläſſig. 

(Urtheil des D.L.G. Colmar, 3. C.S., vom 15. Januar 1886.) 

Gründe. 


Der erſte Richter hat nad ftattgehabten Beweisverfahren 
dem Klöger einen gerichtlichen Eid dahin auferlegt, daß ihm bei 
der mit jeinem Bruder Leo Wolff ftattgehabten Auseinander- 
jegung ihres gemeinſchaftlichen Geſchäftes die dieſem Gejchäfte 
gegenüber dem Beklagten zuftehende Forderung zur Einziehung 
überwiejen worden jei und beftimmt, daß für den Fall der Ab- 
leitung diejes Eides Kläger al3 zur Sache activ legitimirt erklärt 
und der Klage ihr weiterer Fortgang gegeben, dab dagegen im 
Falle der Eidesweigerung die Klage abgemwiejen werden joll. Die 
Entiheidung über die Widerklage, ſowie über die Koſten wurde 
vorbehalten. Es ift nun vor Allem die von Amtsiwegen zu 
würdigende Frage zu prüfen, ob das erlaſſene Urtheil als ein 
bedingtes EndurtHeil im Sinne von $ 425 und 439 EBD. 
betrachtet und demgemäß durd) jelbjtftändige Berufung angefochten 
werden kann. In diefer Beziehung kommt allerdings in Betracht, 
daß der Erlak einer Endenticheidung nur für den Fall der Eides- 
weigerung in Ausficht geitellt wurde, während die Anerfennung 
der Attivlegitimation des Klägers, welche für den entgegengejeßten 
Fall erfolgen joll, gegenüber dem die Forderung des Klägers 
auch ſachlich beftreitenden Bellagten lediglih als Zwiſchenurtheil 
anfgefaßt werden fann, Allein immerhin liegt eine unter einer 
Bedingung erfolgte und deßhalb mit Berufung anfehtbare, wenn 
gleich unvollkommene Endenticheidung vor. Kann aber das frag» 
liche Urtheil einmal angefochten werden, dann muß Ddiejes vom 
Geſichtspunkte des Eintsitt3 der einen wie der andern Bedingung 
aus zuläflig fein, da es ih um eine denjelben Anſpruch be= 
treffende einheitliche Enticheidung handelt und cben deshalb 
5499 C. P.O. Platz greift. Die erhobene Berufung ift aber 
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nicht allein zuläflig, jondern aud begründet. Durch das bedingte 
Endurtheil jol, wie jchon der Wortlaut ergibt, der ganze Ans 
ſpruch unter der Bedingung der Ableiftung oder Verweigerung 
des Eides entihieden werden, es joll hier mit dem Eidestermine 
und der auf Grund besjelben erfolgenden Verhandlung das Ver: 
fahren jeinen Abjichluß finden. Das Geſetz kennt wohl bedingte 
Endurtheile und. bedingte Zwijchenurtheile, nicht aber Entſchei— 
dungen, welche hinjichtlich desjelben Anipruches beide Eigenichaften 


‚in fi) vereinigen. Bieraus folgt, dab der Richter mit der Er- 


laſſung eines bedingten Endurtheil$ über eine Forderung, oder 
den Theil einer folchen injolange zumarten muß, bi! er im 
Stande ift, jowohl an die Leiftung, wie an die Verweigerung 
des Eides eine definitive Entjcheidung zu knüpfen. Gegen dieſe 
aus der Natur des bedingten Endurtheils fi) ergebenden Grund: 
ſätze verſtößt die angefochtene Entſcheidung und leidet das Ber- 
fahren an einem wejentlihen Mangel. Da aud im Webrigen 
die Verhandlung der Sache, jowie die Beweisaufnahme noch nidt 
erichöpft ift, jo ift gemäß $ 501 C.P.O. unter Aufhebung des 
Urtheil® die Sache an das Gericht erfter Inſtanz zurüdzuver 
weiten. Hinfichtlic” der Gerichtsgebühren zweiter Inſtanz erjcheint 
e3 angezeigt, von $ 6 G. K. G. Gebraud) zu machen. Im Uebrigen 
ift die Entfeheidung im Koftenpunfte dem Endurtheile vorzubehalten. 


85. Armenrecht in Privatklageſachen; Angeklagter. 
Der Angeklagte hat feinen Anſpruch auf das Armenredt. 
(Beſchluß des O.L.G. Colmar (Strafjenat) von 22 Mpril 1887.) 
Sn der Privatllagefadhe ©. gegen S. war die Angellagte 

durch Ichöffengerichtliche3 Urteil wegen Beleidigung zu einer 
Treiheitsitrafe verurtheilt worden. Hiergegen legte fie Berufung 
ein und juchte zugleich bei dem Landgeriht um Bewilligung des 
Armenrechts für die Berufungsinftanz nad. Das Landgeridt 
lehnte die Vewilligung des Armenrechts ab, da die Berufung 
ausſichtslos erjchien. Die dagegen erhobene Beichiwerde hat das 
DOberlandesgeriht (Strafienat) als unbegründet abgewieſen aus 
folgenden Gründen: 
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Bon der frage, ob die beabſichtigte Berufung ausſichtslos 
fei oder nicht, fanın abgejehen werden, da die St. P.O. in $ 419 
nur von dem Armenrecht de3 Privatflägers, nicht auch des An 
geffagten handelt, wie denn auch leßtere für Auslagen und Ge— 
rihtsgebühr kein Vorſchuß zu leiften hat. Die Beichwerdeführerin 
hat daher feinen Anſpruch auf das Armenrecht und auch feine 
Veranlaſſung dazu. 


86. Vaine päture; Strafbeitimmung. 

Die Zuwiderhandlung gegen die die vaine päture betreffenden Orts: 
gebräuche Seitens eines zum Mitgenuß der vaine päture an und für fich 
Berechtigten iſt, jofern nicht eine Zuwiderhandlung gegen bezügliche Orts— 
vorichriften vorliegt und infofern Art. 471 3. 15 C. pen. anwendbar 
wird, nicht mit Strafe bedroht; inäbejoudere findet Art. 479 3. 10 C. pen. 
darauf feine Anwendung. 

(Urtheil des D.L.G. Colmar (Strafienat) vom 21. Mai 1837 gegen 
J. und Gen. 8. 1/87.) 

Auf Reviſion der Angeklagten erging Freiſprechung aus 
folgenden Gründen: 

Nah den Feſtſtellungen im angefochtenen Urtheile bejteht in 
der Gemeinde Hochfelden die Stoppelweide (vaine päture) und 
zählen die Angeklagten 2-—5, welde in diejer Gemeinde wohnen 
und daſelbſt begütert find, zu den Weideberechtigten. Er wird 
denjelben jedoh zur Laſt gelegt, daß fie die ihnen zuftehenden 
Befugniſſe überichritten haben, namentlich injoweit, als fie eine 
von einem gewillen Levy bei ihnen eingejtellte und ſpäter eine 
lediglich zum Zwecke der Weiterveräußerung angelaufte Schafs 
heerde von je 250 oder 260 Stüd durd den Angeklagten J. in 
der Markung Hochfelden meiden ließen, während dieſes Weider 
recht nad Gejeß und Herfommen nur zu landwirthichaftlichen 
Sweden und mit Schafen, die einen Beftandtheil der eigenen 
Landwirthſchaft bilden, ausgeübt werden dürfe Es kann dahin 
geftellt bleiben, inwiefern dieſe Annahme richtig ift, denn auch 
wenn dieſes der Fall wäre, würde eine jtrafrechtliche Lebertretung 
nicht vorliegen und namentlih der Ihatbeftand des Art. 479 
Zif. 10 des franzöſiſchen Strafgejegbuchs nicht gegeben fein. 
Dieſe letztere Beſtimmung jeßt nämlich den Auftrieb von Vieh 
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auf fremden, alfo auf ſolchen Grundftüden voraus, an welchem 
dem DViehbefiger weder das Eigenthum noch der Nutzgenuß zus 
fteht. Anderſeits aber ift während der zur Ausübung des Weide: 
rechtes beſtimmten Zeit die Benüßung der der Stoppelweide unter: 
jtellten Grundftüde für die jämmtliden Markungsgenoſſen eine 
gemeinschaftlie, und es fünnen ebendeshalb diefe Grundftüde, 
joweit das Meidereht in Frage fommt, gegenüber den Berech— 
tigten nicht als fremde Grundſtücke — terrain d’autrui — 
betrachtet werden. Die Außerachtlaſſung der gejeglihen Schran« 
fen des Meiderehts hat daher, da au die VBorausjegungen 
anderweiter Strafbeftimmungen nicht vorliegen, an ſich nur einen 
cinilrechtlihen Gharafter. Die Berhängung einer Strafe fünnte 
nur im Falle des Art. 471 Ziff. 15 C. pen., aljo dann er: 
folgen, wenn in Hochfelden der Weidgang innerhalb der durd) 
Gejeb und Herkommen gezogenen Grenzen, durch bejondere ürt- 
liche Vorichriften geregelt wäre. Dieje3 war aber, ſoweit es ſich 
um die den Angeklagten zur Laft gelegten Llebertretungen handelt, 
zur Zeit der angeblihen Begehung der letteren nicht geichehen. 
Es hat daher Freilprehung einzutreten, ohne daR es einer Prüs 
fung der Frage bedarf, inwieweit die Beftimmung des Art. 479 
Ziff. 10 St. G. B. unter der Herrichaft des deutihen Strafgeſetz— 
buchs noch in Kraft beiteht. 

Anmerkung Abweichend von vorſtehendem Urtheile wendet die 
franzöſiſche Rechtſprechung im Falle von Zuwiderhandlungen gegen die 
die vaine päture betreffenden Ortsgebräuche, jofern Mangels Beitehens 
bezüglicher Reglements Art. 471 Ziff. 15 C. pen. unanwenbbar it, Art. 
479 Ziff. 10 C. pen. an. Vgl. Stall. v. 22. Jan. 1859, J. du Pal. 1859, 
417, 28, November 1879, (J. du Pal. 1880, 299 und den dajelbit abge 
druckten, die bezügliche Nechtiprehung zufammenfaifenden Rapport.) 

Bei der Seitens des Oberlandesgerihts angenommenen Rechtsauf— 
faſſung beitand feine Veranlaſſung zu einer Erörterung der im landge: 
richtlichen Urtheile des Weiteren behandelten und in verneinendem Sinne 
beantworteten Frage nach der Statthaftigkeit dev Uebertragung der Aus: 
Übung der vaine päture. gl. darüber Dalloz, unter commune Nr. 818, 
819, J. du Pal,, repert. unter „parcours et vaine päture“ Nr. 48-50, 
Nr. 67; Staff. v 16. Juni 1848 (Dall. 48, 1, 150), 25. März 1859 (Pal. 
60, 238); Appellurtheil von Paris v. 9. Auguit 1860 (Pal. 61, 67); vgl. 
auch Kaſſ. vom 15. Oftober 1846 (Pal. 49, 2, 44). 
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7. Art. 479 Ziff. 10 C. pen. Fortdauernde Geltung 
im Verhältniß zu S 368 Ziff. I St. G.B. 
Beſchluß des Landgerichts Straßburg vom 30. November 1886). 


Ausden Gründen: 

I. E., dab die dem Angellagten 3. zur Laft gelegten Hand— 
fungen, wiederholt Schafe auf fremde Wiejen getrieben zu haben, 
unter den Ihatbeitand des Art. 479 Nr. 10 C. pen. fallen; 

daß letztere Strafbeitimmung nicht als durch $ 368 Nr. 9 
St.G. B. in Verbindung mit Art. II. des E.G. 3. St. G. B. für 
Elſaß ⸗Lothringen vom 30. Auguft 1871 gänzlich aufgehoben zu 
betrachten iſt; 

dab nämlich durch die ganz vereinzelten polizeilichen Be— 
ſtimmungen des $ 368 Nr. 9 St.G.B. nicht die ganze Materie 
der feldpolizeilichen Strafvorichriften und namentlich nicht die ſich 
auf das Betreten fremder Grundftiide beziehende Materie in er— 
Ihöpfender Weiſe geregelt, vielmehr nur ſolche Handlungen mit 
Strafe bedroht werden jollten, deren Berbot im ganzen Gel: 
tungsbereich des Geſetzes al3 angemeſſen erſchien; 

daß daneben aber der Partikulargeſetzgebung in der Sphäre des 
Polizeiſtrafrechts freie Bewegung behufs Befriedigung der wechſehn— 
den, von konkreten Verhältniſſen bedingten Bedürfniſſe gewährt 
werden ſollte, (vgl. Motive z. St.G.B. zum 29. Abſchnitt An— 
bang 1.); 

daß dieſer Anſchauung gemäß durch $ 2 des EG. z. St. 
GB. vom 31. Mai 1870 und Art. IL. Ab}. 2 des EL. E.G. 
vom 30. Auguft 1871 die bejonderen Vorſchriften über die 
durh das St.G.B. nicht berührten Meaterien, namentlich über 
frafbare Verlegungen der Tyeldpolizeigefege ausdrüdlich aufrecht 
erhalten worden find, (vgl. auch Enticheidungen des R.G. Bd. 7 
©. 201 flg.); 

daß daher die erwähnte Feldpolizeiliche Beltimmung des 
Art. 479 Nr. 10 0. pen., injoweit ſie das Betreten fremder 
Grunditüde in andern, als den durch $ 368 Ziff. 9 St.G.B. 
heroorgehobenen Fallen mit Strafe bedroht, als in Elſaß-Lothr. 
fortbeitehend zu betrachten ift; 

Juriſt. Zeitigr. f. Eliak-Lothringen XII. 21 
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daß dieſelbe namentlich im gegebenen Falle anwendbar iſt, 
da eine der durch $ 368 Ziff. 9 St. G.B. hervorgehobenen Hend— 
lungen nicht in Frage ſteht; 

a. d. G. u. ſ. w. 


Anmerkung. Contra: Möller'ſche Geſetzſammlung, Anm. 59 zum 
C. pen, ; Förtſch und Leoni I. ©. 183. 


88. Zwangsvollitredung in das unbewegliche Vermögen. 
Beitellung eines gemeinſchaftlichen Vollſtreckungsge— 
richts bei Zuftändigfeit mehrerer Amtsgerichte. 
(Beil. d. Laudgerichts Miet v. 6. Dezember 1886.) 

Auf Antrag des Rentners U. in D. als Hypothefargläubiger 
des Ackerers B. dajelbit war durch das Amtsgericht D. das 
Zwangsvollftredungsverfahren in die im dortigen Gerichtsbezirke 
belegenen Grundftüde des B. angeordnet worden. Der Gutsbes 
befißer %. reichte hierauf beim Landgerichte M. ein Geſuch ein, 
worin er ausführt, er jei gleichfalls Hypothetargläubiger des B. 
und feien ihm verjchiedene im Amtsderichtsbezirte M. belegenen 
Grundftüde deijelben verpfändet; da nun beim Amtsgerichte D. 
bereit3 das Zivangsvollftrefungsverfahren gegen B. eingeleitet jet, 
jo erjcheine es zwedmäßig und im Intereſſe aller Betheiligten, 
daß mit demjelben zugleich die Zwangsvollſtreckung in die im 
Amtsgerichtsbezirke M. belegenen Grundftüde dejjelben Schuldners 
verbunden werde; zu dieſem Zwecke beantrage er, das Landgericht 
wolle das Amtsgericht D. al3 zuftändiges Volljtrefungsgericht aud) 
für die im Amtsgerichtsbezirke M. belegenen Grundftüde des B. 


- beftellen. Diejer Antrag wurde als unzuläſſig zurüdgewielen, da 


der $ 756 Abi. 2 CP.D. einen BVollftredungsantrag vorausfege, 
der fich gleichzeitig au) mehrere Grundftüde deifelben Schuldners, 
die in verjchiedenen Amtsgerichtsbezirten belegen jind, erjtredt; 
im vorliegenden Falle habe der bereits bei dem Amtsgerichte D. 
von dem Gläubiger A. geftellte Zwangsvollitredungsantrag nur 
Grunditüde, die im dortigen Gerichtsbezirke belegen find, zum 
Gegenftand ; da hiernach über die leßteren Grundftüde bereits ein 
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Volftredungsverfahren anhängig jei, jo fünne das von dem 
Geſuchſteller F. in Ausſicht genommene gleiche Verfahren nur 
nod diejenigen Grundflüde des Schuldners betreffen, die im 
AmtsgerichtSbezirfe M. belegen jind, weßhalb die obenbezeichneten 
gejeglihen Borausjegungen hier nicht gegeben jeien. 


89. Zwangsvollſtreckungen wegen Geldforderungen gegen 
Gemeinden. Zur Auslegung des $ 15 Ziffer 4 
EG. 3. C. P.O. 

(Beihluß des königl. Landgerichts Meg vom 3. Dezember 1886 in 
Saden M. g. 9) 

Der Maurer A. in F. hatte wegen einer Forderung von 
1200 M., die ihm gegen die Gemeinde M. auf Grund eines 
vollſtreckbaren Urtheils des fünigl. Yandgerihts M. zuitand, die 
Zwangsvollſtreckung in ein ihm verpfändetes Gemeindegrundftüd 
beim Amtsgerihte S. beantragt und jodann den diejelbe an— 
ordnenden Beſchluß beim Hypothekenamte D. überichreiben laſſen. 
Auf die Beſchwerde der Gemeinde hob das Landgericht M. den 
Zwangsvollſtreckungsbeſchluß auf und ordnete die Löſchung der 
Ueberfchreibung deijelben in dem Hypothekenregiſter an aus fol- 
genden Gründen : 

Hinfichtli der Zwangzvollittefung wegen Geldforderungen 
gegen Gemeinden gelten bejondere landesgeieglihe Vorſchriften 
(j. u. Bemerkung 1), welche gemäß 8 15 Ziff. 4 E. G. z. C. P.O. 
durch die Vorſchriften der leßteren über dieſe Materie nicht be= 
rührt find (j. u. Bemerkung 2), Was fpeziell die Zwangsvoll— 
ftredung in das unbewegliche Vermögen einer Gemeinde anlangt, 
jo hat diejelbe in dem dur Art. 46 legten Abſatz des Geſetzes 
vom 18. Juli 1837 über die Gemeindeverwaltung vorgezeichneten 
Verwaltungsverfahren vor fich zu gehen. Mit Nüdjicht Hierauf 
und im Hinblid auf $ 13 GPV.G. it das angegangene Boll: 
ftredungsgericht mit Unrecht mit der fraglichen Zwangsvollſtreckung 
befaßt und war derhalb, wie geichehen, zu entjcheiden. 

Bemerlungen des Einjenders. 1) Bol. Staats 
rathsgutachten vom 12. Auguft 1807 und 26. Mai 1813; Art. 
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46 letzter Abſatz des Gejehes vom 28. Juli 1837 über die Ge: 
meindeverwaltung. 2) Vgl. Motive 5. EBD. ©. 554, 555 
(Kortlampf’sche Ausgabe). Hiernach beruht dieje Beftimmung 
auf der Erwägung, daß die Zulaſſung der gerichtlichen Zwangs— 
vollftrefung gegen Gemeinden und andere Kommunalverbände 
dahin führen kann, dab die denjelben obliegende Verwaltung 
öffentlicher Angelegenheiten gejtört würde Cine Ausnahme ift, 
ähnlich, wie in der früheren bayriichen C.P.O. Art. 882, nur 
zugelafien, jofern es fih um Verfolgung dinglicher Anſprüche 
handelt. Das Landrecht greift hiernach allemal Platz, fo oft es 
fih um eine Zwangsvollitredung wegen einer Geldforderung im 
Sinne des zweiten Abjchnittes, I. und 11. Titel$ der C.P.O. 
($$S 708 flg., 755 flg.), bezw. im Sinne de3 Gejehes von 
30. April 1880 über die Zwangsvollftredung in's unbewegliche 
Vermögen handelt, mithin auch dann, wenn für diejelbe, wie im 
obigen Falle, eine Inſkription oder ein der fegteren nicht unter» 
worfenes Privileg, mithin ein dingliches Unterpfands= oder Vor— 
zugsreht an den zum Smwangsverfauf zu bringenden Liegen— 
ichaften beftehen jollte. 

ü Der gejeglihe Ausnahmefall ift dagegen nur zutreffend, 
wenn ein Urtheil dingliche Rechte anerkennt und zu deilen Boll: 
zug gewiſſe Handlungen nothwendig find, 3. B. Räumung des 
Beliges, Herausgabe einer Sache, Bejeitigung einer rehtswidrigen 
Anlage, Bewerkitelligung einer Vorrichtung zc. (vgl. 3. Abjchnitt 
der C.P.O. 88 769 flg.). In diefen Fällen find die Gemeinden 
hinſichtlich * Zwangsvollſtreckung den Privaten gleichgeſtellt, es 
jei denn, daß e3 ji um die zwangsweiſe Eintreibung von Koften 
und Gelditrafen im Sinne von 88 773 und 774 C. P.O. handelt, 
für welche die obige Regel — in Kraft tritt. Gleiches gilt 
auch bei Zwangsvollſtreckungen gegen den Fiskus u. ſ. w. Die 
abweichende Auffaſſung in Wilmowsky und Levy, Kommentar 
zur C.P.O. Anm. 7 zu 8 15 E.G. ſteht mit der Entſtehung 
und der ratio des Geſetzes in Widerſpruch und kann deshalb, 
wenigſtens für das diesſeitige Rechtsgebiet, keine Beachtung finden, 
wenn auch die nicht ganz klare Faſſung des Geſetzes für dieſelbe 
zu ſprechen ſcheint. 
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36. Kurze Mittheilungen aus der Praris. 
(Bon Herrn NReichsgerichtärath Dr. Dreyer in Leipzig). 
XXV. Urt. 524 8.6.8. 88 690, 710 CB.O. 

Der Klägerin jteht eine Hypothek auf dem Gute der Wittwe 
6. zu. Die Bellagten haben Vieh und Adergeräthe vom Gute 
pfänden laljen; die Klägerin hat ſich dem nicht nur nicht wider» 
jest, fondern der Pfändung fich angeſchloſſen. Gegen die Ver— 
theilung des hinterlegten Erlöjes ($ 761 C.P.O.), melde nad) 
der Reihenfolge der Pfändungen projeftirt war, hat fie Einſpruch 
erhoben und verlangt, dab fie wegen ihrer auch die Pertinenzen 
ergreifenden Hypothek vor den Ghirographargläubigern befriedigt 
werden. Diejer Anfpruch ift abgewieſen und die Revifion (Urth. 
v. 15. April 1887) zurüdgemwiefen worden. Das Reichsgericht 
ſprach aus: 

1. Dur) die Entfernung vom Grundftüde find die verftei= 
gerten Pertinenzen Mobilargegenftände geworden. 

2. Die Auffaffung, daß dem Hypothetargläubiger, obgleich) 
fi feine Hypothet nicht mehr auf die verfaufte Zubehör eritrede 
und von ihm bezüglich derjelben ein „droit de suite* nicht mehr 
beanfprucht werden fünne, doch noch ein Vorzugsrecht (droit de 
pröferende) auf den Erlös zuftehe, erjcheint, ſoweit es ſich um 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts handelt, unhaltbar. 

3. Der Hlägerin würde, wenn fie den in $ 690 C. P.O. 
vorgezeichneten Weg hätte betreten wollen (ob dies zuläflig ge— 
iwejen, wird nicht entjchieden), der 3 710 nicht entgegengeitanden 
haben, da ſich Abſatz 1 diejer Vorjchrift nur auf ſolche Pfand— 
vorzugsrechte, welche an den beweglichen Saden als ſolchen zus 
ftehen, nicht aber auf die Hypothek an einem Grundftüde bezieht, 
auf Grund deren ein Hypothefargläubiger den Anſdruch erhebt, der 
getrennten Veräußerung widerſprechen zu dürfen. 

XXVL Art. 1291 3.0.8. 

Im Urt. v. 5. April 1887 heißt es: „Dem Berufungs— 

‚uchter ift darin beizutreten, daß nicht jedes Beitreiten der Gegen 
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forderung derfelben die Eigenichaft der Liquidität entzieht, ſondern 
nur das ernftliche Beltreiten, welches eine wirtlihe Schwierigkeit 
bietet, deren Eintritt verhindern fan. 


XXVII. 


Der Kläger war Arbeiter der Beklagten; dieſe Hatten ihre 
Arbeiter gegen Unfälle verjihert. Kläger ift verunglüdt und 
fordert von der Bellagten Schadenserjag, weil fie im Dienitvers 
trage die Verfiherung zugelichert, jedoch die Geltendmachung feines 
Anjpruches bei der Gejellichaft verfäumt Habe. Das Berufungs: 
gericht wies die Klage ab, weil der Beklagten ein Verſchulden 
bezüglich der Unterlaifung nit zur Laſt falle und, weil der 
Kläger, wenn er auf die Verficherung hätte zurüdgreifen wollen, 
dies der Beklagten rechtzeitig Habe zu erfennen geben müßen. 
Die Revifion wurde (Urt). v. 13. April 1887) für begründet 
erflärt: „Die Klage ift zwar eine ſolche auf Entſchädigung, 
jedoch nicht etwa aus einem Delitt (Art. 1382 B.6.B.), jondern 
wegen Nichterfüllung einer behaupteten vertragsmäßigen Ber 
bindlichfeit (Art. 1142 B.G. B.). Demnach ſetzt die Verpflichtung 
zur Entjhädigung fein Verſchulden voraus, jondern es gemügt 
an ſich die objektive Nichterfüllung. Der Verpflichtete kann ſich 
nur durch den Beweis befreien, daß die Nichterfüllung von einer 
fremden, ihm nicht beizumefjenden Urſache herrühre. Art. 1147. 
Auch die Erwägung ift demnach unzutreffend, es jei der Kauſal— 
zujammenhang zwiihen der angeblich rechtswidrigen Handlung 
und dem Vermögensnadtheil durch ein Verſchulden des Klägers 
gelöft. 


XXVIII. Art. 1166 8.6.8. 83 10, 40, 804 C.P.O. 


Der Bellagte hatte als Gläubiger des G. auf eine Yor- 
derung derjelben Arreſt erwirkt. Der Kläger begehrte, day dieſer 
Arreſt für ungültig, jedenfall3 ihm gegenüber für unwirkſam er 
Härt werde, weil ihm die gepfändete Forderung bereit3 vor der 
Arreitanlage cedirt und der Arreſt Mangels eines Grundes mit 
Unrecht erlaſſen, auch in der Abjicht die Gläubiger des ©. zu 
benadhtheiligen, erwirkt worden fei. Der Bellagte beftritt die 
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Aktivlegitimation des Klägers und die Zuftändigfeit des Gerichts. 
Das Berufungsgeriht hat beides angenommen. Das Reichsge— 
riht führt in dem aufhebenden Urtheile vom 5. April 1887 aus: 

Der von dem Beklagten erhobene Einwand, zur Beitreitung 
der Gültigfeit des angelegten Arreftes nah $ 804 EBD. jei 
der Kläger nicht befugt, wurde vom Berufungsgerichte mit der 
Bemerkung zurückgewieſen, derjelbe jei ſowohl wegen jeines durch 
die Ceſſion der gepfändeten Forderung begründeten Intereſſes an 
der Bejeitigung des Arreftes, als aud in feiner Eigenjchaft al3 
Gläubiger des Arreftichuldners G. gemäß Art. 1166 3.6.8. 
zur Beitreitung des Arreſtes legitimirt. Durch diefe Ausführung 
wird aber die Zurüdiweilung der Beftreitung der Aktivlegitimation 
nicht gerechtfertigt. Der in Frage ſtehende Arreftbefehl konnte 
vom Kläger entweder aus eigenem Rechte oder auf Grund der 
dem Arreſtſchuldner zuftehenden Befugniſſe nad) Art. 1166 B. G. B. 
angefochten werden.*) Der Legitimation aus eigenem Rechte 
fteht die Ausführung des Berufungsgericht entgegen, daß die be= 
hauptete Ceſſion nicht zugeftellt worden jei. (Art. 1690 3.6.8.) 
Ein blojes „Intereſſe“ an Aufhebung des Arreftes genügt nicht. 
Auf Art. 1166 kann die Legitimation nicht geftügt werden, weil 
der Gläubiger nur die Rechte jeines Schuldners ausüben kann, 
diefem aber feine Klage auf Aufhebung des Arrejtes, jondern 
nur der Wideriprud ($ 804 C. P.O.) zufteht. Der Wideriprud) 
hätte auch nicht beim Landgerichte erhoben werden fünnen, ſon— 
dern nad) den SS 804, 805 hätte der widerſprechende Schuldner 


jeinen Gegner vor das Amtsgericht laden müſſen, welches den 


Arreſt angelegt hat. — Mit Rüdiicht auf den Zwed diejer Vor- 
Ihrift mu auch angenommen werden, daß die Zuftändigfeit des 
Amtsgeriht3 eine ausschließliche ift, weldhe nah $ 40 C. P.O. 
nit durch Vereinbarung bejeitigt werden fann. Es wird nicht 
ein Gerichtsftand beftimmt, welcher neben anderen Gerichtsitänden 
zur Anwendung kommen ſoll, jondern es wird dasjenige Gericht 
bezeichnet, das allein berechtigt ift, über den Widerjpruch zu ent= 
Iheiden. Es muß ſonach, wenn der Widerſpruch bei einem 


) R.G. Entid. XII. ©. 400, 
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anderen Gerichte erhoben wird, diejes ſich ebenfo wie in dem in 
Ss 807 E.P.D. vorgejehenen Falle von Amtswegen für unzu— 
ftändig erllären. Der Geltendmahung der Unzuftändigfeit ſteht 
8 30 nit im Wege. Dieje Vorjchrift bezieht ſich nur auf die 
ſachliche Zuftändigfeit, in $ 804 ift aber nicht blos die fachliche 
Zuftändigfeit geregelt, jondern beftimmt worden, dab nur das 
Arreftgericht (örtlih und ſachlich) zuftändig fein ſolle, über den 
Widerſpruch zu entſcheiden u. f. w. 


XXIX. SS 73, 152 fig. C.P.O. 

Durch Beihluß vom 3. Januar 1887 haben die vereinigten 
Givil-Senate des R.G. entihieden: Im Anmwaltsprozeiie wird 
die Gültigkeit einer Zuſtellung nit dadurch beeinträchtigt, daß 
der Gerichtzvollziceher den Zuftellungsauftrag von der Partei in 
eigenem Namen erhalten hat. 





90. Zit das Vertheilungsverfahren in Gemäßheit des 

Geſetzes vom 30. April 1880 über die Zmwangsvoll: 

ſtreckung in das unbewegliche Vermögen zc. zu eröffnen, 

wenn nur ein eingetragener Gläubiger vorhanden ift? 
(Bon Herrn Amtsrichter Dr. Naeder in Gebweiler.) 

Jedes Vertheilungsverfahren jeßt das Vorhandenjein einer 
Gemeinjchaft voraus und bezwedt Aufhebung der Gemeinicaft 
unter Berüdjihtigung und Befriedigung der Gemeinjchaftstheils 
haber im Verhältniß ihrer Rechtsanſprüche an dem Gemeingute. 
Grmangelt die Gemeinichaft, und find feine Mitberechtigte vars 
handen, jo kann begrifflid von einer Theilung oder einem Vers 
fahren, welches eine Theilung oder Vertheilung bezielt, nicht ges 
fprochen werden. Es jcheint daher die Annahme, day ein Ber 
theilungsverfahren im Sinne des 8 45 des Gel. vom 30. April 
1880 auch dann eröffnet werden müſſe, wenn nur ein einziger 
Gläubiger eingetragen fei, auf den erjten Blid nicht berechtigt 
zu fein, und zwar um jo mehr, als nad $ 758 C. P.O. bei 
dem Volljtredungsverfahren in das bewegliche Vermögen das Ver 
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theilungsverfahren gleichfalls nur eintritt, wenn die betheiligten 
Gläubiger, aljo eine Mehrheit jolcher, Befriedigung aus dem 
hinterlegten Geldbetrage beunipruchen. Und doch wirft dieje Bes 
weisführung nicht allgemein überzeugend; fie zählt nicht nur Anz 
bänger, jondern auch Gegner, und mag es bei diejem Aus— 
einandergehen der Anſichten über eine Frage von praftiicher Be- 
deutung angebracht ericheinen, in eine furze Erörterung der Gründe 
für und gegen einzutreten. 

Das Geſetz vom 30. April 1880 gründet fi in jeinen 
weſentlichen Bejtimmungen auf die entiprechenden Borichriften des 
Code de procödure civile und intereſſirt es zunächſt, welche 
Uebung in den Ländern de3 Herrichaftsgebietes dieſer Prozeß— 
ordnung, welche in ihrer urſprünglichen Yallung der hier er— 
örterten Frage eine Regelung nicht angedeihen lieg — der jetige 
Art. 773 verdanft jeine Faſſung dem Geſetze vom 21. Mai 
1353 — bezüglich der Eröffnung des Collocationsverfahrens bei 
dem Worhandenjein eines einzigen eingejchriebenen Gläubigers 
beitand. 

Schlink ift in jeinem Gommentar über die franzöfiiche Civil— 
prozeßordnung, Bd. IV. ©. 878, der Anficht, daß in beregtem 
falle von einem rdreverfahren nicht die Rede jein könne und 
die Chirographargläubiger den nad) Befriedigung der Realgläus 
biger verbleibenden Reit des Steigerlöjes zu erhalten hätten. Da 
aber die Mitgläubiger möglicherweile das Vorzugsreht gänzlich 
oder theilweiſe beftreiten fünnten, und e3 einen Rechtsweg geben 
müfe, um jolche Bejtreitungen zu unterfuchen und prüfen, jo 
geiteht dieſer Schriftſteller den Chirographargläubigern aushilfs— 
weile das Recht zu, eine Distribution zu verlangen, hierzu den 
eingeichriebenen Gläubiger mit heranzuziehen und in diejem Ver— 
fahren die Conteftationen des Vorzugsrechtes vorzubeingen. Ob 
diefe Ausführungen mit den Grundiäßen des franzöfiichen Pro= 
jebrechtes in Einklang zu bringen find, fann füglich dahin ge= 
ftellt bleiben, jedenfalls ift das Bedürfniß eines gerichtlichen Ver— 
fahrens für gewiſſe Fälle anerfannt und auf Aushilfe Bedacht 
genommen. Mit der empfohlenen Aushilfe ift uns jedoch nad 
Lage unjerer Gejeggebung nicht gedient, da in dem Rahmen des 
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im $ 758 C.P.O. vorgejehenen Bertheilungsverfahrens von Mo: 
biliarfteigerlöfen die Anfprüche des Hypothefargläubigers als ſolche 
feine Beahtnng und Würdigung finden fünnen. 

Die franzöliiche Rechtſprechung hat die Nothiwendigfeit der 
Durchführung des DOrdreverfahrens beim Worhandenjein eines 
Realgläubiger3 zum Theil unter der Begründung verneint, daß 
der Gläubiger den zahlungsfäumigen Anjteigerer auf Grund des, 
einen vollftredbarn Zitel bildenden, Verfteigerungsprotofolles zur 
Erfüllung feiner Verbindlichfeiten erhalten könne, die Ertheilung 
einer Anweiſung zum Zwecke der Vollftrefung an den einzigen 
Gläubiger jonad) nicht geboten jri und das Vertheilungsverfahren 
als zwecklos unterbleiben fünne. 

Für uns erwächſt aber aud auf dieſem Wege feine Hilfe 
Das Geſetz vom 30. April 1880 Legt dem Berfteigerungsprototol 
an fich die Eigenjchaft eines vollftredbaren Titel3 nicht bei, jeden 
falls nicht zu Gunften des eingetragenen Gläubigers, und ge 
währt joldhen erft durd die Ammeilungsvertheilung. Da diele 
aber nur im Vertheilungsverfahren erfolgen kann, jo ift deſſen 
Nothwendigkeit Ihon des vorhandenen Bedürfnifies wegen zu be 
haupten. Es find aber nit nur Gründe praftiicher Natur, 
ſonddtn aud Erwägungen allgemeiner Art, welche bei einem 
näheren Eingehen auf die gejeglichen Beſtimmungen auf die Noth- 
wendigfeit des Vertheilungsverfahtens im behandelten alle hin 
weiſen. 

Das Vertheilungsverfahren bildet einen Beſtandtheil des 
Zwangsvolſtreckungsverfahrens in das unbeweghche Vermögen; 
es ſchließt dasſelbe ab und wird durch ſeine Durchführung erſt 
das Ziel und der Zweck des Vollſtreckungsverfahrens, Befriedigung 
der eingeſchriebenen Gläubiger durch Ueberweiſung des Steiger 
löje3, erreicht. Anders verhält es ſich bei der Zmangsvollittedung 
in das bewegliche Vermögen, Hier hat das Verfahren in der 
Regel mit der Verfteigerung der Pfandgegenftände ein Ende; der 
Gläubiger erfüllt jeine Befriedigung durch Baarzahlung aus dem 
Steigerlöfe; ein BVertheilungsverfahren greift nur ausnahmsmeiie 
Pla und dient nicht zum Abjchluffe der Zivangsvollitredung an 
fih. Dagegen ift die zwangsweiſe Verfteigerung der Liegen ichaft 
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nur Mittel zum Zweck; durch fie erfolgt lediglich die Verwertdung 
de3 Haftgut3 und die Bereititellung der Mittel zur Gläubiger: 
befriedigung ; der Anipruc auf Befriedigung wird erft durch die 
Ertheilung der Anweifung auf den SteigpreiS verwicklicht. Es 
wird aljo, da das Verfteigerungsprotofoll, wie jchon oben be= 
merlt, feinen vollftredbaren Zitel abgibt, erſt durch die Anwei— 
jung da3 Zugriffsrecht des Gläubigerd an den Steigpreis ges 
haften und wirkſam. Bor der Veriteigerung hatte der einge— 
tragene Gläubiger auf Grund jeines Schuldtitel3 da3 Recht, der 
Vollitredung in die verpfändete Liegenſchaft; nad) der Verfteige- 
ung bezw. nach der lleberjchreibung des Verjteigerungsprotofolles 
haftet jein Anjpruh auf dem Preife. Mit ter Wandlung des 
Haftobjelts vollzieht ſich denn auch die Wandlung feines Hypo— 
thelentitels in die gegen den Preisſchuldner vollſtreckbare Zahlungs— 
anweiſung. Ohne letztere wäre der Gläubiger nach der Ver— 
ſteigerung rechtlich ſchlechter geſtellt als dies vor der Zwangs— 
vollftredung der Fall war; er müßte ſich nöthigenfalls auf dem 
Prozeßwege wieder einen vollftredbaren Titel erftreiten. Es ift 
nun allerdings durch die Beltimmung des $ 702. 5 EB.O. die 
Möglichkeit geboten, dem Berfteigerungsprotofoll die Eigenjchaft 
eines volljtrefbaren Titels zu verjchaffen ; es fteht aber in dem 
Lelieben des Schuldners, ob er ſich der jofortigen Zwangsvoll- 
itredung untenverfen will oder nicht, und ift dieje Unterwerfung 
als bejondere Bedingung in das Bedingniäheft, was ja wohl 
öfter gejchieht, aufzunehmen. Dieje Möglichkeit, einen Zwangs— 
titel gegen den Schuldner zu erhalten, kann jedoch dem Rechte 
de3 Gläubigers, in volljtredbarer Form auf den Kaufpreis ans 
gewiejen zu werden, feinen Eintrag thun. Es erheiſcht aljo ge= 
tadezu die materiellsrechtlihe Sicherftellung des eingetragenen 
Gläubigers die Durchführung des Vertheilungsverfahrens und ilt 
diejes Bedürfnis in gleicher Stärke vorhanden, und es jelbitver= 
ſtändlich belanglos, ob der eingetragene Gläubiger zufällig Allein= 
Gläubiger ijt oder Mitgläubiger hat. 

Iſt nun aber mit dem Intereſſe, welches der eingetragene 
Giäubiger überhaupt an der Durchführung des Vertheilungsver- 
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fahrens hat, die Frage nad) deilen Nothwsndigkeit erjchöpft? 
Keineswegs. 

Eine ganze Gruppe von Perſonen iſt an dem Bertheilungs: 
verfahren betheiligt. Dasielbe will nicht nur die Rangordnung 
unter den eingejchriebenen Gläubigern feftitellen, ſondern aud 
dem Schuldner, dem Drittbejiger und den früheren Verkäufern 
Gelegenheit geben, ihre Rechte zu wahren und ihre Beftreitungen 
vorzubringen. Unter diefem Gefihtspunfte ift die Nothiwendig: 
“ feit des Vertheilungsverfahrens aud) beim Vorhandenjein eines 
einzigen eingetragenen Gläubiger3 begründet; denn auch in diejem 
Falle handelt es fih um eine Klarſtellung und Regelung von 
Rechtsverhältniiien, an welchen eine Mehrheit von Perjonen be 
theiligt ift und wird man, wenn auch nicht von einem Verthei— 
lungsverfahren i. e. ©., doc von einem joichen in w. ©., von 
einem Auseinanderjegungsverfahren, jprechen fünnen. Eine näher 
Aufzählung der Rechtsvernehmungen, Anſprüche und Befiri 
tungen, welche von den Betheiligten im Verfahren möglicherweiſe 
erhoben werden fünnen, iſt zur weiteren Begründung ohne Nuken 
und mag hier nur betont werden, dab der etwaige Einwand, 
denjelben jei im Borverfahren genügend Gelegenheit zur Wahr 
nehmung ihrer Rechte gegeben und diejerhalb die Nothwendigteit 
des Bertheilungsverfahren! nicht zu folgern, hinfällig ericheinen 
muß, wenn man feithält, daß dieſe Betheiligten zufolge geieh- 
licher Vorschrift zum BVertheilungsverfahren zuzuziehen find, und 
fie eine NRechtsverlürzung erleiden würden, wenn die Gelegenheit 
zur Intereſſenwahrung lediglich auf das, der Zwangsverſteigerung 
vorausgehende Berfahren beſchränkt würde. 

Aus den Vorſchriften, welche die formale Regelung des Ber: 
fahrens betreffen, laſſen fich gleichfalls feine Behelfe für die Be— 
hauptung entnehmen, dab die Eröffnung des Bertheilungsver: 
fahrens beim Vorhandenjein eines eingetragenen Gläubigers zu 
unterbleiben Habe. 

Hat eine Zwangsverfteigerung ftattgefunden und ift vor den 
Verfteigerungsbeamten ein Webereinfommen über die Vertheilung 
zwiſchen den Betheiligten nicht geſchloſſen worden, jo eröffnet das 





Vertheilumgsperfahren. 309 


Gericht das Protokoll über das Vertheilungsverfahren und erläßt 
an den betreibenden Gläubiger, welcher jelbitredend nicht immer 
ein bevorrechteter Gläubiger ift, die eingetragenen Gläubiger, jo- 
wie an die früheren Verkäufer die Aufforderung zur Forderungs= 
anmeldung. 83 44 u. 45 des Geſ. Das Gejek ſpricht nur von 
einem lebereinfommen zwijchen den Betheiligten, nicht aber von 
einer Mehrheit von Gläubigern und noch weniger enthält 23 eine 
Erklärung, daß mangel3 einer Mehrheit von Gläubigern das 
Pertheilungsverfahren nicht zu eröffnen jei. Betheiligte im Sinne 
des Gejege3 find aber nicht nur die in $ 45 bezeichneten Per— 
Ionen, jondern auch der Schuldner urd Drittbejiger. Erfolgt 
ein Widerjpruch gegen den Plan, jo hat ſich jeder bei demſelben 
Betheiligten zu erklären, alfo nit nur die Gläubiger. $ 53 
Ubi. 2 des Gef. Eine Mehrheit von Betheiligten iſt ſonach immer 
vorhanden, und ift das Bertheilungsverfahren ausnahmsloje zu 
tolge gejeglicher Beftimmung zu eröffnen, wenn zwiichen den Be— 
theiligten ein Uebereinfommen über die Bertheilung nicht erzielt 
worden if. Diefe Beweisführung gewinnt noch an Ueber— 
zſeugungskraft, wenn man fi) gegenwärtig hält, — wie ſchon 
oden betont — daß das Vertheilungsverfahren nicht nur die Feſt— 
ttellung der Rangordnung der Gläubiger und deren Befriedigung 
zum Gegenftand hat, jondern auch die Klaritellung und Aus— 
tragung etwaiger Anſprüche der übrigen Betheiligten bezivedt. 
Schon die Nothwendigkeit der Feſtſetzung der Maſſekoſten und 
der Anmeifungsertheilung derjelben jpricht für die ausnahmloje 
Gröffnung des PVertheilungsverfahrens und ijt diefer Grund be= 
jonders zwingend, wenn der betreibende Theil nicht eingetragener 
Gläubiger ift und Auslagevorſchüſſe geleistet hat. 

Nun jchreibt aber auch $ 54 Abi. 2 des Gejeges vor, dab 
das Geriht beim Abſchluſſe des Planes unter anderem die 
Löſchung der Eintragungen der nicht angemwiejenen Gläubiger, 
ſoweit jie die verjteigerten Liegenichaften betreffen, zu verfügen 
hat; eine Beltimmung, welche in Ausführung des in 8 22 des 
Geſetzes ausgejprochenen Grundjages, dab durch die Ueberſchrei— 
dung des Verfteigerungsprotofolles Jämmtliche Hypotheken mit der 
Maßgabe bejeitigt werden, dat die Aniprüche der Gläubiger auf 
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dem Preiſe haften, zu treffen war. Die Löſchung muß nicht nur 
in Anjehung der Eintragungen, welche ganz ausftelen, jondern 
auch bezüglich derjenigen, welche zum Theil ausfielen, nad Na}: 
gabe de3 Ausfall3 jtattfinden, ift alfo auch nothwendig, wenn 
der einzige eingetragene Gläubiger für feine Forderung oder feine 
Forderungen nicht vollftändige Befriedigung erlangt. Die Löſchungs⸗— 
verfügung hat aber die Durdhführung des Vertheilungsverfahren: 
zur Vorausjeßung und bedingt ſomit deſſen Nothwendigkeit. — 
Schließlich mag noch erwähnt werden, daß das Zmwangsvol- 
jtredungsverfahren ohne das von Amtswegen zu eröffnende und 
durchzutreibende Bertheilungsverfahren auch formell ftet3 unab— 
geſchloſſen und unerledigt bliebe. 

Es iſt alſo die Nothiwendigkeit des Vertheilungsverfahren: 
beim Vorhandenſein auch nur eines eingetragenen Gläubigen 
nicht wohl zu bejtreiten.*) 


Anmerfung der Herausgeber. 


Die Durchführung des Vertheilungsverfahrens ift auch noch in 
anderer Beziehung don Bedeutung. Namentlich gilt dies gegenüber den 
geſetzlichen Hypotheken. Nach $ 22 des Zmwangsverfteigerungsgeickes von 
30. April 1880 werden zwar alle Hypotheken, alfo auch die geieglichen, 
durch Ueberſchreibung des Werfteigerungsprototolles befeitigt, es bleiben 
aber die Anfprücde der Gläubiger auf dem Preiſe haften. Wenn alio is 
dem gedachten Falle die Durchführung des Vertheilungsverfahrend unter 
laffen wird, fo bleibt es wenigitens bis zur Zahlung des Kaufpreiſes un 
gewiß, ob der eingetragene Hupothefgläubiger, oder etwa der Inhaber 
einer geſetzlichen Hypothek den Kaufſchilling zu beanfpruchen hat. Diele 
Ungewißheit wird in Folge der Durdführung des Vertheilungsverfahrend 
befeitigt, da die Anmeldefrift mit der aus $ 48 des Gef. erfichtlichen Maß— 
gabe aud für nicht eingetragene gejeglihe Hypotheken gilt. 


) Als vorjtehende Abhandlung bereits zum Drud übergeben war, 
erging eine vom 7. Juni datirte Entichließung des Präfidenten und Über: 
itaat3anwalt3 am Oberlandesgerichte, welche sich über die vorwürfige 
Frage im Melentlichen im gleihen Sinne ausgeiprocden bat.“ 
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O. Litteraturberichte. 


1. Der Erwerb von Eigenthum und dinglichen 
Rechten an Grundftüden und die Aende— 
rungendesHpypothelenredtesnad heutigem 
rheiniſchem und franzöſiſchem Recht. Von 
Dr. M. Scherer, Redtsanwalt in Mainz. Mannheim, 
Verlag von J. Bensheimer. 250 ©. Preis 4 M. 

Das voritehende Werfchen des den Lejern der Zeitichrift 
wohlbefannten Verfaſſers hat mit Recht alljeitig eine günftige Be— 
urtheilung gefunden. Dasjelbe gibt nicht allein den Text der 
in den verschiedenen Ländern des franzölijchen Rechts ſeit Ver» 
öffentlihung des Code civil über das Grundeigenthum und das 
Hypothekarweſen erlafjenen Gejeße, jondern er fnüpft hieran auch 
eine furze aber im weſentlichen erichöpfende Erläuterung dieſer 
Gejege unter Bezugnahme auf die einjchlägige Litteratur und 
Rechtſprechung jowie eine eingehende Beurtheilung der den ver— 
Ihiedenen Gejehgebungen noch anflebenden Mängel. Für Elſaß— 
Lothringen iſt außer den geihichtlihen Bemerfungen im Eingange 
Hauptjächlich die Abhandlung über das Transjkriptionsgefeg vom 
Jahre 1855, Seite 104— 114, von Werth. Inter den wenigen 
Punkten, bezüglid deren wir hier vom Verfaſſer abweichen, 
möchten wir nur die Anficht hervorheben, als ob Art. 2 des 
Transjkriptionsgejeges ſich auch auf legtwillige Verfügungen be= 
ziehe, weil hier die Worte „entre vifs* in Art. 1 Ziff. 1 des 
Gejeges nicht wiederholt find. — Pal. Aubry u. Rau Bd. U. 
Seite 56 Note 9. — Der Verfaſſer ift Anhänger des Grunde 
buchſyſtems und verlangt jchon jet Beichräntung der Reiiliationg- 
rechte, welche exit vom Tage der Einfchreibung Wirkung haben 
jollen, Aufhebung der ſtillſchweigenden Hypotheken als jolche, 
ftrenge Durchführung des Grundjages der Spezialität, Eintrag 
aller Verträge über dingliche Rechte in ein beim Amtsgerichte zu 
führendes Mutationsregifter, welches gleichzeitig zur Fortführung 
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des Steuerfatafters benüßt werden joll und Anderes mehr. Ales 
in Allem kann man jeinem Werfe die Anerkennung als einer 
fleißigen, anſchaulich gejchriebenen und anregenden Arbeit nidt 
verjagen. D. 


2. Univ.-Prof. Dr. v. Kirchenheim, „XYehrbud des 
deutiden Staatsredhts“. 1877, bei Ente in Stutt- 
gurt, 440 ©. in 8%, 8 M., elegant geb. 9 M. 

Eine in Folge der jtrengwillenichaftlihen Anlage und der 
Kürze überſichtliche, gleichwohl aber erihöpfende Darftel: 
fung der Reichs- und der Landes-Hoheit und -Verfaſſung ſowie 
ihrer Entjtehung (S. 19, 75), und der Lehren vom Gebiete, 
den allgemeinen und den ſtaatsbürgerlichen Rechten und Pflichten 
(S. 140), vom Staatsoberhaupt (S. 184), den Beamten (S. 
209), den Kommunalverbänden (S. 238), der Bolfsvertretung 
(S. 242), vom Bundesrathe, Reichstage und den Reichsbehörden 
(S. 293), der Rechtspflege (S. 319), der Kriegs: (S. 351), 
der Finanz: (S. 380), der äußeren (S. 418), und der inneren 
Verwaltung. Der reihsländiichen Verfaſſung find S. 286—293 
gewidmet; Elſ.⸗Lothr. wird als „ftaatsähnlicher Selbflver- 
waltungslörper ohne eigene Perjünlichfeit im Staatsverfehr“ 
zutreffend bezeichnet. Das, — nad) durchaus jelbitändigem 
Syſteme — dem Bedürfnilie des Handbuchs für angehende 
wie geihulte Rechtsverſtändige angepaßte Lehrbuch enthält eben- 
foviel, al3 andere, noch einmal jo Starte Kompendien und weilt 
gleichwohl den mehr in's Einzelne gehenden Fragen durch Quellen 
und Meaterialangaben, bejonders in den Anmerkungen den ride 
tigen Weg. Die, den einzelnen Abſchnitten vorausgeichidte Ein- 
leitung gibt in wenigen Worten einen flaren Ueberblid. Das 
aus Lehr-Rüdjichten weggebliebene buchſtabenweiſe Inhaltsverzeich— 
niß erſetzt ſich durch die äußerſt erichöpfende Inhaltsangabe 
(S. V— XIV.) der einzelnen Abichnitte und felbjt der hauptſäch— 
lichſten Anmerkungen. F. Geigel. 














A. Suifdeidungen der Geriäte. 


92. Löihung der Hypothek. Freiſchein des Hypothefen- 
bewahrere. Oeffeutlichkeit des Hypothekenbuches. 
Zahlung des Kaufpreiſes. 


Wenn in Folge eines unter der Herrihaft der franzöftiihen Prozeß— 
geieggebung vom Berufungsgerichte ergangenen Urtheils die dajelbft ange: 
ordnete Löſchung eimer Hypothek im Hypothekenbuche eingetragen wird 
und ber Erwerber des Grundſtücks auf den Freiſchein des Hypotheken— 
bewahrers hin den ganzen Kaufpreis an den Verkäufer bezahlt, fo kann 
derfelbe nicht hinterher wegen dieſer Hypothek um deswillen in Anſpruch 
genommen werden, weil das auf Löſchung lantende Urtheil jpäter im 
Wege der Kaſſation aufgehoben wird. 

(Urth. des OL.G. Colmar, 1. C.S, vom 31. Dezbr. 1836. Urth. 
des R.G. vom 24. Mai 1887.) 

Die beflagte Firma Gebr. BL. Hat am 2. April 1869 
gegen den Schloffer A. in St. eine Verurtheilung zur Bezahlung 
von 4050 Fr. 36 CEts. erwirft und am 12. April dieſes Urtheil 
beim Hppothefenamt in St. eintragen laſſen. A. geriet) in 
Falliment; es wurde am 8. November 1869 auf Anftehen des 
Syndif ein demjelben gehürendes Haus zu St. verfteigert und 
der Ehefrau 3. um 8420 Fra. der Zuichlag ertheilt. Dieſe 
verfaufte das Haus am 15. Mai 1877 an die Stadt 9. um 
9600 M. Letztere leitete das Dypothefenreinigungsverfahren 
ein und wurde das Drdreverfahren eröffnet. In dem am 4. 
Juni 1878 aufgejtellten proviforiihen Status erhielt die be- 
Hlagte Firma nützliche Anweiſung. Die Eheleute 3. hatten 
zwar den Einjpruc gegen den proviforiichen Status verjäumt, 
erwirkten aber ein Urtheil des Oberlandesgerichts zu Colmar 

Juriſt. Zeitſchr. f. Elfaß-Lothringen XII. 22 
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vom 30. Oftober 1879, wodurd der Hypothekenbewahrer ans 
gewiejen worden iſt, Die zum Vortheile der Beklagten genoms 
mene Einjchreibung, jowie die etwa jpäter erfolgte Erneuerung 
joweit fie das Haus betreffen, auf Vorlage des Urtheis des 
Dberlandesgerichts zu löſchen, auch die in dem definitiven Status 
vom 31. Juli 1878 den Gebrüdern BL. ertheilten Zahlungs— 
mandate für wirkungslos erflärt wurden. Diejes Urtheil ft 
vom Neichigerichte unterm 25. Januar 1881 kaſſirt und die 
Sache an das Oberlandesgericht zurücverwielen worden. Das 
Dberlandesgericht hat ſodann mit Urtheil vom 23. Oftober 1882 
die auf Löſchung der Inſeription gerichtete lage der Eheleute 
3. abgewiejen. Durch diejes Urtheil it die auf Grund des 
kaſſirten oberlandesgerichtlihen Urtheil3 vom 30. Dftober 1879 
am 24, April 1880 eingetragene Löſchung der Hypothek aufge: 
hoben und auf Anftehen der Gebrüder Bl. am 21. Auguſt 1885 
am Nande diejer Löſchung vermerkt worden, daß das Urtheil 
des Oberlandesgerichts zu Colmar vom 30. Oftober 1879 wieder 
aufgehoben ſei, demnach die Inſeription der Gebr. Bl. unverändert 
fortbeitehe. Inzwiſchen hatte aber die Stadt 9. auf Grund des 
Urtheils vom 30. Dftober 1879 und eines ihr von den Che: 
leuten 3. vorgelegten Hypothekenfreiſcheins vom 24. April 1880 
an dieje den ganzen Staufpreis am 10. Mai 1880 bezahlt. 
Demgemäß erfennt fie den von den Gebrüdern Bl. erhobenen 
Anſpruch, an fie al3 Gypothefengläubiger die ihnen im Ordre— 
verfahren angewiejenen 3631 M. nebſt Zinfen zu bezahlen, 
nicht an und erhob Klage darauf, daß ihr gegenüber der er- 
wähnte Vermerf vom 21. Auguſt 1885 für umwirkſam erflärt 
werde. 

Mit Urtheil vom 19. März 1836 hat das Landgericht zu 
Straßburg nad) dem Stlagbegehren erfannt und die dagegen 
eingelegte Berufung ift durch Urtheil des Oberlandesgerichts 
vom 31. Dezember 1886 verworfen und der Weiter von den 
Gebrüdern Bl. widerflagend in der Berufungsinftanz geitelite 
Antrag, die ihnen im Rangordnungsverfahren gegen 3. ertheilten 
Bahlungsanweifungen vom 21. Juli 1878 für fortdauernd und 
rechtswirkſam zu erflären, als unzulälfig zurückgewieſen worden. 


} 
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Dieſe Enticheidung beruht im Wejentlichen auf folgenden 
Gründen: 

Die dur das Urtheil vom 30. Oktober 1879 verordnete 
und auf Grund deſſelben erfolgte Löſchung der Hypothek jei 
gemäß Art. 2157 des B.G.B. in rechtsgültiger Weife gejchehen. 
Werde eine jolche Löſchung durch ein Kaſſationsurtheil wieder 
aufgehoben und die Injeription wieder hergeitellt, ſo müſſe dieie 
Wiederherftellung Dritten gegenüber als neue Inſcription bes 
trachtet werden. Das gelte num allerdings in vollen Maße 
nur jolchen Dritten gegenüber, welche nad) der Löfchung durch 
Inſcription oder Transjeription Rechte erworben haben, während 
nach der herrichenden Jurisprudenz Diejenigen Dritten, deren 
Snjeription oder Transjcription aus der Zeit vor der Löſchung 
herrührt, aus diejer Löſchung einer ihnen vorgehenden Hypothef 
deren Unrechtmäßigfeit Später feitgejtellt wird, feine Vortheile 
ziehen ſollen und deshalb die Wiederheritellung der Hypothek 
als eine Fortiegung des früheren Rechtszuſtandes anerfennen 
müſſen. Wllein auch diefe Perjonen dürften bei Nechtshand- 
lungen, die fie in der berechtigten VBorausjegung der Endgültig- 
feit einer Löſchung vorgenommen haben, nicht benachtheiligt 
werden; Dies erfordere der Grundſatz der Publicität der Hypo— 
thefenregijter. Demnach bleibe die Zahlung, welche — wie 
feſtgeſtellt — die Klägerin, ein vor der Löſchung in die Trans— 
jeriptiongregifter eingetragener Erwerber, in Folge Anweiſung 
des Bürgermeiſters vom 4. Mai einige Tage nachher (10. Mai) 
und überdies vor Einleitung des Stafjationsrefurjes geleitet 
habe, wirfiam und fünne der Klägerin gegenüber die jpätere 
Miederheritellung der Hypothek nicht mehr geltend gemacht 
werden. 

Die Klage jei aber auch auf Grund des Art. 2198 gerecdht- 
fertigt. Die Klägerin habe durch VBorlegung de3 Hypotheken— 
freiicheins vom 4. April 1880, des Briefes des Bevollmächtigten 
der Verkäufer vom 4. Mai 1880 und der Zahlungsanwetiung 
und Quittung vom 4. und 10. Mai 1880 nachgewiejen, daß 
ihr diejer Freiſchein von den Verkäufern zugeitellt worden und 
daß fie auf Grund deſſelben unter Androhung der gerichtlichen 
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Klage zur Zahlung aufgefordert worden jer nnd gezahlt habe. 
Sn dem Freiſcheine bejcheinige der Öypothefenbewahrer für einen 
Beitraum von 10 Jahren, daß bezüglich des von der Klägerin 
am 15. Mai 1877 angefauften Grundjtüds feine Hypothekar— 
injeriptionen gegen die Verfäufer und deren Vorgänger bejtehen. 
Bon diejer Beicheinigung werde die Hypothef der Beklagten 
betroffen und es habe alſo der nad; der am 28 Juli 1877 
erfolgten Transſeription des flägertichen. Erwerbsaftes ausge: 
jtellte Freiichein in Berbindung mit der auf Grund deſſelben 
erfolgten Zahlung des Erwerbspreiies die vollftändige Er- 
löſchung des Hypothefenrecht3 dev Beklagten zur Folge und die 
Zahlung befreie die Klägerin von jeder aus dieſer Hypothef 
herzuleitenden Berpflichtung. 


Die Durchführung des Nangordirungsverfahrens und das 
Vorhandenſein der rechtsfräftigen in vollſtreckbarer Form aus: 
gefertigten Zahlungsanmweilungen jet ohne Einfluß auf Die Ent— 
jcheidung der Frage, ob Klägerin die Unwirkſamkeit der Hypothet 
der Beflagten und deren Inieription geltend machen fünne. Die 
Zahlungsammweilungen fünnten nur zu der Frage Veranlaſſung 
geben, ob die Beklagte auf Grund derjelben Zahlung von der 
Klägerin zu beanspruchen habe. Jene haben nun noch in der 
zweiten Inſtanz im Wege der Widerflage einen Antrag Auf 
Anerkennung der fortdauernden Gültigkeit jener Zahlungsan— 
weilungen gejtellt. Bei dieſem Antrage träfen aber die Bor: 
ausjegungen einer Incidentfeſtſtellungsklage nicht zu, jondern er 
enthalte eine reine Widerflage; unter allen Umftänden ſei er 
als neuer erſt in zweiter Inſtanz geitellter Antrag nad $ 491 
Abſatz 2 der C.P.O. unzuläſſig. Die von der beflagten “Firma 
eingelegte Neviftion wurde mit machltehender Begrüßung ver: 
worfen: 

Die Angriffe, welche gegen den eriten der beiden jelbit: 
jtändigen Gründe, auf welchen die Entichetdung des Oberlandes- 
gerichts beruht, erhoben worden find, fonnten nicht für be 
gründet erachtet werden und die Nevilion konnte hiernach keinen 
Erfolg haben. 
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Tas Berufungsgericht geht mit Recht davon aus, daß 
gemäß Art. 2157 des B.G.B. der Pfandeintrag der Beflagten 
auf Grund des Oberlandesgerichtsurtheils vom 30. Oftober 1879, 
weil diejes im legten Nechtszuge ergangen war, habe geitrichen 
werden fünnen und müjjen. Wenn num aud) diejes Urtheil in 
Folge der Kafjation als niemals erlaffen zu gelten Hatte 
(Berriat-Saint-Prir code pr. II. $5 ©. 542. Boitard II. 
no. 776 ©. 145), jo war doch durch die auf Grund dejjelben 
erfolgte Streichung des Pfandeintrags in gejegmäßiger Weije 
ein thatjächlicher Zuftand gejchaffen worden, auf welchen ſich zu 
berufen alle diejenigen berechtigt find, welche in Rückſicht auf 
dieje Sachlage und auf die rechtliche Bedeutung des Unter- 
piandbuches und die Publicität der Bfandrechte Nechtshandlungen 
vorgenommen haben. 

In ſolcher Lage befand ſich aber die Klägerin; denn, nach— 
dem derjelben von ihren Verkäufern vor der Kafjation des 
Urtheil3 dur ein Zeugniß des Hypothefenbewahrers die Frei— 
heit des Kaufgegenjtandes von Pfandlaften nachgewieſen war, 
fonnte jie die Zahlung des Kaufpreiles nicht mehr zurückhalten. 
(Art. 1653 B.G.B.) Hieran vermag der Umjtand, daß auf 
Antrag der Klägerin das Hypothekenbereiuigungs- und in Folge 
hiervon das Drdreverfahren eingeleitet worden war, um jo 
weniger etwas zu ändern, als in demjelben Urtheile vom 30. 
Dftober 1879 auch die im Status vom 31. Juli 1878 den 
Beklagten wider die Eheleute 3. ertheilten Zahlungsmandate 
für wirfungslos erflärt worden waren. 

Hiernach kann unerörtert bleiben, ob Art. 2198 B.G.B. 
zu Gunjten der Klägerin verwerthet werden könnte. 


93. Haftung der Landeskaſſe für Uufälle, welche den 
auperhalb der Gefängnißanſtalt bejhäftigten Straf: 
gefungenen bei der Arbeit zuſtoßen. 


Der Strafgefangene, welcher auf Grund eines zwiichen der Gefäug— 
nißverwaltung und Privatperionen getroffenen Übereinkommens außerhalb 








we. 


vs 


318 Entſcheidungen der Gerichte. 
































der Strafanitalt beichäftigt wird, Steht zu der Gefängnikvermwaltung in 
feinem Vertragsverhältnifie, vielmehr handelt es fich hier um die Aus 
übung eines ftaatlichen Hoheitsrechtes. Gleichwohl haftet die Landeskaſſe, 
wenn der Gefangene in Folge der Verwendung zu einer gefährlichen 
Arbeit und der Unterlaffung der nöthigen VBorfichtämaßregeln jeitens der 
Gefängnißverwaltung oder des die Aufiicht führenden Beamten eine Per: 
legung erleidet. 


(lirtheil des O.L.S. Colmar, II. C.S., vom 22, Dezember 1886, 
Urtheil des R.G. I. C.S. vom 29 April 1887.) 

Der Kläger hatte im Auguft und September 1884 im 
Bezirkögefängnifje zu Met eine mehrwöchentfihe Gefängniß— 
jtrafe abzubüßen nnd wurde am Ende der Strafzeit auch außer: 
Halb des Gefängniſſes beichäftigt. Am 19. September 1884 
half er mit noch anderen Gefangenen beim Drejchen. Der 
Ackerer D. in M. lieg nämlich mittelft einer Dampfmaſchine 
dreichen, welche der Unternehmer 2. in 2. nebjt der Bedienungs— 
mannjchaft, nämlich dem Heizer und demjenigen, welcher die 
Garben in die Majchine Hineinjchiebt, geitellt Hatte. Die 
erwähnten 12 Arbeiter Hatte D. von der Öefängnißverwaltung 
gemiethet und dieſe den Arbeitern einen Gefängnißaufſeher bei- 
gegeben. 

Der Kläger war auf Anweilung des Aufjehers in der 
Weiſe beichäftigt, daß er auf der Maſchine ftand, die von 
anderen Arbeitern hinaufgereichten Garben in Empfang nahm 
und fie dem Einleger, d. i. dem von 2. angeitellten Arbeiter, 
welcher die Garben in die Trommel der Maſchine zu legen 
hatte, überreichte. Kläger gerieth in Folge Ausgleitens mit 
dem rechten Beine in die Trommel und mußte ihm dajielbe bis 
zum Knie amputirt werden. Er hat nun jowohl gegen D. ala 
auch gegen den Landesfisfus Klage auf Schadenserjag erhoben. 
Die Klage gegen D. iſt in beiden Inſtanzen abgewielen. Gegen 
den Fiskus hat das Landgericht zu Meg, nachdem Beweis durch 
Zeugen und Sacwverftändige erhoben worden war, erfannt, daß 
derjelbe verurtheilt werde, dem Kläger vom 19. September 
1884 an bis ein Jahr nad) der Nechtsfraft des Urtheils 
eine jährliche Rente von 600 M., und von da an eine Jahres: 
rente von 400 M. zu bezahlen. Mit Urtheil vom 22. Dezbr. 
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1586 hat das Oberlandesgeriht zu Colmar die Berufung ver— 
worfen. 

In den Gründen zu dieſem Urteile wird zunächit die Aus— 
führung des Landgerichts mißbilligt, daß Kläger kraft eines 
Vertrags» (Dienjt:) Verhältniijes mit der Gefängnifverwaltung 
die Arbeit verrichtet habe. Der Staat habe fraft Geſetzes das 
Recht und die Pflicht, zur Erreichung der mit der Strafe zus 
gleich zu verfolgenden fittlichen Zwecke die Sträflinge zur Arbeit 
anzuhalten und fie durch Ordnungsitrafen dazu zu zwingen. 
Vergl. SS 15 und 16 des St.G.B. Einen Redtsanjpruch auf 
Gewährung der Arbeitsbelohnung hätten diejelben nicht. Vergl. 
Art. 41 code pen. Defret vom 25. Februar 1852 und Mi- 
niftertalverfügung vom 20. Februar 1883. Mit diefem Rechte 
und diejer Pilicht der Staatsverwaltung jei aber naturgemäß 
die weitere Verpflichtung gegeben, daß fie die Sträflinge bei 
der Arbeit, joviel wie möglich, gegen Gefahr für Leib und Leben 
ſichern müſſe, und zwar umjomehr, al3 der Sträfling nicht wie 
der freie Arbeiter Herr jeines Willens tft, jondern den Befehlen 
der Vorgejegten gehorchen mühe. Daran ändere es nichts, daß 
die Sträflinge nach der Den Arbeitszwang und das Unter» 
würfigfeitsverhältnig während der Arbeit nicht berührenden 
Reitimmung des $ 16 des St.G.B. außerhalb der Gefängniß— 
anftalt nur mit ihrer Zuſtimmung beichäftigt werden fünnen. 
Hieraus folge aber, daß der Staat auch nad) der Beitimmung 
des Art. 1354 BGB. als Auftraggeber (commettant) für den 
Schaden verantwortlich fei, welcher durch Nachläſſigkeit Teiner 
Beamten bei der Vergebung oder Beauflichtigung der Arbeit 
dem Gefangenen verurfacht worden ift, ohme daß diejem gegen- 
über etwas darauf anfomme, wie das rechtliche Verhältnig aus 
der übernommenen Arbeit zwilchen der Gefängnißverwaltung und 
dem Arbeitgeber ſich geitalte, 

Nach dem Sacveritändigen-Öutachten unterliege e8 nun 
feinem Zweifel, daß die fragliche Dampfmaſchine zur Zeit des 
Unglüds nicht diejenigen Vorrichtungen gehabt habe, welche den 
Kläger gegen den Schaden, welchen er genommen, genügend 
geihügt hätten. Dieje Mängel werden im Einzelnen fejtgeftellt 
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und, fodann wird weiter ausgeführt: Unter diejen Umftänden 
habe der Gefängnißaufjeher, welchem die Majchine vor der 
Anweilung der einzelnen Gefangenen zur Arbeit vorgezeigt 
worden und während der Arbeit jtet3 vor Augen geweſen ſei, 
zum wenigften die Einjegung des Lattengitters, wodurd ein 
Feſthalten des Kläger beim Ausgleiten ermöglicht und das 
Unglück aller Wahricheinlichfeit nach verhütet worden wäre, er» 
wirken, oder doch, was ſpäter geichehen, die Deffnung durd) 
vorgelegte Bretter verwahren lajten, oder, wenn ſich einem deh- 
fallfigen Begehren Hinderniffe entgegenftellten, die Arbeit ganz 
einitellen müflen, zumal ihm offenbar die Gefahr nicht entgangen 
jei, indem er jelbit befunde, daß er den Kläger wiederholt erſucht 
habe, aufzupafjen, daß er nicht in die Trommel hineinrutiche. 


Daß der Unfall fi in der vom Kläger angegebenen Weile, 


nämlich durch Ausgleiten, zugetragen habe, ſei vollfommen 
glaubhaft erwiejen. Weil nun der Gefangenaufjeher die er: 
wähnten von der Vorficht gebotenen Maßregeln unterlafien habe, 
treffe ihn ein Verichulden, das auch nicht dadurch bejeitigt 
würde, wenn es wahr wäre, daß der Kläger früher jchon an 
Dampfdreihmaichinen beſchäftigt und daher mit der Wrbeit 
vertraut gewejen jei. Auch für die Behauptung, daß der Kläger 
den Unfall jeiner eigenen Unachtjamfeit zuzujchreiben habe, Liege 
nichts Beftimmtes vor. Dies wird eingehend erürtert und ſo— 
dann gefolgert, daß hiernach der beffagte Fiskus mit Necht ver: 
urtheilt worden jet. Der Betrag der Rente jei nicht beftritten 
und nach den Umſtänden aud) gerechtfertigt. Die Reviſion der 
Landesfajje wurde verworfen. 


Entiheidungsgründe: 


Gegenüber der erften Rüge des Reviſionsklägers, daß die 
Beihäftigung der Gefangenen zur Strafvollftredung gehöre, mit 
dieſer eim jtaatliches Hoheitsrecht ausgeübt werde, und deßhalb 
Art. 1384 des B.G.B. feine Anwendung finden fünne, iſt auf 
die mehrfachen Entjcheidungen des Reichsgerichts zu verweiſen, 
worin ausgeführt ift, daß and) bei Ausübung feiner Hoheits— 
rechte der Staat (Fiskus) für den Schaden haftbar jei, welcher 
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durch Berichulden oder Verjehen jeiner Angejtellten verurjacht 
worden ilt. 

Daß der den Arbeitern beigegebene Aufieher es an der 
nöthigen Fürſorge für gefahrloje Verrichtung der Arbeit habe 
fehlen laſſen und in Folge hiervon die Beichädigung des Klägers 
eingetreten fei, hat dag Berufungsgericht auf Grund des Be- 
weisergebnijjes ohne Rechtsirrthum feitgejtellt. Der Angriff des 
Revifionzklägers, daß dem Aufjeher nur die zur Bewachung der 
Gefangenen gebotene Aufjicht aufgetragen und er bezüglich der 
Leitung und Beauffichtigung der Arbeit nicht Beauftragter 
gewejen jei, ijt einmal deßhalb unbegründet, weil nad) der er- 
wähnten Feſtſtellung der Aufjeher es gewejen ijt, welcher dem 
Kläger wegen dejlen am erjten Tage bewiejenen Faulheit die 
gefährliche Arbeitzitelle angewiejen, injofern aber in Rückſicht 
auf die ihm übertragene Beauffichtigung des Klägers gehandelt 
hat. Sodann geht aber das angefochtene Urtheil von dem 
rihtigen Grundiage aus, daß es Pflicht der Staatsgewalt jei, 
die zur Arbeit verwendeten Sträflinge joviel wie möglicd gegen 
Gefahr für Leib und Leben zu fichern. Würden daher Die 
Beamten bei VBermiethung der Sträflinge zur Arbeit den Auf: 
jeher nicht mit einer dieſer Pflicht entjprechenden Weiſung ver— 
jehen haben, jo läge ein Verſchulden dieſer Beamten vor, für 
welches der Beklagte nach Art. 1384 gleichfalls zu haften Hätte. 

Die Revifion war hiernad) zurückznweiſen. 


94. Vertheilungsverfahren. — Anweiſung gegen 
mehrere Anjteigerer eines Anweſens. 


1) Kann im Vertheilungsverfahren der zum Zuge kommende Hy— 
pothefargläubiger gegen jeden von mehreren Anfteigerern eines Anweſens 
für feinen ganzen Forderungsdetrag Anweilung verlangen? — Art. 1218, 
1221 Ziff. 5 BGB. 

2) Wer it Partei im Vertheilungsverfahren, und welche Rechts» 
behelfe ftehen der durch die Aufitellung des Theilungsplanes verlegten 
Partei zu? — Gefeg vom 30. April 1880, 

(Beihluß des Oberlandesgerichtd Golmar von 6. Juni 1887 in der 
Beihwerdejahe C. d’Ese. in dem Bertheilungsverfahren 3.) 
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33. gerieth in Konkurs. Der Konkursverwalter brachte in 
den Formen des Zwangsvollitrefungsverfahrens ($ 116 K.O. 
Geſetz vom 30. April 1830) unter anderen Liegenichaften aud) 
ein Anweſen zur Berjteigerung. Dasjelbe wurde im Ganzen zu 
dem Angebot von 40 600 M. ausgeboten und im Ganzen dem 
U Bl und 8. B. zu dem Meiftgebot von 40605 M. zu- 
geichlagen. Nach den Steigbedingungen hat der Steiyerer die 
Gebäulichkeiten gegen Feuersgefahr zu verfichern (5 6), iſt der 
Steigpreis in 4 gleichen Theilen und Zielen zahlbar ($ 7) und 
unterwerfen ſich Steigerer und Bürge durch Annahme des Zus 
ichlags der jofortigen Zwangsvollſtreckung (S 9). 

In dem vorläufigen Theilungsplan vom 14. Januar 1886 
heißt es: 

a. Aktivmaſſe. 1) Nah Inhalt des Berteigerungsprotofolls 
vom 17 Dftober 1885 wurden die nachbeichriebenen Immöbel 
zum Ausgebot gebracht und die nachitehenden Steigerlöfe erzielt: 

IV. Eeftion — folgt Beſchreibung des Anweſens — er: 
fteigerte der U. BL. und K. B. um den Preis von 40 605 M. 

b. Forderungen. 2) Die Konfursmafje des C. d’Escompte 
auf Grund-Sapital und it im zweiten Hppothefarrange an- 
zuweiſen auf den ganzen Reſt des Steigerlöſes. 

In dem Termine zur Erklärung über den Plan erfolgte, 
joweit derjelbe hier in Betracht kommt, jeitens des C. d’Ese. 
ein Einwand nidt. 

Sn dem am 29. Dezember 1886 abgejchlojjenen Plan 
heit es jodann: III. Es wird Anweiſung ertheilt, der Konkurs: 
maſſe C. d’Ese. für ihre Forderuug von .... auf den 
nad) Abzug der bereit3 angewiejenen Beträge verbleibenden Reit 
der Theilungsmaſſe zu beziehen mit jeder Hälfte von den An— 
jteigerein U. BI und K. B. 

Der Konfursverwalter des Konkurſes ©. d’Ese. erhob 
fofortige Beichwerde und beantragte, ihm Anweilung gegen jeden 
der Anfteigerer U. BL. und K. B. für das Ganze zu ertheilen, 
weil jeder als Anjteigerer fir das Ganze zu betrachten ſei und 
daher auch Jeder den ganzen Kaufpreis jchulde. 
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Das Landgericht wies duch Beihluß vom 21. Mai 1887 
unter Ablehnung der weitergehenden Anträge das Amtsgericht 
al3 Vertheilungsgericht an, die der Konkursmaſſe des C. d'Ese. 
im Iheilungsplan vom 29. Dez. 1886 gegen U. Bl. und K. 
B. als Schuldner des Hausjteigpreites gegebene Anweiſung 
dahin abzuändern, daß dieſelbe Lediglih nah Maßgabe der 
pos. IV. der Aktivmaſſe des vorläufigen Theilungsplane3 vom 
14. Januar 1886 ertheilt wird, indem es erwog, daß auf eine 
materielle Prüfung der vom Bejchiwerdeführer hier angeregten 
Frage vorläufig nicht einzugehen jei, da diejelbe erſt daun zur 
Enticheidung gelangen könne, wenn fie gegenüber der etwaigen 
künftigen Zwangsvollitredung jeitens der Steigerer BI. und B. 
oder ſeitens eines der Letzteren im Prozeſſe geltend gemacht 
werden jollte. Im gegenwärtigen Stadium der Sache jei nur 
anzuprdnen, dag die im TIhetlungsplane vom 29. Dez. 1886 
gegen die genannten Schuldner des Hausjteigpreiies gegebene 
Anweiſung der pos, IV. der Aktivmafje des vorläufigen Theilungs- 
planes vom 14. Jannar 1886 gemäß ertheilt werde. 

Auf weitere Beichwerde des genannten Konkursverwalters 
erging unter dem 6. Juni 1887 der folgende Beichluß des 
Oberlandesgerihts Colmar : 

Unter entiprechender Abänderung des Beichlujfes des Yand- 
gerichts vom 21. Mai 1887 wird das Amtsgericht zu G. als 
VertHeilungsgericht angewiejen, die der Konkursmaſſe des C. 
d’Esc. im Theilungsplane vom 29. Dezember 1886 gegen U. 
Bl., Handelsmann und Eigenthümer in ©. und K. B., Eigen- 
thumer in G., als Schuldner des Hausfteigpreifes gegebene An— 
weiiung dahin abzuändern, daß Ddiefelbe für den vollen an— 
gewiejenen Betrag gegen jeden der beiden Anfteigerer für das 
Ganze ertheilt wird. 

Die Gerichtägebühren werden niedergeichlagen. 

Gründe, 

Die eingelegte weitere Beichwerde tjt am fich ftatthaft und 
in der gejeßlichen Form und Friſt eingelegt. Gemäß $ 22 des 
Geſetzes vom 30. April 1880 werden durch die Überichreibung 
des Verfteigerungsprotofolles die auf den zur Zwangsverjteigerung 
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gebrachten Liegenichaften ruhenden Hypotheken bejeitigt und in 
Anjprüche auf den Steigpreis verwandelt. Der letztere iſt nad) 
Maßgabe, wie er nad) dem BVerjteigerungsprotofolle und dem 
der Berfteigerung zu Grunde gelegten Bedingnifhefte von den 
Anfteigerern geichuldet wird, in dem Bertheilungsverfahren den 
Hypothefargläubigern zu überweifen. 


Untergebens wurde nun dag unter Nr. 4 des Bedingnih- 
heftes bejchriebene Anwejen weder nach abgetheilten, noch nad) 
unabgetheilten Theilen, jondern als ein Ganzes und zu einem 
Gejammtgebote von 40600 M. ausgeboten und im Ganzen 
zu 40605 M. dem Handelsmann U Bl. zu ©. und dem 
Eigenthümer 8. B. zu G. zugeichlagen. Nach dem Zwecke der 
Bwangsverfteigerung, der eben erwähnten Art des Ausgebots 
und der Anjteigerung, der Natur des zur Zwangsverjteigerung 
gebrachten Gegenjtandes und dem Umſtande, daß bei der Ver 
jteigerung das Gebot immer nur von einer Perjon gejchehen 
fann und in dem Bedingnißhefte deun auch ftet3 nur von dem 
Steigerer (SS 6 und 9) und dem Steigpreiſe ($ 7) Die Rede 
iit, kann es einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, daß 
nad) den in dem Berjteigerungsprotofoll und dem Bedingniß— 
hefte hinlänglich zum Ausdrud gelangten Barteiwillen jeder der 
Anfteigerer des fraglichen Anweſens, wie er dasjelbe ganz über 
fiefert verlangen konnte, jo auch zur Bezahlung des ganzen 
Steigpreijes verpflichtet jein jollte. Die Verbindlichkeit zur 
Zahlung des Steigpreifes, obgleih an fich theilbar, iſt eben 
nad dem Parteiwillen als untheilbar zu erachten. Art. 1218, 
1221 Ziffer 5BG.B., Dalloz, 48, 2, 136 $ 49, 2, 171; 56, 
2, 56; Sir. Cod. ann. zu Art. 1217- 1219 BB. Nr. 7 sig. 


Demnach iſt dem Antrag des Beichwerdeführers ftattzugeben 
und das Amtsgericht zu Gebweiler anzumeilen, die der Konkurs— 
maſſe des C. d’Esc. im Theilungsplan vom 29. Dez. 1886 
gegebene Anweilung für den vollen angewiejenen Betrag gegen 
jeden der beiden Anjteigerer für das Ganze zu erteilen. 


Den Anjteigerern Bl. und B. bleibt es ſelbſtverſtändlich 
unbenommen, ihr Recht aus der Anfteigerung, falls fie es durd) 
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die ertheilte Anweiſung verlegt erachten, dem angewiejenen 


Gläubiger gegenüber im Wege der Klage geltend zu machen. 

Bemerkungen des Einienderd. Das an da3 Zwangsvoll— 
ftrefungsverfahren fich als regelmäßiger und nothwendiger Abichlug ans 
ihließende Vertheilungsverfahren des Geſetzes vom 30. April 1880 hat 
die Bertheilung des Steigpreifes, auf dem nah 8 22 a. a. O. die Ans 
iprüche der Onpothefargläubiger haften, unter diefe nach Maßgabe ihres 
Nanges und die Ueberweiſung des etwa verbleibenden Neftes an den die 
Zwangsvollſtreckung betreibenden, nicht mit einer Hypothek verichenen 
Gläubiger bis zum Belaufe deifen Forderung zum Gegenitande. Dieſes 
Terfahren — vor dem Xeriteigerungsbeamten oder dem Vertheilungs: 
richter (58 43, 45 lg.) — hat jelbit dann ftattzufinden, wenn auch nur 
ein Gläubiger vorhanden und dieſer gleichzertig der Anfteigerer ift, da 
dad Necht des Gläubiger auf Befriedigung dasielbe erheiiht. Die Be: 
friedigung ſoll nämlich aus dem von dem Anſteigerer geichuldeten Steig: 
preiie erfolgen. Die Steigpreisforderung jteht aber dem Schuldner bezw. 
Drittbefiger als dem früheren Eigenthümer und dem eigentlichen Berfäufer 
der veriteigerten Liegenichaft zu iS 42 Abi. 2); fie ift an die Stelle der 
Liegenichaft getreten und blos mit dem Hypothekaranſpruche des Gläubigers 
belastet ( 22) bez. dem den Gläubigern in den Art. 2092 und 2093 
86.28. verliehenen Nechte unterworfen. Falls der Schuldner oder Dritt: 
befiger als Eigenthümer der Steigpreisforderung diejelbe den Gläubigern 
zum Zwecke der Befriedigung nicht freiwillig an Zahlungsftatt oder zur 
Finziehung überweilt, hat demnach der Richter kraft der eben bezogenen 
Geſetzesbeſtimmungen die Ueberweiſung auszusprechen, indem er den Willen 
des Schuldners (Drittbefigers) ergänzt. Die Ueberweiſung durch den 
Tertheilungsrichter erfolgt nicht an Zablungsitatt, fondern nur zur Eins 
jichung (58 50, 54; vgl. auch die 8S 736 und 737 der E.P.O.) Das 
Greg von 30. April 1880 in Abweichung von dem Art. 773 des Code 
de proe «. nnterjcheidet denn auch nicht, ob ein oder mehrere Gläubiger 
vorhanden find ımd ob der Gläubiger oder ein Dritter angeiteigert hat. 
Ueberdies ericheint der Nbichluß des Zwangsverkaufsverfahrens durch das 
Lertheilungsverfahren nicht allein im Intereſſe des Anfteigerers Zwecks 
Ausichluffes etwaiger nicht eingetragener gefeglicher Unterpfandsrechte, die 
aud nach der Ueberſchreibung des VBeriteigerimgsprotofolles und der nad 
$ 22 dadurch herbeigeführten Beleitigung des droit de suite noch als 
droit de preferenee fortbeitehen, geboten (38 43, 48), fondern auch durd) 
das Intereſſe des Schuldners (Drittbefigers), das verlangt, dab die der- 
malige Höhe der Schuld, der Betrag des Steigerlöjes und der Maſſekoſten, 
ſowie die Hieraus fich ergebende Höhe der durch den Erlös der Zwangs— 
veriteigerung bewirkten Entlaſtung des Schuldners feitgeftellt wird. 

Wie aus der voritehenden Ausführung erhellt, find in dem Ver— 
theilungsverfahren Bartei in eriter Linie die Befriedigung fuchenden Gläu— 


a — * 


326 Entſcheidungen der Gerichte. 


biger und in zweiter Linie der Schuldner und Drittbeſitzer als Eigenthümer 
der als Befriedigungsmittel dienenden Steigpreisforderung (8$ 45 und Ali. 
Der Anfteigerer it in dem beiagten Verfahren nicht nothwendig Partei, 
da jeine Verpflichtung, wie feine Berechtigung fih nad) dem Beriteige: 
rungsprotokoll und dem einen Theil desjelben bildenden Bedingnißhefte 
bemißt. Zwar wird der Anfteigerer zufolge Beſtimmung des $ 51 Abi. 2 
Sak 2 von dem Termine zur Grflärung über den vorläufigen Plan be 
nachrichtigt, allein die gejchieht lediglich aus dem Grunde, um 1) ibn 
daran zu erinnern, dab nunmehr die Zeit heranrüdt, die Steiggelder zur 
Abführung an die angewieſenen Gläubiger bereit zu ftellen, oder ſich mit 
ihnen anderweit zu einigen und 2) ihm Gelegenheit zu geben, fein Intereſſe 
infofern zu wahren, daß nicht gegen ihn nach $ 68 jelbititändig uud un— 
abhängig vom Berfteigerungsprotofoll vollitrefbare Anweiſungen über 
feine Verpflichtung hinaus ertheilt werden. Eine Verpflihtung zum Gr: 
icheinen liegt ihm aber nicht ob und zieht fein Ausbleiben für ihn einen 
materiellen Rechtsnachtheil ebenfowenig nah ih, wie 3. 3 für ben 
debitor ceseus die Ceſſion eined die Schuld überjchreitenden Betragei. 
Der Verteilungsrichter übt als ſolcher und inöbefondere bei Anfertigung 
bes Planes feine ftreitige Gerichtsbarkeit ans, feine Gewalt ift vielmehr 
ausführender, vollziehender Natur. Die Anfertigung des Theilungsplanes 
geichieht durch Aufitellung der Theilungs- und der Schuldenmaffe (8 59. 
Für die Aufitelung der Theilungsmafie gibt dem Nichter das Veriteige 
rungsprotofoll nebſt Bedingnißheft das Maß an bie Hand, die Aufftellung 
der Schuldenmafje richtet jih nach den Anmeldungen und Titeln der 
Gläubiger. 

Der Bertheilungsrihter kann nun 1) durch Mufitellung der 
Schuldenmaſſe die Gläubiger im Berhältniß zu einander wie den Schuldner 
und Drittbefiger, die auf den nach Befriedigung der Gläubiger ver 
bleibenden Neit des Steigertöfes Anſpruch haben und 2) durch Aufitellung 
der Theilungsmaſſe die genannten Perſonen wie den Anfteigerer verlegen. 

In dem eriten Falle it der Gläubiger wie Schuldner und Dritt⸗ 
bejiger auf den Weg des Wideripruches verwieſen, der bei Wermeidung 
des Ausſchluſſes fpäteitend in dem Termine zur Erflärung über den Plan 
erhoben ($ 51 Abſ. 2 Sag 1) und falld er fih in dem Termine nicht 
erledigt, innerhalb Monatsfriſt mittels Klage verfolgt werden muß ($ 58.) 
Der Streit betrifft das materielle Recht, nämlich entweder das Forderungs⸗ 
recht des Gläubigerd, oder den dieſem Nechte zufommenden Nang oder 
das Beſtehen bezw. den Umfang der Schuld und it deshalb im ordeni- 
lichen ftreitigen Verfahren zum Austrag zu bringen. 

Die Aufitelung der Theilungsmafje (zweiter Fall) kann den An 
fteigerer verlegen, indem fie über die Verpflichtung des Anfteigererd aus 
dem Verjteigerungsprototoll hinausgeht und 3. B einen höheren Bettag 
als Steigerlös in Anfag bringt, als von dem Anftelgerer gejchuldet wird. 
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Der Aniteigerer kann der Aufftellung widerſprechen und falls ſich fein 
MWideripruch in dem Zermin nicht erledigt, den Weg der Beſchwerde be— 
fhreiten ; der Aniteigerer faun aber auch ven diefem Nechtäbchelf abiehen 
— ein Nachtheil ift ihm für den Fall feines Ausbleiben! im Erflärung3- 
termin eben nicht angedroht — und dem Gläubiger, der über die Verpflich⸗ 
tung des Anſteigerers hinaus Anweiſung erhalten hat, entweder im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren mit dem mittels Klage geltend zu machenden 
Einwand des $ 686 der C. PO. oder ſchon vorher mittels der Feſtſtellungs— 
Hage des S 231 ebend., der Zwangsvollitredung zuporfommend, entgegen 
treten, und geltend machen, daß er inhaltlich des Verjteigerungsprotofolles 
den angeiwiejenen oder zu viel angewielenen Betrag nicht ichulde. Zwar be: 
ziehen fidy Die Widerjprüche gegen den Plan, von denen in dem Geſetze die 
Rede ift, Tediglich auf das Verhältniß der Gläubiger zu einander und zu 
Schuldner und Drittbejiger und umgelehrt, twie ich dies ans dem Zwecke 
des Vertheilungsverfaärend und aus den $$ 51 Abi. 2, 53 Abſ. 2 und 
3, 55, 57, 59, 60 eraibt, allein trogdem fann, was das Verhältniß des 
Anfteigerers zu den Gläubigern anlangt, dem eriteren das Nechtsmittel 
der Beichwerde gegen eine ihn verlegende Aufftellung der Theilungsmajffe 
nicht verſagt jein, zumal die dem Gläubiger ertheilte Anweiſung einen 
jelbftändigen und von vem WVerjteigerungsprotofolle unabhängigen volle 
ftrefbaren Titel gegen den Anfteigerer bildet und S 51 Abi. 2 Sag 2 
deilen Benachrichtigung von dem Erklärungstermin vorichreibt. Dieſes 
Rechtsmittel kann natnurgemäß nach Ablauf der einwöchigen Friſt des 
$ 56 Abſ. 1, mit der das Werk des Vertheilungsrichters abſchließt, nicht 
mehr geltend gemacht werden. it man der Anficht, daß auch auf dieſe 
Beſchwerde der $ 27 Anwendung findet, jo würde man den Beginn der 
für die jofortige Beſchwerde gewährten Frift von 2 Wochen mit Nückhicht 
auf den $ 51 Abi, 2 Say 2 und den Umſtand, dab der vorläufige Thei— 
lungsplan nicht zugeitellt wird, an den Erklärungstermin anknüpfen 
müſſen. Werden zu 2) die Gläubiger oder der Schuldner (Drittbefiger) 
dur die Anfitellung der Theilungsmaſſe verlegt, indem Diejelbe nicht 
richtig angelegt oder ein Theil des Steigerlöies übergangen iſt, jo können 
fie Widerjpruch und, wenn derfelbe im Erklärungstermin fich nicht erledigt, 
Beſchwerde erheben, hinfichtlih weicher das oben Geſagte gilt. Die Gläu— 
biger können aber aud), wenn ein Betrag übergangen it, nachträglid) 
Vertheilung desielben bei dem Bertheilungerichter beantragen und wenn 
die Höhe der Schuld des Anfteigerers zweifelhaft iſt, Feſtſtellungsklage 
gegen den legteren erheben. 
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95. Sachverſtändiger. Reiſeentſchädigung. 

Der Sachverſtändige kann unter der Vorausſetzung, daß der Weg 
von feiner Wohnung bis zu der Stelle der Vernehmung mehr wie zwei 
Kilometer beirägt, eine Neileentihädigung für- den ganzen zurüdgelegten 
Weg beanipruchen, gleichgiltig, ob die Stelle der Vernehmung innerhalb 
oder außerhalb des Anfenthaltsortes des Sachverftändigen liegt. SS 6 bis 
9 der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändigen v. 30. Juni 1878. 

(Beihluß des OLG. Colmar, 1. Senat, vom 4. April 1887 in 
Sachen Landesfiskus gegen M). 

Der Sachverſtändige M., welcher von feinem Wohnorte 
St. nad) R. zur Belichtigung der Dertlichkeiten gereift ift, hat 
für eine Drojchfe von feiner Wohnung nah dem Bahnhofe 
und von dem Bahnhofe nach feiner Wohnung je 1 Mark in 
Anſatz gebracht; der Anja wurde von dem Amtsgerichte ge 
jtrihen, auf Beſchwerde vou dem Landgerichte zugebilligt unter 
Berufung auf die 88 6 und 7 der &.D. vom 30. Mai 1878. 
Gegen den Beſchluß des Landgerichts hat der Landeafisfug 
(Landeskaſſe) auf Grund des $ 17 der G. D. in Anwendung 
des $ 10 der Minifterialverfügung vom 29. Juni 1880 weitere 
Beichwerde eingelegt, indem er ausführte: 

Die SS 6 und 7 der GO. für Zeugen und Sacjverftäns 
dige, auf welche ſich der landgerichtliche Beſchluß ſtützt, ließen 
für ſich allein die Auslegung zu, daß zwar bei Berechnung der 
Entfernung, welche die Vorausſetzung des Entſchädigungs— 
anſpruchs iſt, der Weg innerhalb des Aufenthaltsortes nicht in 
Betracht komme, beim Zutreffen der Vorausſetzung aber für die 
ganze Reiſe, nicht blos für die Strecke außerhalb des Auf— 
enthaltsortes zu entjgädigen ſei. 

Dieſer Auslegung ſteht jedoch der $ 9 der GO. entgegen. 
Derſelbe beſchränkt ſich nicht auf den Fall, wo das Reiſeziel 
innerhalb des Aufenthaltsortes liegt; er bewilligt vielmehr 
Neifeentihädigung ausdrüdfih für dem ganzen zurückgelegten 
Weg, läßt alfo die innere Strede, jofern fie mehr als 2 Km. 
beträgt, für ſich allein oder in Verbindung mit der äuperen 
Strede in Rechnung kommen und unterjcheidet auch für ben 
legteren Fallnicht, ob die äußere Strede 2 Km. überfteigt oder 
nicht. 
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In Uebereinjtimmung damit bemerfen die Motive zu $ 8 
des preuß. Gejeges vom 1. Juli 1875 (Samml. VIII. ©. 34) 
daß wenn in dem angenommenen alle der zurücgelegte Weg 
über den Aufenthaltsort hinausgehe, derjelbe von Anfang big 
zu Ende in Rechnung gezogen werde. 

Für den Weg innerhalb des Aufenthaltsort3 wird hiernach 
— mag das Neijeziel innerhalb oder außerhalb diefes Ortes 
liegen — lediglich der $ 9 G.D. maßgebend jein. 

Die Vorausjegungen des $ 9 find aber im vorliegenden 
alle nicht gegeben, da nad) dem in Abjchrift beigefügten Be— 
richte die Entfernung von dev Wohnung des Sachverſtändigen 
bis zum Centralbahnhofe 1700 M. beträgt. 

Die Gebühren jind in einer beim Amtsgerichte Nieder- 
bronn anhäugigen Sache — Beweisführungsverfahren — er= 
wachen und der Staatsfafje noch nicht eritattet. 

Das Oberlandesgericht verwarf die Beichwerde aus den 
Gründen: \ 

Ueber die Entichädigung, welche dem Sachverſtändigen 
neben der Vergütung für Zeitverſäumniß gebührt, handeln die 
z8 6 ff. der G.O. vom 30. Juni 1878 und zwar in der Weile, 
dab zunächſt der Fall ins Auge gefaßt wird, daß der Sad)- 
verftändige jich außerhalb jeines Aufenthaltsortes begeben muß 
(85 6—8) und dann den Tall, daß der Ort der Vernehmung 
innerhalb des Aufenthaltsortes liegt ($ 9). 

In dem erjten Fall erhält der Sacdjverftändige eine Ent- 
ſchädigung 

1) für den durch ſeine Abweſenheit verurſachten Aufwand 
Zehrkoſten) und 

2) für die Reiſe (Netiekoften), 
in dem zweiten Falle nur eine Neijeentichädigung, in beiden 
Fällen aber die Reijeentihädigung nur unter der Borausjegung, 
daß der Weg, welchen der Sadyverjtändige von feiner Wohnung 
bis zu der Stelle der Vernehmung zurücdzulegen hat, mehr wie 
2 Km. beträgt. Liegt diefe Borausfegung vor, jo wird nicht 
blos bei der Reiſe innerhalb des Aufenthaltsortes, jondern aud) 
bei der Neije nach Außen der ganze zurüdgelegte Weg Pr 

ZJurift, Beitfhr. f. Elſaß⸗Lothringen XII. 
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Die von dem Beichwerdeführer (Landesfisfus) vertretene Anſicht, 
daß bei einer auswärtigen Vernehmung des Sachverjtändigen 
die in dem Aufenthaltsorte zurüdgelegte Strede nur dann be- 
rechnet werden fünne, wenn fie 2 Km. überjchreite, führt a. zu 
einer Ungleichheit und jteht b. mit dem Wortlaut des Gejetes 
im Widerſpruch. Sie führt zu einer Ungleichheit, indem bei 
einer Bernehmung innerhalb des Anfenthaltsortes der ganze 
zurücgelegte Weg ſtets berechnet wird, jofern jeine Länge 2 Km. 
überjchreitet, während bei einer Vernehmung außerhalb des 
Aufenthaltsortes die innerhalb desjelben gelegene Strede in 
den zurücgelegten Weg nur dann eingerechnet wird, wenn dieſe 
mehr wie 2 im. ausmacht, jo daß der Sachverjtändige unter 
Umftänden einen Weg bis zu 4 Km. ohne Neijeentjchädigung 
zurückzulegen bat, nämlich in dem Fall 3. B., wenn die Wege 
jtrede innerhalb und außerhalb des Aufenthaltsortes je 2 Im 
nicht überjchreitet. 


96. Kompetenzjtreit zwiſchen einem badiſchen Verwal: 
tungsgeriht und einem elſäſſiſchen ordentlichen 
Gericht. — Landesgrenze zwischen Elſaß-Lothringen 
und Baden. Ausihlieglihe Jujtizhoheit des 

Reichslandes auf dem linken Rheinufer. 


1) Die Einrede der Rechtshängigkeit nad $ 235 C. P.O. ſetzt die 
gleichzeitige Führung eines und deifelben Nechtäftreites vor zwei ordent 
lihen Gerichten voraus. Wird derfelbe Streit, der bereiß vor ein 
Verwaltungsgericht gebracht ift, vor ein ordentliches Gericht gezogen, fo 
ift die Einrede der Nechtshängigkeit nicht gegeben. Wei Streitigkeiten über 
die Zuftändigfeit der Gerichte oder der Verwaltungsbehörden enticheiden 
in Elſaß-Lothringen die ordentlichen Gerichte. — Auslegung des $ 17 
G. V.G. Derjelbe iſt auch anwendbar in Kompetenzitreitigkeiten zwiſchen 
Gerichten und Verwaltungsbehörden verſchiedener deutſcher Staaten. 


2) Nach deutſchem Staatsrecht hat nur der Territorialherr die 
Juſtizhoheit. Staatsrechtliche Geltung und Bedeutung des zwiſchen Baden 
und Frankreich abgeſchloſſenen Staatsvertrages vom 4. April 1840. — 
S. Anmerkung am Schluffe. — Nach Art. 4 Gef. sur la pöche fur. v. 
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15. April 1529 haben die ordentlichen Gerichte über die Filchereiftreitig- 
feiten der Landeskaſſe von Elſaß-Lothringen zu enticheiden, 


(Urtheil des 2.8. Colmar vom 25. Februar 1887 in Sachen M. g. 
badiſchen Fiskus O 33386 und des D.L.G. Colmar vom 23, Mai 1887) 


Bekanntlich bildet der Rhein nicht durchweg die Grenze 
der badischen und eljäfltichen Gemeindemarfungen, jondern Diele 
reihen mehrfach diesjeits und jenjeits über den Rhein hinüber. 
Dies ijt auch der Fall mit der Markung der badiichen Gemeinde 
Sasbach, welche ſich auf das linke elſäſſiſche Aheinufer in den 
Amtsgerichtsbezirk Marfolsheim Hinübererftredt. 

In diejem linfsieitigen Theile der Gemeindemarfung Sas— 
bad befigen die 3 Brüder M. ein Landgut, auf welchem fie 
jeither unbeftrittener Maßen die Fiſcherei in den dieſes durch- 
ziehenden und vom Rhein gejpeisten Altwafjern ausgeübt haben. 

Der badiiche Fiskus beaniprucht jett auf Grund des $ 1 
de3 badiichen Geſetzes vom 29. März 1852 und des zwijchen 
Baden und Frankreich am 4. April 1840 abgeichlofjenen Staats— 
vertrages dieſes Fiſchereirecht für fi und hat deßhalb gegen 
die 3 Brüder M. bei dem großherzoglich badiſchen Bezirfsrath 
zu Altbreifach als Verwaltungsgeriht Klage erhoben. Diejes 
Berwaltungsgeriht Hat am 20. Januar 1887 die Verklagten 
unter Verwerfung der von ihnen erhobenen Einrede der Unzu— 
jtändigfeit foitenfällig verurtheilt, das Fiſchereirecht des badijchen 
Domänenärars auf der Marfung Sasbah in den ihr Gut 
durchziehenden Altwafjern auf Elſäſſer Grund und Boden, jo- 
weit jolche Zufluß aus dem Hauptwaſſer haben, anzuerkennen 
und die vom 4. Januar 1886 ab als dem Tage der Klagezu— 

4 Stellung gezogenen Erträgnijje jammt 5%/, Binjen dem großherz. 
Domänenamt zu erſetzen. 

Während dieſes Verfahrens vor dem badiſchen Verwal— 
tungsgericht ſtellten die Brüder M. gegen den badiſchen Domä— 
nenfiskus Klage beim Landgericht Colmar an, mit dem auf 
Urt. 2 des für das Neichsland geltenden Gejepes sur la pöche 
fluviale vom 15. April 1829 geftügten Antrage, ihnen das 
ausichließliche Necht der Fiicherei in den erwähnten auf dem 
linfen Rheinufer befindlichen Altwaſſern zuzuiprechen. 

23% 


* A ne ne sun a U —— — 





>32 Entiheidungen der Gerichte. 


Der Berflagte jeßte der Klage zunächſt unter Verweigerung 
der Verhandlung zur Hauptiache die Einreden der Rechts— 
hängigfeit und der Unzuftändigfeit des angegangenen Gerichts 
entgegen. 


Das Landgericht Colmar verwarf beide Cinreden aus 
folgenden Gründen: 


I. Die Einrede der Nechtshängigfeit ſtützt ſich darauf, dag 
der vorwürfige Nechtsjtreit bereits vor den badischen Bezirks: 
rath von Altbreifady als Verwaltungsgericht gebracht und von 
diejem entichieden worden jei, wogegen deſſen Zuftändigfeit jo- 
wohl im Hinblid auf die territorialen Verhältniſſe als auf die 
Natur diejes Nechtsitreites, Die Gültigkeit des vor demſelben 
ftattgehabten Verfahrens und damit die Nechtshängigfeit von 


‚den Klägern bejtritten wird. 


Tiefe, $ 235 der Eivilprozegordnnung entnommene Einrede 
fann da fie die gleichzeitige Führung eines und dejielben Rechts— 
jtreites vor zwei ordentlichen Gerichten zur Vorausſetzung hat, 
nicht hier geltend gemacht werden, wo die vor das Landgericht 
Colmar gebradjte Streitigkeit bereits vor ein badiiches Verwal: 
tungsgericht gezogen ift. Hier liegt nicht der Fall der Rechts: 
hängigfeit vor, die verflagtiiche Einrede charakterifirt ich viel: 
mehr als die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, durd 
welche die Entjcheidung des Streites dgrüber unter den Parteien 
herbeigeführt werden joll, ob die badischen Verwaltungsgerichte 
oder die elſäſſiſchen ordentlichen Gerichte zur Sache zuftändig 
find. Ueber diejen Streit enticheiden aber in Eljaß-Lothringen, 
wo ein bejonderer Gerichtshof für Kompetenzkonfliete nicht be 
jteht, nach) $ 17 Gerichts-Verf.-Ge). die Gerichte, und es macht 
nad) diejem $, insbejondere im Hinblid auf deſſen Abſatz 2, 
feinen Unterichied, ob die fragliche Streitigfeit jchon bei eimer 
Berwaltungsbehörde oder einem Verwaltungsgericht angebradt 
worden iſt oder nicht, ob Dieje bereit3 eine Entiheidung erlajien 
haben vder nicht, und ob der Kompetenzſtreit Hinfichtlich der 
Gerichte und Berwaltungsbehörden deijelben Staates oder ver- 
ichiedener deuticher Staaten erhoben worden it. 
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s 17696. hat aljo zweifellos Anwendung zu finden, 
To lange, wie hier feine rechtsfräftige Entjcheidung eines Ver— 
waltingsgerichts vorliegt. Dieſe Gejegesbeitimmung müßte aber 
auch dann zur Anwendung fommen, wenn eine rechtsfräftige 
Enticheidung vorläge. Es könnte nämlich nicht, wie zur Unter: 
ſtützung der Einrede der Rechtshängigfeit behauptet worden it, 
eine ſolche Entiheidung auf Grund des Nechtshilfsgefeges vom 
21. Juni 1869 88 1 und 19 (vgl. 8 157 St. G. V. G.) im 
Reichslande zur Zwangsvollitredfung gebracht werden, da nur 
in bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten die Nechtshülfe gewährt wird, 
nah 8 2 des badilchen Geleges über die VBerwaltungspflege 
vom 14. Juni 1884 aber (vgl. hiezu die Begründung zum 
Gejegentwurf) der dajelbft Ziff. 16 aufgeführte Streit über das 
nad) dem Gejeg vom 29. März 1852 dem Staat zuftehende 
Fiſchereirecht wie die übrigen dort aufgezähften Streitigkeiten ala 
dem öffentlichen Recht angehörig bezeichnet wird, und die für 
die requirirende Behörde geltende Geſetzgebung in Hinficht 
darauf, was zum Gebiet des öffentlichen oder Privatrecht3 ge- 
rechnet wird, für Die requirirte Behörde maßgebend it. 


II. Zur zweiten prozeßhindernden Einrede, daß das Land- 
gericht Colmar zur Enticheidung der Sache felbjt nicht zuftändig 
jei, jondern die badischen Behörden, iſt Folgendes zu beachten: 


Die Ausübung der Juftizhoheit iſt nach deutichem Staats— 
recht ein Ausfluß der Staatshoheit. Ueber die eigene Landes— 
grenze hinaus auf fremden ftaatlichen Grund und Boden, wenn 
e3 fi) um das Eigenthum, eine dingliche Belajtung oder um 
die Freiheit von jolchen, um Grenzicheidung, Grenztheilung und 
Grenzbejig handelt, erſtreckt ſich auch nach der heutigen Gejeß- 
gehung ($ 25 EBD. Begründung des Entwurfes Hierzu) die 
Juſtizhoheit eines deutſchen Einzelftaates nicht. Juſtiz- und 
Zandeshoheit deden ſich in diejer Richtung derart, daß da, wo 
ein Einzeljtaat die Juſtizhoheit ausüben will, demjelben auch 
die Landeshoheit zujtehen muß. 


Würde alfo dem badijchen Staat, wie behauptet wird, die 
Juſtizhoheit über Landestheile auf dem linken Nheinufer und 
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auf elſäſſiſchem Boden zuftehen, jo müßte er als der eigentliche 
Territorialherr auf diefem Gebiete angejehen werden. 

Diefe Schlußfolgerung iſt jo zwingend, daß auch der Ver- 
waltungsgerichtshof von Baden in einem in Sachen des badiichen 
Fisfus und der badiichen Gemeinden Honau und Leutesheim 
ergangenen Erfenntnig vom 8. Juli 1885, um die Zuftändig: 
feit der badischen Gerichte zu begründen, als die Hoheitägrenze 
des badijchen Staates die Grenze der auf dem linken Rhein 
ufer befindlichen Markungen badijcher Gemeinden bezeichnet hat, 
und daß heute der Beklagte, joweit Die Jagd und Fiſcherei in 
Frage kommen, dieſe ausgedehnte Hoheitsgrenze ausdrücklich für 
den badischen Staat beanjprucht. 

Eine jolche Ausdehnung der Hoheitsgrenze wird aber nicht 
gerechtfertigt durch den Hierfür angerufenen zwiichen Baden und 
Frankreich abgejchlofjenen Staatsvertrag vom 4. April 1840, 
der zwar in beiden Ländern den "gejeßgebenden Körpern nicht 
vorgelegt worden ift, gleichwohl aber durch jeine Verkündung 
in den Gejegesblättern eine auch beiderjeit3 von den Gerichten 
und Berwaltungsbehörden anerkannte jtaatsrechtliche Wirkſamkeit 
erlangt hat, jo daß feine rechtliche Geltung, zumal hinfichtlid 
feines öffentlihredhtlihen Inhalts, außer Trage 
ſteht. 
Die Vorgeſchichte dieſes Staatsvertrages, die bis zum 
weſtfäliſchen Frieden zurückreicht und in den Friedensſchlüſſen 
von Luneville 1801 und von Paris 1814 und 1815 ihre 
weitere Entwicklung gefunden hat, jowie der klare Wortlaut 
des Art. 4 dajelbit lafjen gar feine andere Annahme zu, als daß 
nur eine einzige, ausnahınloje Hoheitsgrenze zwiſchen Baden 
und Franfreich errichtet werden wollte, und daß diefelbe in der 
Are des Thalweges gefunden worden iſt. Dieje Grenze 
foll die Anwendung der Civil- und Eriminalgefege 
jowie die Ausübung aller Zweige der Öffentliden 
Verwaltung bejtimmen. 

Nachdem aber jeit dem Meftfäliichen Frieden alle Be 
mühungen der deutichen und franzöftichen Regierungen, die fid 
freuzenden und mit dem Strombett ſich beftändig verändernden 
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und umjicher werdenden Grenzen des Eigentums und der 
Privatrechte der Domänen, Gemeinden und jonjtigen Körper: 
Idaften jowie der Privaten an beiden Ufern endgültig feſtzu— 
jtellen, vergeblich gewejen waren, wurde neben dieſer Hoheits- 
grenze noch eine bejondere feſte und unabänderliche Grenze für 
das Eigenthum und die Privatrechte der Domänen, Gemeinden 
und Einzelmer geichaffen (Art. 5 und 6), ohne daß jedoch da— 
mit eine theilweile Aenderung der in die Mitte des Thalweges 
gelegten Hoheitsgrenze beabfichtigt worden wäre. ine jolche 
Absicht wird vielmehr geradezu ausgeſchloſſen durch den Schluß— 
jap des Art. 4 des Staatsvertrages, da in demjelben eine 
gemeinschaftlihe Berftändigung der beiden Staaten bloß 
über die Polizei Hinfichtlich der in Art. 5 aufgeführten Be— 
rehtigungen in Ausficht gejtellt, die Juftiz und Verwaltung im 
Uebrigen aber, eben weil ſich jolche nad) der Territorialhogeit 
beitimmen, nicht erwähnt wurde, —, ausgejchlojjen durch die 
Art. 14 und 15, worin die Beobachtung der formellen und 
materiellen Gejeßesvorjchriften bejtimmt worden tft, welche im 
Nachbarjtaate gelten, wo die gegenjeitig bewilligten Holzichläge 
erfolgen — und durch Art. 17, welcher die Zujtändigfeit der 
Behörden Hinfichtlih der von den Gemeinden und anderen 
Eigenthümern des gegenüber liegenden Ufers erhobenen Klagen 
nad) Maßgabe der Hoheitägrenze offenbar vorausjeßt. Die 
Worte des Art. 1: „sauf les exceptions stipulees au present 
titre‘, welche man für die Annahme einer für die Jagd und 
Fiſcherei ausgedehnteren Hoheitsgrenze anführt, finden in den 
verichiedenen Rückſichten und Nechten, welche ſich die beiden 
vertragichliegenden Staaten gegemjeitig, insbejondere auf ihren 
Örenzgebieten, zugejtanden haben, (Art. 4 Abi. 3, Art. 5, 8, 
9, 10 Abi. 2, Art. 11 ff.) ihre Hinlängliche Erklärung. 

Die Nothwendigfeit einer Abänderung der in Art. 4 feſt— 
gelegten Hoheitsgrenze lag und Liegt auch gar nicht vor. Ganz 
abgejehen davon nämlich, daß 1840 nirgends im Gebiete des 
Privatrecht3 jo wichtige Rechte in Frage jtanden, daß fie das 
Aufgeben einer einzigen, zweifellofen und vor ſonſt gewiljen 
politiichen Verwidelungen und Streitigkeiten ficher jtellenden 
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Staats- und Hoheitsgrenze räthlich hätten erſcheinen laſſen, 
wurde auch über das Eigenthum und das Privatrecht in Art. 7 
ff. des Vertrages für die Zukunft ausreichende Fürforge getroffen 
und dabei den alten Verträgen und dem Herfommen vor den bei— 
derfeitigen Landesrechten eine ausichlaggebende Bedeutung zuer— 
kannt, jo daß ein mit der Veränderung - des Strombettes und 
demzufolge mit der PVerrüdung der Hoheitsgränze ſich etwa 
ergebender Wechſel der für die beiden Ufer jonjt geltenden 
Geſetzgebung nicht die vom badischen Verwaltungsgerichtähof 
(in feinem cit. Urtheif) befürchteten großen Nachtheile im Gefolge 
haben fann. 


Stand aber hiernady Frankreich und ſteht jet an deijen 
Stelle zufolge der Friedenspräliminarien zwijchen dem beutichen 
Neid und Franfreih vom 26. Febr. 1871 Urt. 1 und Dem 
Geſetze vom 9. Juni 1871 Art. 2, 3 dem neuen Staatswejen Elſaß— 
Lothringen die Territorialhoheit über die hier fragliche Strede 
des linken Nheinufers und über die theilweiie auf jolchem be- 
findfihe Marfung der badijchen Gemeinde Sasbach zu, jo 
gehören auch die auf diejen Grund und Boden bezüglichen 
Streitigkeiten und insbejondere der gegenwärtige Streit über das 
Siichereirecht in den auf dem Gute der Brüder M. befindlichen 
Altwaſſern vor die reichsländischen, nicht vor die badijchen 
Behörden, weßhalb auch die Zuſtändigkeit des badiichen Bezirks: 
raths von Altbreifach nach Maßgabe des $ 4 des Einf.-Gei. 
zur CP.O. (vgl. indeß $ 13 G. V. G) nicht weiter zu prüfen ift. 


Wenn aber für den gegemwärtigen Nechtsjtreit nur eine 
reichsländiſche Behörde zuftändig ift, jo kann im Hinbli auf 
Art. 4 des Gef. ur la plehe fluviale vom 15. April 1829, 
der jelbit die Fiichereiltreitigfeiten des eigenen Fiskus vor Die 
Gerichte verweit, und auf $ 25 C. PO., mur das Landgericht 
Colmar, in deſſen Bezirf die fraglichen Altwaſſer ſich befinden, 
bier zuftändig jein, und iſt jomit auch die zweite prozeßhindernde 
Einrede unbegründet. 


Die gegen diejes Urtheil -jeitens des Beklagten eingelegte 
Berufung wurde mit der Maßgabe verworfen, daß die Einrede 
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der NRechtshängigkeit nicht als unzuläjlig, jondern als unbe— 
gründet zurückgewieſen wurde. 
Enticheidungsgründe. 

Mit Unrecht hat der erite Nichter die Einrede der Rechts— 
hängigfeit als unzuläljig zurüdgemiejen Mit Ddiejer Einrede 
wird geltend gemacht, es jei die nämliche Streitjache, in welcher 
mittel3 Schriftiages vom 12. Oktober 1886 zum Landgerichte 
Colmar Klage erhoben wurde, vorher ſchon durch Einleitung 
einer Klage bei einem anderen Gerichte, nämlich dem Bezirksrath 
zu Altbreifach, rechtshängig geworden. Mit diefer Behauptung 
ind die formalen VBorausjegungen des $ 235 EBD. erfüllt. 
Es kann ſich deshalb nicht um die Frage der Zuläffigfeit der 
Einrede, jondern nur noch um diejenige handeln, ob die Einrede 
begründet iſt. Der Bezirksrath zu Altbreifach, bei welchem die 
Streitiache im Februar 1886 anhängig wurde, jowie der Ver— 
waltungsgerichtshof in Starlsruhe, bei welchem die Enticheidung 
in der Berufungsinſtanz gegenwärtig jchwebt, find nun zufolge 
des maßgebenden großherzoglic badischen Geſetzes vom 14. Juni 
1884 allerdings richterfiche Behörden. . Allein fie find feine 
ordentliche Gerichte im Stune der SS 12 und 13 des G.V. G., 
jondern Berwaltungsgerihtee Nah $ 3 des Einf.-Gei. zur 
EBD. findet fegtere aber nur auf diejenigen bürgerlichen 
Nechtöftreitigfeiten Anwendung, welche vor die ordentlichen 
Gerichte gehören. Vor die letzteren gehören indeſſen zufolge des 
s 13 des G.V.G. Diejenigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
nicht, für welche die Zuftändigfeit von Berwaltungsgerichten 
begründet iſt. Demgemäß bringt die bei einem Verwaltungs— 
gerichte anhängig gemachte Klage gegenüber einem ordentlichen 
Gerichte die durch $ 235 C.P. O. vorgejehene Wirkung nicht 
hervor, jondern es wird die Nechtshängigfeit nur begründet, 
wenn die Streitjache bereit bei einem anderen ordentlichen 
Gerichte anhängig ist. ES wurde daher die Einrede der Rechts— 
hängigfeit mit Recht als unbegründet verworfen. 

In gleicher Weiſe war zu enticheiden bezüglich der aus 
dem eljaß-lothringiichen Gejege vom 15. April 1829, betreffend 
die Flußfiſcherei, abgeleiteten „Einrede der Unzuläſſigkeit des 


u 


Rechtswegs. Nah Art. 3 dieſes Geſetzes ſollen durd kgl. 
Ordonnanz die Waſſerläufe beſtimmt werden, in denen auf 
Grund des Art. 1 das Fiſchereirecht dem Staate zuſteht. Daß 
eine derartige Ordonnanz jemals erlaſſen worden ſei, welche in 
Anſehung des zwiſchen den Parteien ſtreitigen Fiſchereirechts 
zu Gunſten des franzöſiſchen Staates oder der in ſeine Rechte 
getretenen Reichslande Verfügungen getroffen hätte, oder daß 
ein hierauf bezügliches Verfahren nachträglich eingeleitet oder | 
überhaupt nur beabfichtigt jei, wird von dem Berufungsfläger | 
nicht einmal behauptet. Es fehlt jomit jedenfall an den Vor- | 
ausjegungen, unter denen von einem aus Art. 3 abgeleiteten 
Einfluße der VBerwaltungsthätigfeit de3 Staates auf den ans 
hängigen Rechtsſtreit geiprochen werden könnte. Das Geſetz 
oom 15. April 1829 regelt aber auch der Natur der Sadje nad) 
nur die Nechtsverhältnifie des inländiichen Staates und die der 
Staatsgewalt Elſaß-Lothringen's aus dieſem Verhältniſſe zu 
ſtehenden Fiſchereirechte. Der Berufungsfläger nimmt dagegen 
das jtreitige FFilchereireht nicht in Ausübung der Rechte des 
eljaß-lothringiichen Staates in Anſpruch, jondern er begehrt es 
kraft eigenen Nechtes zufolge der ihm auf Grund des Staat’ 
vertrages vom 5. April 1840 zuftehenden Hoheitsrechte und der 
demzufolge bezüglich der Fiſcherei mahgebenden Gejehe des 
Großherzogthbums Baden. Vom Standpunfte der eliah- 
lothringiſchen Geſetzgebung hat darnach der Rechtsſtreit lediglich 
ein zwiſchen zwei Privaten ſtreitiges Fiſchereirecht zum Gegen— 
ſtande. Daß derartige Rechtsſtreitigkeiten zur Zuſtändigkeit der 
Gerichte gehören, iſt zufolge allgemeiner Grundſätze des fran— 
zöfischen Nechtes zweifellos. Die Zuftändigfeit der Gerichte, 
wobei im vorliegenden Falle diejenige des Landgerichts Colmar 
in $ 25 C. P.O. begründet ift, ergibt fi) aber auch unzweideutig 
aus Art. 4 des Gejeßes vom 15. April 1829, wonach nicht 
blos in Erweiterung der bisherigen Zuftändigfeit der Gerichte 
= verjchiedene jeither vor die Verwaltungsbehörden, insbejondere 
die Präfekturräthe gehörenden Nechtsftreitigfeiten den Gerichten 
zugewieſen find, jondern auc) alle zwiichen der Verwaltung und 
dritten Betheiligten bezüglid) ihrer Rechte und ihres Eigenthums 
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entſtehenden Streitigkeiten der gerichtlichen Entſcheidung unter— 
ſtellt werden. 

Die Zuſtändigkeit des Landgerichts Colmar wird jedoch 
weiter mit der Behauptung beſtritten, zufolge des zwiſchen 
Frankreich und dem Großherzothum Baden am 5. April 1840 
abgeſchloſſenen Staatsvertrags ſeien die großherzoglich badiſchen 
Behörden und zwar nach dem badiſchen Geſetze vom 14. Juni 
1884 Die dortigen Verwaltungsgerichte zur Entſcheidung über 
das fragliche Fiſchereirecht zuftändig. Der Berufungskläger 
ftügt feine Auffafjung hauptjächlic auf ein Urtheil des Ver— 
waltungsgerichtshafs zu Karlsruhe vom 8. Juli 1885, in wel» 
hen es ſich übrigens um einen Nechtsftreit zwiichen dem groß: 
berzoglich badischen Domänenfisfus und zwei dem badifchen 
Staatsverbaude angehörigen Gemeinden handelt. Der dort ge- 
gebenen Ausführung, daß die Beftimmung des Art. 5 jenes 
Vertrags die am unzmweideutigften ausgejprochene der in Art. 1 
vorgejehenen Ausnahmen bezüglich der Wirkſamkeit der vertrags— 
mäßigen Grenze des Thalwegs bilden und daher für Die in 
Art. 5 angeführten Gerechtiame nicht der Thalweg, jondern die 
feite Grenze der Gemeindemarfungen als die Hoheitsgrenze 
gelten folle, kann jedoch nicht beigetreten werden. Art. 4 ſpricht 
in uneingeſchränkter Weile den allgemeinen Grundjag aus, daß 
der nach den Vorſchriften des Vertrages feftgelegte Thalweg 
die Grenze der Staatshoheitsrechte (souverainete) der beiden 
Staaten zu bilden und zugleich die Anwendbarkeit der civil- 
rechtlichen und jtrafrechtlichen Gelege jowie die Ausübung aller 
Theile der öffentlihen Verwaltung zu regeln hat. Um nun 
einen Verzicht auf ein jo wichtiges jtaatliches Hoheitsrecht, wie 
e3 dasjenige der Juſtizhoheit iſt, wenn auch nur in Anjehung 
beitimmter Gegenjtände, für einen bisher gar nicht ftreitig 
geweienen Theil des Staatsgebietes anzunehmen, hätte es doch 
jedenfalls einer unzweideutigen Beſtimmung bedurft und wäre 
es naheliegend gewejen, die etwa zugeitandene Ausnahme von 
der allgemeinen Negel in Anſchluß an leßtere als ſolche zu 
zu fennzeichnen. Es iſt nun allerdings in Art. 1 von Aus» 
nahmen in Bezug auf die Hoheitgrechte die Nede. Der Staats- 
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vertrag hatte, wie auch) aus jeinem Eingange fich ergibt, den 
wejentlichen Zwed, die bisher über die Hoheitsrechte der beiden 
Staaten beitehenden Streitpunfte zu bejeitigen. Wenn nun in 
Art. 1 ein Vorbehalt bezüglich der in dem Vertrage feſtgeſetzten 
Ausnahmen gemacht ift, jo kann derſelbe ſchon nach dieſem 
Zwecke nur dahin verſtanden werden, daß die beabjichtigte ge— 
nane Abgrenzung der Hoheitsrechte bezüglich einzelner Rechte 
unterbleiben und daher in Anjehung der leßteren der bisherige 
Zuftand aufrecht erhalten bleiben joll, jei eg, weil eine genaue 
Abgrenzung derjelben überhaupt nicht möglich oder nicht zu 
erreichen war, oder das jeitherige Verfahren den Intereſſen 
beider Staaten bejier entſprach. Diejer Auslegung entipridt 
auch der Wortlaut des Art. 1: l'une destinde, sauf les excep- 
tions stipul&es au present traite, à separer les droits de sou- 
verainet& des deux pays et determinee par le thalweg da 
Rhin. Die Worte: „sauf les exceptions stipulees au present 
traite* find nämlich in enge Verbindung zu der Trennung der 
Hoheitsrechte gebracht. Art. 1 bejagt demnach nicht im Sinne 
des-Berufungsflägers, daß der Thalweg in gewijien Nusnahms- 
fällen die Hoheitsrechte nicht abgrenze, fondern eine andere 
Grenzlinie für diefelben maßgebend jein jolle, jo daß der Ver: 
trag außer den in Art. 1 bezeichneten zwei Grenzlinien eigentlid) 
noch eine dritte, aus den beiden anderen zulammengejeßte 
Grenzlinie hätte aufführen müſſen, jondern jein Inhalt lautet, 
indem dadurch zugleich dem in Art. 4 feierlich ausgeiprochenen 
Grundjage jeine volle Bedeutung gewahrt wird: „Ueberall jol 
der Thalweg die Grenzlinie der SHoheitsrechte bilden, joweit 
nad) dem Vertrage überhaupt eine Abgrenzung derjelben ein 
tritt.“ Es find nun in der That aud) in Art. 8 eine Reihe 
von Nechten aufgezählt, bei denen es beim bisherigen Zuſtande 
belafien werden ſollte. Darnach bleibt namentlich beiden Ne 
gierungen das Recht vorbehalten, von den nicht mit Holz be 
wachjenen Injeln und Anſchwemmungen des Rheines wie bisher 
den für die Uferichugbauten nothwendigen Kies unentgeltlid 
zu entnehmen und bleiben auch alle bisherigen Rechte zur 
Wahrung der Intereſſen der Schifffahrt und der Vertheidigung 
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der Ufer oder von fonftigen öffentlichen Interefien unberührt. 
Dagegen. tft in Art. 5, welchen der Berufungsfläger als dem 
badischen Stante in den dort bezeichneten Rechtsverhältniſſen 
Hoheitsrechte gewährend für ſich anruft, eine genaue Regelung 
getroffen. Den Gegenstand diejes Art. 5 bilden nun aber nicht 
allein die hierher bezüglichen Rechte der vertragichließenden 
Staaten, fondern es find in vollftändig gleichartiger Behand» 
fung daneben noch die Gemeinden, öffentlichen Anftalten und 
Privatperjonen aufgeführt. Wenn aus Art. 5 für den badiichen 
Staat Hoheitsrechte in dem eljaß-lothringtichen Staatsgebiete 
und darunter jo wichtige wie dasjenige der Gejehgebung und 
der Gerichtsbarkeit abgeleitet werden fünnen, jo daß der fremde 
Staat bezüglich der einjchlägigen Gegenjtände als der eigentliche 
Sandesherr ericheinen würde, jo ijt jene gleichberechtigte Neben 
einanderjtellung aller möglichen Berechtigten unverjtändlich. 
Bezeichnender Weile iſt in Art. 5 auch nur vom Domänenfisfus 
(le domaine) aljo dem Staate in jeinen vermögensrechtlichen 
Beziehungen die Nede, während der Vertrag da wo die Staats- 
hoheitsrechte in Frage fommen (vergl. Art. 1, 4 und 8) die 
Ausdrücke les pays, les Etats, les gouvernements wählt. Auch 
jpriht Art. 5 zwar von dem nugbaren Rechte der Fiſcherei und 
anderen Nechten nicht aber von der heute in Frage fommenden Ber: 
folgung oder gerichtlichen oder verwaltungsrechtlichen Geltend- 
machung derjelben. Ebenjowenig fommt eine Nebertragung oder 
eine Ausdehnung von Hoheitsrechten oder ein Verzicht auf jolche 
zum Ausdrud; jondern e8 wird der Umfang der Ausübung de3 
Fiſchereirechts (Seront exerc6s) geregelt. Daß Art. 5 ſich nicht 
auf das Zugeftändnig von Hoheitsrechten bezieht, geht aber 
aud) dus der Vergleihung und dem Zujammenhange mit einer 
Reihe von anderen Beitimmungen des Vertrags hervor. Der 
erite Richter hat in diejer Beziehung fchon auf die Art. 14, 
15 und 17 Hingewiejen und insbejondere auch den Schlußſatz 
des Art. 4 hervorgehoben. Indem fi) hier die beiden Re— 
gterungen die Vereinbarung über verjchiedene namentlich aus 
der Juſtizhoheit entfließenden Rechte unter ausdrücdlicher Her— 
vorhebung der Polizei der in dem folgenden Art. 5 behan— 
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delten Nechte für Die Zukunft vorbehalten, geben fie zu erfennen, 
daß fie in Anſehung des Art. 5 jene Nechte noch befigen und 
demgemäß aud) die hierher bezüglichen Hoheitsrechte nicht auf- 
gegeben haben. Hierher tit auch noch Art. 16 zu beziehen, welcher 
ſich mit der Ernennung der Schugbeamten durch die in Art. 5 
aufgeführten Berechtigten befaßt. Wenn dem badifchen Staate 
ſchon zufolge Art. 5 die von dem Berufungsfläger für denjelben 
beanspruchten Hoheitsrechte zuftanden, jo wohnte ihm ſchon 
fraft Dderjelben das Recht der Ernennung der Schußbeamten 
inne und brauchte ihm ein jolches Recht nicht mehr eingeräumt 
zu werden. Noch weniger aber konnte für ihu in Frage fommen, 
daß die betreffenden Beamten die zur Beeidigung erforderlichen 
Eigenjchaften Haben müſſen, da es die eigene Sache des die 
Hoheitsrechte bejigenden Staates ift, über die Erfordernifie zur 
Anftellung zu befinden. Wollte man aber den Art. 16 nidt 
auf die vertragjchließenden Staaten jelbjt beziehen, jondern ihn 
auf die übrigen Berechtigten des Art. 5 bejchränfen, jo kann 
diejes Erforderniß ebenfall3 nur im Verhältniß zum fremden 
Staate gedacht jein, da, wenn der eigene Staat die Hoheit 
rechte bejigt, er auch jelbititändig und allein über die Eigen 
ihaften des der Ausübung ſeines Hoheitsrechtes dienenden 
Beamten Vorjchriften zu geben hätte. Jene Betonung der zur 
Beeidigung erforderlichen Eigenschaften ift namentlich vom 
Standpunfte des franzöfiichen Staates bedeutjam. Sie beruht 
auf den richtigen gejeglichen Befugnijjen, welche den Fiſcherei— 
ichugbeamten und ſonſtigen Beamten ähnlicher Art in Anſehung 
der Strafverfolgung und namentlich) bezüglich der Beweiskraft 
ihrer Protokolle (Vergl. 3. B. die Art. 36 ff. des Geſetzes vom 
15. April 1829) nach franzöfiicher Gejeggebung zuftanden. Sie 
hat nur Sinn, wenn man annimmt, daß die gerichtliche Ver— 
folgung und Beftrafung der Frevler auf dem in Art. 5 bezeid- 
neten Gebiete nach wie vor bei den franzöfiichen Gerichten und 
und nicht bei denjenigen des Großherzogthums Baden zı ge 
ichehen habe. Indem im Uebrigen auf die Ausführungen dei 
erjten Richters verwiejen wird, fann nach dem Zwecke, dem 
Wortlaute und dem Zufammenhange des Vertrags vom 5. April 
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1840 dem Art. 5 ktine weitere Bedeutung beigemefjen werden, 
al3 diejenige: Wenn fich der Bann einer Gemeinde auf das 
Gebiet des fremden Staates erjtredt, jo jollen die dem letzteren 
auf jeinem Gebiete zuftehenden nutzbaren Nechte des Art. 5 
innerhalb der Banngrenze der Ausübung der Nechte der 
daſelbſt nad) der Gejeßgebung des heimischen Staates Berech— 
tigten nicht im Wege ſtehen. E3 verzichtet der fremde Staat 
für fich, joweit jein eigenes Net in Frage kommt, auf die 
Ausbeutung derjelben zu eigenem Nuten, nicht aber auf feine 
Hoheitsrechte im jeinem eigenem Gebiete. 
E3 war jomit die Unzuläffigfeitgeinrede zu verwerfen. 


Anm. des Heraudg. Die wichtigeren bier einjchlägigen Be— 
ftimmungen des badiich-franzöfiichen Vertrag! dom 4. April 1840 lauten : 

Art. 1. Lademareation entre la France et le grand-duche de Bade 
se compose de deux limites: Tune, destinde, sauf les exceptions stipulses 
au present traite, « separer les droits de sourerainete des deux pays, 
et determinee par le thalweg du Rhin; Tautre, ayant pour objet, - 
suivant les dispositions ci-apres, de separer les droits de propriete 
sur les iles et atterissements du Rhin. 

Art. 4. L’axe du thalıweg, dont la position aura été reconnue et 
constatee par un proces-verbal redige en double expedition, et accom- 
pagnee d'une carte figurative, jormera, jusqu' à la reconnaissance suirante 
la limite de la soweerainit&E des deux Etats, nonobstant tous les 
changements qui pourront survenir, avant cette &poque, dans la position 
du thaiweg naturel. Cette limite conventionelle regtera Tapplication 
des lois eiviles et criminelles, et lexercice des toutes les parties de 
Tadministration publique. Les deux gouvernements conviennent de 
sentendre utterieurement sur l'execution reeiproque des contrats et juge- 
ments civils, la poursuite des delits commis sur les frontieres et la police 
des droits dont ıl est part6 en l’artiele suivant. 

Art. 5. Les droits de chasse, de püche, de lavage de l'or sur les 
iles et les eaux du fleuve, seront exerees par le domaine, les communes, 
les etablissements public; ou particuliers de chaque Etat, jusqu'à la 
limite fire de bans des communes, sans aucun egard a la position de la 
limite de souverainite. Il en sera de même des droits de pacage et de 
vaine päture là oü ils auront été conserves, (Quant au droit d’epave il 
s’etendra, de part et d’autre, jusqu'à la limite de souverainite. 

Art. 6. Les proprietes appartenantes au domaine public, aux 
communes riveraines et aux etablissements publics de la France et 
du grand-duche de Bade, sont séparées par une serje de lignes qui 
sera designde sous le nom de limite de propriet& ou des bans. Les 
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proprietes particuliör es pourront seules ötre traversees par la limite 
des bans. 

Art. 7. La propriete des allwions ét celle des iles et atterris- 
semts qui se forment dans le lıt du Rhin eontinuera, conformement aux 
anciens traites et aux usages Etablis, d’appartenir aux prop:ietaires des 
iles, atterrissements et terrains riverains du lit du fleuve, d’une formation 
anterieure, qui en sont les plus rapproches, s'il n'y a titre contraire, 
Toute fois, l’exercice de ce droit ne s'étend pas au delä de la limite du 
ban; les parties d’atterrissements qui la depassent appartiennent aux 
proprietaires du ban de la commune contigue, 

Art. 9. La limite de propriet6 ou des bans restera invariable de 
position etc. 

Art. 13. Les sowverains des deux rives continueront a jowir du 
droit de faire dans les iles et terrains soumis & leur souverainite des 
exploitations de bois de fascinage pour la döfense des rives da fleuve etc. 

Art. 14. L’enlevement du bois fabrique en vertu de l’artiele pre- 
cedent ne sera permis qu’apres que la quantite en aura ete constatee 
par un denombrement contradietoire, dont il sera dresse procös-verbal 
dans les formes determinees par les lois dw pays ow la coupe aura 
eu lieu. 

Art. 15, Le prix du bois dont il aura été dispose en vertu des 
articles precedents sera fixe & l’amiable, et, au besoin, d’apres les lois 
qui reglent la matiere dans le pays sous la sowverainite duquel 
lexploitation aura eu lien etc. 

Urt. 16. Les proprietaires des iles du Rhin ou des droits utiles, 
etc. sont autorises à noımmer des gardes, qui devront r&unir les qualites 
requises pour ötre assermentes. 

Art. 17. Les deux gouvernements veilieront à ce que les autorites 
competentes statuent, dans le plus court delai, sur les demandes qui leur 
sont adresses par les communes et autres proprietaires de la rive opposee 
pour obtenir, soit autorisation de faire des coupes. soit cette de jonir 
des herbes, roseanx et päturages, lorsque les demandes leur seront pre- 
sentees en temps utile, et d'uprès les formalites prescrites par chacun 
des deux gouvernements, qui s'en donneront respectirement connaissance. 
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1. Berjäummißurtbeile, die einen Kaufvertrag feititellen, unterliegen 
der Titelgebühr aud dann, wenn fie durch Vergleih außer Kraft geieht 
werden. 

2. Der Anſpruch der Enregiftrementöverwaltung auf Zahlung der 
doppelten Gebühr iſt nicht durch Strafbeicheid im Strafverfahren, jondern 
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durch Zwangsbefesl nach SS 17 bis 19 des Ausf.-Gef. dv. 8. Juli 1879 
zu verfolgen, 

(Urtheil de8 D.L.G. Colmar, 3. Sen., v. 25. März 1887, in Sachen 
L. wider Landesfisfus. 

Die Handelsleute Gebrüder B zu M. Hatten in einer 
Verfteigerung vom 7. Yuguft 1882 aus dem Konkurſe F. ein 
But in Metzereſch für 38,800 Mark gefauft und behaupteten 
mit dem Handelsmann 3. 2. ein Uebereinfommen getroffen zu 
haben, wonach derjelbe Miteigenthümer des Gutes zur Hälfte 
wurde und ſich zur Zahlung der Hälfte des Steigpreijes nebft 
anderen Zahlungen verpflichtete. Auf Klage der Gebrüder 8. 
gegen 2. wurde durch Verſäumnißurtheil des Landgerichts Meg 
vom 9. November 1885 fFejtgejtellt, daß die Parteien am 18. 
Mai 1885 einen Vertrag mit den näher bezeichneten Beftim- 
mungen getroffen hätten. Dies Urtheil wurde gemäß $ 23 des 
Ausführungsgefehes vom 3. April 1880 unter Stundung der 
Titelgebühr am 21. November 1885 einregiltrirt: Es wurde 
die einfache Gebühr mit 1328 Marf 80 Pfennigen und gemäß 
Art. 33 des Geſetzes vom 22. frimaire VII. die doppelte Ge— 
bühr, zuſammen aljo ein Betrag von 2657 Mark 60 Pfennigen, 
angejegt und gejtundet. Diejer Betrag wurde auf 1160 Marf 
30 Pfennige für die einfache, alfo auf 2338 Marf 60 Pfennige 
für die geſammte Gebühr, herabgejegt. Diejen ermäßigten Be— 
trag forderte die Enregijtrementsverwaltung von 2. durch 
Zwangsbeichl vom 22. April 1886, der am 27. desjelben Mo- 
nat3 durch. das Amtsgericht für vollſtreckbar erflärt wurde 8. 
hat gegen dieſen Zwangsbefehl im Wege der Klage Einwen— 
dungen erhoben. Er beruft fich auf den Inhalt eines Vergleichs, 
den er am 14. Dezember 1885 mit den Gebrüdern B. ge— 
Ihlofien hat. In dieſem Vergleiche, der ſich abjchriftlich bei 
den Prozeßakten befindet, nehmen die Gebrüder B. unter Ver— 
ziht auf das zu ihren Gunſten erlafjene, von 2. durch Ein— 
ſpruch angefochtene Berfäumnigurtheil die Klage zurüd, zugleich 
trafen fie mit 2. ein anderes Abkommen für den Fall, daß fie 
das genannte Gut binnen ſechs Jahren verkaufen jellten. Hier: 
auf jtügt 2. Die Behauptung, daß er die Titelgebühr aus dem 

Jurift, Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothringen XII. 24 


Verſäumnißurteile nicht verjchulde, weil dasielbe durch Einſpruch 
‚angefochten und durc Vergleich aufgehoben, daher als nicht er— 
gangen anzujehen jei, und weil ſonſt fein Beweis für die an 
geblihe Eigenthumsübertragung vorliege. Das Urtheil eriter 
Inſtanz hat den Zwangsbefehl für aufgehoben erklärt. In den 
Gründen ift ausgeführt, zufolge des Einipruchs und der jpäteren 
Burüdnahme der Klage jei nach $ 307 und 8 243 C. P.O. das 
Berjäumnißurtheil jo anzujehen, als ob es niemals erlafien 
wäre, und die Nusnahmebeitimmung von Art. 60 des Geſetzes 
vom 22. frimaire VII. könne über jeinen Wortlaut nicht aus 
gedehnt werden. Aud) der Einwand, dab die lage bezüglich 
der Strafgebühr unzuläjlig jet, wie der Vertreter des Landes 
fisfus in erjter Inſtanz unter Berufung auf das Urtheil dei 
Neihsgerichts vom 1. Juni 1886, Jur. Ztichr. Bd. 11 ©. 34 
behauptet Hatte, wurde für unbegründet erflärt. Der Lande 
fisfus hat in richtiger Form und Friſt Berufung eingelegt. Et 
beantragt, die Widerjpruchsklage zurückzuweiſen und die Fort 
jegung der Zwangsvollitrefung aus dem Zwangsbefehle zu ge 
Itatten. Zur Nechtfertigung dieſes Antrags hat der Vertreter 
des Landesfisfus die im vorbereitenden Schriftfage vom 2. 
Februar 1887 bezeichneten Gründe mündlich vorgetragen. Der 
Anwalt des Klägers begehrt VBerwerfung der Berufung aus den 
Gründen des erjten Richters und mit dem Zuſatze, daß es dem 
Kläger gleichgültig ſei, wie die prozeſſualiſche Streitfrage bezüg— 
(id) der Strafgebühr entichieden werde. Sei nämlich die St. 
PO. amwendbar, jo müfje der Zwangsbefehl bezüglich der 
Strafgebühr ſchon um deswillen aufgehoben werden, weil ein 
ordnungsmäßiger Strafbefehl nicht erlafjen jei, und ein jolder 
mit dem Zwangsbefehle überhaupt nicht verbunden werden fünne | 

Das D.L.G. hat unter Aufhebung des Landgerichtlihen | 
Urtheils die Klage abzewieſen aus folgenden Gründen: 

Nach Art. 7, 22, 28, 35 des Geſetzes vom 22. frimaire 
VIL, dem Staatsrathsgutachten vom 5. Auguſt 1800, Nr. 2 
und Art. 38 des Geſetzes vom 28. April 1816 hätte der 
Gerichtsichreiber, als er das Verſäumnißurtheil vom 3. No- 
vember 1885 einregiftriven ließ, dafür zugleich die Titelgebäht | 
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bezahlen müſſen, fern diejelbe durch die Parteien auf der Ge- 
rihtöichreiberei eingezahlt gewefen wäre. Alsdann würde eine 
Rüdforderung diefer Gebühr durch Art. 60 des Gef. vom 22. 
frimaire VII. ausgejchlojjen jein. Jetzt handelt es ſich nicht um 
Rückforderung einer gezahlten, jondern um Zahlung einer ge- 
itundeten Gebühr. Denn die Regiftrirung des genannten Ver— 
ſäumnißurtheils erfolgte gemäß $ 23 des Geſetzes vom 3. April 
1880 unter Stundung der Titelgebühr, weil dieſelbe durch die 
Parteien auf der Gerichtsjchreiberei nicht eingezahlt war. Allein 
die Verpflichtung zur Zahlung diejer Gebühr wird durch Stun— 
dung derjelben ebenjorwenig geändert, al3 wenn die entiprechen- 
den Borichriften der älteren Gejege, Art. 37 des Geſetzes vom 
22. frimaire VII. und Art. 38 des Geſetzes vom 28. April 
1816, noch in Kraft jtänden, und hier befolgt worden wären. 
Das Verfäummißurtheil mußte nad) Art. 7 und Art. 20 des 
Geſetzes vom 22. frimaise VII. einregiftrirt werden. Es ift ein 
acte judieiaire translatif de propriöte im Sinne der Enregiitre- 
mentsgejege und zwar über einen Verfauf von Liegenjchaften, 
unterliegt daher nad) $ 100 des Gerichtsfojten-Gejeges und 
s 22 Abi. 3 des Ausführungsgejeges vom 3. April 1880, in 
Verbindung mit Art. 69 8 VII. Nr. 1 und dem Schlußſatz 
von $ II. Nr. 9 des Geſetzes vom 22. frimaire VII, jowie 
Art. 52 des Geſetzes vom 28. April 1810, einer Titelgebühr, zu 
deren Zahlung der Käufer nach Art. 31 des Geſetzes vom 22. 
frinaire VII verpflichtet iſt. Hierbei ift es unerheblich, daß L. in 
tihtiger Form und Frift das Verſäumnißurtheil mit Einipruch ans 
gefochten hat, und daß die Gebrüder B. auf Geltendmachung ihrer 
Rechte aus diefem Urtheile verzichtet haben; und es ift nicht 
zu unterjuchen, ob die im Verſäumnißurteile verbriefte Eigen- 
Mumsübertragung am 18. Mai 1885 in Wahrheit ftattgefunden 
hat. Denn der Anjpruc des Landesfiskus ſtützt fich nicht auf 
Urt. 4 des Geſetzes vom 27. ventöse IX., jondern auf Art. 12 
des Geſetzes vom 22. frimaire VII. Danach) genügt der In— 
halt des Verfäummißurtheils zum Beweiſe des Eigenthumsüber— 
ganges. Wenigſtens wird eine gejeßliche Bermuthung des in 
der Urtheilsformel bezeichneten Eigenthumsüberganges in gleicher 
24* 
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Weile begründet, als wenn derjelbe nicht durch Urteil, fondern 
durd eine Vertragsurfunde verbrieft wäre. in Gegenbeweis 
gegen dieſe Vermuthung iſt nicht erboten und kann aus dem 
Bergleiche jelbitverjtändfich nicht entnommen werden. Die hier: 
durch feitgeitellte Verpflichtung zur Zahlung der Titelgebühr it 
weder durch Erhebung des Einſpruchs noch durch Abſchluß des 
Vergleichs aufgehoben, wie ja auch, wenn eine Vertragsurfund 
über den Verkauf abgeſchloſſen wäre, die daraus gejchufdete 
Titelgebühr weder durch Eintritt einer auflöjenden Bedingung 
noch durch Abſchluß einer neuen Vereinbarung aufgehoben 
würde. Die Frage, ob die Titelgebühr auch dann verichuldt 
würde, wenn das VBerläummißurtheil durch ein jpäteres Urtheil 
aufgehoben worden wäre, fann Hier unentjchteden bleiben, weil 
diejer Fall hier nicht vorliegt. Hiernach iſt die Forderung der 
Titelgebühr gerechtfertigt. Die Höhe derſelben iſt richtig be 
rechnet und unbeftritten. 

Die durch das Urtheil vom 3. November 1885 fetgeftelt: 
Eigentdumsübertragung hatte jchon am 18. Mat 1885 ftattge 
funden. Es war aljo die in Art. 22 des Gejehes vom 22. 
frimaire VII. bezeichnete dreimonatliche Friſt verjtrichen. Daber 
ift der Anſpruch auf die doppelte Tiielgebühr nad) Art. 33 
des Geſetzes vom 22. frimaire VII. ebenfalls gerechtfertigt, alio 
die Klage in vollem Umfange unbegründet. 

Das in eriter Inftanz bezüglich der Strafgebühr angeregt 
prozeſſualiſche Bedenken iſt nicht begründet. Der Anſpruch de 
Fiskus auf die Doppelte Gebühr hat, ebenfo wie der Aniprud 
auf die einfache Gebühr, oder wie die Forderung einer Kon 
ventionalftrafe eine rein civilrechtlihe Natur. Durch ausdrüd— 
fiche Vorjchrift von Art. 64 und 65 des Geſetzes vom 22 
frimaire VII. waren ausſchließlich die Eivilgerichte berufen, über 
dieje Anſprüche der Enregijtrementsverwaltung zu enticheiden. 
Selbjt die Enticheidung über die in den Enregijtrementsgejegen 
gegen Notare, Gerichtsichreiber und andere Beamten angedrobten 
Drdnungsitrafen, die hier nicht in Frage jtehen, fteht nad) dei 
angeführten Borichriften den Civilgerichten zur. Streitigkeiten 
über die in den Enregiftrementsgejegen angedrohten Gerafge 
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bühren gehören ebenjo wie die über die einfachen Gebühren zu 
ben bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten, worüber die Civilgerichte 
zu enticheiden haben. An diejem Grundſatze der franzöfiichen 
Gejeggebung wurde durch Art. 12 des Einführungsgefeges zum 
Strafgejegbuch vom 30. Auguſt 1871 nichts geändert, da Zus 
widerhandlungen gegen die Enregijtrementsgejege nicht als Straf- 
jachen, jondern als Verletzungen civilrechtlicher Verpflichtungen 
anzujehen waren. Dies bejtätigte der $ 1 des Gejeges vom 
5. Juli 1872, indem er bezüglich der Zunviderhandlungen gegen 
die Enregiftrementögejege „das bisherige Verfahren“, wie das— 
jelbe in Art. 03—66 des Geſetzes vom 22. frimaire VII, und 
Art. 17 des Geſetzes vom 27. ventöse IX. geordnet war, bei— 
behielt. Dies Verfahren trat erjt durch $ 14 Abi. 1 des Ein- 
führungsgefeges zur EPO. außer Kraft, und es wurde dem: 
gemäß Durch SS 17—19 des Ausführungsgejeges vom 8. Juli 
1379 das Berfahren im Anschluß an die C.P.O. 88 703, 706, 
geregelt. Die im angeführten $ 19 erwähnten Einwendungen, 
welche den durch den Zwangsbefehl feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt 
betreffen, entiprechen den in $ 686 C. P.O. bezeichneten „Ein— 
wendungen, welche den durch das Urtheil Feitgejtellten Anſpruch 
ſelbſt betreffen“, im Gegenjage zu den in 8 685 bezeichneten 
formellen Einwendungen, jo daß der „Anfpruch jelbft“, der 
durh Zwangsbefehl zu verfolgen ift, die Gejammtforderung der 
Enregijtrementsverwaltung an einfacher und doppelter Gebühr 
umfaßt. 

Freilich) würden die Beftimmungen des Landesgejeges vom 
8. Juli 1879 nad) Art. 2 der Neichsverfafjung ungültig fein, 
wenn fie mit Neichsgejegen in Widerjpruch jtünden. Hier liegt 
aber fein Widerfprud vor. Die 88 459—469 St. PO. be— 
betreffen mur Diejenigen „Zuwiderhandlungen gegen die Vor— 
Ihriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle“, 
welche als „strafbare Handlungen“ anzujehen find. Dazu find 
nad den Grundjäßen des Elſaß-Lothringiſchen Landrechts die 
Zuwiderhandfungen gegen die Enregiftrementsgejege nicht zu 
technen, wie durch $ 1 des Geſetzes vom 5. Juli 1872 aner— 
fannt it. Auch in den Motiven zu 88 2 und 3 des G.V. G. 
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wird erklärt, daß der Begriff einer Strafjache nad) Landesrecht 
mit zu beitimmen ift. Die doppelte Gebühr fann ebenſowenig 
wie die einfache Gebühr als Strafe im Sinne des Strafgeſetzes 
betrachtet werden. Die Berpflidhtung zur Zahlung der dop- 
pelten Gebühr ergibt fi) aus dem Ablauf eines gewiljen Zeit 
raumes und beiteht unabhängig von den Grundſätzen des Straf- 
rechts, jo daß 3. B. die Verjährung des Anjpruchs nicht dur 
das St.G.B., jondern durch die Enregijtrementsgejege (Art. 14 
Geſetz vom 16. Juni 1824) beftimmt wird, und eine Verwand— 
fung der jogenannten Strafgebühr in FFreiheitäftrafe unmög- 
lich ift. 

Mithin enthält der Zwangsbefehl nicht etwa einen Straf: 
beicheid im Sinne der St.P.O. bezüglich der Strafgebühr, jon- 
dern lediglich einen Schuldtitel im Sinne von $ 706 EBD. 
ohne Unterjchted, ob blos die einfache oder zugleich die doppelte 
Gebühr gefordert wird. 





98. Notariat3: Disziplin; verbotene Garantie lleber: 
nahme, Art. 12 Nr. 4 und 6 der Ordonnanz vom 
4. Januar 1843. 


(Urtheil des Ollerlandesgerichts Colmar RE Berufung: 
iahe) vom 14. Juni 1887). 

Aus den Gründen: 

Die Ordonnanz vom 4 Januar 1843 verbietet in Art. 12 
Ziff. 4 u. 6 den Notaren 1) fich bei irgend einem Geichäfte, 
bezüglich deflen fie ihr Amt Leihen, zu betheiligen und 2) Ge 
währichaft oder Bürgichaft für Darlehen zu leisten, weiche fie 
vermitteln oder mittels üffentlicher oder Privaturfunde ver: 
briefen. 

Während das eritere Verbot wejentlich den Zwed verfolgt, 
der Gefahr vorzubeugen, welche der dem Notar als Urkunds- 
perjon erforderlichen Unbefangenheit durch Betheiligung bei 
einem von demjelben zu beurfundenden Geichäfte droht, hat das 
zweite Verbot nicht allein dieſen Zwed im Auge, fondern aud 
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noc weiter den, die Notare vor den mit der Uebernahme von 
Bürgichaften verbundenen Gefahren von VBermögensverluften und 
vor den aus legteren entipringenden Verjuchungen zu bewahren, 
fih an den in ihre Hände gelangenden Geldern und Werth- 
ſachen ihrer Kundichaft zu vergreifen oder jonftwie zum Nach— 
theil derjelben zu handeln, jowie endlich den Zwed, eine das 
Anjehen und die Wirde der Notare als üffentliche Beamte 
Ihädigende Jagd nad) Geſchäften zu verhüten. 

Von diefen Nedhtsgejchäften, die auf dem freien Willen de3 
Notars beruhen und in der Negel aus der Sucht nad) Kund— 
ihaft hervorgehen, verichieden ift das Verſprechen eines Notars, 
für einen durch fein Verſchulden entitandenen oder entjtehenden 
Schaden aufzufommen, gleichgültig, ob der Schaden dadurch 
entitanden ijt oder entjteht, daß der Notar die ihm ala Be— 
amten obliegenden Pflichten, 3. B. durch Zumwiderhandlung gegen 
die Vorjchriften des Gejeges vom 25. Ventöse XI. (Art. 68), 
verlegt hat, oder dadurch, daß der Notar die durd Vertrag 
übernommenen Pflichten verjäumt hat, 3. B. wenn er troß der 
Annahme des Auftrags, alle für die Nichterftellung einer Kapital- 
anlage erforderlichen Schritte zu thun, fich weder nad) der Per- 
fönlichfeit des Schuldners noch nad) dem Werthe und dem 
EigentHum der zum Unterpfande gejtellten Liegenſchaften erkun— 
digt hat. 

Anmerkung. gl. dazu Lefebure traits de la diseipline notariale 
Bd. 1. ©. 345 u. flg., Nr 291 u flg., über den Unterfchied zwiichen einer 
verbotenen Garantiesllebernahme und Anertennung der geieglihen Ver: 
antwortlichfeit, insbejondere Nr. 294 dajelbit. Darüber, daß es, wenn 
eine an und für fich verbotene Sarantie-llebernahme vorliegt, nicht weiter 
auf die Motive derielben ankömmt, bejagt ein Appellurtheil von Paris 
bom 25. April 1870 (Journal des notaires Art. 19909, Jahrgang 1870, 
€. 375 u. lg.) folgendes: 

„eonsiderant que pendant son exereice M., notaireä..... a 
opere pour la demois.lle C. divers placements, en se constituant envers 
elle garant des prets faits par son intermelliaire, que de pareils engage- 
ments sont furmellement prohibes par les dispositions qui reglent 
lVexereice du notariat, et qu'ils ne sauraient trouver ni leur justification, 
vi meme une excuse dans les relations d’amitie ou de confiance qui 
existaient eutre M. et sa cliente, 
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99.  Lizenzftener. Gejeß vom 5. Mai 1°80. 

Kleinverfauf über die Straße im Sinne des $ 2 des Gelege vom 
5. Mai 1880. Verfauf an Hausgenoifen durch den Produzenten Ges 
werbsmäßigkeit des Verkaufs. 

(Urtheil des O.L.S. Colmar (Straftenat) vom 25. Juni 18: .) 

Bon der Anflage, in Zuwiderhandlung gegen SS 2 nd7 
des Lizenzgejeges vom 5. Mai 1880 und SS 27 und 35 tr. 2 
des Meinjteuergefepes vom 20. März 1873 Wein im K inen 
verfauft zu haben, war der Weinbauer V. durch Beruf ugs— 
urtheil der Straffanmer Meß freigeiproden worden, weil „bei 
dem Umpftande, da die genannten Zeugen (an welche der Bein 
im Kleinen verkauft worden war), zur Zeit des Verkau's im 
Haufe des Angellagten, in welchem fie den Wein verabreicht 
erhielten, zur Miethe wohnten, nicht angenommen werden kann, 
dag diefe Verfaufshandlungen die Merkmale des Verfaufs über 
die Straße im Sinne des $ 2 des Gejeges vom 5. Mai 1880 
enthalten, jelbft wenn die Zeugen bei zeitweiligem Verſchluſſe 
einer inneren Durchgangs-Berbindung dabei aus dem Haufe ges 
treten Sein jollten.“ 

Auf Reviltion der Steuerverwaltung wurde das angefochtene 
Urtheil ſammt den thatjächlichen Feititellungen aufgehoben und 
die Eache zurücdverwielen. Die Gründe des Nevifionsurtheils 
lauten wie folgt: \ 

„Die Reviſion rügt, da der Berufungsrichter in den feit- 
geitellten Verfaufshandlungen nicht die Merkmale des Verkaufs 
über die Straße im Sinne des $ 2 des Gejehes vom 5. Mai 
1880 gefunden, dann daß derjelbe, nachdem er die Bejtrafung 
des Angeklagten auf Grund des erwähnten Gejeges als unitatt- 
haft erachtete, es unterlaflen habe, auf Grund der SS 26, 27 
und 35 Ziff. 2 des Weinfteuer-Gejeges vom 20. März 1873, 
jowie auf Grund der Art 50, 144 und 171 des Geſetzes vom 
28. April 1816 in Verbindung mit $ 73 St.G. B. eine Geld- 
Itrafe von 240 M. gegen den Angeklagten auszujprechen. 

Die gerügte Verlegung des $ 2 des Geſetzes vom 5. Mat 
1880 Tiegt vor. Der Gejebgeber wollte, indem er hier den 
Verkauf geiftiger Getränken in Mengen unter 15 Liter über die 
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Straße dem Verkauf jolcher Getränke zum Verzehren auf dem 
Plage gegenüberitellte, dem Sprachgebraud folgend, die beiden 
Arten, in welchen der Kleinverfauf in die äußere Erſcheinung 
tritt, nämlich den Verkauf zum jofortigen Verbrauhe an Ort 
und Stelle des Verkaufs und den Verkauf Hleinerer Mengen 
zum Wegbringen von Ort und Stelle des Verkaufs, bezeichnen, 
es aber keineswegs al3 ein Merkmal der letzteren Art des Ver: 
faufs und damit als einen Theil des Thatbeſtands der in $ 7 
des erwähnten Geſetzes bezeichneten jtrafbaren Handlung auf: 
itellen, daß der verfaufte Gegenſtand auf oder über die Straße 
verbracht werde. Bei ſolch' buchjtäbliher Auslegung der in 
Frage ftehenden Gefetesitelle wäre 3. B. ein Kleinverkauf im 
Sinne des Geſeges nicht vorhanden, wenn beim Vorliegen aller 
ſonſtigen gejeglichen Erforderniffe, wie 3. B. der Gewerbsmäßig- 
feit, geiftige Getränfe in einer Menge unter 15 Liter vom Haufe 
des Verkäufers mit Vermeidung der Straße über einen Hof 
oder Garten in ein anderes Haus verbracht würden, was offen: 
bar dem Willen des Gejeßgeber zumiderliefe. Daß diejer Wille 
aber nicht dahin ging. den Verfauf geiftiger Getränfe an Haus- 
genofien, und namentlich) von Wein durch die Produzenten, von 
den Beſtimmungen des Geſetzes zu befreien, ergibt fich daraus, 
daß $ 2 Abi. 1 des Geſetzes vom 5. Mai 1880 den Zweck ver: 
folgte, den Begriff des Kleinverfaufs in Bezug auf Bier und 
Branntivein zu erweitern, (Verhandl des Landesaugichufjes für 
Eljaß- Lothringen 1879/E0 Bd. 1. Vorlage 11 ©. 5), jowie aus 
dem Wortlaut des $ 26 Abi. 2 des Geſetzes vom 20. März 1873 
über die MWeinftener, wonach unter Kleinverkauf von Wein die 
Verabreihung von Wein in Mengen von weniger als 25 Liter 
verftanden wurde, eine Beſtimmung, welche die Verabreichung 
an Hausgenofjen im fich ſchloß. Der Berufungsrichter hat dem— 
nad) durch jeine Annahme, daß in der Verabreichung von Wein 
durch einen Produzenten an jeine Hausgenofjen die Merkinale 
des Verkaufs über die Straße im Sinne des $ 2 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1880 nicht gefunden werden fünnen, dieſe Geſetzes— 
beitimmung verlegt. 
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Auf die weitere Rüge, daß der Berufungsrichter es unter— 
laſſen habe, auf Grund der Eingangs erwähnten diesbezüglichen 
Geſetzesſtellen eine Geldſtrafe von 240 M. gegen den Ange— 
klagten auszuſprechen, war vorerſt nicht einzugehen. Die ein— 
ſchlägigen Strafbeſtimmungen ſetzen voraus, daß der Kleinver— 
kauf ein gewerbsmäßiger ſei, Art. 50, 144, 171 des Geſetzes 
von 28. April 1816; $ 26, 27, 35 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
20. März 1873; $ 7 des Gejeges vom 5. Mai 1880; ob ein 
gewerbsmäßiger Verfauf aber vorlfege, hat der Berufungsrichter 
bisher nicht in den Kreis jeiner Erörterungen gezogen. 

Da die Anklage noch von diefem Gefichtspunfte aus zu 
prüfen ijt und jedenfalls noch die Würdigung der Beweile, 
namentlich in Bezug auf die von dem Vertreter der Staat‘ 
anmwaltichaft gegen das theilweiie fpreiiprechende Urtheil dei 
Schöffengerichts eingelegte Berufung ftattzufinden Hat, jo war 
die Sache unter Aufhebung der dem angefochtenen Urtheil zu 
Grunde liegenden Feſtſtellungen zur anderweiten Berhandfung 
und Entiheidung an das Landgeriht Metz zurückzuverweiſen. 


Anmerkung. Darüber, dat Gewerbsmäßigkeit Vorausfegung der 
Strafbarkeit iſt, vgl. die Nevifionsurtbheile unter Nr. 13, 37 und 63 der 
„Redtiprehung des OLG. Colmar”. 


100. Die Vorihriften des F 7II EP. über den 
Offenbarungseid finden auch auf das Arreſt— 
verfahren Auwendung. 
(Urtheil des Landgerichts Meg, 1. Civilfammer, vom 17. Mai 1887 i. ©. 
de G.9 %.) 

Auf Grund eines Arrejtbefehls des Landgerichts M. Hatte 

die Wittwe de G. für eine Pachtzinsforderung von 13 246 M. 
bei ihren Pächtern, den Eheleuten %., eine Mobiliarpfändung 
anlegen und Ddiejelben ſodann, da der Gerichtävoflzieher nur 
pfändbare Sachen im Werthe von 2980 M. vorgefunden hatte, 
in Gemäßheit de3 $ 711 C. PO. vor das Amtsgericht D. zur 
Borlegung eines WVermögensverzeichniffes und Ableiftung des 
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Offenbarumngseides laden lafjen. Die Eheleute %. bejtritten ihre 
Verpflichtung hierzu, weil die Vorſchriften des $ 711 im Arreſt— 
verfahren feine Aumwendung zu finden hätten. Das Amtsgericht 
erfannte dem Antrag der Wittwe de G. gemäß. Die hiegegen 
erhobene Berufung der Eheleute F. wurde verworfen aus fol- 
genden Gründen : 

Der Offenbarungseid it ein Mittel zur WVollziehung der 
Bwangsvollitrefung hat alfo gemäß $ 808 C. P.O. auch bei Voll: 
ziehung des Arreftes Anwendung zu finden. Dem fteht ins- 
bejondere nicht entgegen, daß der 3 711 die Leiftung des Offen: 
barungseides nur für den Fall vorfieht, in welchem die Pfän— 
dung zu einer volljtändigen Befriedigung des Gläubigers nicht 
geführt hat und daß es fich beim Arrefte noch gar nicht um 
die Befriedigung de3 Gläubigers, jondern nur um die Siche- 
rung jeiner fünftigen Befriedigung handelt; denn die Vorjchriften 
betreffend die Zivangsvollitrefung haben auf die Vollziehung 
des Arreites feine wortgemäße, jondern eine „entiprechende“ 
Anwendung zu finden. In dem Arreftverfahren wird die Lei- 
tung des Dffenbarungseides jedesmal dann anzuordnen fein, 
wenn durd die Pfändung die Sicherung der fünftigen vollitän- 
digen Befriedigung des Gläubigers nicht erreicht ift und dieſer 
Fall liegt untergebens vor. 

Anmerkung der Herausgeber. Wilmowski und Levy zu $ 808 
C.P.O. Anm. 2 ſprechen fih im Anſchluß an ein in der deutichen Juriſten— 
zeitung von Wallmanı Bd. VIIL S. 106 veröffentlichtes Urtheil des Ldg. 


Frankfurt über die hier erörterte Frage im entgegengelegten Sinne aus. 
Das Neichögeriht hat fi, wie es Scheint, noch nicht hiermit befaßt. 


101. Zur Auslegung des $ 98 des Unfallverfiherungg: 
gejehes vom 6. Juli 1934. 


Können Betriebdunternehmer für einen in eigenem Betriebe ein: 
getretenen Unfall, von welchem ein in einem anderen verficherungspflid)- 
tigen Betriebe beichäftigter Arbeiter betroffen wurde, von der Berufs: 
aenofienichaft, welche den verunglücten Arbeiter zu entichädigen hat, für 
dieje Entihädigung als dritte Berforen im Sinne des $ 98 U. V. G. haftbar 
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gemacht werden oder unterliegen diejelben den Beſtimmungen der SS 9 flg.? 
(Urtheil der eriten Givilfammer des Landgerichts Meg vom 24. Mai 1887 
i. ©. jüdweitdeutiche Eiſen-Berufsgenoſſenſchaft g. A. L. u. Cie.) 


Die Majchinenfabrit A. 2. u. Cie. in Leipzig hatte dem 
Hüttenwerfe 2. u. Schw. in M. eine Drahtfeilbahn geliefert 
und aufgeftellt. Während Ddiejelbe zum Zwede der Abnahme 
probeweije befahren wurde, löste jih am 5. Oftober 1886 ein 
Kaſten los und jtieß bei dem ftarfen Gefälle der Bahn mit 
voller Wucht auf den unmittelbar vor ihm jchwebenden Kaſten; | 
beide Kajten find dann mit außerordentlicher Geſchwindigkeit 
der Entladeitation zugejagt und an den Boden dieſer Station 
(den dajelbit angebrachten Ausrücker) aufgejchlagen. Bei diejem | 
Anpralle iſt eine Leitrolle abgejprungen, welche dem im ber 
Nähe der Bahn befindlichen Arbeiter des Hüttenwerks, dem 
Maurer F. mit Wucht an den Kopf gejchleudert wurde. In 
Folge diefer Verlegung ftarb F. Seiner hinterlaſſenen Wittwe 
und zwei Slindern wurden von der jüddeutjichen Eiſen-Be— 
rufsgenoffenichaft, welcher das genannte Hüttenwerf angehört, 
die Entichädigungsbeträge nad) Maßgabe des 5 6 des Unfall— 
verficherungsgejeges vom 6. Juli 1884 zugebilligt. Die Berufs- 
genoffenjchaft behauptet num, der Vertreter der genannten Ma— 
ſchinenfabrik, welcher von ihr mit der Leitung und Beauffichtigung 
der Arbeiten bei Aufitellung der Bahn und der auf ihr vor 
ihrer Uebergabe an das Hüttenwerf unternommenen Probe— 
fahrten beauftragt geweſen jet, habe den erwähnten Unfall fahr: 
[äffigerweife herbeigeführt; gemäß Art. 1382 flg. B.G. B. müſſe 
die Majchinenfabrit für Die Folgen des Unfalls aufkommen, 
und jei die Genoſſenſchaft nad) 8 98 des Unfallverjicherungs- 
gejeßes berechtigt, an Stelle der Entihädigungsberechtigten bis 
zur Höhe der ihr gegenüber dieſen obliegeuden Verpflichtungen 
von der Fabrik Schadenserfat zu verlangen; fie erhob dem— 
gemäß gegen die legtere Klage mit dem Antrage, dag Gericht 
wolle fejtitfellen, daß die beflagte Firma U. 2. u. Cie. vers 
pflichtet jei, der klägeriſchen Genoſſenſchaft für die ihr gegen- 
über der Wittwe und den Slindern F. obliegende Entichädigungs- 
pflicht aufzufommen und der Klägerin alle auf Grund dieſer 
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Pflicht der Familie F. bezahlten oder noch zu zahlenden Be— 
träge zu eriegen. Die Beklagte betritt die ihr angejonnene 
Eriagpflicht, weil der Unfall nicht infolge eines Verſchuldens 
ihres Angejtellten verurfacht worden, jondern einem nicht vorher: 
zufehenden Zufall zuzujchreiben, der Arbeiter F. übrigens durch 
eigenes Verjchulden von demjelben betroffen worden jei, weil er 
einem ausdrüdlichen Verbote zuwider fi) an der betreffenden 
Stelle aufgehalten habe; aber jelbit wenn die Beklagte oder 
ihre Angejtellten irgend ein Verſchulden treffen jollte, jo jei Die 
Klage gleichwohl unbegründet, denn die beflagte Firma gehöre 
zu den in $ 11 des Unfallverfiherungsgeieges als Unternehmer 
mit verjicherungspflichtigem Betriebe bezeichneten Perſonen und 
in dieſer Eigenihaft ihrer heimathlichen Genojjenichaft als 
Mitglied an; fie fünne daher nicht al3 Dritter im Sinne des 
$ 98 a. a. D. betrachtet werden; der Umſtand, daß ie nicht 
zur nämlihen Genofjenichaft, wie das genannte Hüttenwerk und 
deſſen verunglücter Arbeiter gehöre, wie weiter, daß lebterer 
nicht im Dienfte der Beklagten gejtanden habe, kämen nicht in 
Betracht, da das Geſetz eine jolche Unterjcheidung nicht mache; 
in jedem Falle müfje die Beklagte als die Bevollmächtigte des 
Hüttenwerf3 2. und Schw. gelten, in deren Auftrag fie zu 
Zweden des Hochofenbetriebes, bezw. zur Beförderung der dazu 
nöthigen Erze die Drahtieilbahn erbaut Haben, jo daß aljo auch 
aus diejem Grunde der bezugene $ 98 hier nicht anwendbar jet. 

Das Landgericht verwarf durch Zwiſchenurtheil die aus 
$ 98 a. a. D. abgeleitete Einrede und ordnete zur Sache jelbjt 
Beweisaufnahme an. Zu den Gründen des Urtheils ift Folgen— 
des ausgeführt: 

Das Unfallverficherungsgejeß macht hinfichtlich der Frage, 
ob einer darnach verjicherten Perſon im Falle eines Betriebs- 
unfall3 außer der ihr nach) $ 5 und 6 diejes Geſetzes gebühren- 
den, von der betreffenden Berufsgenofjenichaft zu leiftenden Ente 
Ihädigung die Möglichkeit der Geltendmahung eines umfang» 
reiheren Erjaganipruchs gegen den Urheber des Unfalls offen 
bleibe, einen bemerfenswerthen Unterſchied zwiichen den in 8 95 
und 96 des genannten Geſetzes bezeichneten Betriebsunter- 
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nehmern und ihren Angeltellten einerjeit3 und den in $ 93 be- 
rührten „dritten Perſonen“ andererjeit3. Derjelbe Unterichted 
tritt auch bei Löſung der Frage auf, ob eine Erſatzpflicht für 
die Aufwendungen einzutreten hat, welche infolge eines Unfalls 
auf Grund des erwähnten Geſetzes oder des Geſetzes, betr. die 
Kranfenverfiherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1883 von den 
Genojjenichaften oder Krankenkaſſen gemacht worden find. 


Mährend nämlich „dritte Perſonen“ für die nachtheiligen 
Folgen eines von ihnen herbeigeführten Unfall® nach den be> 
Itehenden gejeglichen VBorjchriften, alfo nad) Maßgabe der Be- 
ftimmungen des Haftpflichtgejeges von 7. Juni 1871, bezw. 
der Art. 1382 flg. des BGB, verantwortlich bleiben und 
theil3 ben Krankenkaſſen und Genojjenichaften, theils den Ver— 
legten jelbjt oder ihren Hinterblieben regreßpflichtig jein jollen 
(5 98 1.8.6.) ift jene Berantwortlichkeit betreffs der erwähnten 
Betriebsunternehmer und der Beamten derjelben durch die Bor: 
ichriften der SS 95 und 96 des U. V. G. jehr erheblich vermin- 
dert, indem jene Berantwortfichfeit mur noch unter den dort 
näher geregelten Borausjegungen eintreten joll. Zu dieſen Vor: 
ausjegungen gehört namentlich regelmäßig ein ftrafgerichtliches 
Urtheil, welches fejtitellt, daß der betreffende Unfall durch Die 
Betriebsunternehmer oder ihre Beamten vorjäglich oder durch 
eine in $ 96 näher gekennzeichnete Fahrläſſigkeit herbeigeführt üft. 


Da es im vorliegennden Falle an einer derartigen Feſt— 
jtellung fehlt, jo müßte die Klage, mittel3 welcher die Hägerijche 
Genofjenichaft für die Aufwendungen, die fie an die Hinter- 
bliebenen eines in Diensten eimes ihrer Mitglieder gejtandenen 
Arbeiters zu leijten genöthigt it, von der Beflagten Erſatz 
fordert, weil einer ihrer Angeitellten den betreffenden Unfall 
Ihuldhafter Weiſe veranlaßt habe, jofort ohne ſachliche Prüfung 
der zur Begründung dieſer angeblichen Verſchuldung vorge: 
brachten thatjächlichen Momente zurüdgewiejen werden, wenn 
jih ergeben jollte, daß die Beklagte nicht zu den „dritten Per- 
jonen“ im Sinne des zitirten $ 98 zu rechnen tft. Dieſe Vor— 
ausjegung iſt aber nicht für zutreffend zu erachten. 
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Nie nämlich aus $S 9 Abi. 1 und S4 UB.G. hervor- 
geht, ericheinen als Träger der Unfallverficherungslaft die ein— 
zelnen mit forporativen Nechten ausgejtatteten Berufsgenofien- 
ichaften, welche für beſtimmte Bezirke gebildet find und inner- 
halb derjelben alle Betriebe derjenigen Snduftriezweige ums 
faſſen, für welche fie eröffnet find. Gemäß $ 10 werden die 
Mittel zur Dedung der von den Berufsgenofjenichaften nad) 
z 5 und 6 zu leitenden Entichädigungen und der Verwaltungs» 
foiten durd) Beiträge aufgebracht, welche von den Mitgliedern 
(d. h. von den Unternehmern der zu der betreffenden Genoſſen— 
haft gehörigen Betriebe, $ 34) jährlich umgelegt werden. 
Meiterhin werden die Angelegenheiten der Genoſſenſchaften durch 
aus der Mitte einer jeden einzelmen derjelben hervorgegangene 
Organe verwaltet. 


Hieraus ergibt ſich, daß Die einzelnen Berufsgenofjen- 
ihaften einander völlig ſelbſtſtändig gegenüber jtehen und jede 
einzelne Derjelben nur in rechtlichen Beziehungen zu ihrem eigenen 
Mitgliedern fteht; weiterhin, daß Mangels jolcher Beziehungen 
die Mitglieder aller übrigen Berufsgenofjenichaften im Ver— 
hältniſſe zu jener al3 Dritte fich darjtellen. 


Wenn daher das Unfallgejeß bei der Regelung der Frage, 
ob und in wie weit bei einem unter jeine Bejtimmung fallenden 
Betriebsunfalle daneben noch die beitehenden gejeglichen Vor— 
Ichriften in Straft bleiben jollen, auf die Eingangs hervorgehobene 
Unterjcheidung maßgebendes Gewicht legt, jo fann dasjelbe nad) 
den bisherigen Ausführungen mit diejer Untericheidung wohl 
nur die eben entwidelte Bedeutung von dritten Perſonen verknüpft 
haben. Dieje Annahme findet eine gewichtige Unterjtügung 
in der aus den Motiven des Geſetzes hervorgehenden Tendenz 
desielben, durch die von ihm getroffene Unfallfürjorge die Ent- 
ſchädigungsprozeſſe zwilchen dem Arbeitgeber und feinen Ar— 
beitern joviel wie möglich zu bejeitigen. Dieſes Motiv erjcheint 
aber nicht zutreffend, wenn der zur Entjchädigung Anlaß gebende 
Unfall nicht im Betriebe jeines Arbeitsgebers, ſondern eines 
anderen ihm fremden Betriebsunternehmers jic ereignet hat. 
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Meiterhin jpricht für die obige Annahme die Unbillizfeit, 
zu welcher die Konfequenzen der entgegengejegten Auffa jung 
führen würden. Darnach müßten nämlich die nachtheiligen Folgen 
eines Betriebsunfalles, welcher von einem außerhalb der betr. 
Berufögenojienichaft  ftehenden Betriebsunternehmer jchuldhafter 
Weiſe herbeigeführt wäre, jedesmal, wenn nicht die erwähnte 
strafrechtliche Feititellung vorläge, von den jhuldlofen Mitgludern 
der Genojjenichaft allein getragen werden, während der eigent- 
fiche Urheber des Unfalls frei ausgehen würde, obwohl ihn 
nad) dem bisher geltenden Recht jene Folgen allein träfen. 

Mit den bisherigen Ausführungen fteht auch Die Geſetzes— 
auglegung im Einflang. Vgl. v. Wötfe, Unfallverficherungs- 
gejeß, zweite vermehrte Auflage, $ 95—98 und die Anmerkungen 
daſelbſt. 

Nach dieſer Auffaſſung ſtellt ſich die Beklagte im Verhältniß 
zur klägeriſchen Genoſſenſchaft als dritte Perſon im Sinne des 
8 98 a. a. O. dar, weil fie der letzteren nicht als Mitglied 
angehört. Die Beklagte gehört auch nicht zu den Bevollmäch— 
tigten oder Nepräjentanten u. j. w. des Hüttenwerks im Sinne 
des $ 96, weil fie die fragliche Bahn, wie die darauf aus 
geführten PWrobefahrten, wenn auch auf Beſtellung des Hütten 
werf3 von L. und Schw., doch im Betriebe ihres eigenen Unter: 
nehmens, mithin als Unternehmer im Sinne des $ 9 Abi. 2 
U.V. G. ausgeführt hat. Ihre Haftbarfeit ift daher nad) den 
bisher bejtehenden geſetzlichen Vorjchriften zu beurteilen und 
waren ihre dagegen gerichteten Einwendungen zu verwerfen. 








A. Entſcheidungen der Gerichte. 


102. Handgeſchenk. Bedingung. Befigübertragung. Hinter- 
legung auf den Namen des Beſchenkten. Er— 
flärung des Schenfers, für den Beſchenkten be- 

+ fißen zu wollen. 


Das Handgeichent bedarf zu feiner Gültigkeit der Beobachtung der 
Formoorichriften des art. 931 BGB. nicht; wohl aber fegt dasſelbe eine 
unbedingte Entäußerung jowie eine wirkliche Befigübertragung voraus. 
Fin bedingtes Handgeſchenk iit daher ungültig; auch erjegt die Erklärung 
de3 Schenkers, fortan auf den Namen des Beſchenkten befigen zu wollen, 
die wirflihe Beligübertragung nicht; dagegen kann dieſe dadurch er: 
folgen, dak der Schenfgeber den geichenften Betrag oder Gegenſtand auf 
den Namen des Bejchenften hinterlegt und dieſen in die Lage veriekt, 
frei hierüber zu verfügen. 

(Urtheil des Landg. Straßburg vom 30. November 1886, bes 
D2.G. Colmar, I. Civ.Sen. vom 31. Januar 1887 und des R.Ger. II. 
Ein. Sen. vom 14. Juni 1881.) 

Der Kläger unterhielt vom ‘Februar 1885 an mit der 
Beklagten, welche damals als Schauspielerin bei dem Edengarten- 
Theater in Straßburg angejtellt war, ein Liebesverhältnig und 
veranlaßte diejelbe, ihre Stellung bei dem erwähnten Theater 
aufzugeben fowie auch für den Sommer 1885 einen ander- 
weitigen Vertrag mit einem Theater-Unternehmer nicht einzu— 
gehen. Derfelbe hinterlegte — nad) feiner Behauptung ledig— 
ih, um die Bellagte für den Fall feines Ablebens jowie für 
denjenigen, daß er dieſelbe in hülfloſer Lage verlaffen würde, 
ſicher zu ftellen, — bei der Straßburger Filiale der „Banque de 
Mulhouse* im Mai 1885 ihm gehörige Werthpapiere im un- 

Juriſt. Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothringen XII. 25 
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geiähren Werthe von 32000 M. Ueber dieje Hinterlegung 
wurden am 13. Mai d. 3. von der genannten Bank vier ge 
jonderte Empfang&beicheinigungen — je eine für jede Gattung 
von Werthpapieren — ausgeſtellt, in welchen dieſelbe aner- 
faunte, von der Beklagten durch Pie Vermitelung (par 
l’entramise) des Klägers die darin bezeichneten Werthpaptere 
zur Verwahrung empfangen zu haben. Am Ende jeder Be- 
iheinigung findet fich der Vermerk: „Mademoiselle M. J. 
autorise la Banque de Mulhouse de payer les coupons à 
Monsieur R.“ Dieje Ermädtigung ließ ſich die Bank noch 
dadurch betätigen, daß fie fich von der Beklagten ein Schrift: 
ſtück unterjchreiben Tieh, in welchem Diele „autorise Ja Banque 
de Mulhouse a payer les arrerages ou coupons entre le 
mains de M. R.“ Zur Zeit der Klagerhebung befand Tich dr 
Beflagte im Befibe der vier Empfangsbeicheinigungen, weld 
der Kläger ihr übergeben hatte. Ter Kläger macht nun geltend, 
er ſei durch die unwürdige VBehandfung, welche er von er 
Beklagten, mit der er zwei Monate im Paris zuſammengelebt 
habe, erfahren, gezwungen worden, fich von dieſer zu trennen: 
auch Habe dieje, nachdem er jte aufgefordert habe, ihm die Te 
potſcheine zurücdzugeben, schriftlich und mündlich verjprochen, 
dies zu than, ihr Verſprechen aber nicht gehalten, vielmehr 
verjucht, ic den Beſitz der hinterlegten Wertbpaptere zu ver: 
Ichaffen. Auf Grund dieſer Behauptung erhob er Klage mit 
dem Antrag: 1. jeitzuitellen, daß er Eigenthümer der mehr: 
erwähnten Werthpapiere jei; 2. die Beklagte zur Herausgabe 
der von der Bank ausgeitellten Empfangsbeicheinigungen zu 
verurtheilen. Die Beklagte beantragte Abwerfung der Klage, 
indem fie geltend machte, daß der Kläger ihr die in Frage 
jtehenden Werthpapiere geſchenkt habe. 

Durch Urtheil des Landgerichts Straßburg vom 30. No— 
ventber 1886 wurde, nachdem vorher eine Beweiserhebung ftatt- 
gefunden Hatte, den vom Kläger geftellten Anträgen im beiden 
Richtungen entiprochen. Zur Begründung diejer Enticheidung 
wurde ausgeführt, aus den Ausjagen der vernommtenen Zeugen 
ergebe ſich mit Beftimmtheit, daß der Kläger nicht gewillt ge 
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weſen ſei, das Eigenthum an den Werthpapieren ſofort und 
ohne Weiteres auf die Beklagte zu übertragen, ſondern derſelben 
mir im bedingter Weile, nämlich für den Fall, dak er mit Tod 
abgehen jolle, oder fich aus einem anderen Grunde von der 
Beklagten trennen müſſe, ohne daß dieſe jelbjt zur Trennung 
Veranlaſſung gebe, veriprochen habe, ihr 40000 Fr. zuzumenden, 
und daß durch die Hinterlegung der Werthpaptere lediglich die 
Erfüllung dieſes bedingten WVeriprechens zu Gunsten der Be— 
Hagten habe fichergeltellt werden jollen. Hiernach fünne von 
einem Handgeichenf, das die fofortige vollitändige Ausant- 
wortung der Papiere an die Beklagte vorausgeſetzt haben würde, 
feine Nede fein, ſondern liege höchitens eine bedingte Schenkung 
vor. Eine jolche nicht jofort durch den Akt der Hingabe voll- 
zogene Schenkung unterliege aber der Formvorſchrift des Ar— 
titel 931 des B.G. B. und ſei, da dieſe nicht beobachtet worden 
jei, ungültig. Auch wenn man annehme, daß ein belaftender 
Vertrag vorliege, jei diefer nach. den Art. 1131 und 1133 
B.G. B. als ungültig anzujehen, da es dem Kläger nicht ſowohl 
darum zu thun gewejen je, die Beklagte vom Auftreten auf 
dem Theater abzuhalten, al3 darum, den unfittlichen Verkehr 
mit ihr ungehindert fortiegen zu fünnen, der Vertrag ſonach 
auf einem unerlaubten Grund beruhen würde. Außerdem jeien, 
wenn man eine gültige Schenfung oder einen wirkſamen bes 
lajtenden Vertrag zu Gunſten der Beflagten annehmen wolle, 
die vom Kläger geitellten aufichiebenden Bedingungen nicht ein= 
getreten, da die Beklagte gefucht habe, fi) dem Umgang mit 
dem Kläger möglichit zu entziehen, und derjelbe dadurch ver- 
anlapt worden ſei, von Paris abzureiien. Auch als Beſtellung 
eines wirfiamen TFauftpfands für eine Forderung könne die 
Hinterlegung der Werthpapiere nicht angejchen werden; jeden— 
falls jei ein jolches in Ermangelung einer Forderung hinfällig. 
Endlich) komme noch in Betracht, daß die Beflagte ſelbſt in 
einem Brief an den Stläger anerkannt habe, daß ihr ein Recht 
auf die Werthpapiere nicht zuſtehe. 

Gegen dieſes Urtheil Hat die Beklagte Berufung eingelegt, 
welche durch Urtheil des D.L.G. Colmar vom 31. Jan. 1887 
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verworfen wurde. Dieje Enticheidung wurde im Wejentlichen 
auf folgende Gründe gejftüßt: Der Begründung des ange 


fochtenen Urtheil3 jet beizutreten und derjelben nur noch Fol— 


gendes beizufügen. Da die Beklagte ſich zum Beweiſe für ihre 
Behauptung, das Eigenthum an den Werthpapieren jet in 
Folge eines Handgeſchenks auf fie übergegangen, auf den Belt 
der auf ihren Namen lautenden Empfangsbeicheinigungen berufe, 
frage es fich in erjter Linie, ob der Beſitz der angeblich ge 
ſchenkten Gegenftände auf die Beklagte übertragen worden ki. 
Dieje Frage fei aber zu verneinen, weil die Auslieferung der 
Papiere jelbit von Hand zu Hand unbejtrittener Mafen nidt 
ftattgefunden habe, eine bloße Erklärung des Klägers, er wol 
fortan für die Beklagte befigen, aber die wirkliche Beſitzüben 
tragung nicht erjegen fünne. Sei hiernach Kläger jedenfal: 
noch bei der Hinterlegung Eigenthümer der Werthpapiere ge 
weien, jo ſei es rechtlih unmöglich, daß er diejelbe als Mar 
datar oder umnbeauftragter Gejchäftsführer der Beklagten vor: 
genommen habe; denn jede dieſer Thätigfeiten ſetze voraus, daß 
fie in fremden Angelegenheiten erfolgt je. Daß aber dai 
Bankhaus bei Empfangnahme der Papiere al3 Bertreter oder 
doch im Intereſſe der Beflagten gehandelt habe, werde gar 
nicht behauptet; auch jet das Gegentheil bewiejen. Ebenjowenig 
jet dem Erforderniß der Belitübertragung durch die jpätere 
Auslieferung der Empfangsbejcheinigungen an die Beklagte 
genügt worden, da die Hinterlegung der Papiere und die An 
ordnung, daß die Empfangsbejcheinigungen auf den Namen der 
Beklagten zu ftellen feien, nicht in der Abficht erfolgt jei, die 
Bank ohne Weiteres zur Herausgabe der Papiere an die Be 
flagte zu ermächtigen, vielmehr zu derjelben die Einwilligung 
des Klägers erforderlich jein jolltee Das Eigenthum der In— 
haberpapiere jei hiernach dem Kläger verblieben, und Die 
Beklagte jei verpflichtet, die Empfangjcheine, welche fie ohne 
Rechtsgrund befige, dem Kläger zurückzugeben, was fie auch ın 
ihrem Briefe jelbit anerfannt habe. Die Nevifion der Bellagten 
wurde gleicht alls zurückgewieſen. 
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Entſcheiduugsgründe. 

Die Ausführungen des Berufungsgerichts erſcheinen zwar 
inſofern als unzutreffend, als dargelegt wurde, eine Ueber— 
tragung des Beſitzes der angeblich geſchenkten Werthpapiere 
könne ſchon deshalb nicht angenommen werden, weil dieſe 
Papiere ſelbſt niemals von Hand zu Hand ausgeliefert worden 
ſeien, auch ſei es rechtlich unmöglich, daß Kläger die Hinter— 
legung der Papiere Namens der Beklagten vorgenommen habe. 
Iſt auch dem Berufungsgericht darin zuzuftimmefl, daß zu 
einem wirkſamen Handgeſchenk eine wirkliche Uebertragung des 
Beſitzes im Sinne des Art. 1141 B.G.B. vorausgeſetzt wird, 
und eine bloße Erklärung des Schenkgebers, daß er die ge— 
ſchenkten Gegenſtände fernerhin für den Beſchenkten beſitzen 
wolle, dieſe Beſitzübertragung (Tradition) nicht erſetzen kann, 
ſo kann doch nicht zugegeben werden, daß ein Handgeſchenk 
durch Hinterlegung von Werthpapieren für den Beſchenkten 
überhaupt nicht verwirklicht werden könne. Hätte der Kläger 
in der Abficht, der Bellagten den Beſitz an den im Frage 
fehenden Papieren zu übertragen, dieſe auf deren Namen bei 
der Banque de Mulhouse in der Weije hinterlegt, day Diele 
thatjächlih in der Lage gewejen wäre, über die Papiere frei 
zu verfügen, und hätte er insbejondere der Beklagten die auf 
ihren Namen lautenden Empfangicheine vorbehaltlos übergeben, 
jo würde dadurch der wirkliche Beſitz (possession reelle) an 
den Bapieren auf die Beklagte ebenjo übertragen worden jein, 
wie wenn der Kläger die Papiere der Beklagten übergeben, und 
fie diejelben dann jelbft hinterlegt hätte. Die Beklagte wäre 
dann thatjächlich und rechtlich ebenjo in der Lage geweſen, frei 
über die Bapiere zu verfügen, wie wenn fie diejelben jelbft 
aufbewahrt hätte. Eine derartige Hinterlegung hat aber nad) 
den thatjächlichen Feititellungen der Vorinftanzen nicht ftatt- 
gefunden. Vielmehr hat der Kläger bei der Hinterlegung nicht 
bloß die Couponsbogen, jondern auch die von der Banf aus- 
gejtellten Empfangsbeicheinigungen, zunächſt in jeinem Beſitz 
behalten und außerdem den Bankbeamten gegenüber Aeßerungen 
gemacht, aus welchen dieje den Schluß zogen, ohne bejondere 


Ermächtigung des Klägers dürften die hinterlegten Werthpaptere 
der Bellagten auch gegen Aushändigung der Empfangsſcheine 
nicht ausgeliefert werden. Demgegenüber macht nun zwar die 
Nevifionsklägerin geltend, auf die als rechtsirrthümlich anzu 
jehende Meinung der Banfbeamten, fir welche lediglich die 
Empfangsicheine maßgebend geweien jeten, (Art. 1937 8.6.8.) 
könne es nicht ankommen, und die Beſitzübertragung fer jeden- 
falls in dem Augenblick erfolgt, in welchem die Empfangsicheine 
der Beklagten ‘vom Kläger ausgehändigt worden feien. Aber 
es ift nicht nöthig, auf diefe Einwendungen näher einzugehen, 
weil es nad) den thatjächlichen Feititellungen der Vorinſtanzen 
unter allen Umftänden an wejentlichen Vorausfegungen eines 
gültigen Handgeſchenks Fehlt, jonach die angefochtene Entjcheid- 
ung auch dann gerechtfertigt wäre, wenn eine wirfliche und | 
wirffame Uebertragung des Befiges ftattgefunden hätte. Dah 
die Vorjchrift des Artifel 931 B.G. B., nach welcher eine 
Schenkung nur durch Notariatsakt geichehen Fan, dann feine | 
Anwendung findet, wenn es fi) um bewegliche Sachen (res 
corporales mobiles) handelt, deren Beſitz dem Beſchenkten vom 
Schenfgeber jelbit (von Hand zu Hand) übertragen wird, iſt 
von der Rechtſprechung jederzeit anerfannt worden. Auch geben 
die Bedenken, welche der Revifionsbeflagte gegen dieje jchen 
früher vom Neichsgeriht in einem Urtheil vom 2. Dezember 
1879 (Entſch. Bd. I S. 220) gebilligte Auffaſſung erhob, feine 
Beranlafjung, von derjelben abzugehen. Damit aber ein jolches 
Handgejchent angenonımen werden kann, muß vor Allem feit- 
ſtehen, daß die Uebergabe der beweglichen Gegenstände in der 
Abſicht der Schenkung erfolgt ift, d. h. der Uebergebende die 
Abſicht Hatte, fich der in Frage ftehenden Gegenftände jorort 
und unwiderruflich) („actuellement et irrerocablement*) zum 
BortHeil des dieſe Schenkung annehmenden Beſchenkten zu be 
geben (Artikel 894 B.G.B.) Erfolgt die Befitübertragung 
überhaupt nicht in der Abficht der Schenfung, jondern aus einen 
anderen Grunde, oder will doc) derjenige, welcher die beweg— 
lihen Sachen einem anderen überläßt, diejem das Eigenthum 
davon nicht fofort übertragen, ſondern ſich noch die freie Ver— 
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fügung über dieſe Gegenjtände vorbehalten, jo liegt eine wirf- 
ame Echenfung ungeachtet der erfolgten Befigübertragung nicht 
vor. Im vorliegenden Falle Hat nun der erjte Nichter, deſſen 
Ausführungen das Berufungsgericht durchweg beigetreten tft, 
feitgeitellt, der Kläger Habe nicht die Abficht gehabt, das Eigen- 
thum an den hinterlegten Werthpapieren jofort und ohne 
Weiteres auf die Belflagte zu übertragen, jondern dieſer nur 
unter beitimmten aufjchiebenden Bedingungen, welche nicht ein- 
getreten jeien, veriprochen, ihr 40000 Fr. zuzinvenden, und Die 
Hinterlegung der Merthpapiere lediglich zum Zwed der Sicher- 
jtellung dieſes bedingten Weriprechens vorgenommen. Durch 
dieje Feſtſtellung allein, bezüglich deren nicht zu erfennen ift, 
daß ihr ein Rechtsirrthum zu Grunde liege, würde aber ſchon 
die Zuerfennung der Klage gerechtfertigt, bei der es fich der 
Sache nach lediglich um die Feſtſtellung Handelte, daß ein gül- 
tiges Handgeſchenk nicht vorliege. Die Reviſionsklägerin macht 
zwar in dieſer Beziehung noch geltend, der erſte Richter habe 
ebenfo wie dag Berufungsgericht überjehen, daß es nicht auf 
die Zeit der Hinterlegung der Werthpapiere, jondern lediglich 
auf den Zeitpunkt anfomme, in welchem der Kläger der Bes 
Hagten die von der Bank ausgeitellten Empfangsbeichemigungen 
übergeben habe. Aber diefe Rüge iſt unbegründet, denn der 
erite Richter hat ausdrücklich feitgeitellt, auch. die Aushändigung 
der Empfangsicheine an die Beklagte ſei nicht in der Abficht 
erfolgt, derjelben nun das Eigentum an den Papieren zu 
übertragen, jondern es habe diejelbe dadurch lediglich in Die 
Sage verjegt werden jollen, fich, Falls eine der Bedingungen, 
von welchen das Verſprechen des Klägers abhängig gemacht 
worden jei, insbejondere deſſen Tod eintrete, den Beſitz der 
Papiere zu verichaffen und den Erben gegenüber ihre Nechte 
geltend zu machen. Bei diejer Sadjlage fonnte das Berufungs- 
gericht, das ich die thatjächlichen Feſtſtellungen des eriten 
Nichters aneignete, die von der Beklagten eingelegte Berufung 
ohne Nechtsirrtfum zurückweiſen, ſoweit durch diejelbe die Ab- 
weiiung der Klage erreicht werden jollte. 
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103. Fahrläſſiger Falſcheid. Yeititellung der Ihatbe: 
ſtandsmerkmale. 
($ 61 der St. P.O. und $ 163 St. G. B.) 

Die Verihweigung eines zur Sache gehörigen Umſtandes begründet 
auch dann eine Verlegimg der Eidespflicht, wenn au den Zeugen feine 
ausdrüdliche Frage hierwegen geftellt worden war. 

(I. Strafi. des R.G. Urtheil vom 28. April 1887 g. D., W. m. 
Nep. Nr. 768/87.) 

Aus den Gründen: 

Die NRevifion der zu je einem Monat Gefängnig verur- 
theilten Angeklagten rügt Verlegung des Strafgejeßes, ijt aber 
unbegründet. Das Inſtanzgericht jtellte feſt, daß die Ange 
Fagten in der Berufungsverhandlung gegen Joſef Kr. wegen 
Körperverlegung am 27. Februar 1886 beim Landgericht 3. 
vom damaligen Angeklagten als Entlajtungszeugen aufgerufen 
und nachdem fie al8 Zeugen den Eid geleistet: „daß fie nad 
bejtem Willen die reine Wahrheit jagen, nichts verſchweigen und 
nichtS Hinzujegen werden“, verichtwiegen, mitangejehen zu haben, 
daß nicht der in ihrer Nähe damals befindliche Kr. jondern 
ein gewiller Anton B. die in Frage jtehende Körperverfegung 
de3 Ignaz Sch. mittels eines Hebels verübt habe, und daß fie 
bei Abgabe diejes objektiv falſchen Zeugniſſes fich einer groben 
Fahrläſſigkeit jchuldig machten, indem fie bei einiger Aufmerf- 
jamkeit in Erinnerung an den Vorgang und Würdigung der 
Bedeutung des Eides und ihres Zeugnifjes zu der Einficht ge 
langen mußten, daß ihre Ausjagen der Wahrheit nicht ent 
Iprechend waren; das Inſtanzgericht erfannte deshalb gemäß 
8 1631 des St.G.B. auf die erwähnte Strafe, da der erft nad) 
der Verurtheilung des Kr. in jener Berufungsverhandlung zus 
nächit dem Anwalte dejjelben gegenüber und jodanı bei der 
Wiederaufnahme erklärte Widerruf des faljchen Zeugnifjes nicht 
itrafbefreiend wirken fünne. 

Die erjte Rüge der NRevifion, daß der Wortlaut des Zeug- 
niffes der jetzigen Angeklagten hätte genau fejtgejtellt werden 
müfjen, und daß namentlich auch feitzujtellen gewejen wäre, über 
was diejelben als Zeugen damals gefragt worden, über melde 
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Punkte ſie hätten ausſagen, antworten müſſen, und daß ſie die 
Erheblichkeit der verſchwiegenen Thatſache ſelbſt erkannt haben, 
geht fehl; die Feſtſtellungen des Urtheils genügen vollkommen; 
die Gründe führen an, was die Angeklagten in fraglicher Ver— 
handlung nad) erfolgter Beeidigung als Zeugen ausgejagt und 
was jie verjchwiegen haben; die Heritellung des Wortlautes des 
Zeugniſſes ift nicht erforderlich; e3 genügt die Angabe des 
wejentlichen Inhaltes; da ein Verſchweigen in Frage und zuge- 
jtanden, war der Wortlaut jogar unerheblich ; die Gründe geben 
auch den Vorhalt an, welcher denjelben damals gemacht worden, 
und welcher fie auf die entjcheidende Frage nad) der Berfon 
des Thäters aufmerfjam machen mußte; übrigens bedurfte es 
bejonderer Fragen nicht einmal; die Zeugen übernehmen durch 
die Eidesleiftung in der form des $ 61 Abſatz 1 der St.P.O. 
die gejeßliche Pflicht, nichts zu verjchweigen und verlegen die— 
jelbe, wenn fie von einem Angeklagten als Entlaftungszeugen 
angerufen find und willen, daß nicht diejer, fondern ein Anderer 
die That begangen, deu wirklichen Thäter aber nicht angeben; 
ein jolches, durch Verichweigen der Hauptjache unvolljtändiges 
Zeugniß tit ein unrichtiges und ein gegen die Eidespflicht ver- 
itoßendes, objektiv falſches. Das Urtheil enthält auch die Feit- 
jtellung des jubjeftiven Moments der Fahrläſſigkeit, ohne daß 
ein Rechtsirrthum erfichtlich wäre; der von der Nevifion weiter 
verlangte Nachweis, daß die Angeklagten die Erheblichfeit der 
verichwiegenen IThatjache in Wirklichkeit bei der Abgabe des 
Zeugnifjes erfannt haben, würde zur Annahme eines wijjent- 
lichen Meineides führen, iſt aber für die Anflage aus 8 163 
des St.G.B. nicht am Plate. Unzutreffend ift auch die Be— 
hauptung der Nevilion, daß die Verſchweigung des wirklichen 
Ihäters unerheblich geweien; das Berufungsurtheil legte der 
Ausfage der jegigen Angeklagten als Entlajtungszeugen fein 
Gewicht bei, weil fie die Ihäterjchaft des Kr. nur verneinten, 
dasjelbe wäre aber anders ausgefallen, wenn fie damals jchon 
den B. als Thäter bezeichnet hätten. Die Anführungen der 
Anklageſchrift, welche nicht zur Verleſung gelangte, ſind für die 
Aburtheilung nicht maßgebend. Die von der Reviſion eventuell 
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geltend gemachte Straflofigfeit aus Abſatz 2 des 8 163 des 
St.G. B. iſt von dem Inſtanzgericht mit Necht verneint, ba der 
Widerruf nicht erfolgte, bevor ein Nechtsnachtheil Für einen 
Anderen aus der falichen Ausſage entjtanden, vielmehr die Ver» 
urtheilung des Kr. in der Berufungsinftanz als Folge jener 
Ausjage dem Widerruf vorausging.“ 


104. DVertheilungsverfahren. — Theilung, Mündel. — 
Gläubiger. — Vollziehung des Arreftbefchls. 


1. Der mit einem vollitreddaren Titel verjehene Gläubiger, aud 
wenn er nicht zu den Hypothekargläubigern gehört, kann die Zwangs— 
vollitrefung in das unbewegliche Vermögen jeines Schuldner betreiben, 
in den Bertheilungäverfahren Anweiſung gegen den Anfteigerer auf den 
Steigprei verlangen, jo weit der Legtere nicht von den Hypothekargläu— 
bigern in Anspruch genommen wird, und gegen die Anweifung von Hypo— 
thefargläubigern in dem borläufigen Iheilungsplan Widerfpruch erheben. 

2. Die Theilung einer gütergemeinichaftlihen und Nachlaßmaſſe an 
der ein Minderjähriger mitbetheiligt it, it mangels Genchmigung des 
Familienraths und Beltätigung des Gericht! nicht völlig wirkungslos, 
fondern nur ſeitens des Miündels anfechtbar und behält ihre Wirkung, 
bis fie rechtäfräftig für ungiltig erklärt worden ift. 

3. In bem Streit über die Bertheilung des Erlöjes au der Zwangs— 
veriteigerung der früher gemeinichaftlichen Liegenſchaften zwiſchen ben 
Gläubigern des Theilungsgenoffen, dem das Alleineigenthum zugetheilt 
worden war, fann jeitend des einen Gläubigers, der gleichzeitig auch Gläu— 
biger des Mündels ift, namens desjelben die Theilung wegen Nichtbe- 
obachtung der vorgeichriebenen Förmlichkeiten nicht angefochten werden. 

4. Widerflage 88 33, 253 C. P.O. — Nrreitbefehl und deſſen Boll: 
ziehung durch Überichreibung $ 32 des Geſetzes vom 30. April 1880, 

(Ürtheil des Oberlandesgerihts Colmar (Il. Senat) vom 16. Mat 
1837 i. ©. &. g. Wwe SL) 

Anfangs Juni 1881 erhob der Bankier Levy gegen die 
Wittwe Reibel in eigenem Namen und als Bormünderin ihres 
Sohnes Emil R. Klage zum Landgeriht E. auf Zahlung von 
3600 M. nebt Zinjen. Die Klage wurde gejtügt gegen Emil 
N. auf die Unterfchlagung der eingeflagten Summe und gegen 
die Wwe. N. auf die Uebernahme der Bürgſchaft Für die Rück— 
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zahlung der unterichlagenen Gelder und auf Art. 1354 B. G. B. 

Am 22. des genannten Monats erwirkte 2. gegen die Wwe. 
und den Emil R. den dinglichen Arreit in deren beiwegliches 
wie unbewegliches Vermögen. Der Arreitberehf wurde an dem— 
jelben Tage noch überjchrieben. 

Das Landgericht erfannte durch Urtheil vom 17. Februar 
1882 gegen Emil R. dem Klageantrage gemäß, wies dagegen 
die Klage gegen die Wwe. R. ab. Durch Urtheil des Ober- 
landesgericht3 vom 10. Juli 1882 wurde indeß auch gegen die 
Wwe. R. die Klage zugeiprochen. 2. nahm am 18. letztge— 
nannten Monat? auf Grund der beiden Urtheile Eintragung 
gegen Mutter und Eohn R. Nachdem Aufhebung der ober- 
landesgerichtlichen Entichetdung durch Urtheil des Reichsgerichts 
vom 16. Februar 1883 erfolgt war, erging abermalige Ber: 
urtheilung der Wwe. R. durch Erkenntniß des Oberlandesge- 
richt vom 28. Mai 1883. Nach Zurückweiſung der Revifion 
nahm 2. unter dem 22. September 1834 von neuem Ein- 
tragung. 

Das Landgericht, in II. Inftanz erfennend, hob durch Ur- 
theil vom 18. Mat 1386 auf den Wideripruch der Wwe. R. 
den Arrejtbefehl vom 22. Juni 1881 auf. 

Zwiſchen den Eheleuten Reibel hat Errungenfchaftsgemein- 
haft beitanden, und hat der Ehemann furz vor feinem Tode 
feiner Ehefrau duch Schentung vom 16. Juni 1875 ein Biertel 
jeines geiammten Vermögens zum vollen Eigenthum und ein 
Viertel zur Nupniefung zugewendet. Am 6. September 1881 
ſchritt die Wwe. N. mit dem Nebenvormund des Emil R., dem 
einzigen Erben jeines Vaters, zur Liquidation vor Notar, eine 
Ueberweilung des Aftivs wie des Paſſivs der Gütergemeinjchaft 
und des Nachlafies des N. an die Wittwe fand indel nicht 
itatt, war aber beabfichtigt, und erfolgte durch die jogenannte 
Lictationsabtretung vom 12. September 1882, welche abge- 
Ichlojjen wurde zwijchen der Wwe. R. und dem Xaver R., letz— 
terer handelnd ala Bevollmächtigter des inzwiichen emanzipirten 
Emil R. und gleichzeitig als deſſen Curator. Die Wittwe R. 
erhielt in Deckung ihrer Eriaganjprüche für ihr verfauftes Son- 
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dergut und für bezahlte Schulden der Gütergemeinichaft und 
des Nachlafjes des Ehemannes R. die zu der Gütergemeinſchaft 
und dem Nachlafje gehörigen Liegenjchaften zum Alleineigen- 
thum abgetreten, verpflichtete fi) dagegen zur Herauszahlung 
einer beftimmten Summe an ihren Sohn Emil. Der Familien— 
rath verweigerte indeß der Auseinanderjegung die Genehmigung, 
weil die Liegenjchaften nicht zu dem wahren Werthe abgejchägt 
jeien. 

Die Wittwe R. empfing am 20. September 1881, alio 
furze Zeit nach der oben erwähnten Liquidation, von der Wittwe 
Klein ein Darlehen in Höhe von 8000 M. und jtellte 10 
Grundjtüde zum Unterpfand, von denen 2 zu ihrem Sonder: 
gute, 3 zur Gütergemeinschaft und 5 zum Nachlafje des R. ge- 
hörten. Für ihr Eigentum an den Grundſtücken der Güter: 
gemeinjchaft und des Nachlafjes ihres Ehemannes berief ſich die 
Wittwe R. auf bejagte Liquidation vom 6. September 1881. 
Die Wittwe Klein nahm auf Grund diejer Schuld» und Pfand— 
verichreibung vom 20. September 1881 am 27. dejjelben Mo— 
nat3 Eintragung, in der indeß die Wahl eines Wohnfiges für 
die außerhalb des Hypothefenamtsbezirkes wohnende Gläubigerin 
fehlte; Wohnfig wurde aber nachträglich am 10. Dftober des— 
jelben Jahres gewählt und am Rande jener Eintragung ver- 
merft. 

Die Wittwe Klein betrieb im Jahre 1883 gegen ihre 
Schuldnerin Wittwe R. die Zwangsvollitredung im die ihr zum 
Unterpfande gejtellten Grundftüde, die am 26. Dezember ge: 
nannten Jahres verjchiedenen Anfteigerern im Ganzen zu 9200 
Mark zugeichlagen wurden. Das Berjteigerungsprotofoll wurde 
am 1. März 1884 überichrieben. 

Im übrigen ergibt fi) der Sachverhalt aus den Gründen 
des Urtheils des Oberlandesgerichts, Die aljo lauten: 

Die Wittwe Klein, Wideripruchsflägerin und Berufungs- 
beffagte, hat in Beitreibung der ihr gegen die Wittwe R. aus- 
weislich der Schuld» und Pfandverjchreibung vom 20. Sep- 
tember 1881 zujtehenden Forderung gegen dieje ihre Schuld» 
nerin 10 Grundjtüde laut des am 1. März 1884 überjchrie- 
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benen Berjteigerungsprotofoll8 vom 26. Dezember des vorher- 
gegangenen Jahres zur Zwangsverfteigerung gebracht und in 
dem über die Bertheilung des Steigerlöfes in Höhe von 9200 
Marf eröffneten Verfahren auf Grund jener Urkunde jowie der 
Eintragung vom 27. September und 10. Oftober 1881 ihre 
Forderung mit 8000 Mark nebjt Zinjfen und Koften ange- 
meldet. 

Der Wideripruch3beflagte und Berufungsfläger Levy hat 
gleichfalls angemeldet, und zwar auf Grund zweier Urtheile des 
Landgericht Colmar vom 17. Februar 1882 und des Ober- 
Landesgericht Colmar vom 10. Juli 1882, welche er gegen 
die Wittwe R. und deren Sohn Emil jammtverbindfich erwirft 
hatte, jowie auf Grund der Eintragung vom 18. feßtgenannten 
Monats und auf Grund der Weberjchreibung eines gleichfalls 
gegen Wittwe R. und Emil R. erwirften Arrejtbefehles vom 
22. Juni 1881 mit 3650 Mark nebit Zinfen und Koften. In 
dem vorläufigen Theilungsplarn vom 28. Juni 1884 wurde 
Levy vor der Wittwe Klein angewiejen, jedoch nicht für feine 
ganze geltend gemachte Forderung, jondern nur für den Betrag 
des Arrejtbefehles mit 4000 Marf nebſt Zinfen vom 26. De- 
zember 1883. 

Die Wittwe Klein erhob vor und in dem zur Erklärung 
über den Plan angejegten Termin vom 18. Auguft 1884 gegen 
den Plan injofern Widerſpruch, als derjelbe den zu Gunſten 
von Levy am 22. Juni 1881 vom Amtsgericht Schlettjtadt er- 
fafienen und an dem nämlichen Tage überjchriebenen Arrejt- 
befehl berüdfichtigt und für den Betrag desjelben dem genannten 
Levy vor ihr Anweiſung ertheilt hat. Diejelbe machte ihren 
Widerſpruch rechtzeitig mitteljt Klage geltend, welcher Klage in 
I. Inſtanz jtattgegeben wurde, und ift hiegegen die Berufung 
des Widerſpruchsbeklagten Levy gerichtet. 

Gegenüber den Auslaffungen des Levy, daß der Wiltwe 
Klein eine Hypothek nicht zuftehe, fragt es fi) nun zunächſt, 
ob die legtere zur Erhebung des Widerſpruchs gegen die An— 
weilung des Levy berechtigt ift. Dieje Trage muß bejaht 
werden. 
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Zur Betreibung der Zwangsvollftrefung in das unbewegliche 
Vermögen des Schuldners ift nicht blos der Hypothekargläu— 
biger, jondern auch jeder einfache Gläubiger befugt, da er em 
Recht auf Befriedigung aus dem Erlöje des Liegenichaftlichen 
Vermögens feines Schuldners hat, joweit der Erlös nicht von 
den Hnpothefargläubigern in Anſpruch genommen wird. Art. 
2092 uud 2093 B. G. B. 88 1, 5 und 26 des Gelehes vom 
30. April 1880. Auf den nach Anweilung der Hypothekar— 
gläubiger verbleibenden Reit des Steigpreijes kann demnach der 
betreibende Gläubiger, auch wenn er nur einfacher Gläubiger 
it, bis zum Belaufe feiner Forderung Anweiſung gegen den 
Anfteigerer begehren. Demgemäß wird danı auch in dem an 
die Bwangsveriteigerung ſich anfchließenden Vertheilungsver— 
fahren zufolge Beitimmung der SS 45 und 51-des Gejeges vom 
30. April 1880 der betreibende Gläubiger neben den einge 
tragenen Släubigern zur Aumeldung feiner Forderungen und 
nach Anfertigung des Theilungsplanes zur Einſichtsnahme des— 
jelben, zur Erklärung über denjelben und zur Erhebung eines 
etwaigen Widerſpruchs gegen denjelben aufgefordert. 

Die Wittwe Stlein hat nun, wie beveit3 bemerft, auf Grund 
der vollitreefbaren Schuldverichreibung vom 20. September 1881, 
wonach ihr die Wittwe N. aus einem Darlehn unbestritten die 
angemeldete Summe jchuldet, gegen ihre Schufdnerin den 
Zwangsverfauf der fraglichen Grundſtücke betrieben. Sie er- 
Scheint daher als beireibende Gläubigerin nad) dem Voraufge— 
führten zur Erhebung des Widerjpruchs berechtigt. 

Dieje Befugniß muß ihr indeß auch noch aus dem Grunde 
zuerfannt werden, weil jie bezüglich der bir in Rede ftehenden 
Liegenichaften, wenigitens zur Zeit noch, die Eigenschaft ala 
Hppothefargläubigerin in Anſpruch nehmen kann. Die Net 
mäßigfeit der Forderung der Wittwe Klein gegen die Wittwe 
R. aus dem Darlehn, worüber die Schuld» und Pfandver— 
Ichreibung vom 20. September 1881 lautet, wird feitens des 
Levy anerfannt. Der aus der Unterlafjung der Wahl eines 
Wohnfiges hergeleitete Mangel der Eintragung vom 27. Sep 
tember 1881 ift, wie der erjte Richter zutreffend ausgeführt 
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hat, durch den am 10. Oftober genannten Jahres am Rande 
jener Eintragung erfolgten Zujag gehoben. Von den 10 der 
Wittwe Klein ‚zum Unterpfande beitellten Grundjtüden gehörten 
die Grundſtücke Nr, 10 und ein Theil des Grundſtücks Nr. 2 
unbejtritten zum Sondergut der Schuldnerin Wittwe RN. Das 
Unterpfandsrecht der Wittwe Klein an Diejen beiden Grund— 
ſtücken kann Ddemmach nicht im Zweifel gezogen werden. Die 
übrigen Grundjtüde gehörten theils zu der zwiichen den Che: 
leuten R. beftandenen Errungenichaftsgemeinichaft, theils zum 
Eondergut des Ehemannes Joſef R. Der Lebtere hat 3 Tage 
vor jeinem Tode durch Schenfung vom 16. Juni 1875 feiner 
Ehefrau ?/, jeines geſammten Nachlaſſes zum vollen Eigenthum 
und !/, zur Nutznießung angewandt. Dieje Grundftüde ſtanden 
daher nad) dem Tode des Ehemannes R. im Miteigenthum 
jeiner Wittive und feines im Jahre 1863 geborenen Sohnes 
Emil R, feines einzigen Erben. Durch die Liquidation vom 
6. September 1881 zwiſchen der Wittwe R. einerjeit3 und dem 
Xaver NR. als Nebenvormund des Emil R. auderjeitS und durch 
die fich hieran anichliehende jog. Lirttationsabtretung vom 12. 
September 1882 zwiichen der Wittwe N. einerjeit3 und dem 
genannten Xaver R. als Bevollmächtigten des inzwiichen eman- 
ibirten Emil R. und gleichzeitig als deſſen ernannten Pfleger 
anderjeits gingen die erwähnten Liegenichaften in das Alleine 
eigentgum der Wittwe N. über. Diefe Auseinanderſetzung und 
Zutheilung der gemeinjamen Liegenichaften an die Wittwe N. 
hat zwar weder die Genehntgung des Familienraths des Emil 
R. noch die Beitätigung des Gerichts erhalten, allein Hierdurch 
ihre Mirfiamfeit nicht verloren; fie it wegen Nichtbeobachtung 
der zum Schuße der Mündel vorgeichriebenen Förmlichkeiten 
nicht als völlig wirkungslos und als nicht bejtehend zu be= 
trachten, jondern nur ſeitens des Em R. anfechtbar. (Art. 
1125, 1304, 1311, 1314 B. G. B. $$ 1 flg. u. 16 des Gejehes 
vom 1. Dezember 1873, betr die aufergerichtliche Theilungen 
u. ſ. mw.) und bejteht demnach fort, bis fie rechtäfräftig für un— 
gültig erflärt worden it. (Vgl. Enticheidung des Neichsgerichts 
Bd. XII. ©. 332; Zachariä-⸗Dreyer Bd. I. $ 113 Note 31 und 
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11. $ 337, Note 7). In dem gegenwärtigen Streite, der ledig: 
(ih zwiichen der Wittiwe Klein und dem Levy ſchwebt und zwar 
über den Widerfpruch der Eriteren gegen Die Anweiſung des 
Letzteren, kann aber die Frage nad) der Ungültigfeit der be 
fagten Auseinanderjegung nicht zum Austrag gebracht werden, 
weil Dies nur zwiſchen den Vertragsparteien, der Wittwe R. 
und ihrem inzwiichen großjährig gewordenen Sohne Emil, ge 
ichehen fan. Bon diejen ſteht aber weder die Eine noch der 
Andere als Partei in dem gegenwärtigen Prozeſſe. Zur Zeit 
muß daher davon ausgegangen werden, daß die fraglichen Liegen- 
ichaften durch die erwähnte Auseinanderjegung Alleineigenthum 
der Wittwe R. geworden find, zumal da die nachträgliche Be 
jtätigung der Auseinanderjegung vom 6. September 1881 und 
12. September 1882 durch den inzwilchen im Jahre 1884 
mindig gewordenen Emil R. gemäß Art. 1338 BGB. nidt 
ausgeichlofien ift. Hieraus folgt aber weiter, daß der Pfand— 
beitellung vom 20. September 1881 auch injofern, als fie die 
nicht zum urjprüngfihen Sondergute der Wittwe angehörigen 
Liegenschaften zum Gegenftande hat, Wirkſamkeit zuzuerkennen 
it. Die Wittwe Klein ift ferner auf die Schuld- und Pfand: 
verjchreibung vom 20. September 1881 und die Cintragung 
vom 27. desjelben und 10. des folgenden Monats als Hypo- 
thefargläubigerin angewiejen worden und ihre Anweiſung von 
feiner Seite einem Widerſpruch begegnet, jo daß ein ſolcher ge 
mäß $ 51 des Geſetzes vom 30. April 1880 fürderhin ausge 
ſchloſſen erjcheint. 

Levy hat indeß unter Berufung auf den dinglichen Arreit 
in das bewegliche und unbewegliche Vermögen der Wittwe R. 
vom 22. Juni 1881, die Ueberſchreibung des Arreftbefehles vom 
nämlichen Tage und die Beitimmung des $ 32 des Geſetzes 
vom 30. April 1880, wonach jede der Weberjchreibung nad) 
gängige Hypothekenbeſtellung jeitens des Arreſtſchuldners dem 
Erwirfer des Arreftbefehls gegenüber ohne verbindliche Kraft 
bleibt, Anweifung vor der Wittwe Klein begehrt und erhalten 
In der Anweiſung des Levy vor der Wittiwe Klein Tiegt dem: 
nach eine Berfagung der Wirkung, welche dem nicht beftrittenen 
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und nicht beſtreitbaren Unterpfandsrecht der Wittwe Klein an 
und für ſich zukommt; es kann ihr mithin nicht verwehrt ſein, 
das Hinderniß, welches in Geſtalt des Arreſtbefehls der vollen 
Wirkung ihres Unterpfandsrechts entgegenjteht, zu befämpfen, 
was eben im Wege der Widerjpruchsflage zu gejchehen hat. 

Nach alledem kann die Berechtigung der Wittwe Klein, 
gegen die Anweilung des Levy Widerjpruch zu erheben, nicht 
in Zweifel gezogen werden. 

Was nun den Widerjprud) ſelbſt anlangt, jo ericheint der— 
jelbe begründet. Die dem Levy auf Vorrang vor der Wittwe 
Klein in dem Plane ertheilte Anweiſung beruht lediglich auf 
dem Arreftbefehle vom 22. Juni 1881, deilen Ueberichreibung 
von demjelben Tage und der Beltimmung des $ 32 des Ge- 
fees vom 30. April 1880. Der Bertheilungsrichter hat näm— 
(ih) dag von Levy in Anſpruch genommene gerichtliche Unter- 
pfandsrecht zurückgewieſen und mit Recht, da das die Wittwe 
R. verurtheilende Erkenntniß des Dberlandesgericht3 vom 10. 
Juli 1882 durch reichsgerichtliche Entiheidung vom 16. Februar 
1883 aufgehoben und damit die auf Grund jenes Urtheils 
gegen die Wittwe R. am 18. Juli 1882 genommene Eintragung 
hinfällig geworden war. 

Der erwähnte Arreftbefehl ift nun aber durch rechtsfräftiges 
UÜrtheil des Landgerichts Colmar vom 18. Mai 1886 aufge: 
hoben worden; damit hat aber auch die Ueberjchreibung deſſelben 
ihre Wirkung verloren. Die Ueberichreibung Hat zudem die im 
dem $ 32 des Geſetzes vom 30. April 1880 bezeichneten 
Wirkungen überhaupt nicht erzeugt, weil der Arreftbefehl nicht 
vor der Vollziehung, d. i. der Ueberjchreibung dem Schuldner 
zugeftellt worden war. (Bergl. 35 671 und 808 der C. P.O.) 
Demnach entbehrt die bejtrittene Auweiſung des Levy jeder 
rechtlichen Grundlage. 

Levy hat zwar bei dem Oberlandesgericht am 28. Mat 1883 
gegen die Wittwe NR. ein objiegendes Urtheil erwirkt und nad) 
Zurüdweifung der dagegen eingelegten Reviſion unter dem 
22. September 1884 Eintragung genommen, allein dieje Ein- 
tragung fonnte gemäß Art. 6 des VE vom 

Juriſt. Beitihr, f. Elfaß-Rothringen XII. 
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23. März 1855 die hier in Rede ftehenden Grundſtücke nicht 
mehr treffen, da das Verfteigerungsprotofoll vom 26 Dez. 1883 
bereit3 am 1. März 1884 überfchrieben worden war. Lleber- 
dies hat Levy feine Anmeldung nicht auf dieſe Entſcheidung 
und Eintragung geftüßt. 

Die Anweiſung der Wittwe Klein auf Grund der Schuld» 
und PBfandverjchreibung vom 20. September 1881 und der 
Eintragung vom 27. dejielben und 10. des folgenden Monats 
hat weder jettens des Levy noch jeitend der Schuldnerin 
Wittwe R. einen Widerjpruch erfahren; fie kann daher in ihrer 
Nechtsbeftändigfeit jegt nicht mehr von Levy bejtritteu werden, 
mag er nım als Gläubiger der Wittwe N. In eigenem Namen 
oder auf Grund des Art. 1166 BGB. im Namen und an 
Stelle dieſer jeiner Schuldnerin auftreten, $ 51 des Geſetzes 
vom 30. April 1880, 

Der Wideripruchsbeflagte Levy nimmt demmach für jene 
Forderung gegen die Wittwe NR. der Widerſpruchsklägerin 
Wittwe Klein gegenüber mit Unrecht den Vorrang in Anſpruch 

Der weitere Verſuch des Levy das für ihm ungünftige 
Ergebnig im Wege der Widerflage zu befeitigen, muß gleich— 
falls als verfehlt bezeichnet werden. 

Die Widerklage auf Feitjtellung, daß das Zwangsvoll— 
ſtreckungs- und das Bertheilungsverfahren nur bezüglid der ? 
aus dem Sondergut der Wittwe N. ſtammenden Grundſtücke 
rechtswirkſam jeten, begründet Levy mit der Aufjtellung, die 
Berjteigerung vom 26. Dezember 1883, joweit fie die zur 
Gütergemeinjchaft der Eheleute R. und zu dem Nachlafje des 
Ehemannes R. gehörigen Grunditüde zum Gegenitande habe, 
jet zufolge der Beitimmung des Art. 1599 B.G.B. nichtig, da 
die Auseinanderjeßung vom 6. Sept. 1881 und 12. Sept. 1852 
wegen Nichtbeobachtung der vorg.ichriebenen Förmlichkeiten der 
Witwe R. das Allerneigenthum an jenen Grunditiden nicht 
verjchafft habe, dieje Grundſtücke vielmehr gemeinſames Eigen 
thum der Wittwe R. und ihres Sohnes Emil verblieben ſeien 
und demnach ſeitens der Wittwe Klein als Gläubigerin der ges 
nannten Miteigenthümerin nicht zur Verjteigerung hätten ge: 
bracht werden fünnen. 
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Das eben erwähnte Begehren fann indes Levy weder in 
eigenem Namen als Gläubiger der Wittwe R., noch auf Grund 
de3 Art. 1166 B.G.B. in deren Namen und an deren Statt 
itellen. Denn er jowohl wie jeine Schuldnerin find mit Ein» 
wendungen und Wideriprüchen gegen das eine wie andere Ver— 
fahren ausgejchlojten. SS 19 u. 51 des Geſetzes vom 30. April 
1880. Es fehlt aber aud) dem Levy als Gläubiger der Wittive 
R, wie dieſer jelbit die Befugniß wie das Intereſſe, aus dem 
Rechte eines Dritten, nämlich) des Emil R., die Umvirkjamfeit 
jener Verfahren geltend zu machen, Ebenfowenig kann Levy 
jenes Begehren unter Berufung auf den Art. 1166 B.G.B. als 
Gläubiger des Emil R. Namens dejjelben jtellen, weil dieſer in 
dem gegemvärtigen Prozeſſe nicht Bartei ift und eine Wider- 
Klage, jet es mun die des S 33 oder die des $ 253 der EMO. 
nur von dem Beklagten erhoben werden kann. Zudem würde 
aber auch, wie ſchon erwähnt, die Frage nad) der Ungültigfeit 
der jtreitigen Auseinanderjegung jedenfalls nicht ohne Zuziehung 
des andern Bertragstheiles, der Wittwe R. zum Austrag ges 
bracht werden fünnen. Eine Zuziehung der Wittwe R. zu dem 
gegenwärtigen, lediglich zwifchen der Wittwe Klein und dem 
Levy jchwebenden Prozeſſe hat aber jeitens des Levy nicht ſtatt— 
gefunden. Eine Nichtigkeitserflärung der jtreitigen Auseinander— 
Vehung würde überdies noch nicht ohne Weiteres die Unwirk— 
jamfeit des Zwangsvollitredungs= und des VBertheilungsverfahrens 
zur Folge haben, da dieſe nur dann und imjoweit eintreten 
würde, wein und als bei der nad) ausgeiprochener Nichtigkeit 
nothwendigen Theilung der fraglichen Liegenichaften dieje in das 
Loos des Emil R. fallen würden, was bei der Höhe der Er: 
Jaanjprüche der Wittwe NR. gegen die Gütergemeinſchaft und 
den Nachlaß ihres Mannes nicht im mindeſten wahricheinlich er— 
Iheint. (Bol. auch Entjcheidungen des Reichsgerichts Bd. XII. 339.) 

Für den untergebens eingetretenen Fall der Ablehnung 
des eben behandelten Widerflageantrags begehrt Levy weiter im 
Wege der Widerflage feitzuitellen : 

a) Daß die Liquidation vom 6. September 1881 und die 
Licitationsabtretung von 12. September 1882 nichtig ſind und 
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Eigentum an den Liegenjchaften der Gütergemeinjchaft R. und 
des Nachlaffes R. auf die Wittwe NR. nicht übertragen haben; 

b) daß die Hypothefenbeftellung vom 20. September 1881 
nur bezüglih der 2. Sondergüter der Witwe R. rechtswirl- 
ſam it; 

c) daß die Hypothefareinjchreibungen vom 27. September 
und 10. Dftober 1881 nichtig, äußerst eventuell nur bezüglid 
der 2 Sondergüter wirffam find und für diefen Fall Berichtiigung 
des Theilungsplanes dahin, zu verordnen, dab Wittwe Klein 
nur auf diefe beiden Grundſtücke Anweiſung erhalte. 

Was nun zunächit den Antrag auf Vernichtung der Theilung 
jo kann der Widerfläger Levy dieſe weder begehren im Namen 
und ;an Stelle feiner Schuldnerin Wittve R., weil dieſe ſich 
nicht als Partei in dem gegenwärtigen Prozeſſe befindet und 
zudem die Nichtigkeit der Theilung nur feitens des Emil R. 
geltendgemacht werden fann, noch im Namen und an Stelle 
jeines Schuldners Emil R., weil auch dieſer in dem gegen 
wärtigen Brozeffe nicht Partei ift und überdies über die 
Niehtigkeit der Theilung nicht außer Gegemvart der Witte R. 
erfannt werden fann. 

Iſt es aber einerjeits dem Beklagten Levy in dem Streite 
mit der Wittwe Klein nicht geitattet, im Wege der Widerflage 
und außer Gegenwart der bei der fraglichen Auseinanderjegung 
zunächſt Betheiligten eine Entſcheidung zu begehren, und ilt 
andrerjeit3 die Auseinanderjegung troß des Mangels der Ge 
nehmigung durch den Familienrath des Emil R. und der Be 
ftätigung durch das Gericht ins Daſein getreten und nur jeitens 
des Emil R. anfechtbar, jo muß untergebens davon ausgegangen 
werden, daß die Auseinanderjebung, wenigjtens zur ‚Zeit, zu 
Recht beiteht und auf Seiten der Wittwe R. Alleineigenthum 
begründet hat. Hieraus ergibt fich dann aber weiter, daß die 
Widerflage auch injofern Berücjichtigung nicht finden kann, al 
fie auf Nichtigfeitserflärung der Hypothekenbeſtellung vom 
20. September 1881 gerichtet ift. Indeß einmal unterjtellt, 
die Auseinanderjegung jei ungültig, jo würde dies allerdings 
zur Folge haben, daß die fraglichen Liegenichaften als zwiſchen 
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Wittwe und Sohn R. gemeinschaftlich betrachtet werden müßten. 
Unter dieſer Vorausfegung würde aber der Emil R. und 
mithin in feinem Namen auch’ fein Gläubiger Levy 
die von der Wittwe R. ausgegangene Hypothefenbeitellung von 
den lediglich in ihrem Miteigenthum jtehenden Liegenjchaften 
nur dann al3 nichtig angreifen fünnen, wenn diefelben in fein 
2003 gefallen wären. 

Die Widerklage auf Nichtigfeitserflärung der zu Gunften 
der Wittwe Klein erfolgten Einjchreibungen entbehrt daher der 
Begründung. 

Demnach erjcheint die Enticheidung des 1. Richters — die 
der Wittwe Klein den Vorrang zuerfannte und die Widerflage 
de3 Levy abwies — gerechtfertigt. 

Erweiſt ſich nach den vorjtehenden Erörterungen einerjeitg 
der von Levy für jeine Forderung gegen die Wittwe AR. in 
Anipruch genommene Vorrang als hinfällig und bejteht andrer- 
jeitö die Anweiſung der Wittwe Klein zu Recht, jo muß nicht 
minder das von Levy äußerſten Falls geftellte Begehren einer 
verhältnigmäßigen VBertheilung des in der BVerfteigerung vom 
26. Dezember 1883 erzielten Erldjes des früher zwiichen der 
Wittwe R. und dem Sohne R. gemeinfamen Grundgüter zurüd- 
gewiejen Werden. 


105. Getheiltes Verlagsrecht. 


Der Art. 11 der Uebereinkunft vom 19. April 1883 hat die Bedeu—⸗ 
tung, dab Muſikſtücke aus dem franzöfiigen Verlage in Eljaß-Lothringen 
nicht mehr verkauft werden dürfen, obmohl das Verlagsrecht vor dem 
Kriege für das ganze damalige Staatögebiet Frankreihs Geltung hatte. 

(Beihluß des D.L.G. Colmar (Strafienat) vom 2, April 1887). 

Der am 10. März 1870 zu Leipzig geftorbene Komponift 
Ignaz Mofcheles Hatte im Jahr 1845 das ausfchliefliche Ver— 
lagsrecht gewiſſer Mufifalien für alle Länder, mit Ausnahme 
von Frankreich und England, an Fr. Kifter in Leipzig über- 
tragen. Diefe Firma erfuhr, daß eines jener Werfe in der bei 
Benoit aind in Paris erjchienenen Ausgabe in Straßburg feil- 
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gehalten werde. Deshalb jtellte fie gegen den Muſikalienhändler 
L. M. in Straßburg Antrag auf Strafverfolgung. Der Ange: 
ſchuldigte wurde nach beendigter Vorunterfuhung durch Bes 
ihluß der Straffammer außer Verfolgung gelegt. Auf jofortige 
Beichwerde der als Nebenfläger zugelafienen Inhaber der Firma 
Fr. Kiftner erging folgender Beſchluß: 

In Erwägung, daß die Mufifalienhandlung Fr. K. bezüg: 
ih des Werkes Nr. 70 von Ignaz Mojcheles (Studien für 
das Pianoforte) nad) Ausweis der Beicheinigung vom 8. Jar. 
1845 für alle Länder, mit Ausnahme von Frankreich) und Eng 
land, das ausschließliche Verlagsrecht erworben hat; 

daß die Theilung des Verlagsrechtes nad) Ländern durd 
die Verſchiedenheit der betreffenden Geſetzgebungen und aud 
durch Rückſichten auf die Abjaygebiete erflärt wird; 

daß daher, wenn Ignaz Mojcheles das Verlagsrecht an 
dem bezeichneten mufifalischen Werke für Deutichland und andere 
Länder an Fr. K. und für Franfreih an eine Pariſer Muſi— 
falienhandlung übertrug, der vermuthliche Wille aller Bethei- 
ligten dahin ging, daß bei einer Aenderung der Landesgrenze 
nicht die alten, jondern die neuen Grenzen den Umfang de 
beiderjeitigen Verlagsrechts beſtimmen jollten ; 

dag mithin der Pariſer Verleger, wie er durch Vereinigung 
von Savoyen und Nizza mit Frankreich eine Erweiterung, jo 
durch Abtretung von Elſaß-Lothringen an Deutichland eine Ein- 
ichränfung feines Abjapgebietes erfuhr, und in entjprechender 
Weile das Necht des Hauptverlegers Fr. Kijtner bei der erit- 
genannten Aenderung der Landesgrenzen Frankreichs eingefchränft 
und bei der anderen erweitert wurde; 

daß hiernach das Necht zur Verbreitung des bezeichneten 
muſikaliſchen Werkes in Eljaß-Lothringen nicht mehr dem fran- 
zöfiihen Werleger, wohl aber der Firma Fr. K., und zwar 
diefer ausschließlich, zufteht ; 

daß nach Art. 11 der Uebereinfunft vom 19. April 1883 
die in Frankreich erichienenen Auzgaben des Werfes in Elſaß— 
Lothringen nicht mehr verkauft werden dürfen, und die Ein 
führung der franzöfiichen Ausgabe in Elſaß-Lothringen als Ver- 
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breitung von Nachdruck anzuſehen und zu behandeln iſt, obwohl 
die Vorſchrift des zweiten Abſatzes von Art. 11 weder von 
dem franzöfiichen, noch von dem deutichen Verleger befolgt 
wurde; 

daß hiernach $ 25 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 ent- 
iprechende Anwendung finder ; 

daß der erjte Abſatz Diejes Paragraphen ein vorjäßliches 
Handels vorausiegt, und in dieſer Beziehung genügende Ver: 
dachtsgründe gegen den Angejchuldigten nicht vorliegen; 

daB dagegen dem Antrage bezüglich der Beichlagnahme 
und Einziehung der bei dem Angejchuldigten vorfindlichen 
Erempfare der Pariſer Ausgabe nach Art. 11 der Ueberein- 
funft vom 19. April 1883, in Verbindung mit $ 25 Abi. 2 
$ 21, $ 26 Abi. 2, 8 27, 8 36, 8 45 des Gel. v. 11. Juni 
1870 und SS 94, 477 der StPO. zu entiprechen ift; 

a. d. Gr. 

wird angeordnet, dab die in dem Gewahrjam des Mufifalien- 
händlers Lazarus MW. zu St. befindlichen Eremplare der im 
Berlage von Benoit aine zu Paris erichtenenen Ausgabe des 
mufifaliichen Werfes Nr. 70 von Ignaz Mofcheles in Beſchlag 
zu nehmen find, und daß zur Verhandlung und Enticheidung 
über Einziehung dieſer Gegenftände ein KHauptverhandlunggs 
termin der Straffammer des Landgerichts St. anzujegen iſt. 


106. Sind die Amtsgerichte zur Ernennung eines Ku— 
rators im Sinne des $ 62 des Neihsbeamten-: 
gejeßes zujtändig ? 
(Ürtheil des Landgeriht Meg vom 2. Nov. 1886 i. S. K. g. Staatd: 
anwaltichaft). 

Im Sahre 1885 wurde gegen den Hauptzollamtsafliitenten 

K. in M. ein Disziplinarverfahren wegen jchwerer jchriftlicher 
Deleidigungen jeiner Vorgejegten eingeleitet. Durch Erfenntnif 
vom 9. Januar 1886 ſprach die Disziplinarfammer für Loth- 
ringen den Angefchuldigten frei, weil fie annahm, daß derjelbe 
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bei der Abfaſſung der die infriminirten Beleidigungen enthalten- 
den Schriftjtüde im Zuſtande völliger Unzurechnungsfähigkeit 
gehandelt Habe. Der Generaldireftor der Zölle und indirekten 
Steuern, der Vorgejebte des K. beſchloß nunmehr, gegen Dielen 
das Verfahren auf zwangswetie Verfegung in den Ruheſtand 
wegen Schwäche feiner geijtigen Kräfte einzuleiten und richtete 
zunächſt am 26. Februar 1884 ein Geſuch an das fat. Amts— 
gericht M., worin er beantragte, dem K. einen Kurator im 
Sinne des $ 62 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 
zu bejtellen. Das Amtsgericht berief einen Familienrath, welcher 
fid) für die Beitellung eines Kurators ausſprach, theilte jodann 
die Akten der kaiſerlichen Staatsanwaltſchaft beim Landgericht 
M. mit, welche erklärte, dem Antrage des kaiſerl. Generaldirefors 
der Zölle und indirekten Steuern zuzujtimmen und erließ am 
17. Juli 1886 einen Beichluß, laut dejien der Hauptzollamtss 
aſſiſtent F. in M. zum Kurator des K. im Sinne des Reich 
beamtengejeßes ernannt wurde. 

Gegen diejen Beihluß erhob K. die Anfechtungstlage zum 
Landgericht M, womit er dejjen Aufhebung beantragte, weil 
das Amtsgericht weder die Vorschriften der Civilprozeßordnung 
betreffend das Emtmündigungsverfahren, noch diejenigen des 
B.G. B. betreffend die Anterdiftion beobachtet, insbejondere weder 
den K. perjönlich vernommen, noch Sachverjtändige über defien 
gegenwärtigen Geifteszujtand gehört habe. Das Landgeridt 
hob den amtsgerichtlichen Beichluß auf und legte die Koſten 
der Staatskaſſe zur Laft, indem es davon ausging, daß das 
Amtsgericht zur Beitellung eines Kurators im Sinne des $ 62 
a. a. D. nicht zuftändig geweien jet. In den Gründen ift hier 
über Folgendes ausgeführt: 

Nachdem der $ 61 a. a.D. verfügt hat, daß ein Beamter 
welcher . . . . wegen Schwäche feiner fürperlichen oder geiftigen 
Kräfte zur Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig if, 
in den Ruheſtand verjegt werden foll, regeln die 88 62, jlg, 
das Verfahren, in welchem die zwangsweije Benfiontrung jtatt- 
zufinden hat. Diejes Verfahren iſt ein adminiftratives und es 
ist jelbft gegen die ergehenden Enticheidungen der Rechtsweg 





vu, - 


Auflöfungsklage. Konkursverfahren. 385 


nicht zuläffig. Hätte nun auf Seiten des Gejegebers die Abjicht 
beitanden, den Gerichten eine Mitwirkung bei diefem Verfahren 
wenigitens infoweit zuzumweifen, daß man ihnen die Ernennung 
des nöthigenfall3 „bejonders zu bejtellenden Kurators“ ($ 62) 
übertrug, jo hätte e8 nahe gelegen, die ausdrüdfich zu jagen. 
Schon der Umstand, daß Lebteres nicht geichehen, ſpricht aljo 
gegen die Annahme, daß eine ſolche Abjicht beftanden habe. 
Diefe Annahme ſcheint aber noch aus einem anderen innern 
Grunde ausgeichlofien. Wenn den Gerichten die Ernennung 
des Kurators übertragen worden wäre, jo hätten fie dieſelbe 
nur unter Beobachtung der für fie maßgebenden gejeglichen 
Borichriften vornehmen dürfen, alſo nad) vorheriger Prüfung 
der Frage, ob der Geifteszujtand des betreffenden Beamten jeine 
gänzliche oder theilweije Entmündigung redhtfertige (55 598, 599 
DPD. bezw. die früher geltenden Art. 494, 496, 497 u. 499 
B.GB.) E3 würde dann aber der Fall haben eintreten fünnen, 
daß die Gerichte, indem fie dieſe Frage verneinten, die Pen- 
fionirung des Beamten, aljo eine Mafregel unmöglich machten, 
über deren Nothwendigkeit oder Zwedmäßigfeit die Verwaltungs- 
behörden ausjchließlich zu befinden haben. Dies kann von dem 
Geſetzgeber nicht gewollt fein. 


107. Die Art. 1184 u. 1654 BGB. find im Falle 
eines Konkurſes aufgehoben. 

(Urtheil des Landgerihts Metz vom 23, November 1886 i. ©, 
B. g. M.) 

Die Wittwe B. hatte durch notariellen Alt vom 11. No— 
vember 1880 bei der Aftiengejellichaft für Boden- und Kom— 
munalfredit in Straßburg ein verzingfiches, in 50 Anunitäten 
tüdzahlbares Darlehen von 14400 Mark aufgenommen und 
biefür ihr Wohnhaus in Unterpfand gegeben; das ganze Kapital 
jollte unter Anderem fällig und einforderbar werden, wenn 
die Schuldnerin länger als 6 Monate mit der Annuitäten- 
zahlung im Rückſtande bleiben oder das Pfandobjeft ganz oder - 
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theilweije veräußern jollte. Am 24. Dezember 1880 verfaufte 
die Wittwe B. das verpfändete Haus an ihre Tochter und 
ihren Schwiegerfohn, die Eheleute M., mit der Bedingung, dab 
diejelben in Anrechnung auf den Kaufpreis die gedachte Hypo: 
thefarjchuld der Verkäuferin übernehmen und der legteren auf 
Lebensdauer unentgeltlih Wohnung, Nahrung und Pflege ge 
währen, eventuell eine jährliche Rente entrichten und eine 
paſſende Wohnung ftellen jollten. Im April 1884 wurde über 
das Vermögen der Eheleute M. Konkurs eröffnet; im Laufe 
desjelben Hatte ein Konfursgläubiger die gedachte Hypothefar- 
Neftihuld gegen Subrogation in die Nechte der befriedigten 
Gläubigerin getilgt und jodann die ſämmtlichen Betheiligten: 
Wittwe B., Eheleute M. und den Konkursverwalter zur Zahlung 
der Annuitätenrüdjtände und Nüdzahlung des durch die BVer- 
äußerung des verpfändeten Haujes fällig gewordenen Kapitals 
auffordern laſſen. Die Witwe B. erhob demnächſt gegen die 
Konkursmaße M. auf Grund des Art. 1654 BGB. Klage 
auf Auflöfung des Hausfaufs vom 24. Dezember 1880 und 
Herausgabe des verfauften Hauſes. Die Klage wurde abge 
wiejen aus folgenden Gründen: 

„Die vorliegende Auflöjungsklage ſtützt fih auf die Be 
hauptung, daß die Ankäufer des fraglichen Haujes im Folge 
der über fie veihängten Konfurseröffnung außer Stande gejett 
feien, die durch den bezogenen Kaufakt der Klägerin gegemüber 
übernommenen Berbindlichkeiten zu erfüllen. Allein dieſer Um- 
ftand ift nicht geeignet, die Klage zu begründen und ift deß— 
halb eine Prüfung der Dagegen vorgebrachten Einwendungen 
unnöthig. Es findet nämlich hier der $ 21 K.O. Anwendung, 
wornach derjenige, welcher einen Vertrag erfüllt Hat, nicht be— 
rechtigt ift, die Rücdgabe feiner in das Eigenthum des Gemein: 
ſchuldners übergegangenen Leiftung deßhalb zu verlangen, weil 
in Folge der Eröffnung des Konfursverfahrens die Nichter— 
füllung einer Verbindlichkeit -eintritt. Vielmehr kann in einem 
ſolchen Falle die betreffende Partei, joweit ihr nicht ein Ans 
ſpruch auf abgejonderte Befriedigung zufteht, nur eine ‚For: 
derung wegen Nichterfüllung als Konkursgläubiger geltend 
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machen. Hiernach ijt, wie aus dem Entwurf der Gemein: 
Ihuldorduung S. 116 u. 117 hervorgeht, im Falle eines 
Konkurſes der Grundjag der Art. 1184 u. 1654 B.GB,, 
wornach der vertragstreuen Partei ein Rücktrittsrecht gegen 
die ſäumige zufteht, aufgehoben (vgl. auch v. Wilmowsfi, Kon- 
fursordnung 88 15 u. 21; v. Böldendorfi, KO. $ 21; 
Rheiniſches Archiv Bd. 72 II. 18). ’ 

Eine Ausnahme fann Hiernach nur aus anderen Gründen 
— VBertragsabrede über pactum reservati dominii, clausula 
cassatoria, Verzug des Gemeinjchuldners vor Eröffnung des 
Konkursverfahrens — Platz greifen. Dieje Vorausſetzung ift 
aber hier nicht zutreffend, namentlich ſind die geſetzlichen Vor— 
bedingungen eines auf Seiten der Gemeinſchuldner ſchon vor 
Ausbruch des Konkurſes eingetretenen Verzuges nicht gegeben, 
da die Nichtentrichtung der einen oder anderen der vereinbarten 
Annuitäten für ſich allein ohne Hinzutritt einer förmlichen 
Sommation einen zur Auflöſungsklage führenden Verzug nicht 
begründen kann. 

Hiernach iſt die Klägerin genöthigt, ihre Anſprüche wegen 
Nichterfüllung des ihr von den Gemeinſchuldnern gegebenen 
Alimentationsverſprechens wie wegen etwaiger Inanſpruchnahme 
Seitens des ſubrogirten Gläubigers aus dem Darlehensakte 
vom 11. November 1880 im Konkursverfahren geltend zu 
machen, aber nicht befugt, das verfaufte Haus aus der Konkurs— 
mafje zurüczuverlangen. Ihre Klage mußte deßhalb zurud- 
gewiejen werden. 


108. Eigentum an Quellen. Befugniſſe des Gigen- 
thümers. Beſchränkung derjelben durch Rechts— 
erwerb des tiefer gelegenen Grundeigenthümers. 

Verjährung. Feudalherrliche Konzeſſion. 
Der Anlieger eines fließenden Waſſers kann den Eigenthümer des 


Grundſtücks, auf welchem die betreffende Quelle entſpringt, an der Ab— 
grabung der letzteren nicht ſchon deshalb hindern, weil er das vorüber— 
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fließende Wafler 30 Jahre lang benützt hat. Die Gonceffionsertheis 
lungen ber früheren Feudalherren zu Gunsten der Triebiwerfäbefiger be 
rühren das Eigenthum an den Quellen nicht. 


(Urtheil des Landgerichts Meg, I. Civilf. v. 15. Februar 1887 i. ©. 
Schw. g. Gemeinde D.) 


Kläger iſt Eigenthümer einer im Kanton Diedenhofen ge 
fegenen Mühle, derey Betrieb durch einen Wafjerlauf ermöglicht 
wird, welcher fich bisher unter Anderem aus dem Abfluſſe von 
zwei in einer Entfernung von vier Kilometern von der Mühle 
liegenden perennirenden Quellen bildete; dieje Quellen entjpringen 
auf einem oberhalb der Landftraße zwiſchen Rangwall und 
Diedenhofen befindlichen Gelände an zwei verjchiedenen Stellen 
und jloß deren Waſſer bisher, der natürlichen Lage d98 Bodens } 
entiprechend, von jenem Gelände abwärts nach der gedachten 
Sträße hin, jodann vermittelt zweier eigens zu dieſem Zweck 
von der Straßenbauverwaltung aus Mauerwerk hergeſtelltet 
Durchläſſe unter der Straße hinweg nach dem jenſeits der— 
jelben gelegenen, von dem Rangwaller Bach durchzogenen Wiejen- | 
grumde, wo e3 von verjchiedenen Gräben aufgenommen und nad 
legterem Bache geleitet wurde. Dieſen Zuftand Hat nun die 
beflagte Gemeinde Diedenhofen im Laufe des Jahres 1886 ge 
ändert, indem fie zum Zwecke der Herjtellung einer neuen 
Wafjerleitung für die Stadt Diedenhofen die erwähnten Yändereien 
mit den darauf befindlichen Quellen zu Eigenthum erworben 
und die leßteren in zwei getrennt liegenden Brunnenjtuben ge 
faßt hat, von wo aus das Waller jener Quellen nebſt dem: 
jenigen aus anderen in der Nähe liegenden Uuellen mittel 
einer Rohrleitung nach Diedenhofen geleitet wird derart, daß 
dafjelbe bis auf ein Feines nicht nennenswerthe8 Quantum dem 
NRangwaller Bache und damit aud) der Mühle des Klägers ent 
zogen iſt. Lebterer behauptet nun, daß er, bezw. die Beſitz— 
vorgänger feiner Mühle auf das Wafjer der beiden Quellen 
ein Necht erworben hätten, welches durch die erwähnte Aenderung 
der Beflagten injofern beeinträchtigt jei, al3 jeiner Mühle da 
durch die Haupttriebfraft genommen und er genöthigt fei, die— 
jelbe durch Dampfkraft zu erjegen; er verlangt daher von der 
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Gemeinde Diedenhofen Erſatz des Schadens, der ihm durch 
diefe unbefugte Waſſerentziehung entitehe. 

Die Klage wurde zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Die beklagte Gemeinde iſt umnbefchrittenermaßen Eigen 
thiimerin derjenigen Grundſtücke, auf welchen die ftreitigen 
Quellen entipringen. Als Eigenthümerin des Grund und Bodens 
jteht ihr gemäß Art. 552 B.G.B. gleichzeitig auch das Eigen- 
tum an den leßteren zu. Iſt dies aber der Fall, jo kann fie 
— abgejehen von den dort erwähnten Ausnahmefällen — nad) 
Art. 641 a. a. D. über die ftreitigen Quellen nach Gefallen 
verfügen und den Abfluß derjelben beliebig ändern, auch wenn 
durch dieſe Aenderung den tiefer gelegenen Grund» und Mühlen» 
befigern die Votheile entzogen werden, welche diejelben infolge 
der bisherigen Abflußverhältniffe genojien haben. Ein Ent- 
ſchädigungsanſpruch kann ihnen nicht zuerfannt werden, weil 
jene Entziehung nicht widerrechtlich ift. 

Anders müßte fi) allerdings die Beurtheilung der Sache 
dann gejtalten, wenn der Kläger darzuthun vermöchte, daß er 
für den Betrieb feiner Mühle auf den Abfluß der ftreitigen 
Quellen einen Rechtsanſpruch erworben hätte: dann wäre das 
Verfügungsrecht der Beklagten über ihre Quellen durch diejen 
Anipruch beichränft und die Ausübung jenes Nechts nur inſo— 
weit zuläflig, al3 dem Rechte des Klägers dadurch fein Eintrag 
getchähe. | 

In dieſer Beziehung ftellt der Kläger nun zunächſt den 
Grudjag auf, daß eine Quelle, jabald fie zu einem perenniren= 
den Waflerlauf geworden, der freien Verfügung des Eigen- 
thümers entzogen jei, indem dann die den tiefer liegenden Grund- 
und Uferbefigern gemäß Art. 644 B. G. B. eingeräumten Nutzungs— 
rechte in Wirkſamkeit treten würden, die jener nicht beeinträchtigen 
dürfe. Diejer Sa ift aber gefjeglich nicht haltbar; er beruht 
auf einer fehlerhaften, daher unzuläffigen Vermengung des Ver— 
hältnifjes zwifchen dem Eigenthümer der Quelle und den tiefer 
gelegenen Eigenthümern einer- und des Verhältnifjes zwiichen 
den letzteren unter fich andererjeits. Der Gejebgeber hat dieſe 
ihrer Natur nach durchaus verfchiedenen Beziehungen jorgfältig 
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augeinandergehalten und das erjterwähnte Verhältnig im den 
Art. 641— 643, das andere dagegen in den Urt. 644 und 645 
a. a. D. geregelt. 

Aus den Beitimmungen der Art. 642 und 643 ergibt jid), 
daß der Gejeßgeber gerade jolche Duellen im Auge hat, welche 
auf die tiefer liegenden Grundſtücke abfliegen, mithin zu einem 
Waſſerlauf (eau courante) geworden find. Gleichwohl erachtet 
derjelbe dies allein noch nicht für ausreichend, um den Eigen: 
thümern der letzteren Nechte an der Duelle einzuräumen, auch 
wenn ihnen das Waſſer derjelben ſeit mehr ala 30 Jahren, ja 
jeit unvordenflicher Zeit beftändig zugeflofien und von ihnen 
benußt worden tjt. Vielmehr wird dazu noch weiter entweder 
ein Erwerb durch Berjährung im Sinne des Art. 642 oder der 
Nachweis der Vorausjegungen des Art. 643 erfordert. Es be- 
darf feiner Ausführung, daß der Kläger deßhalb, weil er nad 
jeiner Angabe jeine Gemeinde mit dem erforderlichen Mehl: 
bedarf aus jeiner Mühle verfieht, noch nicht die der Gemeinde 
nur unter bejtimmten, hier nicht vorliegenden Borausjegungen 
eingeräumten Nechte des Art. 643 auf unveränderte Beibehal- 
tung des bisherigen Wafjerlaufs der Bellagten gegenüber aus 
üben fann. 

Was weiterhin den behaupteten Erwerb durch .Berjährung 
anlangt, jo fehlt es hier vor Allem an dem Nachweis von Diejen 
Erwerb bedingenden Befighandlungen, die etwa von dem Kläger 
oder deſſen Rechtsvorgängern an den ftreitigen Quellen ausgeübt 
worden wären. In den von ihm bezeichneten Anlagen Fünnen 
jolche Befishandlungen nicht erblidt werden. Die das Waſſer 
der beiden Quellen zunächſt aufnehmenden Straßendurchläfie 
find unbeftrittenermaßen von der Straßenbauverwaltung erbaut 
und nur dazu beitimmt, das Waller unter der Straße abzus 
leiten. Die diefen Durchläfien ſich anschließenden und den Abs 
lauf des Quellwaſſers nac) dem Rangwaller Bache vermittelnden 
Gräben find nad) dem Ergebniß des Augenſcheins allem Anjchein 
nad) von den betreffenden Wiejenbefigern hergeftellt und unter: 
halten. Jedenfalls — und das iſt das Weſentliche — ann 
der Kläger nicht behaupten, daß fie von ihm, bezw. jeinen 
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Nechtsvorgängern herrühren und die Beltimmung haben, das 
Waſſer der ftreitigen Quellen jeiner Mühle zuzuführen. Endlich 
jteht dem Eigenthümer einer Quelle, welcher dag Wafjer der- 
jelben feinem natürlichen Laufe entiprechend nad) den tiefer ge— 
legenen Grundjtücen, wie ſolches hier der Fall ist, abfließen 
läßt, das Recht nicht zu, den Eigenthümern der lebteren die 
ihren Interejien entiprechende Benutzung des abfließenden Waſſers 
zu unterſagen (Art. 644) Aus dem Mangel eines Unter» 
jagungsrechtes folgt aber, daß weder die Miühlanlage  jelbit, 
noch die Mitbenugung des Abfluſſes der ftreitigen Quellen zu 
deren Betrieb einen zur Verjährung führenden Beſitz der letz— 
teren begründen kann. Es find dies jogenannte „actes de pure 
faeulte* im Sinne des Art. 2232 B.G.B., welche weder einen 
Beſitz noch eine Verjährung begründen. 

Nach den bisherigen Ausführungen it ein Erwerb durd 
Verjährung, weder nach) dem früheren Rechte, noch nach den 
Grundjägen de3 Art. 642 B.G.B. nachgewiejen und ijt deß— 
halb eine Prüfung der Streitfrage, ob die dort erwähnten An— 
lagen auf dem dienenden Grundjtüde vorhanden jein müſſen, 
oder ob es genügt, wenn Diejelben auf dem tiefer gelegenen 
Grundſtücke angebracht find, nicht nöthig, da auch Anlagen der 
(eßteren Art im gegebenen Fall mangeln. | 

Venn ferner auch der Auffaſſung beigepflichtet werden kann, 
wornach die von den früheren Feudalherrn kraft der ihnen zu— 
jtehenden Souveränitäts- oder Polizeirechte über die nicht Ichiff- 
baren Wajlerläufe ertheilten Konzeſſionen zu Gunſten der be= 
treffenden Triebwerfbefiger unentziehbare und durch die ſpätere 
Geſetzgebung unberührt gebliebene Rechte an ſolchen Waſſer— 
läufen begründet haben, jo beziehen ſich dieſe Rechte doch nur 
auf das Verhältnii der übrigen Wferbefiger, nicht aber auf das 
PVrivateigentfum an Quellen (vgl. Laurent, Bd. 7 Nr. 332, 
Demolombe Bd. 11 Nr. 65, 71.) Im gegebenen Fall iſt über: 
haupt nicht feitgejtellt und nicht einmal ein Beweis darüber 
erboten, day die Erbauung der klägeriſchen Mühle auf einer 
derartigen Konzejlion beruht. Dies würde aber, um zu Gunſten 
derjelben gleichzeitig auch Nechte an den jtreitigen Quellen zu 
begründen, nicht einmal genügen. 
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Endlich ift zwar richtig, daß der Eigenthümer einer Quelle 
das nach den tiefer gelegenen Grunditüden abfliegende Waſſer 
nicht duch Beimiſchung von jchädlichen Stoffen verderben darf, 
weil dies eine nach Urt. 640 B.G.B. unzuläffige Erjehwerung 
der dort erwähnten Servitut in fich jchließt. Daraus darf aber 
mit dem Kläger nicht gefolgert werden, daß dem Erjteren „um 
jo mehr die völlige Entziehung des Wafferabfluffes zum Nach— 
theile der tiefer liegenden Eigenthümer“ gejeglich verboten jei; 
durch die obigen Ausführungen über die Urt. 641, 642 und 
643 ift diefe Schlußfolgerung widerlegt. 

„Hiernad) mußte die Klage als unbegründet zurückgewieſen 
werden.“ 


B. Abhandlungen. 


36. Kurze Mitteilungen aus der Praxis. 
(Bon Herrn Reichsgerichtsrath Dr. Dreyer in Leipzig.) 
XXX. Art. 896 BGB. 


Die Verabredung in einem Ehevertrage, „daß der Längft- 
lebende berechtigt jein folle, alle vorhandenen Liegenſchaften des 
Berftorbenen um den inventariichen Anſchlag zu übernehmen, 
daß aber, wenn Finder aus der Ehe vorhanden find, die Liegen- 
Ichaften nach des Längjtlebenden Tod an dieje zurüdfallen müjfen,” 
fann ohne Rechtsirrthum für eine mit einer verbotenen Sub: 
ftitution belaftete Freigebigkeit erklärt werden. Urth. v. 
1. April 1887. 


XXXI Art. 1098, 1522, 1527 3.6.8. 


Im Ehevertrage war beftimmt: „Als Antheil am Gemein- 
ihaft3vermögen erhält die Braut oder deren Erben für jedes 
Jahr, jo lange die Ehe reſp. Gemeinjchaft bejteht, die Summe 
von 3500 fl. (6000 M.) Die Ehe hatte 24 Jahre gedauert und 
forderte deihalb die Wittme 144,000 M. Die erjtehelichen 
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Kinder verlangten Minderung gemäß Art. 1098 B.G.B. Das 
Reichsgericht hat (Urth. vom 1. April 1887) diefen Anjpruch für 
begründet erllärt: Bei der Berechnung, ob das Maß der nad) 
Art. 1098 zuläffigen Freigebigfeiten überjchritten jet, fommen 
nicht blos Schenkungen, ſondern aud) jolche Vortheile in Anjchlag, 
welche der jpätere Ehegatte durch den Vollzug der Beltimmungen 
des Ehevertrags erhalten hat, mit Ausnahme des Antheils an 
der hälftig zu theilenden Errungenſchaft. Art. 1527. Die 
Klaufel einer im Voraus zugejagten bejtimmten Abfindungsfumme, 
welche unter Art. 1522 fällt, iſt eine nad Art. 1098 der Min 
derung untenvorfene Zuwendung im Chevertrage jedoch nad 
Art. 1527 Abſ. 3 nur, ſoweit die angeiprochene Abfindung die 
Hälfte des Gemeinichaftsvermögens überfteigt. 


XXXI. Zu Art. 1184. BGB. 


Nach Art. 1184 fann der Richter die Bertragsauflöinng 
ausiprechen, wenn die Vertrags-Verletzung als eine wejentliche 
erachtet wird; em Verſchulden wird nicht voransgejeßt. 
Auch die Verurtheilnng des mit der Erfüllung in Verzug bes 
findlichen Gontrahenten zur vollftändigen Schadloshaltung iſt 
auszusprechen, ohne daß das Geſetz den Beweis eines beion- 
deren Verjchuldens verlangt; wohl aber kann ſich der Schuldner 
nach Art. 1147 von der Entjchädigungspflicht durd) den Nach— 
weis befreien, daß die Nichterfüllung von einer fremden Ur- 
jache, die ihm nicht zugerechnet werden kann, herrühre. Urth. 
v. 6. Mai 1887. 


XXX. Art. 1146. 1149. BGB. 

Ein Bau war fehlerhaft ausgeführt. Der Bauherr begehrte, 
ohne vorher die Aenderungen vorgenommen zu haben, als 
Schadenerja diejenige Summe, welche er hiefür werde aufwenden 
müſſen. Im Urth. v. 29. April 1887 ift hierüber gejagt: 
Mit Recht geht der Berufungsrichter davon aus, daß der zus 
zuiprechende Erſatz das ganze Anterefje des Bauherrn an der 
Vertragserfüllung in fich begreift (Art. 1146. 1149. B. G.B.) 
Es ift auch grumdfäglich nicht ausgejchloffen, diejenigen Koften, 
welche zur Herftellung des ‚vertragsmäßigen Zuftandes erfordert 
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werden, aber noch nicht verwendet worden find, als eine ſchon 
jett vorhandenen und jofort zu erjeßenden Schaden anzuſehen 
und injoweit wird an der Begründung der Enticheidung Dieles 
Senats vom 28. April 1880 €. 1. S. 413 feitgehalten; unter 
allen Umständen aber darf der zuzuſprechende Erjat den wirt: 
lihen Schaden nicht überfteigen und den Bejchädigten nicht 
auf Kojten des Unternehmers bereichern: Nach dem Urtheile 
des Berufungsrichters fol nun der Widerkläger den Betrag 
von 6667 M. zur völlig freien und beliebigen Verwendung 
erhalten, er könnte aljo die Reparaturen ganz unterlaffen oder 
dieſelben nur theilwetje ausführen; die Annahme aber, daß er 
dadurh mehr erhalten würde, als den von ihm mach dem 
Geſetze zu beanſpruchenden Erjag des Schadens wird durd 
die Begründung des Urtheils wicht ausgeſchloſſen. Daß näm- 
lih Widerfläger zur wirklichen Verwendung des ihm für die 
Neparaturen zugebilligten Betrags gemöthigt ſei, iſt micht 
feſtgeſtellt. Ebenſo fehlt es an der, bei der früheren reich“ 
gerichtlichen Entiheidung als thatſächlich vorhanden voraus- 
gejebten Feitjtellung, daß die als Entſchädigung zugebilligte 
Summe den Werthunterfchied zwiichen dem vertragsmäßig 
ausgeführten und dem überlieferten mangelhaften Gebäude nicht 
überjteige. 
XXXIV. Art. 887. B. G. B. 

Die ſich aus Locré Bd. X. ©. 142 N. 32 ergibt, ift der 
Irrthum fein jelbjtändiger Grund für Anfechtung einer 
Theilung. Urth. vom 10. Mai 1887. 


XXXV. Art. 1626. 1290. 1298 ff. B. G. B. 

Der Verkäufer einer Liegenjchaft hat die Kanfpreisforderung 
cedirt, und verpflichtete fich der Käufer, den Kaufpreis in zwei 
Terminen an den Ceſſionar zu bezahlen; jpäter quittirte der 
Berfäufer den Kaufpreis und die Käufer ftellten eine Schuld- 
urfunde über eine dem Betrage defielben gleichiommendes Dar- 
leihen aus. Darauf wurde die Liegenschaft wegen einer be 
reits beim Kaufabjchluffe darauf ruhenden Hypothek verfteigert 
und erhob num der frühere Käufer gegen den Gejfionar Klage 
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auf Feititellung, daß er ihm nichts mehr verjchulde. Dielen 
Klagbegehren iſt entjprochen und die Reviſion (durch Urtheil 
vom 22. April 1887) zurückgewieſen worden, weil: 

1. der aug der Eviftion gegen den Verkäufer entitandene An— 
jpruch nicht erft mit der Eviftion begründet worden jei, jondern 
als eine mit Abichluß des Kaufvertrags begründete 
Forderung des Käufers an den Verkäufer aufzufaflen und 
daher auch 

2. in der Thatjache der Entwährung eine zurückwirkende 
Nichterfüllung des Vertrags Seitens des Verkäufers liege und 
fie die Bedeutung habe, daß fie den von Anfang an der For— 
derung anhaftenden Mangel in die Erjcheinung treten laſſe, 
und Die Handhabe für dem richterlichen Ausipruch bilde, daß 
die Forderung des rechtlichen Grundes entbehre, 

3. von diefem Mangel die Forderung auch in der Hand 
des Ceſſionars betroffen werde und 

4. die Annahme richtig jei, da aud) die novirte For— 
derung hinfällig ericheine, weil der urjprünglichen Forderung 
durch die Entwährung des Kaufobjektes Die causa entzogen fei. 
Die Gültigkeit einer Novation jei von dem VBorhandenjein einer 
gültigen Forderung abhängig, und jei daher eine mit einem 
ſolchen Mangel behaftete Forderung, welcher zu deren Ver— 
nichtung oder Ungültigkeitserflärung führen kann, in Anjehung 
der Gültigkeit der Novation ebenjo zu behandeln, als wenn 
- von vorherein feine Forderung bejtanden hätte. Es jet aljo 
die Auffaffung gerechtfertigt, daß die Kaufpreisforderung durch 
den Eintritt der Entwährung vejolutiv bedingt war und daß, 
da die Rejolutivbedingung eingetreten ift, die novirte Forderung 
ebenjowohl des Nechtsgrunds entbehre, wie die urjprüngliche. 


XXXVI. $ 293 C.P. O. 


Gegen eine Pfändung war nad) 8 686 EBD. Klage 
erhoben worden, weil die Forderung nad) dem Urtheil bezahlt 
worden jei. Die Zahlung ift nach einem in dieſem Nachprozefie 
ergangenen Urtheile für erwiejen angenommen und die Pfändung 
aufgehoben worden. Nun erfolgte eine weitere Klage auf Er- 
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ſatz des durch die ungerechtfertigte Pfändung zugefügten Schadens 
und entitand die Frage, ob das Tehterwähnte Urtheil dafür, 
daß gezahlt worden jei, Rechtskraft geichaffen habe. Tieh 
ift im Urtheil vom 6. Mai 1887 bejaht: Der Widerſpruch im 
Vorprozeſſe gründete ſich auf die nad Erlaß des Urtheils im 
Vorprozefie erfolgte Bezahlung der Schuld. E3 handelte 
ſich alſo um eine Eimvendung, welche den durch das Urtheil 
feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betraf. Darnach mußte in dem 
Vorprozeſſe unterfucht werden, ob die fragliche Forderung noch 
zu Recht bejtche, oder ob jte durch die behauptete Zahlung 
getilgt fei. Gerade dieſer Punkt war als Gegenjtand des 
Streits und des Anſpruchs in Gemäßheit des $ 293 C. P.O. 
anzujehen, und über denjelben Enticheidung zu treffen. Wenn 
num atıch die Urtheilsformel nicht den ausdrüdlichen Ausiprud 
enthält, daß die Forderung bezahlt jet, ſondern dieſe Zahlung 
nur in den Gründen feftgejtellt wird, jo iſt doch die Formel 
eines Urtheils nach ihrer materiellen Bedeutung zu erläutern, 
und der materielle Inhalt der Eutjcheidung iſt maßgebend für 
die Frage, wie weit die res judieata reiche. 
XXXVII. Art. 1385 BGB. 

Im Urtheil vom 3. Juni 1887 üt an der Band XIV. 
Kr. 86 ©. 316 ff. enthaltenen Auslegung des Art. 1385 feit- 
gehalten worden. 

XXXVIN. Zur KonkOrd. $ 23 Ziff 2. 

Das Urtheil vom 29. April 1887 Führt folgende Sätze 
aus: 

1. Die Eintragung eines Urtheils (richterliche Huputhel) 
jtellt an und für fich feine Nechtshandlung dar, auf welche der 
Gläubiger feinen Anſpruch im Sinne des 8 23 Nr. 2 hat 
Die Entih. Bd. X. ©. 33 trifft Ddiefen Fall nicht, denn die 
rheinische Urtheilshypothek jteht in feiner Beziehung zur Zwang 
vollſtreckung, fie entiteht mit dem Urtheile ſelbſt ohne Eintragung. 

2. Dagegen unterliegen die Urtheile ſelbſt, durch welde 
die Hypothek erworben ift, der Anfechtung wie jede andere 
Rechtshandlung. 
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XXXIX. 8 305 EBD. (Urth. v. 10. Mai 1887.) 

Ein Einjpruch ift nichtig, wenn er die im 8 305 EBD. 
vorgeichriebene Ladung des Gegners zur mündlichen Verhand— 
fung nicht enthält. Bol. Entſch. II. ©. 397. Die auf dem 
Schriftiab. befindliche Terminsbeftimmung erjegt den Mangel 
nicht. 

\ XL. & 555. 560. C.P. O. 

Die Klage war im Urkundenprozeſſe auf Bezahlung eines 
Kaufpreiies erhoben worden; der Beklagte Schütte die Einrede 
vor, daß der Kläger das Kaufobjekt noch nicht überliefert habe. 
Die Parteien ftritten darüber, ob der Kläger, wie er behauptet, 
nur ein aus einem ihm gehörigen bejtimmten Grundſtücke aus- 
zumeßendes Terrain von 2500 Fuß oder, ob derjelbe, wie 
Beklagter behauptet, eine genau beſtimmte Bauftelle ver: 
fauft habe. In den Gründen zum Urth. v. 13. Mai 1887 ift 
gelagt: Bet diejer Beftreitung der Klage war es Sache des 
Klägers zu beweifen, daß der Vertrag fo, wie er ihn behauptet, 
abgejchloffen und die von ihm angebotene Abtretung eines 
Terrains im der angegebenen Größe als Erfüllung anzuſehen 
je. — Es war aber auch der Urfundenprozeß nur dann zus 
külfig, wenn der Kläger in der Lage war, den ihm obliegenden 
Beweis bezüglich aller in Betracht kommender Thatlachen durch 
Urkunden zu erbringen. Wenn der Kläger gegenüber der Be— 
hauptung des Beklagten, er ſei zur Erfüllung des Kaufvertrages 
nicht verpflichtet, weil Kläger ſeinerſeits nicht erfüllt habe, 
nicht Dur Urfunden zu beweilen vermochte, daß er jeiner 
Verpflichtung genügt oder fich erboten habe, dasjenige Grund- 
ftück, welches den Gegenſtand des Kaufvertrags bilde, dem Be— 
Hagten auszuliefern, mußte nad $ 560 E.B.O. die Klage als 
in der gewählten Prozeßart unjtatthaft abgewiefen werden. 

XL. $ 52 C.P.O. Art. 389. 467 B.G.B. 

Der 5 52 findet auf Vergleiche feine Anwendung; 
hätte aljo der Vater, welcher während beftehender Ehe das 
Vermögen feines minderjährigen Sohnes verwaltet, zum Ab- 
Ihlufje eines Vergleiches eine bejondere Ermächtigung noth- 


398 Litteraturberichte. | 


wendig, jo fünnte ein ohne jolche abgeichlofjener Vergleich dem 
Prozefgegner gegenüber angefochten werden. Der Vater bedarf 
aber überhaupt Feine bejondere Ermächtigung; der Art. 467 
B.G.B. gilt nur vom Vormund und der Annahme, daß der 
Vater ſich von Richter autorifiren zu laſſen habe, fehlt es an 
jeder gejeglichen Grundlage. (Urth. v. 24. Juni 1887.) 


XLII. Art. 537. 538. BGB. 


Grundſtücke, welche in den Bahnkörper einverleibt worden 
find, der einer Privat-Aftiengejellichaft gehört, werden dadurch 
nicht Vi ftandtheil des domaine Public und extra commereium. 
(Wenigftens nicht nach preuß. Rechte; betreffs des franz. Gef. 
v. 15. Suli 1845 vgl. Aubry u. Rau Il. p. 40 und Laurent 
VI. n.29 ff.) Den Berkäufern jolcher Grundftüde fteht für dem } 
nicht bezahlten Kaufpreis das Privileg zu; kann mit Diejen 
auch nicht das droit de suite geltend gemacht werden, jo bejtcht 
doh das droit de preference. Urth. v. 10. Mai 1887. 


C. Litteraturberichte. 


1, Die Praxis des Reichsgerichts in Civil- 
ſachen. Bearbeitet von A. Bolze, Reichsgeritsrath. 
III. Band. Leipzig 1887 470 S. Brodhaus. 

Der foeben erjchienene III. Band des in Bd. XI. ©. 141 
bis 143 und ©. 382 beiprochenen Werkes, welcher die bis zum 
Ende des Jahres 1886 erlafjenen reichsgerichtlichen Entſchei— 
dungen umfaßt, veiht fich in Bezug auf Fülle und ſyſtematiſche 
Anordnung des Stoffes, bündige Kürze und Klarheit der Dar- 
jtellungsweife den vorausgegangenen wirdig an Das ein» 
gehende, reich gegliederte Inhaltsverzeichniß erleichtert das Nach— 
ichlagen in hohem Grade. Außerdem hat der Verfaſſer für die 
jänımtlichen bisher erjchienenen drei Bände ein erichöpfendes 
alphabetijches Negifter beigegeben und Dadurch den Werth feines 
Werkes weſentlich erhöht. 
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2. Die Lehre von den Schuldverhältniijen nach gemeinem 
deutſchen Recht von Ryk, Landgerich'Srath in Berlin. 
I]. Lieferung. Deder’3 Verlag Berlin 1887, 

Don obigem Werfe ift nunmehr die zweite Lieferung er— 
ihienen. Diejelbe behandelt zunächſt in Abjchnitt 5 diejenigen 
Nechtsgefchäfte, bei welchen irgend ein für das gejchaffene 
Rechtsverhültnig wejentliches Moment noch ungewiß und in 
der Schwebe iſt, aljo namentlich die bedingten und alternativen 
Rechte und Verbindlichkeiten und in Abjchnitt 6 die gegenjeitigen 
Schuldverträge unter Beifügung einer furzen Zuſammenſtellung 
der eimjchlägigen Beſtimmungen des franzöfiichen, preußiichen 
öjterreichijchen, ſächſiſchen und jchweizerijchen Rechts. Die bereits 
bei der eriten Beiprehung — Vd. 8 ©. 367/368 — gerühmten 
Vorzüge, Sharffinnige, allerdings ülerwiegend auf die theoretifche, 
rechtsphilojophiiche Begründung gerichtete Darftellungsweije und 
eingehende Beſprechung der einſch ägigen reichhaltigen Literatur, 
finden fich auch) in diefer Lieferung wieder. In einzelnen Punkten, 
namentlich auf praftiichem Gebiete, faın man anderer Anjicht 
jein, jo 3. B. Hinfichtlihh der auf S. 177 wenigjtens beding- 
weile bejahten Zuläfligfeit der Eideszujchtebung darüber, daß 
die auf Probe gefaufte Waare bei der Unterjuchung derjelben 
durch den Käufer dejjen Beifall gefunden habe. D. 


3. Jahrbücher der Württembergiſchen Rechts— 
pflege. 1. Band. 1. Heft. Tübingen 1887. Verlag 
von H. Laupp. 


An Stelle des eingegangenen Archivs für Recht und Rechts— 
verwaltung ericheint nunmehr obige Zeitichrift, herausgegeben 
von den Mitgliedern des Oberlandesgerichts Stuttgart in Ge— 
meinjchaft mit den Mitgliedern des Vorſtands der württem— 
bergiichen Anwaltsfammer. Sm ihr werden Entjcheidungen des 
genannten Gerichtshofes in Eivil- und Strafſachen, fowie des 
Verwaltungsgerichtshofes, welche bejonderes rechtliches oder ſach— 
liches Interefje für die Praxis bieten, ferner Mitteilungen des 
Vorftandes der erwähnten Anwaltstammern und Abhandlungen 
und Erörterungen auf den Gebieten der Rechtspflege veröffent- 
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liht. Das uns vorliegende Heft bringt 13 civifrechtliche bezw. ° 
civilprozefinale und 10 ftrafrechtliche bezw. jtrafprozefjuale Ent: 
iheidungen, ferner 2 des Verwaltungsgerichtöhufes, 2 Mitthei— 
lungen der Anwaltsfammern und zwei Abhandlungen, die eine 
über die Behandlung überjchuldeter erblojer Berlafjenjchaften, 
die andere iiber den Uebergang des dem Gläubiger bei einer 
alternativen Obligation zuftehenden Wahlreht3 auf den Schuld- 
ner wegen Verzugs des eriteren in Ausübung des Wahlrechts. 
Soweit das hier Veröffentlichte auf Neichsrecht und allgemeinen 
Nechtsgrundjägen beruht, bildet e8 eine Ergänzung der reichs— 
gerichtlichen bezw. auch unferer reichsländiichen Praris, und in- 
joferne bietet diefe Sammlung auch für die Juriſten unſeres 
Nechtsgebietes Intereſſe. G. 


‘4. Chironi’'s Colpa eontrattuale (1 Vol, 7 fr.) und 
estra-contrattuale nel diritto eivile odierno (2 Vol. 
20 fr.,) bei Fratelli Boeca in Turin, 1887, 
behandeln erichöpfend und Far insbe). Art. 1146—1155 umd 
1382-—1386 des Code civil, womit die entjprechende Säße des 
ital. bürg. Geſ.B. in der Hauptſache übereinftinmen; als Be- 
(egftellen werden nicht mur aus den franz. und den verwandten 
Nechtögebieten, Tondern namentlich auch aus Deutichland und 
Deiterreich zahlreiche Urtheile und Abhandlungen angeführt, 
daneben allerdings auch Gejegesftellen aus uns ferner liegenden 
Ländern. Das lehtere Werk behandelt in Vol. I. p. 1—212 
die Vorausſetzungen und Grade der Aquilianiſchen Schuld, 
p. 213-385 und Vol. II. p. 1- 138 die haftpflichtigen Su b» 
jefte, p. 139—206 die Tier- und die Gebäudejchäden, 
p. 207—360 Umfang, Feſt- und Sicherjtellung des Erjabes, 
p. 861—466 Aufhebung und Belchränfung der m jo- 
wie die Nechtsvermutungen. 








A. Entſcheidungen der Geriäte. 


109. Pfändung einer Forderung. Ueberweiiung der: 
jelben an den pfändenden Gläubiger zur Gin: 
ziehung. Vorzugsrecht des pfändenden Gläubigers 
an den zu einer Beneficiarmafje gehörigen be— 

weglichen Gegenjtänden. 

Die Ueberweilung einer gepfändeten Forderung zur Ginziehung 
begründet nod feinen Uebergang derielben auf den pfändenden Gläubiger. 
An den zu einer Bencficiarmaffe gehörigen beweglichen Gegenitänden kann 
ein Vorzugsrecht durch gerichtliche Pfändung jedenfalls in jolange er: 
worben werden, als nicht andere Gläubiger gegen iede weitere außer: 
gerichtliche Bezahlung der Nahlapichulden in Gemäßheit de3 Art. 808 
BGB. Einſpruch erhoben haben. 

(Urtheil des N.Ger. II. Eiv.Sen. vom 10. Juni 1897.) 

Aug den Gründen: 

Soweit das Berufungsgericht ausgeführt hat, der Beklagte 
habe deshalb, weil ihm die gepfändete Forderung zur Ein— 
ziehung überwiejen worden jei, ein erworbenes Recht auf die 
den Gegenjtand des Bertheilungsverfahrens bildende Summe, 
welhe vom Augenblid der Ueberweiſung an nicht mehr zur 
Benefiziarmafje gehört habe, ericheinen die vom Reviſionskläger 
erhobenen Angriffe an ſich als begründet. Durch die Ueber: 
weiſung zur Einziehung wird nad) $ 736 der Civilprozeßord— 
nung die gepfändete Forderung nicht aus dem Vermögen des 
Schuldners ausgejchieden. Vielmehr tritt eine Uebertragung 
der Forderung auf den pfändenden Gläubiger nach diefer Vor— 
Ihrift nur dann ein, wenn ſich der pfändende Gläubiger die 
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Forderung an Zahlungsftatt überweiien läßt. Durch die Ueber— 
weiiung zur Einziehung wird der pfändende Gläubiger nur 
ermächtigt, die gepfändete Forderung Namens des Schuldners 
einzuziehen und ſich dadurch Befriedigung zu verichaffen. Der— 
jelbe Hat nicht die Stellung eines Ceſſionars, jondern diejenige 
eines gejeglihen Mandatars des Schuldners (procurator in 
rem suam). Erſt durch die Einziehung der ihm übermwieienen 
Forderung wird der erwähnte Gläubiger befriedigt. Bis zur 
Einziehung iſt der Schuldner, deſſen Forderung gepfändet 
wurde, al3 der Forderungsberechtigte anzujehen. Durch 3 737 
der C.P.O., auf den das Berufungsaeriht Bezug genommen 
hat, wird lediglid; die Legitimation des Gläubigers zur Eine 
Hagung der Forderung geregelt. Aus diejer VBorichrift Tann 
daher nicht, wie es das Berufungsgericht gethan hat, gefolgertG 
werden, daß auch durch die Ueberweilung zur Einziehung Die 
gepfändete Forderung aus dem Vermögen des Schuldners aus« 
geichteden werde und auf den pfündenden Gläubiger übergehe. 
Diefe Wirfung würde übrigens aud eine vom gepfändetems 
Schuldner ertheilte Ermächtigung zur Einziehung der Forde— 
rung, welcher das Berufungsgericht die gerichtliche Ueberweiiung 
zur Einziehung gleichitellt, nicht Haben, da eine ſolche Anweiſung 
eine fürmliche Webertragung der Forderung nicht enthält. 
Da hiernach diejenigen Ausführungen, durch welche das 
Berufungsgericht die Aufhebung des Tandgerichtlichen Urtheils 
zu begründen verjuchte, als rechtsirrthümlich ericheinen, müßte 
der Revifion Folge gegeben werden, wenn ſich die angefochtene 
Enticheidung nicht aus anderen Gründen als richtig darftelfen 
würde. Dies iſt aber der Fall und ſonach die Amvendung 
des 8 526 der Civilprozefordnung geboten. Der erjte Richter, 
defjen Ausführungen in diefer Richtung vom Oberfandesgericht 
gebilligt wurden, iſt von der Auffafiung ausgegangen, nad) den 
landesgejeglichen Borjchriften über die Befriedigung der Gläu— 
biger und die Vertheilung des Erlöfes aus einer von Dem 
Benefiziarerben vorgenommenen Mobiliarverfteigerung (Art. 808 
des BGB. und Art. 990 der franz. C.P.O.), welde nad 
$ 15 Biffer 3 des Einf.-Gej. zur deutschen C.P.O. noch maß— 
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gebend jeien, habe die Bertheilung des Erlöfes unter Die 
opponirenden Gläubiger nad) PVerhältnig ihrer Forderungen 
(par contribution) ftattzufinden und fünne deshalb ein Pfänd- 
ungspfandrecht, wie e8 $ 709 der C. P.O. vorjehe, nicht berüd- 
jichtigt werden. Dieje Auffafjung erjcheint jedoch nicht als zu— 
treffend. Nah 8 15 Ziffer 3 des EG. zur EB.O. bleiben 
allerdings die landesgejeglichen Vorſchriften über das erbichaft- 
lihe Liquidationsverfahren unberührt. Wenn da3 in Elja- 
Fothringen geltende Landesrecht eine Beitimmung des Inhalts 
enthielte, daß nach der Eröffnung einer unter der Nechtswohl- 
that des Inventar angenommenen Erbſchaft oder nad) der 
Annahme derjelben fein Gläubiger mehr ein Vorzugsrecht er- 
werben könne, jo würde hiernach ungeachtet der Vorſchrift im 
$ 709 der Givilprozekordnung durch Pfändung an den ge- 
pfändeten zur Benefiziarmafje gehörigen Gegenjtänden ein Pfand— 
recht nicht erworben werden fünnen, Eine allgemeine Vorſchrift 
diefer Art beiteht aber nicht. Nach Artikel 808 des VBürger- 
lichen Geſetzbuchs kann der Benefiziarerbe, jolange Einfpruch 
biegegen von einem Gläubiger nicht erhoben worden ift, Die 
vorhandenen Gläubiger und Vermächtnißnehmer in der Ord— 
nung bezahlen, in welcher ſie jich melden. Nur für den Fall, 
daß ein jolcher Einjpruch erhoben worden tft, jchreibt der jeßt 
noch geltende, Artikel 990 der früheren Civilprozegordnung vor, 
der Kaufpreis ſei unter diejenigen Gläubiger, welche Einſpruch 
erhoben hätten, nad) Verhältniß ihrer Forderungen zu vertheilen. 
Aus diejer letzteren Vorſchrift kann jonach Höchjtens gefolgert 
werden, daß ein Prändungspfandrecht nicht mehr erworben 
werden fünne, nachdem von einem Gläubiger Einſpruch er- 
hoben worden ift. Dagegen ergibt fi) aus diefer Vorjchrift 
nicht, daß ſchon von Eröffnung der Erbichaft ab, obgleich jeder 
Gläubiger in der Lage ift, ohne Rückſicht auf die übrigen 
Gläubiger vollitändige Befriedigung zu verlangen, durch die 
Pändung das in $ 709 der EP.D. vorgejehene Pfandrecht 
nicht ervorben werden fünne. Nach dem vor Einführung der 
EBD. geltenden Necht hatte die Frage, ob ſich ein Gläubiger 
auf dem Weg der Zwangsvollitrefung ein Vorzugsrecht vor 
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den übrigen Gläubigern verjchaffen fünne, eine praftiiche Be- 
deutung nicht, da die Pfändung ein Pfandrecht nicht gewährte. 
Da aber jet die Civilprozeßordnung dem pfändenden Gläu— 
biger ein jolches Pfandrecht einräumt, muß, jofern eine Pfändung 
bezüglich der Benefiziarmafje in zuläffiger Weiſe erfolgt, und 
in Ermangelung eines Widerjpruchs ihre Wirkſamkeit behält, 
derjelben auch die ihr nah S 709 der EB.D. zufommende 
Wirkung injoweit zugeftanden werden, als nicht durch eine 
ausdrückliche landesgejegliche Vorichrift die Möglichkeit ausge 
ichlofien ift, daß ein Gläubiger fich ein Vorzugsrecht verichaffe. 
Eine ſolche Beitimmung enthalten aber die oben erwähnten 
Borichriften jedenfalls nicht für demjenigen Zeitraum, der vor 
der Erhebung eines Einjpruchs Liegt. Als die von dem Be 
flagten erwirkte Pfändung erfolgte, auf welche derjelbe jein 
Pfändungspfandrecht ftügt, war nach den thatjächlichen Feſt— 
jtellungen der PBorinftanzen von Seite des Klägers oder 
eines anderen Gläubigers Einſpruch noch nicht erhoben worden. 
Das Landgericht M. Hat fi) nun allerdings noch auf die Vor— 
Ichrift in Artikel 2146 des B.G.B..berufen, nach welcher die 
Einjchreibung eines Vorzugs- oder Unterpfandsrechts, jofern 
dieſelbe nad) Eröffnung einer unter der Nechtswohlthat des 
Inventars angenommenen Erbichaft bewirkt wurde, den übrigen 
Gläubigern gegenüber unwirkſam ift, und will hieraus den 
allgemeinen Grundjat ableiten, daß mit Eröffnung einer Bene: 
fiziarerbichaft dag Rangverhältniß unter ſämmtlichen Gläubigern 
endgültig fejtgejtellt und eine Aenderung desſelben durch ein 
jeitiges Vorgehen eines derjelben ausgejchlojien jei. Aber aus 
der erwähnten — übrigens aud) feineswegs auf einem. flaren 
gejegeberiichen Motive "beruhenden — Vorſchrift, welche ſich 
fediglih auf die durch Einfchreibung zu wahrenden Vorzugs— 
rechte an Liegenjchaften bezieht, darf nicht ohne Weiteres ge 
folgert werden, daß auch, foweit es ſich um die Vertheilung des 
Erlöjes von Mobilien Handelt, ein Borzuasrecht nicht erworben 
werden fünne. Vielmehr gelten in dieſer Beziehung die oben 
erwähnten Vorfchriften. Nach diejen entfteht aber ein Anjprud) 
auf gleichmäßige Vertheilung des Erlöfes jedenfalls erſt durch 
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die Erhebung des Einjpruchs und verliert ein vor derjelben 
in wirfjamer Weije erlangtes Bfändungspfandredht ebenjowenig 
Dadurch jeine Bedeutung, daß nachträglich Einſpruch erhoben 
wird, al3 eine vor dem Einſpruch geleiftete Zahlung. 


110. Schadenserjagflage. Urtheil über den Grund des 
Anſpruches. 


Eine auf Schadenserſatz gerichtete Klage kann nur dann in Ge: 
mäßheit des S 276 C.P.O. dem Grunde nach zugeiprochen werden, wenn 
bereits feititeht, oder doch wahricheinlich it, daß ein Schaden entitanden 
fei, und lediglich die Höhe des Schadens noch zu ermitteln ift. 


(Urth. des R.Ger, IL ECivil-Sen. vom 7. Juni 1887.) 


Aus den Gründen: 

Das angefochtene Urtheil jtellt fich, obgleich die in den 
Gründen nicht ausdrüdlich gejagt wird, als eine Borabent: 
Icheidung im Sinne des $ 276 C. P.O. dar, denn es erffärt in 
Betreff des Grundes des Anjpruches vorab, daß Bellagte ge- 
halten jei, dem Kläger denjenigen Schaden zu erjeßen, welchen 
derjelbe durch den Unfall vom 14. Dftober 1884 erlitten habe. 
Den Grund der vorliegenden auf $ 2 des Haftpflichtgefeßes 
geftügten Schadensklage, im Gegenjage zu der Beftimmung des 
Betrages, welche einer weiteren Enticheidung vorbehalten wer- 
den kann, bildet aber die Klagebehauptung, daß durch ein von 
der Bellagten zu vertretendes Verſchulden dem Kläger ein 
Schaden erwacjen jei. Beflagte Hatte in beiden Inſtanzen 
beftritten, daß der Unfall nachtheilige Folgen für die Gejund- 
heit des Klägers herbeigeführt habe, und einer der Gründe, 
durch welchen der erjte Richter zur Abweiſung der Klage be= 
ftimmt worden ift, beiteht gerade in der auf das Gutachten der 
Aerzte geitügten Feititellung, daß Kläger bereit3 vor dem Un— 
falle lungenkrank gewejen jei und diejes Leiden auch in jeinem 
Verlaufe durch den Unfall nicht beeinflußt worden jei. Eine 
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Borabenticheidung gemäß S 276 ericheint zwar auch dann ſchon 
al3 ftatthaft, wenn der Richter die Entjtehung irgend eines 
durch den Unfall :herbeigeführten Schadens nad) Lage der Sadıe 
nur für wahrjcheinlich erachtet; der Richter verfennt aber den 
Nechtsbegriff des Grundes der Klage, wenn er dem ausdrüd: 
lichen Beftreiten gegenüber die Berpflichtung zum Schadens: 
erjage ausspricht, während er die Beantwortung der Frage, ob 
überhaupt ein mit dem Verjchulden in urſächlichem Zuſammen— 
hange ftehender Schaden vorliegt, von einer weiteren Beweis— 
erhebung abhängig erklärt. 


111. Feſtſtellungsklage. Nechtliches Intereſſe des Klägers. 
Einrede der rechtskräftig abgeurtheilten Sache. 
Verbejjerung der Eideserflärung in der Beruf: 

ungsinſtanz. 

Zur Begründung eines rechtlichen Intereſſes für Die Feititellung 
einer bon dem Auftragnehmer geleilteten Zahlung genügt es, wenn ber 
Erhebung der die Abwicklung des ganzen Auftragverhältnifirs betreffen: 
den Klage oder der alöbaldigen Enticheidung hierüber Hindernifie ent: 
gegenftehen und der Auftragnehmer bei längerem Zuwarten Gefahr läuft, 
eines Beweismittels 3. B. der Eideszufchiebung, verluftig zu gehen. 

Die Einrede der rechtöfräftig abgeurtheilten Sache ſetzt Einheit 
des Streitgegenjtandes voraus. Die Partei, welche in der erften Anftanz 
den ihr zugeihobenen Eid in einee unerheblihen Form angenommen bat 
und deshalb für eidesverweigernd erachtet worden ift, kann in der Be 
rufungsinitanz ihre frühere Eideserflärung verbeifern und demgemäß zum 
Eide zugelaffen werden. 

(Urtheil des Lg. Mes, I. C.K. vom 19. Oftober 1886 und des 
O.L.G. Colmar IL Eiv,Sen. von 30. März 1887.) 


Im Vorprozeſſe hatte Notar G. die Wittwe v. H. auf 
Genehmigung eines jeitens des Erfteren für die genannte Wittwe 
abgeſchloſſenen Kaufvertrages und Uebernahme der hierwegen 
eingegangenen Verbindlichkeiten verflagt. Auf den Einwand 
der Beklagten, daß Kläger fein Mandat überjchritten, nämlich 
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einen Kaufpreis von 30,700 M. bewilligt habe, während er 
nur bis zu 30,000 M. hätte gehen dürfen, entgegnete Kläger 
damals, daß, falls er ſelbſt ſein Mandat überſchritten haben 
ſollte, Beklagte das, was er gethan, nachträglich genehmigt habe. 
Dies ergebe ſich insbeſondere daraus, daß, nachdem ihr von 
dem Inhalte des Privatkaufvertrages vom 5. April 1880 Kennt— 
niß gegeben worden, ſie dem Kläger eine Anzahlung von 
20,000 M. auf den darin jtipulirten Kaufpreis übergeben habe. 
Letztere Thatſache jtellte Kläger unter Beweis dur Eid. 

Am 26. Juni 1883 erging ein bedingtes Endurtheil, 
welches die Zuiprechung, *reip. Abweifung der Klage von der 
Leiftung eines der Beklagten auferlegten Eides über die dem 
Kläger Hinfichtlich des Kaufpreiſes gezogene Grenze abhängig 
machte. Gegen diejes UÜrtheil legte Kläger Berufung ein; als 
dieſe am 15. Ian. 1885 bei dem DO.L.Gerichte zur Verhand— 
lung kam, hatte Kläger den Kaufpreis der Mühle mit 30,700 
M. bereit3 an die Verkäufer bezahlt. In Folge deſſen modi— 
fizirte fein Vertreter den in der I. Inſtanz genommenen Ans 
trag, indem er nunmehr von der Beklagten, jtatt ihres Ein— 
tretens in die vom Stläger übernommenen VBerbindlichkeiten, den 
Erſatz des gezahlten Kaufpreijes verlangte. Die hier in Betracht 
fommende Stelle feines Antrags lautet wie folgt: „die Be— 
Hagte als Erwerberin der Mottener Mühle. . . . zu erflären, 
mit der Maßgabe, daß die Beklagte von dem Seitens des 
Klägers an .die Verkäufer . . . . inzwiſchen bereit3 gezahlten 
Kaufpreife von 30,700 M. nur den Betrag von 30,000 M. 
an Kläger zu bezahlen und daß auf diejen Kaufpreis 
die bereits von der Beklagten an Kläger gemadte 
Abihlagszahlung von 20,000 M...... in Mbzug 
zu fommen hat.“ 

Durch Erfenntniß vom 28. Januar 1885 hob das Ober— 
landesgericht das Urtheil der erjten Inftanz auf und erfannte 
dem Hägerischen Antrage gemäß. Die gegen diejes Erfenntniß 
jeitens der Beklagten eingelegte Nevifion wurde verworfen. 

Nunmehr erhob Notar G. gegen Fr. v. H. eine neue Klage, 
diejenige über welche heute zu enticheiden ift. In diejer Klage 
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jtellt er auf, er habe jene 20,000 M., welche die Beklagte ihm 
gelegentlich der Reife zum Termine in ©. als Anzahlung auf 
den Kaufpreis der Mühle eingehändigt hatte, ihr jofort 
wieder zurüdgegeben, nachdem die damals verjuchte 
notarielle Verbriefung des Kaufvertrages nicht zu Stande ger 
fommen jei. Die vor dem Oberlandesgerichte abgegebene Er- 
Härung, wonach er noch im Bejite der 20,000 M. ſei, berube 
auf einem Irrthum feines Vertreters, welcher den in der erften 
Inſtanz zugejchobenen Erd in diefem Sinne gedeutet habe. In 
der mündlichen Verhandlung nahm Kläger, dem Inhalte der 
Klageſchrift entiprechend, folgenden Antrag: 

„Das Gericht wolle feititellen, daß Notar G. der Wittwe 
v. 9. die Summe von 20,000 M., welche fie ihm im Monat 
Mai 1880 anvertraut hatte, zurüderjtattet hat; 

„daß folglich G. die benannte Summe nicht mehr an die 
Wittwe v. H. ſchuldet,“ 
und ſchob der Beklagten den Eid darüber zu, ob es nicht wahr 
ſei, daß am 20. Mai 1880, oder einige Tage früher oder 
Ipäter, Kläger ihr die jtreitigen 20,000 M. wieder zurüd- 
gegeben habe. 

Seitens der Beklagten wurde erwidert: 

1. die erhobene Feſtſtellungsklage jei unzuläffig, weil bie 
Borausfegungen des $ 231 EBD. nicht gegeben jeien; 

2. jtehe der Klage die exceptio rei judicatae aus dem 
Urtheile des Oberlandesgerihts vom 28. Januar 1885 ent- 
gegen; 

3. zur Sache werde beitritten, daß die fraglichen 20,000 
M. zurücgegeben worden jeien; der über die betreffende Be 
hauptung zugeichobene Eid ſei zufolge der Vorjchrift des S 411 
EBD. unzuläffig, weil dur) das vom Kläger in dem Vor— 
prozejje abgegebene gerichtliche Gejtändniß die Unwährheit der 
zu beweilenden Thatjache bereits feitgejtellt ſei; ein gerichtliches 
Geftändnig könne nämlich nad) $ 263 ibid. nur dann wider 
rufen werden, wenn nachgewiejen worden, nicht nur, daß das 
jelbe der Wahrheit wideripreche, jondern auch, daß es durch 
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einen Irrthum veranlaßt worden ſei; der zugeſchobene Eid ſei 
aber nur geeignet, den Beweis der erſteren, nicht auch den der 
zweiten Thatſache zu erbringen; von dieſem Geſichtspunkte aus 
erſcheine der Eid daher auch als unerheblich. Sollte jedoch der 
Eid ſeitens des Gerichts für zuläſſig und erheblich erachtet 
werden, ſo werde Beklagte ihn nur dahin ausſchwören, daß ſie 
das oberlandesgerichtliche Urtheil nicht wider beſſeres Wiſſen 
erwirkt habe. 

Demzufolge beantragte die Beklagte die Abweiſung der 
Klage. 

Seitens des Klägers würde ſodann noch der Unzuläſſig— 
keitseinrede in Bezug auf die Feſtſtellungsklage gegenüber 
Nachſtehendes ausgeführt: Wenn in Folge des zwiſchen den 
Parteien beſtehenden Mandatsverhältniſſes einerſeits die Be— 
klagte verpflichtet jei, ihm — dem Kläger — den Kauf— 
preis der für fie angefauften Mühle zu erftatten, jo Habe 
er ihr andererfeit3 Nechnung über die jeit dem Jahre 1882 
geführte Verwaltung dieſer Mühle zu legen und eventuell 
den Ueberihuß der Einnahmen über die Ausgaben auf jenen 
Kaufpreis gutzujchreiben. Obige Rechnung habe bisher nicht 
abgeichloifen werden fünnen, weil die Uebergabe der Mühle 
nod) nicht erfolgt, deren Berwaltung durch den Kläger ſonach 
noch nicht beendet jet. Es ſtehe zu Hoffen, daß die Rechnungs- 
legung Sich auf gütlichem Wege werde bewirfen fallen; jollte 
dieje Hoffnung jich jedoch nicht verwirklichen, jo werde die ge— 
rihtliche Entjcheidung der fic ergebenden Streitpunfte voraus- 
fihtlih längere Zeit in Anipruch nehmen. Dagegen fünne die 
Frage, ob auf die Kaufpreisichuld der Beklagten eine Anzahl- 
ung von 20,000 M. in Abzug zu bringen ſei, ſchon Heute 
entjchieden ‚werden, nnd daran, daß dies geichehe, habe er deß— 
halb ein großes Interefje, weil er wegen des vorgerücten Alters 
der Beflagten befürchten müſſe, das einzige ihm bezüglich dieſes 
Streitpunftes zu Gebote ftehenden Beweismittels, der Eides— 
zuichtebung uämlich, verluftig zu werden. 

Durch das vbenangezogene Urtheil des L.G. M. wurde 
hierauf erfannt: 
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daß auf den durch Kläger an die Erben W. bezitglich deren 
Geittonar C. gezahlten Kaufpreis von 30,000 M., welchen laut 
des Urtheils des fgl. Oberlandesgerihts E. von 28. Januar 
1885 die Bellagte verpflichtet ift, dem Kläger zurüczuerftatten, 
die am 15. Mai 1880 von Erjterer dem Lebteren übergebenen 
20,000 Me. nicht in Abzug zu fommen haben. 


Entiheidungsgründe. 

Was zunächſt die der Klage entgegengejegte Einrede der 
in der Negel jede Klage eine Nechtsverlegung zur Grumdlage 
und die Bejeitigung dieſer Nechtöverlegung zum Gegenftande 
haben muß, und daß folglich die jogenannten Feſtſtellungsklagen, 
bei denen entweder das Eine oder das Andere oder Beides 
nicht zutrifft, nur ausnahmsweiſe, nämlich dann zugelafien 
werden dürfen, wenn die Vorausjegungen des 8 231 CRD. 
gegeben find. Nach den in thatjächlicher Hinficht nicht bejtrittenen 
Ausführungen des Klägers ift jedoch anzunehmen, daß derjelbe 
ein rechtliche? Intereſſe daran hat, die Frage, ob der Bellagten 
aus ihrer in; Monat Mai 1880 geleifteten Zahlung von 20,000 
M. eine Kompenjationseinrede gegenüber jeinem Anſpruch aus 
dem Mandatsverhältnifie zufteht, möglichit bald und insbejon- 
dere vor der fondemmatorifchen Entjchetdung über letzteren Anz 
jpruch ſelbſt entjchteden zu jehn, und daß demzufolge die Vor: 
ausjegungen des citirten $ 231 C. P.O. im vorliegenden alle 
gegeben jmd. 

Die obige Einrede war daher nicht zu berüdfichtigen. 

Dajjelbe gilt von der im zweiter Linie erhobenen Einrede 
der rechtsfräftig entichiedenen Sache. Gemäß Art. 1350 C. e. 
ſetzt Dieje Einrede voraus, daß der heute erhobene Anſpruch der 
jelbe jei, welcher den Gegenjtand der früheren Entjcheidung 
gebildet hat. Letzteres iſt dann als vorhanden anzunehmen, 
wenn die neuerdings beantragte Enticheidung fich mit der früheren 
Enticheidung entweder volljtändig deden, alfo nur eine Wieder: 
holung derielben fein, oder aber, joweit das nicht der Fall, mit 
ihr in Widerjpruch treten würde, jo zwar, daß beide Entſcheid— 
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ungen nicht neben einander bejtehen fünnten. Wenn z. B. aus 
einem Darlehen 100 Mark eingeflagt worden find, und der 
Beklagte beitritten hat, überhaupt etwas aus einem Darlehen 
zu verichulden, und wenn dann die Klage abgewiejen worden ift, 
jo wird jeder neuen Klage aus demjelben Darlehen, gleichviel 
auf welche Summe, ob auf eine höhere oder eine niedere fte 
gerichtet ift, die Einrede der res judieata entgegen stehen. Sind 
dagegen jene 100 M. zugejprochen worden, jo wird dieje Ein— 
rede nicht gegeben jein; denn der Kläger kann aus irgend 
welchen Grunde nur einen Theil jeiner Forderung eingeflagt 
haben; die Enticheidung, daß Beklagter dem Kläger aus einem 
Darlehn 100 M. verſchuldet, ſteht alſo mit der Enticheidung, 
daß er ihm aus Demjelben Darlehen noch weitere 100 Mark 
verichulde, nicht nothwendig im Widerſpruch. Im vorliegenden 
Falle Hatte nun Notar ©. verlangt, dab erfannt werde, er habe 
als Meandatar der Beklagten 30,000 M. — 20,000 M., alio 
10,000 M. verausgabt, und es jet die Beklagte Ichuldig, ihm 
19,000 M. zu eritatten. Letztere hatte gar nicht bejtritten, daß 
Kläger Auslagen für fie gemacht Habe; fte beitritt nur, daß die 
Vorausſetzungen gegeben jeten, unter denen der Mandant ver- 
prlichtet iit, die Auslagen des Mandatars zu erjegen. Das Ge— 
richt erfaunte, daß dieje Vorausſetzungen allerdings vorlägen und 
erflärte die Beklagte jchuldig, die verlangten 10,000 M. an 
Kläger zu zahlen. Wenn nun heute Kläger aufftellt, er habe 
nicht blos 10,000 M., jondern 30,000 M. vorgelegt und dem: 
gemäß verlangt, daß Beklagte für ſchuldig erklärt werde, ihm 
noch weitere 20,000 M. zu vergüten, jo würde ein diejem Ver— 
langen jtattgebendes Uriheil mit jenem erſten Urtheife nicht 
nothwendig im Widerjpruch ftehen. Die Einrede der res judicata 
it hiernach nicht begründet. 

Im Widerſpruch mit dem heutigen Anjpruch des Klägers 
iteht dagegen jein im Vorprozeſſe abgegebenes Geſtändniß, wonac) 
er auf feine Forderung gegen die Beklagte ein bereits erhaltene 
Abichlagszahlung von 20,000 M. zu verrechnen habe, und es 
bleibt ſonach noch zu enticheiden, ob Kläger diejes Geftändnif 
wirkſam widerrufen fann. Hierbei ift von der Annahme aus- 
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zugehen, daß Leßteres, weil nicht in dem gegenwärtigen, jondern 
in einem Vorprozeſſe abgegeben, fein gerichtliches, jondern em 
außergerichtliches Gejtändnig ift, dab aljo, um den Widernf 
dejjelben wirfiam zu machen, der Beweis genügt, daß es der 
Wahrheit nicht entipreche. Letzteres würde der Fall jein, wenn 
Kläger, wie er behauptet, der Beklagten die von ihr im Monat 
Mai 1830 empfangenen 20,000 M. wieder zurücgegeben hätte. 
Kläger jchiebt über legtere Behauptung der Beklagten den Eid 
zu. Beklagte befümpft zwar, unter Berufung auf 8 411 CPL. 
diefen Eid als unzuläjfig, weil angeblich die Ummwahrbeit der 
durch ihn zu beweilenden Thatjachen bereits feititehe. Letzteres 
wäre jedoch nur dann anzunchmen, wenn nad) Lage der Sad 
die Möglichkeit für ausgeſchloſſen erachtet werden müßte, daß der 
Vertreter des Klägers in der 2. Inſtanz, als er das fraglicde 
Geſtändniß abgab, fich in einem Irrthum befunden habe. Dies 
ift aber feineswegs der Fall. Vielmehr läßt der Umſtand, 
daß Beflagte tn der eriten Inſtanz niemals mit der Behauptung 
hervorgetreten ift, Kläger befinde ſich bereits im Beſitze einer 
Abichlagszahlung von 20,000 M., daß fie dies nicht gethan, 
obgleich der Flägeriiche Antrag dahin ging, daß fie in ſämmt— 
fihe vom Kläger in dem Wrivatfaufafte vom 5. Mai 1880 
übernommene Berbindfichkeiten, alſo auch im diejenige, einen 
Kaufpreis von 30,000 M. zu zahlen, einzutreten habe, obgleich 
jogar ihre jofortige Berurtheilung zur Zahlung eines als Drauf— 
geld gegebenen Betrages von 300 M. verlangt wurde, es mm 
höchſten Grade wahricheinlich ericheinen, daß ihr jene 20,000 M. 
damals wieder zurüdgegeben waren, und dab Demzufolge die 
vom klägeriſchen Vertreter der II. Inſtanz abgegebene gegen- 
theilige Erklärung nicht auf einer Angabe jeines Clienten, ſon— 
dern auf einer irrthümlihen Auffaffung der Verhandlungen der 
I. Inſtanz beruhte. 

Der zugeichobene Eid iſt ſonach zufäflig. Seine Erheblid- 
feit ergibt fi) aus dem Gejagten von jelbjt. Er würde übrigens 
auch dann erheblich fein, wenn das zu widerrufende Geftändnih 
nicht al3 ein aufergerichtliches, jondern als ein gerichtliches zu 
erachten, und demnach zu beweiien wäre, daß es durd) einen 
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Irrthum veranlaßt worden iſt; denn jobald feititeht, daß ©. 
der Fr. v. 9. die fraglichen 20,000 M. zurücgegeben hatte, 
fann darüber fein Ziveifel bejtehn, daß die dem wideriprechende 
Erklärung jeines Bertreters auf einem Irrthum berubte. 

Da e3 ſich untergebens um eine Ihatiache Handelt, die in 
einer Handlung des Schwurpflichtigen — der perjönligen 
Empfangnahme jener 20,000 M. — beiteht, jo iſt Beflagte 
verpflichtet, den ihr zugeichobenen Erd dahin zu leilten, daß 
dieſe Thatjache nicht wahr jei. Sie lehnt dies ab umd erjcheint 
jonach eidesfällig. Es war daher, wie geichehen, zu erfennen. 

Die Beklagte fochte diejes Urtheil mit Berufung an und 
erffärte ſich Hiebet bereit, dem ihr in der erjten Inſtanz zuge— 
ihobenen Eid über die Rückgabe von 20,000 M. wörtlich ab- 
zuleiften. Anderſeits ſtellte Kläger im Wege der Anjchlußbe- 
rufung den Antrag, die Klage in folgender Faſſung zuzuſprechen: 

Es wird feitgeitellt, dal ©. der Wittwe v. H. die Summe 
von 20,000 M., welche fie ihm im Monat Mai 1880 anvertraut 
hatte, wieder zurückerſtattet hat, daß folglich G. benannte Summe 
der Wittwe v. H. nicht mehr auf den ihm durch dieſe ge— 
ihuldeten Kaufichilling zu 30,000 M. zu verrechnen hat. 

In der Berufungsinftanz wurde der Beklagten über die 
von dem Stläger behauptete Rückgabe von 20,000 M. der nad): 
träglich von ihr angenommene Eid auferlegt und bejtimmt, daß 
für den Fall der Eidesleiftung die Klage abgewiejen, für den 
Fall der Eidesverweigerung aber die Nücdgabe der 20,000 M. 
mit der Maßgabe feitgeitellt werden jolle, daß die bezügliche 
Forderung des Klägers aus dem Mandatsverhältnijie herſtammt. 

In den Gründen wurde zunächit den Ausführungen des 
Richters über die Zuläffigfeit der erhobenen Feſtſtellungklage im 
Wejentlichen beigepflichtet und ſodann hinſichtlich der Einrede 
der rechtskräftig abgeurtheilten Sache Folgendes bemerft: 

Auch die zweite Frage, ob nämlich der heutigen Stlage 
die Nechtsfraft des Urtheil3 vom 28. Januar 1885 entgegen 
jteht, hat der erfte Nichter mit Necht verneinend entichteden. 
Seinen Ausführungen in diejem Punkte kann jedoch nicht bei- 
geitimmt werden; er befindet ſich nämlich nicht in Weberein- 
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ſtimmung mit dem Inhalte des gedachten Urtheils, wenn e 
unterjtellt, Kläger habe verlangt „daß erfanyt. werde, er hab 
al3 Mandatar der Beklagten 30,000 Mart — 20,000 Mark} 
aljo 10,000 Mark verausgabt und es ſei Daher die Letzte 
Ihuldig, ihm diefe 10,000 Mark zu erſtatten.“ Wahr ijt viel 
mehr, daß Kläger die Verurtheilung der Beklagten zur Zahlung‘ 
von 30,000 Mark mit der Maßgabe verlangt hat, dar hievon 
die von der Beklagten abjchläglich bereit gezahlten 20,000 Mart 
im Abzug kommen jollen; Gegenitand jenes Urtheils waren 
daher die vollen vom Kläger ansgelegten 30,000 Markt und 
da dieſem Antrage gemäß erfannt wurde, jo ijt rechtskräftig 
entichieden, daß die Beklagte an Kläger die von diejem fiir den 
Kaufpreis der Mottener Mühle ausgelegte Summe zu zahlen | 
hatte und hievon bereits zur Zeit des Urtheils den Betrag von 
20,000 Mark gezahlt Hatte. Heute behauptet nun aber Kläger, 
er habe die um die Zeit des 15. Mat von der Beklagten zum 
Zwede des Ankaufs der genannten Mühle erhaltenen 20,000 M. 
um die Zeit des 20. nämlichen Monats derjelben wieder zurüd- 
gegeben und beantragt demgemäß, daß dieſe Thatjache Feitgeitelt 
und die gejeßlichen Gonjequenzen daraus gezogen werden. Dieſe 
Behauptung und diejer Antrag war aber nicht Gegenjtand des 
Urtheil$ vom 28. Januar 1885. Weil rechtskräftig feſtſteht, 
dat die Beflagte berechtigt ijt, von dem Kaufpreis zu 30,000 
Mark die Abichlagszahlung von 20,000 Mark in Abzug zu 
bringen, fo wäre allerdings eine Entjcheidung, wonach Diele 
20,000 Marf nicht abgezogen werden Dürfen, unzuläſſig; das 
gegen jteht die Nechtsfraft des Urtheils vom 28. Januar 1885 
nicht entgegen, daß in dem heutigen Prozejie die behauptete 
TIhatjache, daß um die Zeit des 20. Mai 1880 der Kläger die 
jtreitigen 20,000 Mark der Beklagten wieder eingehändigt hat, 
feftgeftellt und über die Frage, ob er aus diejer Thatjache ein 
Necht auf Nüderjat diefer Geldfumme herleiten fann, entichteden 
wird. Da hiernac Identität des Klagegrundes nicht vorliegt, jo 
entbehrt auch die Einrede der abgeurtheilten Sache der Be 
gründung. 
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Zur dritten Frage, jo kann es dahin geitellt bleiben, ob 
das Urtheil vom 28. Januar 1885 auf einem Geſtändniſſe, wie 
der erite Nichter annimmt, oder auf einem Anerkenntniſſe, wie 
die Berufungsflägerin heute geltend macht, oder endlich auf einer 
vom Berufungsbeflagten kraft jeiner Dispofitionsbefugnig ab- 
gegebenen Willenserklärung beruht; in feinem Falle reicht die 
durch das Urtheil geichaffene formale Wahrheit über den Umfang 
deſſen, worüber rechtskräftig entichteden iſt, hinaus. 

Wenn es hiernady auc) eine prozeſſuale Wahrheit ift, daß 
Die von der Bellagten am 15. Mai 1880 dem Kläger über- 
gebenen 20,000 Mark zur Dedung des von dieſem für diejelbe 
ausgelegten Kaufpreiies von 30,000 Marf gezahlt worden find, 
jo wird Dadurch der Beweis der Wahrheit, daß diefe 20,000 
Mark am 20. Mai 1880 vom Kläger der Beklagten mit einer 
dieſe civilvechtlich verpflichtenden Wirkung zurüdgegeben wurden, 
nicht ausgeſchloſſen. 

Anlangend die Beweisfrage, jo it für die Behauptung 
des Stlägers, er habe der Bellagten um die Zeit des 20. Mai 
1880 die fraglichen 20,000 Mark zurüderitattet, nicht ohne 
jede Wahricheinlichkeit. — E83 folgen dann thatjächliche Er— 
drterungen. — Immerhin jind dies alles bloje Vermuthungen, 
welche auf die vichterliche Ueberzeugung nicht in dem Grade 
wirfen, um dem Stläger den Erfüllungseid aufzuerlegen. Nun 
Hat Stläger der Bellagten einen erheblichen Entſcheidungseid 
über die der Stlage zu Grunde Tiegende Thatſache zugeſchoben, 
auf den ſich die Beklagte in ſo ungenügehder Weiſe erklärt hat, 
daß der erite Nichter den Eid für verweigert hielt; da dieſelbe 
jedoch heute erklärt, den Eid jo annehmen zu wollen, wie er in 
eriter Inſtanz zugeichoben war und auch heute wieder ſubſidia— 
riſch zugejchoben wird, jo tjt, da im Uebrigen der Fall des 
8 495 Ab}. 2 der EBD. nicht vorliegt, mithin die in erfter 
Inſtanz gejichehene Eidesverweigerung ihre Wirkſamkeit für die 
Berufungsinftanz nicht behält, auf dieſen Eid zu erfennen. 

Wird Ddiefer Eid geleistet, dann rechtfertigt ich der Antrag 
der Derufungsflägerin auf Aufhebung des angegriffenen Urtheils 
und Verwerfung der Anjchlußberufung; jedoch müſſen ihr nad) 
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s 92 Abi. 2 der EPOD. die Koſten diejer Inftanz zur Laſt 
fallen, da fie im Stande war, jchon in erjter Inſtanz den ihr 
zugeichobenen Eid anzunehmen. 

Wird dagegen die Eidesleiftung verweigert, dann ijt aller: 
dings bewielen, daß Kläger um die Zeit des 20. Mai 1880 
die in Frage ftehenden 20,000 Mark der Beklagten wieder 
zurückgegeben hat. Der Antrag auf Feſtſtellung dieſer That— 
jache iſt jedoch nur dann gerechtfertigt, wenn fie geeignet it, 
die civifrechtliche Haftbarfeit der Beklagten zur Rüdzahlung des 
an fie gezahlten Geldes zu begründen. Dieje civilrechtliche 
Verpflichtung Tiegt nun aber auch vor. 

Indem nämlich der Stläger in der Berufungsinjtanz Des 
Vorprozeſſes den Antrag jtellte, daß die von der Beklagten 
bereits abichläglich bezahlten 20,000 Mark von dem Kaufpreiie 
zu 30,000 Mark in Abzug kommen follen, hat er entweder 
im Bemwußtiein gehandelt, daß diejelben 20,000 Mark wieder 
zurückgegeben waren oder nicht. Iſt Erjteres der Fall geweſen, 
läßt ſich, da doc Verzichte nicht vermuthet werden, nicht an— 
nehmen, dat Kläger auf das ihm aus der Thatjache, daß er 
das Geld wieder zurücdgegeben, erworbene Recht verzichten 
wollte; vielmehr muß angenommen werden, da Kläger, der mit 
der Bellagten in einem Mandatsverhältniß jtand, den fraglichen 
Geldpoſten im Laufe oder am Ende des Mandatsverhältnijies 
mit der Beklagten verrechnen wollte, und daß die Bellagte, in— 
dem fie zu dem Antrage des Klägers jchwieg, damit einver- 
jtanden war, daß die ihr zurücgegebene Summe nunmehr die 
rechtliche Natur eines Rechenpoſtens annehme, der bei der 
Schlußrehnung zu Gunften des Klägers ins Gewicht falle. 
War aber Lebteres der Fall, lag alſo bei Stellung jenes Au— 
trags von Seiten des Vertreters IL. Inſtanz ein Irrthum vor, 
wie Kläger behauptet, und wie auch der erjte Richter mit Recht 
al3 erwiejen annimmt, und zwar ein Irrthum, der weder von 
dem Vertreter, nod) der Partei verschuldet war, dann it Die 
Unterjtellung, daß Kläger auf das ihm aus der Rückgabe des 
Geldes erwachjene Necht verzichten wollte oder daß die Beklagte 
jich durch den irrthümlich genommenen Antrag von ihrer Ber: 
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pflichtung zur Verrechnung des ihr zurückerſtatteten Geldes ent— 
bunden erachtete, um ſo entſchiedener zurückzuweiſen. War die 
Beklagte bei Verhandlung des Antrags des Klägers auf Abzug 
der 20,000 Mark von dem Kaufpreiſe ſelbſt im Irrthum, fo 
bejigt jie das ihr zurücgegebene Geld ohne” jeden Rechtsgrund; 
war fie nit im Irrthum, jo befitt fie es unter Benutzung 
eines Irrthums. Mag fie nun aber auch die gedachte Geld- 
jumme in Folge jtillichweigender Webereinkunft, unerlaubter 
Bereicherung oder Arglift befigen, in allen Fällen ſchuldet fie 
e3 an den Kläger aus Veranlaſſung des zwiichen den Parteien 
beitehenden Mandatsverhältniijes, woraus folgt, daß Kläger aud) 
nad; Art. 2001 C. e. Zinjen des Betrags zu fordern hat. 
Hiernach ift der Antrag auf Feititellung der mehr gedachten 
Thatjache gerechtfertigt; wenn aber der erjte Richter weiter geht 
und zu Necht erkennt, daß die 20,000 Mark von dem Kauf: 
preife von 30,000 Mark, welche Kläger an die Beflagte zu 
zahlen Hatte, nicht in Abzug kommen dürfen, jo jet er fich mit 
dem Urtheife vom 28. Janıtar 1885 in directen Widerſpruch; 
eine Solche Enticheidung mißfenmt die Bedeutung eines rechts— 
kräftigen Urtheils, welches wohl auf dem Wege der Wie- 
deraufnahme des Verfahrens unter den gejeßlich vorgeichriebenen, 
hier aber nicht zutreffenden Vorausfegungen, nicht aber mittelft 
der Feititellungsflage angegriffen werden kann. Die erftrichter- 
liche Entichetdung kann daher im diejer Form nicht zu Recht 
beitehen. Aber auch der zweite Sat des von Kläger mittelt 
Anſchlußberufung genommenen Antrags iſt aus gleihen Gründen 
zu verwerfen. Da, wie aus dem IThatbejtande des angegriffenen 
Urtheil3 erhellt, der Zwed der Klage darin bejteht, jetzt ſchon 
eine Grundlage für die von Kläger zu ftellende Rechnung zu 
gewinnen, jo wird dem formalen und materiellen Rechte gleich- 
mäßig gedient, wenn dem erjten Abjage des vom Anjchlußbe- 
tufungsffäger geftellten Antrags entſprochen und, damit über 
die obligatorifche Natur der fejtgeftellten Thatjache ein Zweifel 
nicht auffommen kann, der Zujat beigefügt wird, daß die For— 
derung aus dem Mandatsverhältniffe herftammt. Die Koften 
würden in diefem Falle der Beklagten ganz zur Lajt — da 
Juriſt. Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothringen XII. 
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fie im Wefentlichen unterliegen würde. Hiernach war unter , 
Verwerfung der Hauptberufung und unter theilweifer Annahme 
der Anfchlußberufung zu erfennen wie oben gezeichnet. 





112, Gebühren des Notars fir Erhebung von Steig: 
geldern. Auftrag hiezu.  Stillihweigender Wider: 
ruf Diefes Auftrages durch Ginleitung des Nein: 
gungsverfahrens. Bedeutung der Feſtſetzung der 
Gebühren durch den Zandgerichtäpräjidenten für ein 
fünftiges Vertheilungsverfahren und den ſich hieran 

anſchließenden Rechtsſtreit. 

Die in den Steigbedingungen enthaltene Beſtimmung, daß die Steig— 
gelder in der Amtsſtube in der Amtsſtube des Notars gezahlt werden 
ſollen, enthält noch keine Ermächtignug des Notars zur Gelderhebung, 
wenigſtens dann nicht, wenn gleichzeitig hinſichtlich des zur Deckung der 
Notariatskoſten beſtimmten Aufgeldes und nur hinſichtlich der letzteren aus: 
drücklich die Zahlung zu Händen des Notars ausbedungen uud ein ge⸗— 
richtliches Vertheilungsverfahren über den Steigpreis in Ausſicht 
geſtellt wird. 

Auch würde der Einleitung des der Verſteigerung nachfolgenden 
Reinigungsverfahrens in Folge der für die Anſteigerer begründeten Ver— 
pflihtung, die Steiggelder an die Gläubiger zu bezahlen die Wirkung 
eines Widerrufes jenes Auftrages zufommen. Die Genehmigung der Er: 
hebung3gebühren durch den Landgerichtsprältdenten hindert die Gläubiger 
in dem nachfolgenden Bertheilungäverfahren nicht, die Berechtigung des 
Notars zum Bezug diefer Sebühren aus Gründen des bürgerlichen Rechtes 
zu beitreiten. 

(Urtheil des 2.8. Meg L ES. vom 29. Juni 1886 und des O.L.G. 
Golmar II. E.S. vom 30. März; 1887.) 

Am 3. Dez. 1883 Tiefen die Verwalter des Konkurſes 
2.9. verjchiedene dem Genteinichuldner gehörige Immobilien 
in dem durch die SS 12 und 13 des Theilungsgejeges vom 
1. Dezember 1873 geregelten Verfahren vor Notar M. in M. 
öffentlich verfteigern. Aus dem Bedingnißhefte der Verfteigerung 
fommen folgende Stellen in Betracht: 

„Art. 7. Die Hauptjumme der Steigpreife wird zahlbar 
jein jofort nach Abichluß des DVertheilungsverfahrens, welches 
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behufs Vertheilung der Steiggelder unter die Gläubiger eröffnet 
werden wird. 

Art. 8. Die Kojten, welche die Anfteigerer neben der 
Hauptfaufjumme zu zahlen haben, find fejtgejeßt auf 10% diejer 
Summe zu Gunjten der Fallitmafje. Lebtere wird gegen diejen 
Prozentſatz alle Koften und die Honorare des DVerfaufes ent- 
richten, janımt den durch den Tarif für Einfaffirung vorgejehenen 
Spejen ꝛc. 

Urt 10. Alle Zahlungen der Hauptjumme ſammt Acceſ— 
jorien haben in der Schreibftube des verfteigernden Notars zu 
geichehen, wo hiefür Domizil erwählt wird.“ 

Diefe Beftimmungen weichen von den in der gerichtlichen 
Verfaufsverordnung enthaltenen Bedingungen injofern ab, als 
früher bezüglich des Aufgeldes ausdrüdlich bemerkt war, daß 
es an den Notar und in deſſen Hände gezahlt werden jollte. 
Auch war die hervorgehobene Stelle in Art. 8 des neuerlichen 

Laſtenheftes 
„ſammt den durch den Tarif für Einkaſſirung vorge— 
ſehenen Speſen“ 
in den gerichtlich genehmigten Bedingungen nicht enthalten. 


Anſteigerer wurden die heutigen Beklagten W., F. und J. 
gen. 2. Diejelben führten das Hypothefenreinigungsverfahren 
durch und leiteten jodann das Vertheilungsverfahren vor dem 
Amtsgerichte M. ein. In dem Theilungsplane vom 16. Dez. 
1884 erhielten die Anfteigerer, in ihrer Eigenjchaft als betrei= 
bender Theil, Anweifung im erjten Range für die Koſten des 
Verjteigerungsverfahrens, feftgejeßt Taut eines dem Notare M. 
gegen die Konkursmaſſe durch den Landgerichtg- PBräfidenten am 
27. Oltober 1884 ertheilten Erefutoriums auf den Betrag von 
M. 6621.27. Gegen dieſe Anweifung Hat der im 3. Range 
angewieiene Hppothefargläubiger Notar St. zu B. im Termine 
zur Erklärung über den Plan Widerſpruch angemeldet und 
diefen Wideripruch ſodann mittelft Stlage begründet. Er bean— 
tragt, die den Beflagten ertheilte Anweilung um den Betrag 
von 838 M. zu mindern, und führt aus: unter den von Notar 
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M. Tiquidirten Gebühren finde jich ein Poſten für Hebegebühren 
der Steigpreife in obigen Betrage von 838 M.; gemäß der 
Bedingungen der Verjteigerung jeien jedoch die Steigpreiſe an 
die im Bertheilungsverfahren anzumetienden Gläubiger, wenn 
auch in der Schreibitube des Notars M., zu zahlen; Letzterer 
jei jonach nicht Geldempfänger und Habe in Folge deifen aud) 
feine Hebegebühren zu beanfpruchen; die Worte des Art. 8 der 
Bedingungen: „ſammt der durch den Tarif für Einkaſſirung 
vorgejehenen Speſe“ jeien jener ausdrüdlichen Vorſchrift gegen— 
über ohne Bedeutung, außerdem aber, ſelbſt wenn man ihnen 
Bedeutung beimeſſen wollte, deßhalb nicht zu berückſichtigen, 
weil fie in der vom Amtsgerichte gemäß der $S 12 und 13 
de3 Gejeßes vom 1. Dezember 1873 erlaſſenen Berfaufsver: 
ordnung nicht enthalten, vielmehr erſt bei der Verfteigerung 
unbefugter Weije zugefügt worden jeien. 

Die Beklagten beantragten die Abweilung der Klage, indem 
fie fi auf die Verjteigerungsbedingungen und auf die von dem 
Landgerichtspräfidenten gegebene Taxe beriefen, welch’ Letztere 
den Konfursverwaltern am 3. Dezember 1885 zugejtellt worden 
und ſomit, da Einspruch nicht erhoben, rechtskräftig jet. 

Durd) das angefochtene Urtheil wurde der Klage aus nad: 
jtehenden Gründen jtattgegeben : 

Die in Rede jtehende Verjteigerung war ein freiwilliger 
Berfauf jeitens der gemäß 8 5 K. O. die Rechte des Eigen: 
thümers ausübenden Konfursverwalter. Lebtere waren Daher 
als Berfäufer an und für fich zwar befugt, Notar M. mit dem 
Empfange der Kaufpreiie zu beauftragen und den Anfäufern 
die Verpflichtung aufzuerlegen, die Gebühren des Geldempfängers, 
zufäßlich) zu ihren Kaufpreilen, zu zahlen. Beide Stipulationen 
kommen jedoch als gegenjtandslos in Wegfall bezw. es erlitt 
die Lebtere derjelben eine Aenderung, jobald die vorhandenen 
Hypothefor-Gläubiger auf Grund des ihnen durd) die Art. 2181 
u. ff. C. c. gewährten Rechtes das Hypotheken-Reinigungsver— 
fahren einleiteten. Denn in diefem Falle waren die Anjteigerer 
verpflichtet, die Zahlung des Kaufpreijes und deſſen Accejlorien, 
zu welch” legten auch das 10ige Aufgeld gehört, den 
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Hppothefar-Gläubigern anzubieten; an die Berfäufer felbit 
durften fie dagegen nicht mehr zahlen und ebenjowenig an den 
von diejem bejtellten Geldempfänger. Haben fie ſich trogdem 
der Vermittelung des Leteren bedient, jo fallen die dem Ver— 
mittler etwa gejchuldeten Aufbewahrungs- und Ablieferungs- - 
gebühren jedenfalls nicht den Hypothefar-Gläubigern zu Laft, 
Daß für dieſe Gebühr Notar M. bereit ein Erefutorium ſeitens 
des Landgerichtspräfidenten erlangt hat, iſt unerheblich, weil diejes 
Erefutorium nicht gegen die Hypothefar - Gläubiger, jondern 
gegen die Konkursverwalter erlaljen und auch nur den Lebteren 
zugejtellt worden ift. — Es mar daher, wie geichehen, zu 
erkennen. 

Die von Beklagten gegen diejes Urtheil eingelegte Berufung 
wurde verworfen. 


Gründe: 

Da es fich bei Feſtſetzung der Koften dur) den Landge- 
richtspräſidenten zunächſt um die Webereinjtimmung der Kojten- 
liquidation mit dem Tarif und um die Einwirkung eines billigen 
Ermejjens, nicht aber um die Frage handelt, ob der Notar die 
der Liquidation enjiprechende Thätigkeit wirklich aufgewendet, 
beiipielsweiie im Sinne von Art. 11 des Tarifs Gelder ein» 
genommen, aufbewahrt und abgeliefert habe, heute auch nicht 
die Zahlungsverbindlichkeit der Auftraggeber des Notars, ſon— 
dern die Pflicht der Hüypothefargläubiger zur Tragung der 
Kojten in Frage steht, jo it die Zuftellung des Feſtſetzungs— 
beſchluſſes des Landgerichts-Präſidenten vom 27. Dftober 1884 
an die Konkursverwalter nicht geeignet, einen Einwand gegen 
die Klage zu begründen. 


Die Bedingungen der Berfteigerung vom 3. Dezember 
1883 enthalten aber auch die Vorſchrift, daß der Notar als 
Mandatar der Betheiligten, ſeien es die Verfteigerer, die An— 
fteigerer oder die Gläubiger, die Steiggelder zu erheben Habe, 
nicht. Eine jolche PBeftimmung war fchon durch die bedungene 
gerichtliche Bertheilung des Erlöjes, welcher das Hypotheken: 
Reinigungsverfahren mit dem Anerbieten der Anfteigerer an 
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die Gläubiger Zahlung zu Leiften, vorhergehen mußte, aus 
geichloffen. Auch war in Art. 7 der uriprünglichen Verfaufs- 
bedingungen nur Hinfichtlic des Aufgeldes die Beſtimmung 
getroffen: 

„paieront en l’etude et entre les mains dudit 
notaire M.* beziehentlich „paieront au dit notaire.“ 

Eine gleiche Beſtimmung findet ſich bezüglidy) des Haupt— 
jteigpreijes im jenen Bedingungen nicht, und auch Art. 7 des 
der Berfteigerung vom 3. Dezember 1883 zu Grund liegenden 
Laftenheftes regelt blos den Erfall nach Maßgabe des Ver- 
theilungsverfahrens, ohne den Empfangsberechtigten anzugeben, 
deſſen Bezeichnung gerade die Aufgabe der Vertheilung war. 

Der Art. 10 „Tous les paiements en principal et acces- 
sojres seront faits à Metz en l’etude du dit notaire M. oü il 
est fait @leetion de domieile pour cela* im Gegenſatz jeiner 
Faſſung zu jener des früheren Art. 7 kann als Bejtellung des | 
Notars zum Gelderheber für den Hauptiteigpreis um jo weniger 
gedeutet werden, al3 die darin zweifellos gegebene Vorausbe- 
jtimmung eines Zahlungsortes in der Ungewißheit, wer Ans 
fteigerer und wer angewiefener Gläubiger fein werde, ihre ) 
völlig ausreichende Erklärung findet. Art. 1247 B. G. B. 

Die Modificationen des Bedingnißheftes vom 6. Auguft 
und der Berfteigerung vom 3. Dezember 1883, von denen nicht 
erwiejen ift, daß fie gemäß $ 13 Gele vom 1. Dezember 1873 
von dem zujtändigen Gerichte genehmigt waren, erhöhen in 
Nr. 4 das Aufgeld auf 10%. Da diejes Aufgeld, wie jchen der 
erſte Nichter hervorhebt, einen Theil des Preijes ausmacht, auf 
dieſen aber die Hypothefargläubiger kraft ihres dinglichen Rechtes 
ein von dem Willen des Schuldners unabhängiges Recht haben 
und fih ihn nur Durch die nothiwendigen Koſten des Verkaufs 
fürzen zu laſſen brauchen, jo kann der in die Activmaſſe mit 
aufgenonmmene Ueberichuß der 10" über den Betrag der Koften 
nicht, wie von den Verklagten verjucht wird, den Hypothefar- 
gläubigern als ein unberechtigter Bortheil angerechnet werden. 

Wäre aber, wie der erite Richter annimmt, dem Notar 
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ein Mandat zur Erhebung des Steigpreties für die Gläubiger 
ertheilt geweien, jo würde daſſelbe jederzeit haben widerrufen 
werden können und würde, wie der erfte Nichter mit Necht 
annimmt, als durch das Hypothefen-Reinigungsverfahren wider- 
rufen ericheinen. ; 

Hiernach Find die Verflagten durch) die Zuerfennung der 
Klage nicht beichwert. 


113. Cizenzgebühr. Spiritus. 

Gewöhnlicher Spiritus, der mit Zufag von Waſſer als Brannte 
mein getrunfen werden fan, it Branntwein im Sinne des Geſetzes vom 
5. Mai 1880. 

(Urth. D.L.G. Colmar, Strafienat v. 11. Juni 1837 g. Wwe. X. 

Die Blehwaarenhändlerin &. hatte Kleinhandel mit Spiritus 
getrieben und wurde deshalb durch die Straffanmer in erjter 
Inſtanz aus 8 7 des Gef. v. 5. Mai 1880 verurtheilt. Die 
von ihr auf Verlegung dieſes Geſetzes gejtügte Reviſion iſt aus 
folgenden Gründen verworfen worden: 

Nach der thatlächlichen Feititellung der Straffammer hat 
die Angeflagte zu Labern in zwei PVierteljahren des Jahres 
1836 Spiritus über die Straße im Kleinhandel verkauft, und 
zwar gewöhnlichen Spiritus, der, wenn er auch nicht unver- 
mischt trinfbar iſt, doc durch bloßen Zujag von Waſſer in 
trinfbaren Branntwein verwandelt werden kann nud verwandelt 
wird. Die Angeklagte ift deshalb aus $ 7 d. Gel. v. 5. Mai 
1880 verurtheilt worden. Ihre NRevifionsbeichwerde rügt Ver: 
letzung dieſes Geſetzes. Sie behauptet, der verfaufte Spiritus 
fünne al3 Branntwein nicht betrachtet werden, da er erjt durch 
Zuſetzung anderer Flüſſigkeiten in ein Getränf habe verwandelt 
werden fünnen. Die Angeklagte habe den Spiritus jo, wie fie 
jelbjt denſelben geliefert erhalten hatte, weiter verkauft, ohne 
ihn durch Zuießung von Waſſer oder anderen Subftanzen trinf- 
bar zu machen, oder jonjt eine Aenderung damit vorzunehmen. 
Der verfaufte Spiritus jei nicht trinkbar, jondern Brennjpiritus 
geweien und jei auch nicht in Branntwein umgewandelt worden. 
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Die Revifion ift unbegründet. Denn gewöhnlicher Spiritus, 
der durch bloßen Zuſatz von Waſſer in trinfbaren Branntwein 
verwandelt werden fann, muß al3 Branntwein im Sinne des 
Geſetzes vom 5. Mai 1880 angejehen werden. Dies folgt ſchon 
aus $ 1 des Gejehes, worin auf die bejtehenden gejeßlichen 
Borichriften über die Lizenzgebühren für den Kleinverkauf von 
geiftigen Getränfen verwiejen wird. Damit ift hauptjächlich 
Art. 171 des Finanzgeſetzes vom 23. April 1816 gemeint, der 
jeinerjeit3 aus Art. 47, 50 und 144 desielben Geſetzes zu er- 
flären tft. Danach unterliegt der Kleinhandel mit irgend einer 
von denjenigen Flüffigfeiten, die in Art. 47 aufgezählt find, alte 
auch der Kleinhandel mit Spiritus („esprits“), der ſteueramt-— 
lichen Lizenz. Lebteres wird zudem durch die Beitimmung von 
S 6 des Gejebes vom 16. Mai 1877 beftätigt. Im Sinne des 
Geſetzes vom 5. Mai 1880 ift unter Branntwein jede alfohol- 
haftige Flüffigkeit zu verftehen, die durch Deitillation gewonnen 
wird. So erklärt ſich namentlich Die Ausnahmebeitimmung von 
$ 2, Abſatz 3 über den „Kleinverkauf von Branntwein, welcher 
fih ausichlieglich auf denaturirten Branntwein, unter Beobacht— 
ung der wegen deſſen Vertriebes bejtehenden Vorjchriften, be— 
ihränft. Diefe Beitimmung beziwedt, wie in der Begründung 
des Entwurf hervorgehoben iſt, „jeden Zweifel Darüber aus- 
zufchließen, ob das Feilbieten von denaturirtem Spiritus der 
Zizenzgebühr unterliege.“ Alſo gebraucht die Begründung des 
Entwurfs den Ausdrud „Spiritus“ als gleichbedeutend mit dem 
im Geſetze enthaltenen Ausdruf „Branntwein“. Cbenjo wur: 
den in den Verhandlungen des Landesausſchuſſes die Ausdrüde 
Branntwein, Altohol, Sprit und Spiritus als gleichbedeutend 
behandelt, ohne daß hiergegen irgend ein Widerjpruch erhoben 
wurde. Es wurde namentlich darauf Hingewiejen, daß ein Liter 
Sprit in zwei oder drei Liter Trinfbranntwein erwandelt werde. 
Allerdings findet ji in dem Gelege vom 16. Mai 1877, das 
die polizeiliche Erlaubniß betrifft, ein anderer Sprachgebraud. 
Das Geſetz betrifft den Kleinhandel „mit Branntiwein oder mit 
Spiritus”, während das Gejeb vom 5. Mai 1880 unter Bramnt- 
wein den Spiritus mit begreift. Allein dieſe Verſchiedenheit 
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findet ſich ebenſo in den Reichsgeſetzen. Das Reichsgeſetz vom 
8. Juli 1868 über die Beſteuerung des Branntweins, welches 
in Eljaß-Lothringen durch Gele vom 16. Mai 1873 eingeführt 
wurde, verjteht unter Branntwein jede durch Deitillirung ge— 
wonnene alfoholhaltige Flüſſigkeit, indem e3 die Höhe der Steuer 
nad) der Alkoholftärfe bemißt. Daraus folgt, daß Spiritus 
zum Branntwein gerechnet wird. Dagegen in $ 33 der deut- 
ihen Gewerbe-Drdnung, dem Vorbilde des Elſ.Lothr. Gel. v. 
16. Mai 1877, ift von Sleinhandel „mit Branntwein oder 
Spiritus“ die Rede. Auch ſonſt ift in der Enticheidung der 
Straffammer fein Rechtsirrthum enthalten. Insbejondere fonnte 
die Frage, ob der durch die Angeklagte verkaufte Spiritus zum 
Trinken beſtimmt war, und ob er zum Trinken verwendet wurde, 
unentjchieden bleiben, da die Feititellung genügte, daß der durch 
die Angeklagte im Kleinhandel verfaufte Spirits nicht denaturirt, 
jondern gewöhnlicher Spiritus war, der mit Zujab von Waſſer 
al3 Branntwein getrunfen werden konnte. 


114. Felddiebſtahl; Art. 475 Wr. 15 0. pen. — 


Eigentum an Straßenbäumen. — Unanmwend- 
barfeit des Geſetzes vom 9. Ventoſe XIII. auf 
Vizinalſtraßen. 


(Urtheil des O.L. G. Colmar (Strafſenat) vom 11. Dezember 1886 
gegen D. (G. 15/86.) 

Gegenüber der Anſchuldigung, von einem auf der Vizinal— 
ſtraße . . . ſtehenden, der Straßenbauverwaltung gehörenden 
Kirſchbaume unberechtigt die Kirſchen gepflückt und an ſich ge— 
nommen zu haben, hatte der Angeklagte den Einwand erhoben, 
der fragliche Kirichbaum jet ſein Eigenthum. Das Schöffen— 
gericht und auch die Strafkammer des Landgerichts erachteten 
indeſſen letztere Aufſtellung als nicht nachgewieſen, und erfolgte 
Verurtheilung auf Grund des Art. 475 Nr. 15 C. pen. Die 
hiegegen von dem Angeklagten erhobene Nevifion machte (abge- 
jehen von einigen jonftigen, fein weiteres Intereſſe bietenden 
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Revifionsgründen) geltend, es jeien die Gejehe über das Straßen- 
wejen, insbejondere das Gejeb vom 9. Ventoje XIII über die 
Anpflanzung von Bäumen an den großen Straßen und Bizinal- 
Wegen, woraus fich fein, des Angeklagten, Eigenthum an dem 
fraglichen Baume ergebe, nicht angewendet werden. Das Ober: 
landesgericht hat die Nevifion verworfen; die einichlägigen Er- 
wägungsgründe lauten wie folgt: 

„Der Vorwurf der Nicht-Beachtung der Geſetze über das 
Straßenweſen, insbejondere des Gejeges vom 9. Ventoſe XII 
it Schon um defwillen verfehlt, weil die Bejtimmungen dieſer 
Geſetze über die Anpflanzung der Straßen mit Bäumen auf 
die Vizinalftraßen, zu denen die Hier fragliche gehört, Feine 
Amvendung finden. u 

Auch ſonſt iſt eine Verlegung materieller Nechtsnormen 
nicht zu erfennen, und es ift insbefondere auch mit Necht Art. 
475 Nr. 15 C. pen. angewendet worden, weil der Angeflagte 
fih nicht auf ein Plüden oder Vergehen an Ort und Stelle 
beichränft, jondern die Früchte des Baumes geerntet, wegge— 
nommen und vehtswidrig fich zugeeign't Hat.“ 


Anmerfung. 1. Lebtere Ausführung bezieht fich auf 
die in der Revifions = Hauptverhandlung erörterte Frage des 
Berhältnifies des Art. 471 Nr. 9 zu Art. 475 Nr. 15 C. pen. 
Vgl. zu eriterer Gejegesitelle, welche eine verichiedene Auslegung 
gefunden hat, Anm. 50 zum ©. pen. in der Möller’ichen Geſetz— 
Sammlung. 

2. Anlangend die Amvendung der die Anpflangung der 
Straßen betreffenden Beſtimmungen auf den vorliegenden Fall, 
jo iſt Folgendes zu bemerken: Die hier einjchlagenden Geſetze 
find diejenigen vom 9. Ventoſe XII, vom 16. Dezember 1811 
und vom 12. Mai 1825. Nach Art. 1—3 des erften Geſetzes 
fann die Verwaltung zur Anpflanzung der großen Straßen mit 
Bäumen die beiderfeitigen Angrenzer in der Weiſe beranziehen, 
daß die Bäume auf den Grund und Boden der Straße zu jegen 
find, das Eigenthum daran aber den betreffenden Angrenzern 
unter gewiljen ihnen auferlegten Beichränfungen belafjen wird. 


* — — — —— —— — — 
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Das Geſetz von 1811 hat diefen Standpunft wieder aufgegeben. 
Für die zur Zeit jeines Erlajies bereits bejtehenden Pflanzungen 
ftellt e3 den Grundſatz auf, daß der Eigenthümer des Grundes 
und Bodens auch der Eigenthümer der darauf jtehenden Straßen 
bäume jein joll, daß mithin alle auf dem zur Straße gehörigen 
Boden ftehenden Bäume dem Staate gehören, es jei denn, daß 
dieſe Bäume nachweislich in Vollzug des vorher erwähnten 
Geſetzes, das diejelben den Angrenzern befieh, angepflanzt wor: 
den jind, Art. 86, 87. Neue Pilanzungen find, joweit fie auf 
dem Straßenboden jtattfinden, von der Verwaltung jelbjt und 
nur, joweit fie auf Privateigenthum zu ftehen kommen, von den 
Angrenzern zu bewerfjtelligen; erjteren Falls ift der Staat, 
letzteren Falls der betreffende Angrenzer der Eigenthümer der 
Bäume jammt den Früchten. Daß dies jo ift, ergibt fich einer- 
jeits Schon aus dem in Art. 86, 87 aufgeftellten Grundjag in 
Verbindung damit, daß ein Heranziehen der Angrenzer zur 
Vornahme von Anpflanzungen auf dem Boden der Straße 
nit Zuweiſung des Eigenthums der aljo gepflanzten Bäume an 
den Staat nirgends vorgejehen iſt, ſowie andererjeit8 mit den 
Beitimmungen der Art. 88—90 verglichen mit Art. 99 und 
100, namentlich den Worten des leßtern: „les arbres plants 
sur la route et appartenant à l’Etat“ und „la vente des arbres 
appartenant à T’Etat“. Der von nun ab geltende Sat, daß 
der Eigenthümer des Bodens auch der Eigenthümer der darauf 
ſtehenden Straßenbäume tft, wird im Geſetz von 1825 wieder- 
holt anerkannt und dadurch ausgeiprochen, daß dem angrenzen- 
den Eigenthümer nur diejenigen auf dem Boden des Straßen- 
landes jtehenden Bäumen gehören jollen, die von ihnen nach- 
weislich entweder gegen Entgelt erworben oder auf ihre Kloften 
in Vollzug des alten Neglements dahin gepflanzt worden find; 
Art. 1. Hiernach hat zu feiner Zeit und nad feinem der er- 
wähnten,Gejete das Eigenthum an einem (wie im vorliegenden 
alle thatjächlich Feftgeitellt) auf dem Boden der Straße ftehen- 
den und gleichzeitig von der Verwaltung jelbjt dahin gepflanzten 
Bäumen dem Angrenzer gehört; ein Jolcher Baum gehört viel- 
mehr ſowohl nach dieſen Gelegen, als nach den allgemeinen 
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Negeln über Eigentfum (Art. 552 C. eiv.) dem Staate 
Eigenthümer der Straße. 

Darüber daß die vorbeiprochenen Gejegesbejtimmungen auf 
Bizinalftraßen überhaupt feine Anwendung finden, vol. Dallo;, | 
voirie par terre; Nr. 620. Bol. auch Art. 21 des Geſetzes 
vom 21. Mai 1836, jowie Art. 296 und 306 der Vizinalweg- 
ordnung vom 21. Juli 1854. 


115. Rehabilitations-Verfahren. Berechnung der Friſt 
des Art. 620 €. dinstr. erim. im Falle vorläufiger 
Entlaſſung des Berurtheilten. 

Die Frift des Art. 620 C. d’instr. erim, beginnt im Falle vorläu: 
figer Entlaffung des Verurtheilten erit mit dem Zeitpunkt, mit welchem 
die Freiheitsſtrafe nad) $ 26 St. G. B. als verbüßt gilt. * 

(Beſchluß des O.L. G. Colmar, Strafſenat, vom 11. Juni 1887.) 

Gründe: 

In Erwägung, daß die Strafe des F, welcher durch Urtheil 
des Schwurgerihts Colmar vom 11. Auguft 1866 zu 20 Jahren 
Zwangsarbeit verurtheilt worden tft, vom 12. Auguſt 1866 zu 
rechnen ift, jeine Strafzeit alſo bis 12. Auguſt 1886; daß zwar 
durch Minifterial-Verfügung vom 8. Muguft 1881 deſſen vor: 
läufige Entlafjung angeordnet wurde; daß dieſe aber einen | 
gnadenweiſen Erlaſſe der weiteren Strafe nicht gleichfommt und 
die Strafzeit nicht abfürzt, vielmehr nah $ 26 St. G. B. erit 
mit Ablauf der feftgefegten Strafzeit die Strafe als verbüht, 
der Verurtheilte ala vollkommen entlafjen gilt, daß daher die 
5jährige Frift des Art. 620 C. d’instr. erim. erſt mit dem 12. 
Auguft 1881 begonnen hat; a. d. Gr. 

Anmerkung. gl. auh Olshauien, $ 26 Anm. 1 Abſ. 2, $36 
Anm. 6 und $ 38 Anm. 12. 
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116. Baupofizeisllebertretung. $ 367 Nr. 15 St. G. B. 


Zur Grridtung von baulichen Anlagen jeder Art an einer öffent: 
lihen (zum domaine publie gehörigen) Straße it polizeilige Erlaubuiß 
erforderlib. Erhöhung einer Dauer durch eine Bretterwand. 


Urtheil des O.L.G. Colmar (Strafienat) vom 2. Juli 1887 g. St. 
Verwerfung der Revifion des Angeklagten. 
Gründe: 


Die Revifion jtellt auf, die von dem Angeklagten errichtete 
Bretterwand jtelle feinen Bau dar, für welchen eine polizeiliche 
Genehmigung erforderlich ſei; fie jei auch nicht als eine bauliche 
Anlage an der Ortsſtraße anzujehen, wenn man berücfichtige, 
daß ein gültiger Alignementsplan für Molsheim nicht beitehe; 
der Angeklagte Habe die Bretterwand nur errichtet, um chikanöſes 
Hineinwerfen von Schmutz und Unrath in jeinen Garten 
zu verhindern, die Sicherheit der Straßenlinie ſei durch 
diejelbe in feiner Weiſe berührt, auch Habe fie den Schub der 
Mauer oder deren Berftärfung zum Zwede und fünne nad 
ihrer ganzen Anlage und Ausführung nicht als eine Erhöhung 
der Mauer angejehen werden, da fie für fi) aufgeführt jet und 
eine Anlage für fich bilde; die in dem landgerichtlichen Urtheile 
angezogenen Beſtimmungen bezögen fich nur theils auf Bauten 
innerhalb der Alignementslinie, theil3 auf bauliche Ausführungen 
im Straßengebiet jelbit, könnten daher hier nicht Pla greifen 
und jeien nicht richtig angewendet worden. Das angegriffene 
Urtheil hat jedoch Feitgeftellt, daß der Angeklagte an der jtei= 
nernen Umfaſſungsmauer feines Gartens auf einer Strede, wo 
fie auf die Studentengafje jtößt, bezw. die eine Seite dieſer 
Ortsgaſſe bildet, eine bauliche Veränderung in der Art hat aus» 
führen laſſen, daß die ohngefähr 2. Meter hohe Mauer um 
nod etwa 2% bis 3 Meter durch eine Bretterwand erhöht 
wurde, welche auf jenfrecht an der Innern dem Garten zuge— 
fehrten Seite der Mauer mittel eiſerner Klammern befeitigte 
und bis in den Boden gehende Balken aufgenagelt war. Dieſe 
Seititellungen find thatjächlicher Natur und daher der Nad)- 
prüfung des Nevifionsrichters entzogen. Die Aufitellungen der 
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Reviſion, daß die errichtete Bretterwand nicht als eine Erhöhung 
der Mauer und nicht als eine construction étant long et 
Joignant la voie publique angejehen werden fünne, ift daber 
zurückzuweiſen. 

Die franzöſiſche Rechtſprechung und zwar ſowohl diejenige 
des Caſſationshofes, wie diejenige des Staatsrathes hatten aus 
dem Edikte vom Dezember 1607 und dem Beſchluſſe des Staats— 
raths vom 27. Februar 1765, deren Geltung für ganz Frank— 
reich und alle zum domaine public gehörigen Wege aus den 
Beitinmmungen des Ge). vom 16.—24. Angujt 1790 tit. IT. art.3 
des Defret3 vom 7.—14. Dft. 1790 Ziff. 1, des Geſetzes vom 
22. Juli 1791 Art. 29 Abi. 2, des Gel. vom 16. Sept. 1807 
Art. 52, Art. 471 3. 5 und 484 e. p. und aus Gründen des 
Öffentlichen Rechtes gefolgert wurde, den: Grundſatz entwideli, 
daß zur Errichtung von baulichen Anlagen jeglicher Art an der 
öffentlichen Straße polizeiliche Genehmigung erforderlich jei. 
Diejer Grundjag Liegt den Beitimmungen des Gejeges von 
21. Mai 1836 bezüglicd) der Erlaubnig zum Bauen längs der 
Straßen und des Geſetzes vom 18. Juli 1837 jowie des 
Defrets vom 25. März 1852 bezüglic) des Straßenwejens zu 
Grunde und ift durch dieſe Geſetze thatlächlich anerfannt worden. 

Das angegriffene Urtheil hat demnach mit Recht den An- 
geflagten wegen Errichtung der vorerwähnten Bretterwand auf | 
Grund des $ 367 3. 15 St.G.B. mit Strafe belegt. 

Anmerkung. Vgl. dazu Dalloz, voirie par terre Nr. 1937, 2005, 
2006, 2008, 2009; Förtih und Gaspar, eljaß = lothringiiches Baurecht, 
$$ 12, 1316, 


117. Ruralgeſetz. Gemeindegeſetz. Stillſchweigendes 
Mandat. 


Haben die Art. 12 u. 13 des Ruralgeſetzes vom 6. Oktober 1791 
blos verwaltungsrechtliche oder auch civilrechtliche Bedeutung ? 

Steht dem Bürgermeifter der Gemeinde das Recht zur Feſtſetung 
des Lohns für den Gemeindehirten und zwar auch dann zu, wenn den 
jelbe von den einzelnen Thier-Eigenthümern abgelohnt worden tt? 
Handelt derjelbe hierbei als Mandatar der letteren ? 


(Urth. I. Civillammer des Landgerichts Meg v. 26. April 1887.) 
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Thatbeſtand. 

Der Kläger, Hirte V. in Lorry, iſt unbeſtrittenermaßen für 
das Jahr 1886 durch den Bürgermeiſter dieſer Gemeinde als 
Gemeindehirte unter der in dieſer Gemeinde hergebrachten Ab— 
machung angeſtellt worden, daß er für jedes zur Weide ge— 
triebene Stüd je 10 Liter Weizen von dem betreffenden Vieh- 
eigenthümer erhalten jollte. Da der Beklagte 2, welcher An— 
gehöriger der genannten Gemeinde ift und, wie fejtiteht, in der 
genannten Periode fieben Kühe bejaß, die früher in der Ge- 
meindeheerde zur Weide getrieben wurden, dem Kläger den 
Lohn dafür nicht entrichtete, jo erhob derfelbe Klage beim Amts— 
gerichte mit dem Antrage, den Beklagten zur Leiftung von 
70 Liter Weizen, eventuell zur Zahlung von 12 Mark zu 
verurtheilen. 

Der Beflagte wendet ein, daß er mit Erlaubniß des Kreis— 
direftors auf den gemeinschaftlichen Werdegang verzichtet und 
jein Vieh in bejonderer Heerde habe hüten laſſen, daß er ſohin 
mit dem Gemeindehirten nichts zu thun Habe und dem Stläger 
nichts ſchulde. Durch Urtheil des Amtsgerichts vom 1. Februar 
d. 38. wurde der Beklagte dem Flägeriichen Antrage gemäß; ver- 
urtheilt unter der Begründung, daß zwar ein Verzicht auf Die 
Heerdegemeinschaft nach den Bejtimmungen des Gejeßes vom 
6. Dftober 1791 geftattet, zu deſſen Wirkjamfeit jedoch nad) 
Art. 13 des Geſetzes die Genehmigung des Gemeinderathes er- 
forderlich jei, dieje einzuholen habe der Beklagte verfäumt. 

In der gegen dies Urtheil vom Beklagten eingelegten Be— 
rufung wurde ausgeführt, daß der vom Bürgermeister angeitellte 
Hirte für jeine Dienftleiftungen nur gegen die Gemeinde, nicht 
auch gegen die einzelnen Thier-Eigenthümer einen vertrags- 
mäßigen Anfpruch habe. Aber auch da, wo es üblich jet, daß 
dieje dem Hirten für das Stück eine Stleinigfeit bezahlen, ge— 
ichehe dies nur von ſolchen Eigenthümern, welche zur gemein= 
ichaftlichen Heerde wirklich Thiere jtellten. Auch) nach den 
Grundjägen der Dienftmiethe fünne ein Lohn nur gefordert 
werden, fall3 wirklich Dienjte geleistet wurden, Kläger habe 
aber für den Bellagten ſolche micht geleistet, indem er jein 
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Bieh unter einen eigenen Hirten geitellt habe. An dieſen 
Grundjäßen Habe das Ruralgeſetz nichts geändert, mamentlid; 
jei demjelben der Gedanke fremd, einen Zwang für die einzelnen 
Bieheigenthümer zu begründen, fi) des Gemeindehirten zu 
bedienen. 

Der Kläger ftügte fi) auf die Gründe des Erſtrichters. 

Entjiheidungsgründe. 

Die Beitimmungen in Tit. I. Abſchn. 4 Art. 12 u. 13 des 
Ruralgeſetzes vom 6. Oftober 1791, auf welche der Eritrichter jeiner 
Entiheidung ſtützt, fommen bier injoferne nicht in Betracht, als 
diejelben lediglich die verwaltungsrechtliche Frage regeln, 
ob und mit welcher Maßgabe in Gegenden, wo die Koppelhut 
oder der Weidgang befteht, der einzelne Vichbefiger jeine Thiere 
in einem „troupeau séparé“ weiden lafjen darf. Im gegebenen 
Falle ift über dieſes Necht nicht zu entjcheiden, fondern «3 
handelt ji) um die civilrechtliche Frage, ob der Beflagte an 
den vom Bürgermeijter mit dem Kläger für das Jahr 1886 
abgeichlofjenen Yerdingungsvertrag als gebunden und dement- 
iprechend als beitragspflidhtig anzujehen ift oder nicht. Ju 
diejer Beziehung ift Art. 12 Abſ. 2 des Gejeßes über die Ge 
meindeverwaltung vom 18. Juli 1837 von Bedeutung, wornad 
der Bürgermeilter den Gemeindehirten zu ernennen hat. Aus 
diefer Befugniß folgt, daß der Bürgermeifter zweifellos das 
Necht hat, den Yohn des Hirten feitzuftellen, da wo Dderjelbe 
aus der Gemeindefafle abzuführen ift. Aber auch in den nicht 
jeltenen Füllen, wo, wie hier, der Hirte direkt von den einzelnen 
Thier-Eigenthümern abgelohnt werden joll, handelt der Bürger: 
meifter, indem er bei Anftellung des Hirten gleichzeitig den 
von dem leßteren zu beziehenden Lohn vereinbart, ala Vertreter 
der Thiereigenthümer auf Grund eines von dieſem ihm ftill- 
ichweigend ertheilten Mandates, das fjolange in Wirkjamteit 
beiteht, al3 es nicht von dem einen oder anderen Eigenthimer 
widerrufen ijt. Im gegebenen Falle geht aus dem Schreiben 
des Bürgermeifter8 hervor, daß der Beklagte, al3 es ſich darum 
handelte, den Gemeindehirten für das Jahr 1886 anzuftellen 
und die Lohnbezüge dejjelben zu vereinbaren, trog ortsüblicher 
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Bekanntmachung Einwendungen dagegen bei dem Bürgermeiſter 
nicht erhoben und namentlich feine Abficht, einen eigenen Hirten 
für feine Thiere zu halten, in feiner Weife fundgegeben hat. 
Indem der Bürgermeifter unter diefen Verhältniſſen demnächſt 
mit dem Hirten den Lohn für 1886 feitjtellte, Hat Erfterer, 
wie in früheren Jahren, gleichzeitig auch als Mandatar des 
Bellagten gehandelt, weil Leßterer ihm damals das gedachte 
Mandat noch nicht entzogen Hatte, und gemäß dem gedachten 
Schreiben nur die Bejiger der Zuchtitiere eine gefonderte Heerde 
jollten halten dürfen. Der Bellagte ift daher an den fraglichen 
Vertrag nad) den Grumdjägen vom Mandate ebenfo gebunden, 
wie wenn er jolchen ſelbſt abgeichloffen hätte. Daraus folgt, 
daß er die daraus für ihn fich ergebenden Berpflichtungen er— 
füllen muß, einerlei, ob er fich der Dienfte des Hirten bedient 
oder aus perjönlichen Gründen darauf verzichtet hat. Es ge— 
nügt, daß dieje, wie nicht beftritten ift, zur Leiftung derjelben 
bereit war. 

Nach diefen Ausführungen erfcheint das angegriffene Urtheil 
gerechtfertigt, und mußte die Berufung foftenfällig verworfen 
werden. 





118. Zwangsvollitrefung aus verwaltungsrechtlichen 
Schuldtiteln. 


Auf verwaltungsrechtliche Vollſtreckungstitel bezieht ſich der $ 706 
EBD. nicht. Zu ihnen gehören die vom Kreisdirektor beſtätigten Ver— 
zeichniſſe der Krankenhäuſer über rückſtändige Einnahmen, unter Anderen 
auch über rückſtändige Pflegekoſten. Art. 13 Gel. vom 7. Aug. 1851.*) 

Entiheidung des 2.8. Colmar vom 7. Mai 1887. 


Das Amtsgericht K. hat mit Beſchluß vom 18. April 1887 
den Antrag des Bürgerfpitals zu K, auf Grund eines vom 


*) Vol. Bd. XI. Nr. 76 und 77 dieſer Zeitichrift. 
Juriſt. Zeitſchr. f. Elſaß⸗Lothringen XIL. 30 
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Kreisdireftor von R. beftätigten Verzeichniffes über rüdjtändige 
Pilegefoften die Zwangsvollſtreckung in eine der Schulduerin 
Ww. G. angeblich zuftehende Forderung anzuordnen, im We— 
jentlihen aus den in der jurift. Zeitichr. f. Elſ-Lothr. Bd. XI 
©. 279 erürterten Gründen als unzuläſſig koſtenfällig abge 
wieſen. 

Der hiegegen eingelegten ſofortigen Beſchwerde gab das 
Landgericht Colmar aus nachſtehenden Gründen ſtatt und über— 
trug dem Amtsgericht K. die Anordnung der beantragten 
Bwangsvollitredung. 

„sm franzöfiichen Necht gilt der Grundjaß, daß die Ver— 
waltungsbehörden für die von. ihnen beizutreibenden fisfaliichen 
Forderungen in der Negel jelbft vollſtreckbare Schufdtitel 
(eontraintes) ausſtellen können, unbejchadet des Nechtes der 
Betheiligten, ihre Einwendungen gegen den Anfpruch ſelbſt oder 7 
gegen die Volljtredung bei dem für erjteren zuftändigen Gericht 
oder der zuftändigen Berwaltungsbehörde geltend zu machen, 

Die Zwangsvollftrefung aus ſolchen Schuldtiteln wie über: 
haupt aus den vollſtreckbaren Berfügungen und Entjcheidungen 
der Berwaltungsbehörden und WVerwaltungsgerichte ift, aud 
joweit diejelben Geldforderungen betreffen, entweder im Hinblide 
auf die üffentlicherechtliche Natur der Forderung an ſich oder 
im Hinblide auf den zu erreichenden öffentlicherechtlichen Zweck 
jelbft rein verwaltungsredhtlidher Natur, ohne Rüdjicht 
darauf ob die geltend gemachte Forderung jich gleichzeitig unter 
einen civilvechtlichen Gefichtspunft bringen läßt oder nicht, — 
ob die Vollitrefungsflaufel von den Verwaltungsjtellen ſelbſt, 
wie bei den rücjtändigen Steuern und den Einnahmerüdjtänden 
der Kranfenhäufer (Gejet vom 16. Thermidor VIIL; — SA, 
20 flg., 29 Verordnung vom 15. Nov. 1880; — Art. 13 Gel. 
vom 7. Aug. 1851), oder von den hierum erfuchten Gerichten 
beigefügt wird, und ob die Vollftredung in bejonderem Ber: "> 
fahren und von eigenen Verwaltungsbeamten oder von den 
Gerichtsvollziehern in dem durch die Civilprozeßordnung vorge 
Ichriebenen Verfahren vorgenommen wird. (Vgl. Staatsrathe 
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gutachten -vom 16.—25. Thermidor XII; Mayer, Theorie 
de3 franz. Verwaltungsredhts, ©. 404, 408, 409, Tert und 
Note 14, ©. 463 Tert und Note 26, 453 Tert und Note 4; 
Juriſt. Zeitſchr. f. Eljaß-Lothringen VI. ©. 522; Dufour, traite 
du droit admin. IV. Nr. 371 flg.; Ducroeq, cours de droit 
admin. Aufl. III ©. 493, 525, 547 u. 543.) 

Im Falle aber, wo die Gerichte die Vollſtreckungsklauſel 
beifegen, leisten fie auf Grund der bejtehenden Verwaltungsge- 
jege Tediglih Nechtshülfe, wie fih daraus ergibt, daß fie 
ohne ſachliche Prüfung die Vollſtreckungsklauſel ertheilen 
jolfen. vgl. Mayer a. a. D. ©. 404 ff. 

Zu einer ſolchen jachlichen Prüfung werden die Gerichte erſt 
dann berufen, wenn der von dem verwaltungsrechtlichen Titel 
Betroffene Wideripruch gegen folchen erhebt und damit ein 
gerichtliches, in den Formen des Civilprozeſſes fich ab- 
widelndes Verfahren herbeiführt, welches in einem, alsdann Die 
Vorausjegung der gerichtlichen Zwangsvollſtreckung 
bildenden, Urtheil fein naturgemäßes Ende erreicht. 

Aus diefer Abgränzung der Zuftändigfeit der Verwaltung 
einer- und der Gerichte andererfeit3 und aus dieſer jcharfen 
Sonderung der Thätigfeit beider Behörden ergibt ſich deutlich 
der von Geſetzgeber gewollte wejentliche Unterfchied zwiſchen 
der Natur eines von der Verwaltung errichteten und jener 
eines durch gerichtliches Urtheil feſtgeſetzten Schuldtitels, welcher 
Unterfchied in der Bezeichnung des erjteren Titel3 als eines 
verwaltungsrechtlihen und des Teßteren als eines 
gerichtlichen Vollſtreckungstitels feinen klaren Ausdrud 
findet. 

Die verwaltungsrehtlihen Zwangsvollſtreckungen 
find num wie die von Gerichten oder gerichtlichen Beamten den 
Verwaltungsbehörden hierbei zu leiftende Nechtshiülfe durch die 
Civilprozeßordnung in feiner Weije berührt werden. (Motive 
zur EBD. zu S$ 597—656 VIII. ©. 554; Wilmowsky u. Levy, 
Com. S. 732 und zu $ 706 EBD; Strudmann und Kod), 
zu 8 706 Anm.; Sarwey, zu $ 706 Anm.) 
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Die Eivilprozegordnung und insbejondere $ 706 derjelben 
haben vielmehr nur die gerichtliche Zwangsvollſtreckung und 
Schuldtitel, die Diefer unterworfen werden jvllen, tm Auge. 
Auch in den Ausführungsgejegen der deutſchen Einzelitaaten 
wurde die Aufrechterhaltung der verwaltunggrechtlichen Zwangs— 
vollftrefung als ſelbſtverſtändlich vorausgejegt und dieſe Vor— 
ausfegung mehrfach zum Ausdrudf gebracht. (S. die preußiſchen, 
bayerischen und württembergiſchen Ausführungsgejege bei Wil: 
mowsfy und Levy zu $ 706 C. P.O. 

Den Schuldtiteln aber, welche durch die Geſetzgebung der 
Einzelftaaten nach) $ 706 EP.D. der gerichtlichen Zwangs— 
vollftrefung unterftellt wırden, fehlt regelmäßig der öffentlich: 
rechtliche Charakter. (Wilmowsfy und Levy a. a. D.; vergl. 
auch Protofolle und Gejeßentwürfe der Kommiſſion des K. 
Uppellgerichts zu Kolmar 1877, ©. 69.) 

Nach dem Vorgejegten kann es einem begründeten Bedenken 
nicht unterliegen, daß die nad) Art. 13 des Gef. v. 7. März 
1851 jtattfindende Zwangsvollitredung vücjtändiger Einnahmen 
eines Krankenhaufes, unter welche zweifellos auch die nach be- 
jtimmten, von den Verwaltungsbehörden genehmigten Süßen 
berechneten und im Gegenjag zur Annahme des Erjtrichters als 
budgetmäffig anznjehende Pflegefoften zu rechnen find, — eine 
verwaltungsrechliche ift. Denn nicht nur gehört nad) 
franzöfiicher Rechtsanſchauung die Bereinigung derartiger Rüd- 
Stände, offenbar im Hinblid auf den hiedurch zu erreichenden 
öffentlich-rechtlichen Zwed einer geordneten Verwaltungspflege 
und ohne Rückſicht auf deren nächften, civil- oder öffentlich— 
rechtlichen Entjtehungsgrund, dem öffentlichen Recht an, 
jondern wird auch das vom Bürgermeiſter unterfchriebene Nüd- 
ftändeverzeihniß ohne Jnanſpruchnahme des Amts— 
rihters ſchon durch die Beifügung des Viſa des 
Kreisdireftorg vollftrefbar. (Art. 3 und 13 Gel. v. 
7. Aug. 1851; Art. 26 Ab. 2, Art. 27 Geſetz v. 30. Juni 1838; 
Dekr. v. 31. Mai 1862, Art. 548; Mayer, a. a. O. ©. 322; 
vgl. auch dufour, frait6 gen. de droit adm. Bd. VL, ©. 450, 
Nr. 430, ©. 457, Nr. 440; Foucort, élé ments du droit publ 
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et adm. III, ©. 599 und 600. Dagegen Ztſchr. für Elſaß— 
Lothr. Bo. XL, ©. 279 flg, ©. 459 Bem. Mayer, a. a. O. 
S. 409, Note 14. 


Diejen Charafter einer verwaltungsrechtlich-vollftrekbaren 
Urkunde verliert der Schuldtitel jelbitverjtändfich nicht, wenn 
der Amtsrichter bei der Zwangsvollitrefung in Forderungen 
um feine Beihülfe nad) Maßgabe der Eivilprozehordnung ans 
gegangen wird. 


Der obigen Anficht ftehen auch nicht die 88 17 und 19 
des Ausführungsgejeges für Elfaß-Lothringen entgegen. Denn 
ift auch Hierdurch aus gewiſſen praftiichen Rückſichten, insbe— 
jondere zur Regelung der Zuftändigfeit und des Verfahrens, 
ausnahmsweile ein an fi) dem öffentlichen Recht angehöriger 
Schuldtitel dem gerichtlichen Zwangsvollitrefungsverfahren über- 
wiejen worden, jo ift doch damit die für die verwaltungsrecht- 
liche Zwangsvollſtreckung geltende Regel noch nicht umgeftoßen 
worden. 


119. Enregiftrement. Unterlaſſene Sterbfalletklärung. 
Beginn der Verjährungsfrift. 


Wenn in einer Sterbfallerflärung eine auf Grund eines nichtigen 
Teitamented von einem Dritten in Anſpruch und Belt genonmtene Ber: 
mögensmafje nicht als Nachlakbeitandtheil angegeben wird, jo liegt hier 
nicht omission im Sinne de3 Art. 61 Wr.2 Gef. dv. 22 trim. VIL vor, und 
fängt aud) nicht die durch Art. 61 des cit. Bel. begründete Sjährige Ber: 
jährungsfrift gegen das Necht des Fisfus, die betreffende Erbichafts: 
ſteuer ſammt Strafe nachzuforden, fofort zu laufen au, ſondern es be= 
ginnt der Lauf diefer Verjährungsfriit erit von Tage, wo der Dritte er— 
Härt, fein Recht qus dem Teitament abzuleiten und demzufolge das von 
legterem umfaßte Vermögen dem ſich über den Sterbfall Erflärenden ans 
heimfällt. 


Urth. des Lig. Saargemünd vom 27 Januar 1886. 
Um 1. Oktbr. 1871 bezw. 31. Oktbr. 1871 ftarben zu 
Saaralben die Brüder Marie Julius Floffe und Marie Georg 
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Xaver Floſſe; fie wurden von ihrem Water und ihren Ge- 
ſchwiſtern ab intestato beerbt. 

Die bezüglichen Sterbfallerflärungen erfolgten am 9. Febr. 
1880 auf der Enregiitrementseinnehmeret Saaralben. 

Dabei geichah desjenigen Vermögens feine Erwähnung, 
welches den Brüdern Floſſe — wie fich nachträglich heraus- 
geitellt Hat — als Inteftaterben ihrer am 2. April 1870 ver- 
lebten Tante Anna Marie Eliſabeth Bomans zuftand. 

Durch) Zwangsbefehl vom 7. April, vollftredbar erklärt 
am 9. April und zugeftellt am 14. April 1885 forderte nun— 
mehr die Enregiftrementsverwaltung für den nicht deflarirten 
Theil der Nachläſſe Floſſe Steuer und Strafe nachträglich an. 

Die Erbeu erhoben hiegegen Widerjpruchsffage mit dem 
Antrag, den Zwangsbefehl aufzuheben. Das Landgeridt ©. 
wies jolche als unbegründet aus folgenden Gründen ab: 

Hätten Kläger über die zu beftenernde Berlafjenichaft 
überhaupt feine Erklärung abgegeben, jo würde der Gebühren: 
anſpruch der Beklagten, da jeit dem Tode der Brüder Floſſe 
mehr denn 10 Jahre verfloffen find, nach Art. 61 Nr. 3 des 
Gel. vom 22. frim. VII. und Art. 11 Gel. vom 18. Mai 1850 
verjährt erfcheinen, und zwar auch in Bezug auf dasjenige Ver— 
mögen, welches fich erſt nachträglich als Beſtandtheil des Nach— 
lafjes der Brüder Floſſe herausgeftellt hat. Garnier, Diet. s. 
v. poeseription Wr. 581. Nun aber eriftirt eine Sterbfaller- 
Härung. Daß in derjelben das aus der Erbichaft Anna Marie 
Bomanns herrührende Vermögen außer Betracht blieb, Tonnte 
den Borwurf einer „omissio“ im Sinne des Art. 61 cit. Nr. 2 
nicht begründen. 

Wie nämlich) aus verjchiedenen Prozeſſen (B. c. B) ge 
richtsbekannt, war der ganze Nachlaß der Anna Marie Eliſa— 
bety Bomann am 9. Febr. 1880, dem Tage der Sterb- 
fallerflärung, noch im Befig und Genuß der Therefe Bomanns 
auf Grund eines Teftaments, welches die Inteftaterben als 
nichtig anfochten. 
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Erft als Therefe Bomanns Ende Dez. 1881 die Er- 
Härung abgab, daß fie Diejes Teſtament nicht für fich anrufe, 
war entichieden, daß ein Theil des Nachlafjes Bomanız Be: 
ſlandtheil der Nachläſſe Floſſe jet. 

Unter ſolchen Umſtänden muß im Einklang mit der Recht— 
ſprechung (vgl. Garnier „Repertorie“ gen. Nr. 16151 à Diction. 
de l’enrögistrement s. v. pröscription Nr. 574, 575, 5838, 
s. v. suceession Nr. 1177 ff. und 1451, Dalloz Repert. XXIT. 
Kr. 55 11— 5514) angenommen werden, daß, wie die Deflarationg- 
frift für den aus der Erbichaft Bomanns herrührenden Theil 
der Nachläfle Floſſe, jo auch die Verjährung der bezüglichen 
Stener erjt mit jenem Zeitpunkt begonnen hat. 

Die Verjährung nad) Art. 61 des Frimairegeſetzes ift dem- 
nad) feinesrivegswegs eingetreten. . 


. 


B. Litteraturberichte. 


1. Das EljaßLothringiihe Gefeß über die 
Bormundjchaften vom 16. Juni 1887. Straß— 
burg. Verlag von Schulz u. Comp. 78 ©. 

Der nicht genannte Verfaſſer des vorjtehenden Werfcheng 
bezeichnet es als deſſen hauptſächlichſte Aufgabe, den zur Ans 
wendung des neuen VBormundichaftsgejeges berufenen Juriſten 
die Begründung des Geſetzentwurfes und die Verhandlungen 
hierüber zugänglich zu machen. Diejen Zweck hat derjelbe in 
vollem Maße erreicht. Die verhältnigmäßig reichen Materialien 
des tief in das praftiiche Leben eingreifenden Geſetzes werden 
in ausführlicher und erichöpfender Weife geboten und gewähren 
einen Haren Einblid in dag, was der Gejehgeber gewollt Hat, 
jowie in die verjchiedenen Anfchauungen, welche bei den ein— 
Ihlägigen Verhandlungen zu Tage getreten find. Die Dar- 
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ſtellungsweiſe ift anregend, klar und faßlich; überall tritt der 
praftiiche Zwed des Geſetzes hervor und wird das Verftändniß 
desjelben durch die fortwährende Vergleichung mit der bis 
herigen Geſetzgebung weſentlich gefördert. Das Büchlein wird 
den Beifall eines jeden finden, der fi mit dem Vormund— 
Ihaftswejen jtändig oder vorübergehend zu befafien hat. 
D. 


2. N. de Crescenzio, Conferma e ratifiea degli 
atti nulli per diffetto d. forma seeondo il-Codice civ. 
italiano (in Bd. XX. der Atti dellAcademie di 
seconge morali e politiche, 1886. Univ.-Druckerei zu 
Neapel.) 


Den Sätzen 1339 und 1340 des franz. B.G.B. entſprechen 
1510 und 1311 des italienischen; nur tft in leßterem der 
Schenkung eine Tehtwillige Verfügung ausdrüdlich gleich 
geitellt. Nach Erörterung des gemeinen römischen (p. 1—36, 
60 flg.) und des franz., ſowie des ital. Nechts gelangt die 
geiftvolle und ° überfichtliche Abhandlung, wiewohl hierüber 
zwijchen den ital. oberjten Yaudgerichten (Rom 11. Jan. 1837, 
Florenz 23. März 1876, Turin 29. Juli 1876, Neapel 15. 
Juli 1876) feine Ueberftimmung bejteht, zu dem Ergebnifle, 
daß nicht ſowohl in Folge Anerkennung oder Bekräftigung 
der nrichtigen Schenkung oder letztwilligen Verfügung, jondern 
fraft vertragsmäßiger Uebertragung der Nechte des Bluts- . 
erben auf den Schenk» bezw. Teßtwilligen Erbnehmer leßterer. © 
den Nachlaß erhalten und auch Dritten gegenüber vertrete. 

G. 


A, Entſcheidungen der Geriäte. 


120. Poſtfiskus. Haftung defjelben aus der Annahme 
eines Auftrags zur Einholung von Wechſelaccepten. 


In dem erwähnten Falle ftelt das Rechtsverhältniß zwiichen den 
Parteien einen Transportvertrag und einen ſich daran aufchließenden 
Auftrag (Bevollmädtigungsvertrag) dar und haftet die Poſt aus dem 
Vertrage ſelbſt mit Ausschluß einer jeden weiteren WBerantwortlichfeit nur 
für die Beförderung des Poitauftragsbriefes und dies auch nur in dem 
beichränften Maaße wie für einen eingeichriebenen Brief. — $ 20 XII. 
der Poftordnung vom 8. März 1879. 


Hierdurh wird jedoh die gemäß Art. 1384 B. G. B. begründete 
Haftung der Bojt für Vergeben und Verbrechen ihrer Beamten nicht aus— 
geichloffen. 

(Urtheil de8 O.L.G. Colmar, 1. Eiv.-Sen., vom 21. Februar 1887 
und des R.G., II. Eiv.-Sen,, vom 17, Juni 1887) 

Die Firma Saum und See zu Schlettftadt, Klägerin und 
Berufungsflägerin, erhielt Ende 1883 und Anfang 1884 von 
dem Schneider M. zu Lundhauſen 9 von diefem an ihre Drdre 
ausgeftellte, auf verjchiedene Bewohner feines Wohnortes gezo— 
gene, am 20. und 29. Februar, 15. und 20. März, 5. und 
30. April 1884 zahlbare Wechſel über je 300 Franks — 240 
Mark, von denen der ältefte vom 20. November 1883 datirte 
und übergab dieſelben der Boftanftalt Schlettftadt zum Zwecke 
der Einholung der Accepte bei den Bezogenen. Die Uebergabe 
erfolgte in der Weife, daß jedesmal der Wechjel nebjt ausge— 
füllter Boftauftragsfarte unter Umjchlag als Einjchreibebrief mit 
der Aufichrift „Poltauftrag nach Pojtanftalt Sundhauſen“ der 
Poſtanſtalt Schlettjtadt überliefert wurde ($ 30 der un 
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nung vom 8 März 1879). Die Poftanftalt Sundhauſen hän— 
digte, jowie ihr die Koftauftragsbriefe zugingen, die Roftan 
tragsfarte und den Wechjel dem Roftboten Sch. zur Vorzeigung 
an die Bezogenen aus. Sc. übergab feiner Dienſtanweiſung 
zuwider und im Einverftändnijje mit M. .. die Mechiel, 
der jedesmal an die Annahmeſtelle den Namen des Bezogenen 
fälfchlicher Weile ſchrieb. Sc. beurfundete alsdann auf der 
Auftragsfarte die Annahme durch die Bezogenen und gab 
Wechſel und Auftragsfarte der Poſtanſtalt Sundhauſen zuräd, 
die ihrerjeits mittels Einjchreibebriefes beide Schriftitüde an die 
Auftraggeber ©. u. ©. zurüdbeförderte. ©. u. S. haben nad 
Rückempfang der Wechjel deren Werth theils in Baar, theils in 
alten Wechſeln an M. gezahlt. 

Als bei Verfall der Wechiel Zahlung nicht erfofgte, ließen 
©. u. ©. die Wechſel protejtiren und Flagten unter Streitver: 
fündung an die Poſtdirektion in Straßburg gegen die Bezogenen; 
ihre Klagen wurden aber Durch Urtheil des Amtsgerichts 
Marktolsheim vom 4. März 1885 abgewiejen, nachdem durd 
Urtheil der Straftanmer des Landgerichts Colmar vom 
28. Augujt 1884 M. und Sch, und zwar der Erjtere wegen 
Urfundenfälichung und der Letztere wegen Hülfeleiſtung Dazu 
und wegen falicher Beurkundung, zu Gefängnißftrafen verurtheilt 
worden Waren. 

Am 25. Juni 1884 erwirkten 9. u. ©. gegen M. aus den 
Wechſelverpflichtungen 9 Urtheile; die Zwangsvollitredung der— 
jelben jcheiterte indes an der Vermögensloſigkeit des M. 

Auf Grund des eben mitgetheilten Sachverhältniſſes be 
gehrten ©. u. ©. von der Bojtverwaltung im Wege der Nlage 
Erſatz der Wechſelſummen und der ihnen erwachſenen Proteſt— 
und Prozeßkoſten im Geſammtbetrage von 2834.95 Mark nebſt 
Zinſen. 

Das Landgericht wies die Klage ab. Das Oberlandes— 
gericht verwarf die gegen das landgerichtliche Urtheil eingelegte 
Berufung durch Urtheil vom 21. Febr. 1887. Die Gründe des 
letzteren Urtheils lauten nad) Darftellung des oben mitgetheilten 
Sachverhalts wie folgt: 
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Was das Rechtsverhältniß anlangt, welches bezüglich der 
einzelnen Wechſel zwiſchen der klägeriſchen Firma und der Poſt— 
verwaltung begründet wurde, ſo ſtellt ſich dasſelbe als einen 
Transportvertrag (Werkverding, locatio-conductio operis) und 
einen jich daran anschließenden Auftrag (Bevollmächtigungsver- 


trag) dar. 


Der Transportvertrag iſt von der Beklagten ausgeführt 
worden, und gibt deiten Ausführung der Klägerin eine Veran 
faflung zur Beſchwerde nicht. Jeder von der Klägerin der 
Poſtanſtalt Schlettjtadt übergebene Poſtauftragsbrief iſt richtig 
und rechtzeitig an die Beſtimmungs-Poſtanſtalt Sundhaufen 
gelangt, und von dieſer Wechjel und Bostauftragsfarte mittels 
Einichreibebriefes an die Poſtauftraggeberin, Firma ©. u. ©. 
zuricgelandt worden. Weder ein Verluſt noch eine verzögerte 
Belörderung der Wechſel hat ftattgefunden. Ueber eine Bes 
ihädigung der Wechſel durch Die Niederſchrift der falſchen 
Accepte beklagt fich Klägerin nicht und kann ſich auch nicht 
beflagen, weil der Wechlelfraft der Wechſel durch die falichen 
Accepte Fein Abbruch geihehen iſt. Ber dieſer Sachlage kann 
unerörtert bleiben, ob in dem in Nede ftehenden Transport- 
vertrage ein Frachtgeichäft im Sinne des H.G. B. (Art. 390 ffg. 
421) oder ein nach dem B.G.B. zu beurtheilendes Nechtsgeichäft 
zu erbliden it. 

Tagegen iſt der Anftrag nicht allein nicht ausgeführt, 
jondern demſelben zuwidergehandelt worden, und Stlägerin da— 
durd in Schaden gerathen. 

Der der Bolt, in jedem der 9 Fälle ertheilte und von 
Diefer angenommene Auftrag ging dahin, den Wechiel nebjt 
Auftragsfarte dem Bezogenen vorzuzeigen und entweder mit 
dem in Gegenwart des Poſtbeamten niedergeichriebenen Accepte 
des Bezogenen oder mit einer Erflärung der Post über den 
Grund der Nichtannahne, ſei es nun, daß diefe auf einer 
Weigerung, oder der Niitermittelung des Bezogenen, oder auf 
einem Sonftigen Grunde beruhte, zurüczujenden. Die Wechiel 
ind den Bezogenen jeitens der Poſt nicht vorgezeigt, vielmehr 
mit den gefälichten Accepten und der auf der Pojtauftragsfarte 
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befindlichen Beſcheinigung der Annahme durch die Bezogenen 
zurücgefchickt worden. Hierdurch ift Klägerin in Irrthum 
geführt und zur Auszahlung der Wechjelmerthe an M. veran- 
laßt worden. Hätten die Bezogenen die Annahme verweigert, 
jo würde Klägerin, wie aus der UWeberjendung der Wechiel 
behufs Einholung der Accepte hervorgeht, die Wechjelwerthe an 
M. nicht ausgezahlt haben; hätten aber die Bezogenen Die 
Wechiel angenommen, jo hätte Klägerin in den Wechielfor: 
derungen gegen die AUcceptanten, deren Zahlungsfähigfeit als 
feftftehend zu erachten, ſeitens des beflagten Reichsfiskus aud 
nicht beftritten worden it, für die dem M. geleijteten Zahlungen 
den Gegenwerth gehabt 

Klägerin ift demnach, wenigjtens injoweit fie an M. 
Baarzahlung geleijtet hat, in Schaden gerathen und zwar durd 
die Zuwiderhandlung des den Reichsfiskus in Ausführung des 
Auftrags vertretenden Pojtbeamten. Für diefen Schaden mühte 
aber der beflagte Fiskus nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
auffommen, weil nach diefen in Vertragsverhältnifien die von 
dem Vertreter einer juriſtiſchen Perſon in dem ihm anvertrauten 
Gejchäftsfreiie vorgenommenen Handlungen als eigene Hand 
lungen der juriftiichen Berjon anzujehen find. Es erübrigt 
daher die Unterfuchung der Frage, ob untergebens der Beklagte, 
wie er behauptet, kraft Sonderrehts von jeder Berantwortlich- 
feit befreit tft. Dieje Frage it zu bejahen. Gehört auch die 
Einrihtung und Berwaltung des Boftwejens als StaatsVer— 
fehrsanftalt dem öffentlichen Nechte an, jo find doc die den 
Berfehr der Poſt mit dem Publikum betreffenden Beſtimmungen 
privatrechtliher Natur. Dieje Bejtimmungen haben nun theils 
die Natur von Gejeßesnormen, theil® die von Normativ- 
Beitimmungen, d. 5. von allgemeinen Bedingungen, unter denen 
die Poſt in ihrem Gejchäftsbetrieb mit dem Publitum in ver- 
tragliche Beziehung tritt. (Art. 48 der Neichsverfaffung und 
$ 50 des Neichspojtgeiebes vom 28. Oktober 1871 in EL 
durch Gejeh vom 4. November defjelben Jahres eingeführt.) 
Die eriteren Beftimmungen finden ſich in dem auf Grund der 
Art. 4 und 48 der Reichsverfaflung erlafienen Reichspoſtgeſehe 
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von dem genannten Tage und regeln unter Anderm die Haft- 
pflicht der Bojt aus dem Transportvertrage und zwar in einer 
Weiſe, daß die Haftpflicht der Poſt nur bezüglich der Beför- 
derung gewiljer Gegenjtände befteht, für die meiften Sendungen. 
3. B. für einfache Briefe, Zeitungen dagegen unbedingt aus— 
geichlofien it, jo daß die Poſt jelbit in jolchen Fällen nicht in 
Anipruch genommen werden fann, in denen die Sendung durch 
bösliche Handlungsweije der Bojtbeamten zu Verluſt gegangen, 
bejchädigt oder verzögert befördert worden tjt. Die auf Diele 
Haftpflicht bezüglichen Bejtimmungen kommen indeß untergebens 
nicht in Betracht, weil der Anipruch auf Schadloshaltung ſeitens 
der Klägerin nicht auf den Transport der fraglichen Wechjel 
geſtützt wird. j 

Die andere Klafje von Beſtimmungen findet ſich in Der 
vom Reichskanzler erlaiienen und durd) das Gentralblatt befannt 
gemachten Pojtordnung vom 8. März 1879. Dieje Beſtim— 
mungen haben ihre gejegliche Grundlage in dem $ 50 des 
Neichspoftgejeges, der dem Neichsfanzler den Erlaß von wei— 
teren Borfchriften für die Benützung der Poſtanſtalt über- 
trägt und bejtinmt, daß dieje Borjchriften als Beitandtheil des 
Vertrages zwilchen der Poſtanſtalt und dem Abjender gelten 
jollen. Die Poſtordnung ift, wie bemerkt, öffentlich befannt 
gemacht worden, jr daß von jedem, der mit der Bolt in Verkehr 
tritt, angenommen werden muß, daß er fich den Bejtimmungen 
jener Ordnung als Bertragsbeitimmungen unterworfen hat. 
Die Poſtordnung trifft nun in ihrem 8 20 Beitimmung über 
die Benußung der Poſt behufs Einholung von Wechjelaccepten. 
Die Benugung geichieht im Wege des Poſtauftrags. Die 
Poſtverwaltung haftet in diefem “Falle in Gemäßheit des $ 20 
Ziff. XII. aus dem VBertrage zwiichen ihr und dem Auftrags 
geber nur für die Beförderung des Boitauftragbriefes und dies 
auch nur in dem Mae, wie für einen eingejchriebenen Brief, 
aljo in beſchränktem Umfange. Eine weitergehende Haftung 
ist ausdrücklich und in einer nicht mißzuverſtehenden Weile aus— 
geichlofien, und zeigen gerade die bejonders namhaft gemachten 
auf den Auftrag bezüglichen Fälle des Ausſchluſſes der Ver— 
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antwortlichfeit der Post deutlich, day der Ausichluß der Haft 
pfliht im übrigen ein unbedingter jein Sollte. So wird in 
dem fraglichen $ 20 insbeſondere hervorgehoben, daß die Poſt— 
verwaltung eine Gewähr weder für die rechtzeitige Vorzeigung, 
noch für die rechtzeitige Nücdjendung oder Weiteriendung (an 
einen GerichtSvollzieher zur Proteſterhebung) des Poſtauftrages 
nebſt Anlage leiſtet, demnach ſelbſt dann nicht, wenn z. B. durd 
die von dem Poſtbeamten böslicherweiſe verſpätete Vorzeigung 
eines Wechſels nach Sicht der Auftraggeber den wechſelmäßigen 
Anſpruch gegen die Indoſſanten und den Ausſteller gemäß 
Art. 19 der Wechſelordnung verloren haben ſollte. In derjelben 
Weiſe ift die Haftpflicht der Bojtverwaltung bei Aufträgen zur 
Einziehung von Geldbeträgen aus Wechleln, Rechnungen u. ſ. w. 
geregelt, jedoch) Haftet hier für die eingezogenen Beträge die 
PBoftverwaltung in vollem Umfange, alſo aud) für die Hand» 
lungen ihrer Beamten. 


Für die dieſſeits vertretene Anschauung ſpricht aber aud) 
der von der Poſt im Intereſſe des Publikums verfolgte Zweck 
einer billigen und raſchen Bejorgung der von ihr übernommenen 
Geſchäfte, die nicht wohl möglich wäre, wenn die Poftverwaltung 
nac) den Negeln des bürgerlichen Nechts haften und namentlich 
auch für die Handlungen ihrer Beamten auffonnnen müßte, -> 
(Dambach, das Geſetz über das Poſtweſen des Deutichen Reich, 
zu $6 ©. 30/31; Meili, die Haftpflicht der Poſtanſtalten, 
S. 97—99.) 

Die Gebühren für einen Poftauftrag zur Beſorgung dei 
MWechielacceptes belaufen fih) nach) $ 20 XI. nur auf 30 Bferirig 
Porto für den PBoftauftragsbrief, 10 Pfennig für die Bors 
zeigung und 30 Pfennig für den Einfchreibbrief mit dem zurüde , 
gehenden Wechiel. 

Endlich) mag hier noc) angeführt werden, daß der Wechiel- + 
inhaber bei Einholung des Acceptes nicht auf die Post ange 
wiefen it, indem er fich für diefen Zwed des Dienftes eines 
jeden Dritten und nanıentlich des Dienjtes der Gerichtsvollzieher 
bedienen fann. 
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Das Neichireht geht dem Landesrecht vor, und find noch 
ausdrücklich im S 51 des Poſtgeſetzes alle bisherigen allgemet- 
nen und beſonderen Beltimmungen über Gegenftände, worüber 
Das Poſtgeſetz verfügt, aufgehoben. Es gehen demnach auch die 
in gejeblicher Weile (S 50 a. a. DO.) erlajjenen, als Vertrags 
bejtandtheile geltenden Beitimmungen vor. Klägerin kann fi) 
mithin den vorbezogenen, auf reichsgejeglicher Grundlage be— 
ruhenden Beitimmungen gegenüber nicht auf die Beitimmungen 
des Yandesrechts, alſo auch nicht auf Die des Art. 1384 B.G.B. 
berufen, um den beffagten Fiskus für die Zuwiderhandlung des 
Poſtboten verantwortlich zu machen. 

Diejes Urtheil wurde auf die Nevifion der Klägerin Hin 
aufgehoben und die Sache zur weiteren Verhandlung in die 
Berufungsinjtang zurückverwieſen. 

Entjheidungsgründe. 

I. Soweit e8 fih um einen Anjpruch der Klägerin gegen 
die Poſtverwaltung aus vertragsmäßigen VBerhältnijjen zwiſchen 
ihr und der Poſtverwaltung handelt, ift den Vorinftanzen darin 
beizutreten, daß die Haftung der Poſtverwaltung gegemüber 
demjenigen, welcher ji ihrer dazu bedient, gemäß 8 20 der 
Boftordnung vom 8. März 1879 „im Wege des Boltauftrags 
Wechſel an den Bezogenen behufs Einholung der Annahme 
erklärung zu verjenden“, ich auf die Haftung für den — im 
gegenwärtigen Fall nicht vorliegenden — phyſiſchen Berluft der 
Sendung (und zwar wie für einen eingeichriebenen Brief) be— 
ichränfe und eine Ausdehnung der Haftung der Pojtverwaltung 
über dieie Beichränfung hinaus auch dann nicht eintrete, wenn 
ein doloſes Handeln eines Bedienfteten der Poſtverwaltung 
vorliege. 

IT. Dagegen erachtet das Gericht ungeachtet dieſer Be— 
ſchränkung eine Klage aus Artikel 1384 des Code eivil auf 
dem Geltungsgebiete desjelben gegen die Bojtverwaltung wegen 
Handlungen eines Bedienjteten derjelben auch für demjenigen, 
welcher ji) der Pojtverwaltung gemäß $ 20 der Poſtordnung 
vom 8. März 1879 bedient, für nicht ausgejchlofien. 
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Im Einzelnen treffen folgende Erwägungen und nähere 
Ausführungen zu. 


Zul. 

1. Die hinfichtlih der Poſtaufträge zur Einholung der 
Wechjelannahmeerflärung das Maß der Haftung der Poſtver— 
waltung vegelnde Beftimmung des $ 20 XII der Poſtordnung: 


„Die Moftverwaltung haftet für eine Poſtauftrags— 
jendung wie für einen eingeschriebenen Brief. Eine weiter: 
gehende Gewähr, insbejondere fr rechtzeitige Vorzeigung 
oder für rechtzeitige Rück- oder Weiterjendung des Poſt— 
auftrags nebſt Anlage, wird nicht geleiftet; auch über- 
nehmen die Boftanftalten feinerlei Verpflichtung zur Er— 
füllung der bejonderen Borjchriften des Wechjelrechts,“ 


— deren Auslegung zwar, da fie eine in Vollzug des $ 50 
des (für EL. durch das Geſetz vom 4. November 1871 ein- 
geführten) Geſetzes vom 28. Dftober 1871 über des Poſtweſen 
des deutſchen Reichs (Reichs-Geſetz-Blatt 1871 Nr. 42) er» 
fafiene allgemeine Nechtsnorm bildet, der Nachprüfung im Wege 
der Revifion zugänglich iſt — kann zumächit nicht etwa (wie 
der Vertreter der Nevifionsffägerin geltend gemacht Hat) dahin 
ausgelegt werden, es enthalte diejelbe überhaupt feine Regelung 
darüber, welches Maß von Haftbarkeit die Poftverwaltung hin» 
fichtlich jenes Theil3 ihrer in $ 20 der Poftordnnung über— 
nommenen Aufgabe treffe, der fich lediglich als Auftrags- nicht 
als Transportgeichäft darftelle. Der Wortlaut des $ 20 XU 
der Poftordnung zeigt in flarer Weile, daß das Maß ber 
Haftung der Poftverwaltung aus der nad) $ 20 der Pojtord- 
nung übernommenen Aufgabe in erjchöpfender, insbejondere 
auch jenen Theil, der nicht ein Transportgejchäft bildet, um— 

fafiender Weije geregelt werden jollte. Der Woftlaut des 
$ 20 XII der Poſtordnung hat theil® durch feine pofitiven, 
theils durch feine negativen Beitimmungen für das Map der 
Haftung der Poftverwaltung gegenüber dem Abjender (beziehe. 
ungsweile Auftraggeber) beftimmte Grenzen gezogen. Der erjte 
Sat des $ 20 XII fegt in pofitiver Weile da3 Map der 
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Haftung feit, und der zweite Sa ſpricht in ganz bejtimmter 
und deutlicher Weije aus, daß die Poſtverwaltung eine weiter 
gehende Haftung, als jene im erjten Satz bezeichnete, nicht über- 
nehme; namentlich ift aber unter den im zweiten Cab des 
S 20 XII hervorgehobenen Fällen aud) ein joldher (Vorzeigung) 
aufgeführt, welcher gerade Verrichtungen des Auftragsgejchäfts 
betrifft. Damit iſt in klarer Weile die Haftung der P.oftver- 
waltung begrenzt, nämlih auf den phyſiſchen Berluft der 
Sendung, wie bei einem eingejchriebenen Brief, und zwar nad 
den für feßteren geltenden näheren Bejtimmungen, bejchränft, 
eine weitergehende Haftung jomtt auch, joweit das Auftrags: 
geihäft in Frage fteht, von der Poſtverwaltung abgelehnt. 

2. Ungzutreffend ijt ferner die Anlchauung des Vertreters 
der Reviſionsklägerin: jofern S 20 XII der Poſtordnung eine 
weitere Haftbarfeit der Pojtverwaltung als die im erjten Satz 
des F 20 XII übernommene ausichliege, umfaſſe der Ausſchluß 
nicht auch jene Fälle, in welchen dem Bedienjteten der Poſt— 
waltung eine doloje Handlung zur Laſt falle. Schon nad) dem 
feine Unterjcheidung kennenden Wortlaut diejer Beltimmung 
fann der Ausichlug einer weitergehenden, al3 der im eriten 
Ent des $ 20 XII übernommenen Haftung der Boftverwaltung 
nicht etwa bloß auf jolche Fälle bejchränft werden, in welchem 
fein doloſes Handeln eines Bedienfteten der Roftverwaltung 
vorliegt. Gegen eine jolhe Beſchränkung des Ausjchluffes der 
weitergehenden Haftung jpricht ferner der Umstand, daß auch 
die jonjtigen Beitimmungen der Poftordnung und jene des 
Poſtgeſetzes das Bejtreben erkennen lajien, — wenngleich unter 
Derükfihtigung der SInterejien der die Poſt Benügenden — 
dem Mai der Haftung der Poftverwaltung an fi) gewijie, 
den Poſtfiskus ökonomisch nicht zu ſchwer zu belaftende, Grenzen 
zu ziehen, ferner aber die Haftung derjelben an jolche Boraus- 
ſetzungen zu knüpfen, welche raſch überblidt und ohne umſtänd— 
lihe und zeitraubende oder fojtjpielige Erörterungen von Einzel= 
heiten des Falles jejtgejtellt werden können. Wie daher Die 
Pojtverwaltung einerſeits (vergleihe S 6 des Poitgejeges), 
joweit fie überhaupt eine Haftung übernommen, ihre Erjaß- 
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verbindlichkeit im Allgemeinen nicht an den Nachweis geknüpft 
hat, daß die Poſt ein Verschulden treffe, und nur gewiſſe Be: 
freiungsgründe von der Erjabverbindlichkeit für fih in Anſpruch 
nimmt, jo kam es ihr andererieits darauf an, in jenem Bereich, 
für welchen fie eine Haftung nicht übernehmen wollte, eine 
Haftbarfeit auch nicht im einzelnen Fall wegen eines beion- 
deren Grades des Verſchuldens eines Bedienjteten der Poſt— 
verwaltung zu übernehmen. Ganz beionders aber flag für die 
Rojtverwaltung gerade bei 8 20 der Poſtordnung thatſächlich 
aller Anlaß vor, für das Maß ihrer Haftbarkeit enge Grenzen 
zu ziehen, weil es fich bejonders hier um hohe Werthbeträge 
handelt, und fie in der geringen Vergütung, welche jie vor dem 
Auftraggeber erhält, feine entiprechende Entihädigung fir eine 
weitgehende Haftung für ihre Bedienfteten empfangen hätte. 
Meiter fommt in Betracht, daß, wenn das auch im Poſtgeſetz 
einen Haren äufßerlichen Ausdruck nicht gefunden hat, dod, 
bejonders nad) dem Gange der Geſetzgebung auf dieſem Ge 
biet, nicht zu bezweifeln it, daß zunächſt, ſoweit das Poſtgeſetz 
jelbit die Haftung der Poſtverwaltung bejchränft, es eine Haft: 
ung der Poſtverwaltung über dieſe Grenze hinaus auch für den 
Fall eines doloſen Handelns ihrer Bediensteten ablehnen wollte, 
und daß insbejondere 8 12 des Pojtgejeges in Dielen Zinne 
auszulegen ift. Hatte aber bereit3 das Poſtgeſetz dieſe Bedeut— 
ung, jo muß es aud als der Wille der Poſtordunng betrachtet 
werden, fich in ihren Beſtimmungen über die Haftung der Poſt— 
verwaltung hieran anzujchließen und font, joweit fie für die 
Haftung der Wojtverwaltung eine Schranfe z0g. deren Ueber: 
Ichreitung auch nicht wegen eines doloſen Verhaltens eines 
Bedienteten der Postverwaltung zuzulaffen. 

3. Gegen die bisherige Darlegung kann auch nicht mit 
Grund der Einwand erhoben werden, es jei durch $ 50 des 
Poſtgeſetzes dem Neichsfanzler feine Befugniß gegeben worden, 
Beltimmungen über das Maß der Haftung der Poftverwaltung 
zu treffen. Wenn $ 50 des Poſtgeſetzes dem Reichskanzler die 
Ermächtigung ertheilt, Durch ein Negfement, welches mittels der 
für die Publikation amtlicher Bekanntmachungen beitimmten 
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Blätter zur veröffentlichen tft, die weiteren bei Benutzung der - 
Poſtanſtalt zu beobachtenden Vorſchriften zu treffen, hat es dem— 
jelben auch die Beingniß gegeben, die Normen der Haftbarfeit 
der Roftverwaltung bezüglich ſolcher poſtaliſcher Einrichtuugen, 
Die in dem Poſtgeſetz nicht geregelt find, zu beſtimmen. 

4. Unstichhaltig ift auch der Einwand, e3 Sei eine Aus— 
Schliefung der Haftung der Poftverwaltung Für doloſe Hand— 
fungen ihrer Bedienfteten durd) die Poſtordnung geſetzlich un— 
zuläſſig. Wenn die Beitimmungen des Poitgejeges ſelbſt über 
das Maß der Haftung der Poſtverwaltung, wie oben ausgeführt, 
auch für folche Fälle, wo ein dolojes Berhalten eines Bedienſte— 
ten derſelben vorliegt, die Haftung der Poſtverwaltung aus— 
Schließen, und wenn ferner das Poſtgeſetz in $ 50 dem Reichs» 
-fanzler die Erlaſſung weiterer Borjchriften geitattet, jo iſt ein 
folcher Ausschluß gerade durch das fpezielle Geſetz für ſtatthaft 
erflärt. Auch handelt es ſich, wenn der Staat im vorliegenden 
Fall die Haftung für das doloje Verhalten eines Bedienfteten 
der Roftverwaltung ablehnt, nicht etwa um ein Geding, wodurd) 
der Staat die Haftbarfeit für feine eigene doloje Handlungs: 
weile ablehnt, da nicht etwa eine Aeußerung des Ttaatlichen 
Willens und zwar durch eine den jtaatlichen Willen verförpernde 
Perſon in Frage fteht, vielmehr eine nicht von der Poſtver— 
waltung gewollte, dem privaten Willen entjtammende doloſe 
Thätigfeit eines mit dem Vollzug des durch die Poſtverwaltung 
übernommenen Bojtauftrags von der Roftverwaltung betrauten 
Werfzeugs. 

Bu II. 

Zwar geht nad) den Ausführungen zu I ſowohl das Poſt— 
gejeg, als die Poftordnung von dem Willen aus, die Haftung 
der Pojtverwaltung, joweit das PBoftgejeg und die Poſtordnung 
die Haftung derjelben gegenüber dem Abjender ausichließt, 
gegenüber demjelben auch nicht für Delikte von Bedienjteten 
der Pojtverwaltung eintreten zu laſſen; e8 jollen ferner die nad) 
8 50 des Poſtgeſetzes durch den Reichskanzler zu erlaflenden 
Borjchriften zufolge des zweiten Abſatzes des 8 50 des Poſt— 
geieges „als Beſtandtheil des Vertrages zwiſchen der Poſtanſtalt 
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und dem Abjender beziehungsweiie Reiſenden gelten“, und weiter 
werden durch 8 51 des Poſtgeſetzes „alle bisherigen allgemeinen 
und bejouderen Beitimmungen über Gegenftände, worüber das 
gegenwärtige Geſetz verfügt, joweit jene Beſtimmungen nicht 
auf den mit dem Auslande abgeichlofjenen Staatsverträgen oder 
Konventionen beruhen, aufgehoben.“ Gleichwohl giebt das Poſt— 
gejeh Feinen genügenden Anhalt dafür, daß dadurd) für Länder: 
gebiete, für welche zufolge des Artikels 1384 des Code eivil 
eine Haftung der Poftverwaltung für Handlungen eines Be- 
dienfteten derjelben auch außerhalb eines Vertragsverhältniſſes 
mit der Poſtverwaltung eintreten kann, dem Abjender die Mög- 
lichkeit entzogen worden ſei, unabhängig von jeinem Vertrags: 
verhältnig mit der Pojtverwaltung und den Hieraus fi er: 
gebenden rechtlichen Beziehungen zwijchen ihm und derjelben Die 
Roftverwaltung auf Grund des erwähnten Artifel3 1384 des Code 
eivil wegen des durd) die Handlungsiweije eines VBedieniteten 
der PBoftverwaltung ihm erwachienen Schadens in Anipruch zu 
nehmen und jo nad) den Umftänden auch einen Erſatz durch 
die Roftverwaltung da zu erreichen, wo bei bloßer Anwendbar— 
feit de3 Pojtgejeges und der Poſtordnung ein Erſatz durch die 
Poſtverwaltung für den Abjender nicht zu erzielen wäre. (3 
muß daher, da auch die Materialien und Berhandlungen jowohl 
bezüglich des norddeutichen, als des deutſchen Poftgejeges nicht 
erkennen lafjen, daß dabei auch an Artikel 1384 des Code civil 
gedacht worden ſei, und derjelbe, jei eg auch nur hinſichtlich 
der Anjprüche des Abienders gegenüber der Poftvermwaltung, 
außer Kraft gejegt werden jollte, die Wirkſamkeit des Artifeld 
1384 des Code eivil auch, ſoweit e3 ſich um die Haftbarfeit 
der Boftverwaltung gegenüber dem Abjender handelt, al3 fort: 
dauernd erachtet werden. 

Hiernach hat das Berufungsgericht durch die Verneinung 
der Möglichkeit, daß die Klägerin die Poftverwaltung für den 
der Klägerin aus der Handlungsweije des Postboten Sc. er 
wacjenen Schaden auf Grund des Artifel3 1384 des Code 
eivil in Anſpruch nehmen fünne, das Geſetz verlegt. 
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121. Uebergang des Eigenthums. Zurückforderungsrecht 
des Verkäufers. 
(Urtheil des R-Ger. II. Civilfenat vom 28. Juni 1387.) 


Gegen das Bd. 12 ©. 194 diejer Zeitichrift veröffentlichte 
Urtheil des D.L.Ger. Colmar hat Kläger Reviſion eingelegt, 
welche jedoch verworfen wurde. 


Gründe. 

Die rechtlichen Ausführungen des Berufungsgerichts find 
nicht angefochten worden, ein Angriff dagegen hätte auch mit 
Erfolg nicht erhoben werden fünnen. Es ift nämlich eine zu— 
treffende rechtliche Folgerung aus den Art. 1583, 1585 B. G. B. 
(vgl. Art. 345 H.G. B), daß jedenfall3 mit der Uebergabe an 
den Frachtführer die Bretter in das Eigentum des Käufers 
übergegangen find; ſodann ergiebt ſich aus S 36 K.D., daß das 
vom NRevilionskläger beanspruchte Ausionderungsrecht nicht gel- 
tend gemacht werden kann, wenn die Waare vor Eröffnung des 
Konkursverfahreng (8. Februar) über das Vermögen des Käufers 
an dem Orte der Ablieferung angekommen und der Käufer 
oder ein für ihn befigender Dritter die thatſächliche Inne— 
babung daran erlangt hat. 

Die Ankunft der Bretter an ihrem Beitimmungsorte Nangis 
am 5. und 7. Februar it nicht beitritten, und aus dem Er— 
gebnig Des Beweiles hat das Gericht die Ueberzeugung ges 
wonnen, daß M. die Bretter im Auftrage des Käufers 
B. in Empfang genommen, vier Wagen habe abladen, den 
fünften nad) Verneuil verjenden laſſen. 

Nur dagegen iſt ein Angriff erhoben, daß die in leßterer 
Beziehung in zweiter Inſtanz erbotenen Beweiſe nicht erhoben 
worden find. Das Berufsgeriht Hat jedoch den Inhalt des 
Beweigerbietens eingehend gewürdigt und bezüglich eines Theils 
dejlelben, insbejondere, jo weit er Vorgänge nad) Ankunft, 
Abladung und Weiterverjendung der Bretter betrifft, mit Recht 
deren Unerheblichfeit angenommen. 

Die weitere Behauptung, M. habe keineswegs für B. Beſitz 
ergreifen wollen, erklärt e3 durch feine vorgehenden Feſtſtellungen 
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für widerlegt, nimmt alfo an, daß aud), wenn die neu vorge 
Ichlagenen Zeugen im Sinne des Klägers ausjagen follten, die 
bereits gewonnene Ueberzeugung nicht aufgehoben würde. Hierin 
kann aber nm jo weniger eine Geſetzesverletzung gefunden wer: 
den, als auch das neue Beweiserbieten davon ausgeht, daß M. 
auf Erjuchen des Käufers die Bretter von der Bahnverwaltung 
d. 1. dem Frachtführer abgenonmen hat. 





122. VBerpflihtung der Arbeitgeber zur Anſchaffung von 
Schutzbrillen für die Arbeiter, 

(Urtheil des O.L. G. 1. Goilfenat vom 21. Juni 1887 und des 
RG. U. Civ.Sen. vom 20. September 1887.) 

Aus den Gründen des Berufungsurtheils. 

„Nach Lage der Verhältniſſe läßt ſich der Unfall nicht als 
ein Unglück — Zufall — auffajien, wofür Niemand eine Ber 
antwortlichkeit trifft; denn jedem Verftändigen iſt Far, und die 
Angaben der Zeugen wie der Sachverftändigen bejtätigen «3, 
day das Abmeißeln von Eiientheilen wegen des Spritzens der 
abjahrenden Späne den Augen Höchit geführlich iſt, Verlegungen 
der lebteren alfo jeden Augenblick da zu gemwärtigen find, wo 
dieſe Des entiprechenden Schutzes ermangeln. 

Dieſen Schug ihren Arbeitern nad) Möglichkeit zu ver: 
ſchaffen, war und iſt Die Beklagte verpflichtet. Diejelbe bat 
zwar ausweisſslich Der mitgetheilten Rechnungen die nad Ans 
gabe des Sacverftändigen K. in allen Werfjtätten eingeführten 
Schutzbrillen behufs Erleichterung ihrer Anſchaffung von Straf: 
burg bezogen und, wie engen befimden, ihre Arbeiter unter 
Androhung des Verluſtes jeglichen Entſchädigungsanſpruchs bie 
und da auffordern laſſen, ſich derjelben beim Meiheln zu bes 
dienen. Das Zeugenverhör hat indeh ergeben, daß mande 
Arbeiter, Darunter der Kläger, Dielen Aufforderungen nicht 
Folge geleiftet haben, und der Yabrifationschef wie die Werk 
meiiter, Deren Ddienftliche Aufgabe es zweifellos war, den Be 
trieb der Fabrik und die Arbeiter zu leiten, beziehungsweiie zu 
beaufiichtigen, das Meißeln auch ohne Schupbrifle geſchehen 
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ließen. Nicht ein einziger Zeuge befundet, daß den ohne Schuß 
brille meißenden Arbeitern, insbeſondere dem Kläger, den alle, 
namentlich der Fabrikationschef Haas und die Werfmeiiter 
Krämer und Schaaf, ſtets ohne Brille meißeln jahen, jemals 
Dies unterfagt worden jei. In dieſer pflichhwidrigen Duldung, 
welche ein grobes Verjchulden der von der Beklagten angenom— 
menen Bedienfteten in jich jchließt, muß ſohin die Urjache der 
in Frage ſtehenden Verlegung des Stlägers gefunden werden ; 
Dena, wenn diefem nicht geftattet worden wäre, ohne Schugbrilfe 
zu meißeln, würde jein Auge durch feßtere gegen den verderb- 
lichen Anprall de3 Eijenjplitters gefichert gewejen jein, hätte er 
auch bei jeiner Arbeit gegen die handwerksmäßigen Negeln ver: 
ftoßen. Dazu trifft die Bellagte jelbjt der jchwere Vorwurf, 
daß fie fich die ftrenge Ausführung ihrer betreffenden Anord— 
nungen nicht erujtlich angelegen ſein ließ, wie es Die pflicht- 
mäßige Sorgfalt für den Schuß ihrer Arbeiter erfordert hätte. 

Daß der Stläger ſich beim Meißeln der Schutzbrille nicht 
bediente, läßt Fih im Hinblid auf jene Duldung entjchuldigen, 
da em durch Diejelde, zumal bet jeinem jugendlichen Alter, Leicht 
abgehalten worden jein mag, ſich der Gefahr bewußt zu werden, 
welcher "die Augen beim Meißeln ohne Schutzbrille ausgeſetzt 
jind, und die Aufforderungen zur Benügung einer jolchen für 
ernjt gemeint anzujehen. 
Entiheidungsgründedesreihsgerichtlihen Urtheils. 

Die Nothwendigkeit des Gebrauchs von Schußbrillen, welche 
nach der bezogenen Angabe Des Sahverftändigen K. in allen 
derartigen Werkſtätten eingeführt Jind, zum thunlichſten Schuße 
der Augen der mit dem Abmeißeln von Eientheilen bejchäfs 
tigten Arbeiter wegen des Sprigens der abjahrenden Späne 
iſt in dem angefochtenen Urtheile feſtgeſtellt. Ebenſo, daß der 
tläger die Verlegung jeines linken Auges beim Abmeißeln eines 
Eiſenſtücks durch einen Eijenplitter erlitten Hat und daß er 
verschont geblieben wäre, wenn er fich bei diefer Arbeit einer 
Schutzbrille bedient hätte. 

Der hiegegen gerichtete Angriff der Reviſion betrifft den 
Umfang der Verpflichtung der Beklagten zur Einführung von 
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Schutzbrillen. Mit Unrecht jei es nicht für genügend erachtet 
worden, daß die Beklagte Schugbriflen angefchafft und ihre 
Arbeiter hie und da habe auffordern laſſen, fich derjelben beim 
Meißeln zu bedienen, auch hätte es der Begründung bedurft, 
warum dieje Aufforderungen nicht als ernftliche aufgefaßt wer- 
den mußten. 

Demgegenüber ift zunächſt darauf Hinzumeijen, daß bie 
Beklagte ihren Arbeitern keineswegs Schutzbrillen angeſchafft, 
jondern daß fie nur jolche bezogen hat, um auf dieje Weile 
ihren Arbeitern die Anfchaffung zu erleichtern. Sodann geht 
das Berufungsgeriht nicht von dem allgemeinen Sate aus, 
da die Anſchaffung von Schußbrillen und die Aufforderung 
zum Gebrauche derjelben unter allen Umſtänden als eine uns 
genügende Erfüllung der einer Fabrikleitung obliegenden Für— 
jorge für die mit dem Abmeißeln von Eijen beſchäftigten Ar- 
beiter zu betrachten jei, jondern das Verſchulden der Beklagten 
wird gegenüber dem Kläger aus der fonfreten Sacjlage be _ 
gründet. Das Berufungsgericht ijt der Anficht, daß dem noch 
jugendlichen Kläger gegenüber der bloße Bezug von Schnutz— 
briffen und die unter Androhung des Verluftes jeglichen Ent- 
ſchädigungsanſpruchs hie und da erlaflene Aufforderung, ſich 
folder Brillen beim Meißeln zu bedienen, bei dem Umſtande, 
dag der Tabrifationschef und die Werfmeifter dag Meißeln 
ohne Schußbrille geichehen Ließen und insbejondere auch den 
Kläger ftet3 ohne Schugbrilfe meißeln jahen, ohne ihm dies zu 
unterfagen, al3 eine jchuldhafte Nichterfüllung der dem Fa— 
brifanten und jeinen Organen obliegenden Sorgfalt erjcheine, 
welche als die Urjache der Bejchädigung des Klägers zu be- 
trachten jei, der fi) bei der Duldung dieſes Zuftandes der 
Gefahr, welcher er jeine Augen ausjegte, nicht bewußt geworden 
fein möge. In diefer auf thatjächlicher Würdigung der Ber: 
hältnifje beruhenden Annahme iſt ein Rechtsirrthum, insbejon- 
dere eine Verlegung der Art. 1382—1384 C. c., nicht erfennbar. 
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123. Uufall beim Betriebe der Eiſenbahn. 
(Urtheil de3 R.Ger. II. Giviljenat vom 20. September 1887.) 


Aus den Gründen. 


Der Berufungsrichter nimmt al3 erwielen an, daß Kläger 
fih bei der Revifion der in den Güterzug 802 einzuftellenden 
Güterwagen eine Fußverftauchung zugezogen habe und zwar 
dadurch, daß er beim Nücwärts-Hinuntertreten von dem Tritt- 
brette eines von ihm inſpizirten Güterwagens mit der Ferſe 
auf einen Stein getreten ſei. Die VBefichtigung der Güterwagen 
jer eine dienjtlich vorgejchriebene Handlung gewejen, welche vom 
Kläger in, zuläfliger Weile furz vor Ankunft des um 2 Uhr 
25 Minuten von Mülhaufen Her eintreffenden Perſonenzuges 
vorgenommen worden jei und mit Räückſicht auf die jonjtigen 
Dienftobliegenheiten des Klägers große Eile gefordert habe; 
die Verſtauchung ſei alfo durch Vornahme einer den Betrieb 
der Bahn vorbereitenden, mithin einer Betriebshandflung ver- 
urjacht worden, und die bei dem Eilenbahnbetriebe häufig anzu- 
wendende, eine Eigenthümlichfeit diejes Betriebes bifdende Eile 
ericheine als die Urjache, welche den fraglichen Unfall veranlaßt 
habe; es jei daher als feitgeftellt anzufehen, daß Kläger im 
Sinne des $ 1 des Haftpflichtgejeges bei dem Betriebe der 
Eiſenbahn ſich die fragliche Verlegung zugezogen habe. 
Die Reviſion rügt dem gegenüber, daß das Berufungs— 
urtheil einen Verſtoß gegen $ 1 des Reichshaftpflichtgeſetzes 
enthalte, indem daſſelbe dienſtliche Handlungen des Klägers mit 
Betriebshandlungen verwechſele und überhaupt den Begriff des 
Betriebes der Eiſenbahn verkenne. Das Urtheil ſpricht von 
Dienſthandlungen des Klägers, welche er bei den in Rede ſte— 
henden Gelegenheiten ausgeübt habe, um dadurch die Grundlage 
für ſeine weitere Annahme zu gewinnen, daß es ſich um Ver— 
letzungen „beim Betriebe“ handle. Gerade weil die letztere 
Annahme vom Berufungsrichter weſentlich auf die große Eile, 
mit welcher der Kläger zu verfahren Hatte, gejtüt wird, mußte 
vorher fetgeftellt werden, daß Dienfthandlungen defjelben in 
Frage ftanden, weil fonft von einer nothwendigen Eile und von 
: Yurift, Beitihr, f. Elſaß⸗Lothringen XI. ı 82 
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einem urjächlichen Zufammenhange der durch dieje Eile verur 
ſachten Verlegung mit dem Betriebe der Bahn überhaupt feine 
Nede fein Fonnte. Weiterhin Haben denn auch die Gründe m 
ausführlicher Begründung und in Webereinftunmung mit der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts feitgeitellt, daß in beiden 
Fällen die Fußverftauchung des Klägers fich beim Betriebe der 
Bahn ereignet habe. Eine Nechtsverlegung iſt bei dieſer Feſt— 
ſtellung nicht zu erfennen. 


124. Zeugengebühren. Erſuchter Richter. Beschwerde. 

Die Frage, ob auf Beichwerden nach 8 17 Abſ. 3 der 
Gebührenordnung für Zeugen und Sadjverftändige vom 30. Jum 
1878 der $ 539 C.P.O. Anwendung finde, iſt in einem Urs 
theile des Neichsgerichts (V. Senat) vom 20. November 1886, 
Entih. Bd. 17 ©. 352, verneint worden. Die Gründe jagen 
(S. 356): „Bon der entgegengejegten Auffaflung ift das Ober | 
landesgericht in Colmar in dem Beichluffe vom 18. März; 1885 
(ohne Begründung) ausgegangen. (Vgl. Juriſtiſche Zeitſchrift 
für Elſaß-Lothringen, Bd. 10 ©. 223 flg)“ Dem gegenüber 
mag auf den Aufiag in Bd. 10 ©. 358—362 der Zeitichrift 
verwieſen werden, woſelbſt ausneführt wird, daß die ©. 223 lg. 
dem Beſchluſſe vom 18. März 1885 gegebene Deutung nid 
zutrifft. 


125. Landesgrenze zwiſchen Eljah-Lothringen und Vader. 
Sujtizhoheit des Reichslandes auf dem linken Rhein— 
ufer. Geltungsbereih der die Jagd und das 
Fiſchereirecht betreffenden Geſetze, falls die Mar: 
fungen der beiderjeitigen Gemeinden ſich über die 
Zandesgrenzen hinaus in das jenfeitige Staats ı 
gebiet erjtreden. Zujtändigkeit zur Entſcheidung 
über diesfallfige Streitigkeiten. 


Soweit bie Grenzen ber Gemeindemarfungen an beiden Ufern bei + 
Rheins mit der durch die Thaljohle gebildeten Landesgrenze zwijchen 
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Baden und Elſaß-Lothringen nicht zuſammenfallen, ſich vielmehr auf das 
jenſeitige Gebiet erſtrecken, ſind die an den übergreifenden Grundſtücken 
auszuübenden Jagd- und Fiſchereirechte nach den Geſetzen desjenigen 
Landes zu beurtheilen, welchem die Gemeinde angehört, in 
deſſen Markung jene Grundſtücke liegen. Dagegen iſt für die Zuſtändig— 
keit der Behörden, welche über die auf einen ſolchen Grundbeſitz bezüg— 
lichen Jagd» und Fiſchereiſtreitigkeiten zu entſcheiden haben, die Landes— 
hoheit maßgebend. 

(Urtheil des Großherzoglich badiſchen Verwaltungsgerichtshofes in 
Karlsruhe vom 16. Juni 1887.) 


Wie aus dem Bd. 12 ©. 330 mitgetheilten Urtheile des 
Landgerichts Colmar vom 25. Februar 1887 erhellt, hatte der 
großherzoglich badische Bezirksrath Altbreifach in einer Klage— 
ſache, in welcher der badifche Fisfus an einem zur badischen 
‚Gemeinde Sasbach gehörigen, aber auf dem linken Rheinufer, 
alfo auf elſaß-Tothringiſchem Gebiete, gelegenen Landgute ein 
Silchereirecht in Anſpruch nahm, unter Verwerfung der von 
dem Beklagten erhobenen Unzuftändigfeitseinrede die Klage zu— 
geiprochen. Auf Berufung des Beklagten hat der badijche Ver- 
waltungsgerichtshof in Karlsruhe das Urtheil des Bezirksraths 
als vom unzuftändigen Gerichte erlaffen aufgehoben und aus» 
gejprochen, daß zwar für die Ausübung der Jagd- und Fiſcherei— 
berechtigungen die Gemeindeverwaltung, ‚innerhalb deren die be— 
treffenden Grundſtücke liegen, und die Gejeßgebung des Landes, 
welchem dieje Gemeinde angehört, daß dagegen für die Frage, 
welche Behörden über einjchlägige Streitigfeiten zu enticheiden 
haben, die Landesgrenze maßgebend je. Es wird in den ums 
fangreichen Entjcheidungsgründen zunächſt auf die Entſtehungs— 
geichichte des Vertrages vom 4. April 1840 und namentlich 
darauf Bezug genommen, daß Anfangs. die Abficht beitanden 
habe, die Ausübung der Suftizhoheit bis zur Grenze der beider- 
jeitigen Gemeindemarfungen als Regel aufzuftellen und die- 
jenigen Hoheitsrechte, für welche die Landesgrenze maßgebend 
jein jolle, genau zu bejtimmen, und daß erſt ſpäter auf die 
Beanjtandung der franzöfiichen Regierung Hin der entgegen- 
gejegte Grundjaß angenommen worden jei. Sodann wird auf 
eine Note des badijchen Kommiſſärs an den franzöfiichen Kom— 

32* 
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miſſär vom Jahre 1859 oder 1840 verwieſen, in welcher es 
wörtlich heißt: Ä 

„La peche dans le grand Rhin &tant libre d’apres les 
lois de Bade et cette möme peche appartenaut au domaine | 
de l’etat d’apres ‘les lois de France, taudis que pour les 
droits de chasse la regle inverse subsiste dans les deux pass, 
il fallait necessairement etablir un, partare er.tre crs differents | 
droits pour eviter des collisions et on ne pouvait mieux 
faire. que dese bornerälalimite des bans et d’abau- 
donner & chaque tat l’exercice de ces droits dans l’interieur 
des baus de ces communes d’apres ses lois et institutions 
partieulieres ...... 

Ebenjo wird eine Bekanntmachung des Präfeften des Ober: 
rheins vom 11. Januar 1841 angezogen, in welcher gejagt 
wird: „Il importe de remarquer, que les chasseurs et les 
pecheurs francais pourront desormais exercer ces droits 
d’apres les lois francaises jusque a la limite 
fixe des banlieues des communes franeaises, 
lors m&öme que ces banlieues s’etendent au 
de la du thalweg, limite de la souverainetö, et 
reciproquement..... * 

Ferner wird ein Fall aus dem Jahre 1862 hervor— 
gehoben, in welchem die franzöſiſche Regierung ſich darüber 
beſchwerte, daß ſeitens eines badiſchen Grenzamtes ein Fiſcherei— 
pächter einer elſäſſiſchen Gemeinde, welcher innerhalb deren | 
Markung, aber auf badiichem Hoheitsgebiete auf Wafjervögel 
gejagt Hatte, wozu er nad) franzöftichem, nicht aber nad) badı- 
ſchem Gejege befugt war, in Buße genommen wurde, und Die 
badische Regierung dieſe Beſchwerde für begründet erklärte. 
Endlich nimmt das Urtheil noch auf eine Note des Statthalter: 
amte3 vom 18. Juli 1882 an die einschlägigen eljähfiichen Ge 
meinden Bezug, im welcher diefe Gemeinden davon verjtändigt 
werden, „Daß das Kagdrecht auf den Flächen des Nheinftromes, 
joweit dieje Flächen innerhalb der eljälltichen Gemarkungen ger 
legen find, bis zur fejten Grenze der letzteren, went 
ji dieſe auch auf badiihem Hoheitsgebiete be» 
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finde, nah Maßgabe des Jagdgeſetzes vom 7. Fe— 
bruar 1877 mit zur Berpadtung zu bringen find 
und fügt bei, daß auch badiſcherſeits die Bezirfsbehörden durch 
Mtinifterialerlafje in gleicher Weiſe belehrt worden jeien. 

Das Urtheil Fährt dann wörtlich fort: 

Sit nach diefen Ausführungen jeder Zweifel an der Ab: 
ficht der beiderjeitigen Regierungen bezüglich der Anwendbarkeit 
der Jagd und Fijchereigejehe in den Grenzgemeinden 
bi zur Banngrenze ohne alle Rückſicht auf die Hoheitsgrenze 
ausgeſchloſſen, jo iſt die Sachlage eine andere Hinfichtlich der 
zweiten, der den Gegenſtand der Verhandlungen bildenden Frage, 
der Frage nämlich, welche Behörden zur Shlidtung“ 
von Streitigfeiten bezüglich jener Gerechtſame 
berufen jein jollen. Und dieje Frage iſt e8 allein, von 
welcher Heute die Entjcheidung über die eingelegte Berufung 
abhängt. 

Aus dem Wortlaute des Vertrages läßt fi) mit Sicher- 
heit nicht erkennen, daß die vertragichließenden Theile die all- 
gemeinen Grundjäge über die Beichränfung der Gerichtsbarkeit 
auf die Landesgebiete ändern wollten. 

Man wird anerfennen müllen, daß der beitimmte Aus— 
ipruch der Bertragichließenden: „die Gerichtsgewalt auf einem 
fremden Gebiete zu erwerben und für das eigene Landesgebiet 
auf fie zu verzichten“ in dem VBertrage nicht zu finden iſt. Ein 
jolher Inhalt der Bertragsbeitimmungen fann nur auf dem 
Wege der Auslegung durch Schlußfolgerungen geſucht werden. 
Nach der Meberzeugung des Gerichtshofs find jedocd die Schlüjffe, 
mitteljt deren man bis jeßt zu einem ficheren Ergebnifje ge— 
fangen zu künnen glaubte, nicht unzweideutig und nicht zwingend. 
Nur ein Moment wäre es gewejen, welches den Bermuthungen 
eine fichere Richtichnur im Stune der Menderung der Gerichts- 
barkeit geben fonnte: die Erklärung nämlich der betheiligten 
Regierungen, e3 jet der Bertrag in jenem Sinne aufzufajien 
und anzınvenden. 

Denn der. Staatövertrag iſt ein Verfjprechen, welches der 
eine Staat dem andern giebt; der Staat verpflichtet ſich dem 
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andern Staate gegenüber zu einer Leitung oder einer Unter 
lafiung. Es ift eine nothiwendige Folge aus dieſer rechtlichen 
Natur des Staatövertrags, daß er zunächſt nur unter den Ver— 
tragichließenden Aniprüche und Verpflichtungen begründet," daß 
alfo die StaatSregierungen darüber zu verfügen Haben, im 
welchen Sinne ihre Verträge angewendet werden jollen. 

E3 konnte früher jcheinen, daß die badische Regierung den 
Artikel 5 als eine Ausnahme von der Regel des Artifel 1 des 
Grenzvertrags vom Jahre 1840 ganz allgemein und ohne jede 
Rückſicht auf die Hoheitsgrenzen aufgefaßt willen wolle, jo 
zwar, daß auch Hinfichtlich der gerichtlichen Geltendmachung der 
Jagd- und Fiichereirechte nur dieje Ausnahme maßgebend fein 
folle; und es konnte — foweit dies der Fall war — der zu 
landftändiiher Zuftimmung niemals reflamirte Grenzvertrag 
auch als die badiichen Gerichte bindend erachtet werden. Es 
ift befannt, daß das Gr. Oberhofgericht wiederholt und aud 
der diesjeitige Gerichtshof in diefem Sinne geurtheilt haben. 

Die Rechtslage Hat fich jett geändert, es ift voll Gewiß— 
heit an die Stelle einer Vermuthung getreten und dieſe Gewiß— 
heit entzieht der jeither geübten Nechtiprechung die wejentliche 
Grundlage. Nachdem die Gr. Staatsregierung durch den Mi— 
nijterialbevollmächtigten in der heutigen Hauptverhandlung ihre 
Auffaſſung dahin Hat Fund geben Lafjen, daß durch die SS 1 
und 5 des Grenzvertragd von 1840 zwar die Anwendung der 
die materiellen Rechte betreffenden Gelee desjenigen Staates, 
dem die Gemeinden angehören, auf die ganze Gemarkung der: 
jelben gegenfeitig zugeftanden, nicht aber auf die Rechtſprechung 
bezüglich irgend eine Theils des Hoheitsgebiets verzichtet 
worden jet, iſt durch authentiiche Erklärung der zuftändigen 
Behörde des einen der vertragichliegenden Theile der thatjäd- 
liche Grund bejeitigt, auf welchem in diejem Falle die Ausübung 
der Gerichtöbarfeit beruhte: „der maßgebende Bollzugsbefehl.* 

Der Gerichtshof nimmt an, es ſei hiedurch in einer aud) 
die Gerichte bindenden Weiſe feitgeitellt, daß in Gemäßheit des 
Örenzvertrages® vom Jahre 1840 für die Marfungstheile ba— 
discher Gemeinden jenjeits des Thalweges die eljaßelothringiichen 
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Gerichte nach badijchen Gefegen, und umgefehrt für die Gemar— 
kungstheile eliäjfticher Gemeinden diesſeits des Thalweges Die 
badiſchen Gerichte nach elſäſſiſchen Gejegen zu urtheilen haben. 
Darnach mußte die Einrede der Unzuftändigfeit der badi- 
Ichen Verwaltungsgerichte für den vorliegenden Streitfall als 
begründet erflärt und das unterrichterliche Urtheil, wie gejchehen, 
als unzuftändig erlafjen, aufgehoben werden. 


s* 


126. Beleidigung des preußischen Kriegsminiſters. Feſt— 
jtellung des Thatbeſtands. Mangel der Begrüns 
dung im Beziehung auf die Nidhtanwendung des 
F 193 R.G.B. Bezugnahme auf Notarietät. 

(8$ 185 und 193 St.G.B.; g8 260, 263, 266 der. St. P.O. 

(I. Strafi. des R.G. Urth. v. 23. Juni 1887. Rep. 1129/87.) 

Aus den Gründen. 

„Der Angeklagte, welcher wegen Beleidigung im Sinne 
der SS 185 und 200 des St.G.B. verurtheilt worden, jtüßt 
feine Reviſion zunächit 

1) auf die Verlegung des Strafgejeßes in Verbindung 
mit $ 266 der Strafprogeßorduung und 88 16 und 17 der 
Reichsverfaſſung. 

Dieſe Rügen können zur Aufhebung des Urtheils nicht 
führen, denn der Thatbeſtand des dem Angeklagten zur Laſt 
gelegten Vergehens iſt rechtsgenügend feſtgeſtellt. Nach den 
Ausführungen der Vorinſtanz hat der Angeklagte in der am 
9. Dezember 1886 in Straßburg erſchienen Nr. 147 der von 
ihm redigirten Zeitung „der Elſäſſer“ einen von ihm verfaßten 
Artikel veröffentlicht, in welchem er ſich dagegen ausſprach, daß 
die von dem Königlich Preußiſchen Kriegsminiſter Bronſart von 
Schellendorf gelegentlich der Berathung der Militärvorlage in 
der Militärkommiſſion des Reichstages gemachten Mittheilungen 
als vertrauliche angeſehen und der Preſſe nicht mitgetheilt 
werden ſollen. In zwei Sätzen dieſes Zeitungsartikels des 
Inhalts: 
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„sm Ganzen fcheint uns die Sache nur eine 
„Geheimnißthuerei zu fein, um das Wolf, das der 
„großen Steuerlaften müde ift, zu verblenden. — Man 
„Iheint eine große Geheimnißthuerei machen zu wollen, 
„damit das fteuerzahlende Volt wirklich) glaube, das 
„Baterland fei in Gefahr,“ 

hat das Inſtanzgericht eine Beleidigung des Kriegsminiſters 
Bronjart von Schellendorf, welcher Strafantrag gejtellt hat, 
gefunden. 

Der Einwand der Reviſion, es gehe aus der Motivirung 
diefer Annahme hervor, daß die beleidigenden Sätze gegen die 
Reihsregierung gerichtet gewejen, das Inſtanzgericht aber 
zufolge rechtsirrthümlicher Schlußfolgerungen unterjtellt habe, 
der Kriegsminiſter jei beleidigt worden, obwohl diejer in Wirk: 
fichfeit nur als Mandatar, nämlich als Bundesrathgmitglied 
oder Kommiſſar, ohne eigene Verantwortung in der Reichstags: 
kommiſſion geiprochen habe, iſt grundlos. Das Inſtanzgericht 
hat ausdrücklich hervorgehoben: „Der Angeklagte habe mit ſeinen 
„Ausführungen den Kriegsminiſter im Auge gehabt, — er habe 
„ausſprechen wollen, daß der Kriegsminiſter in ſeiner Eigen— 
„ſchaft als Vertreter der Reichsregierung unnöthiger Weiſe aus 
„verhältnißmäßig unwichtigen Dingen ein großes Geheimniß 
„mache, nur um im Volke den irrthümlichen Glauben zu er— 
„wecken, als ſtehe das Vaterland in Gefahr, und jo das Volk 
„zu verbfenden ; der Angeklagte habe dadurch den Kriegsminiſter 
„mit Bezugnahme auf dejien Beruf und Amtsehre in der 
„ſchwerſten Weije öffentlich beleidigt; der Angeflagte ſei ji) 
„auch bewußt gewejen, daß feine Ausführungen eine jolche Be- 
„leidigung des Kriegsminiſters enthalten hätten “ 

Die thatſächliche Annahme des Gerichts, daß die be— 
leidigende Kundgebung objektiv und jubjektiv gegen den Kriegs— 
minifter Bronjart von Schellendorf gerichtet gewejen, unterliegt 
der Nachprüfung in der Nevifionsinftanz nicht. ES Liegen je 
doch auch rechtliche Bedenken nicht vor. Der Umſtand, day 
der Kriegsminifter im Auftrage der Neichgregierung, als deren 
Vertreter, ohne eigene perjönlihe Verantwortung, die Amts— 
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handlung vorgenommen hat, auf welche fich der beleidigende 
Zeitungsartikel bezieht, ſchließt felbjtverjtändlich die Annahme, 
daß die Beleidigung gegen die Perſon des Kriegsminiſters, als 
desjenigen, welcher fi) der Ausführung jenes Auftrags unter: 
zogen, gerichtet gewejen, nicht aus. Auch die etwaige Annahme 
des Gerichts, es jei neben dem Kriegsminifter auch die Reichs— 
regierung befeidigt worden, wäre für die vorliegende Strafiache 
ohne Belang. 

Ebenjo grundlos iſt die weitere Rüge: der Angeklagte 
habe den Schub des $ 193 R.G. B. anzujprechen, das Inſtanz— 
gericht habe jedoch die Verſagung dieſes Schutzes nicht motivirt. 
In den Urtheilsgründen find die thatjächlichen Vorausjegungen 
der Anwendbarkeit des $ 193, welche im Eingange diejer Ge— 
jeßesftelle hervorgehoben find, nicht feitgetellt. Das Gericht 
hatte allerdings von Amtswegen zu prüfen, ob dieje Voraus» 
ſetzungen al3 zutreffend zu erachten, es iſt jedoch in feiner Weije 
angezeigt, daß dieſe Prüfung unterlajjen worden. Eine aus— 
drückliche Berneinung der thatſächlichen Borausjegungen des 
$ 193 StG.B. war nicht erforderlich, weil weder aus dem 
Sitzungsprotokoll, noch aus den Urtheilsgründen der erjten In— 
ftanz erfichtlich ijt, daß jich der Angeklagte auf den Schuß jener 
Gejegesitelle berufen hat. Aus den Urtheilsgründen insbejon- 
dere geht nur hervor, da der Angeklagte in der Hauptverhand- 
[ung geltend gemacht hat, die beleidigende Kundgebung jei nicht 
gegen den Kriegsminiſter, jondern gegen die gegnerische Preſſe, 
nämlich gegen die nationalliberalen und fonjervativen Barteis 
bfätter, gerichtet gewejen. Ob der Angeklagte, wie behauptet 
ift, vor der Hauptverhandlung, insbejondere in einer Eingabe 
vom 18. Februar 1887, fich auf den Schuß des $ 193 StGB. 
berufen hat, fann unerörtert bleiben; denn für die Urtheils— 
findung kam lediglih) das Ergebnig der Hauptverhand- 
lung in Betradyt (St P.O. 88 260 und 263). Da dem Aus— 
geführten zufolge die thatſächlichen Borausfegungen des Schutzes 
des 3 193 St. G. B. nicht feititehen, jo war feine Veranlafinng 
vorhanden, zu unterjucdhen, ob aus der Form der Kundgebung, 
oder aus den Umständen, unter welchen fie geichehen, die Abficht 
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zu beleidigen hervorgehe. Es genügte vielmehr die in den Ur- 
theilsgründen enthaltene Feſtſtellung: der Angeklagte ſei ſich 
bewußt geweſen, daß feine Ausführungen eine Beleidigung des 
Kriegsminifters enthalten. 

2) Nah prozeijualer Richtung wird die Reviſion auf 
die Verlegung des $ 260 StP.D. geftüßt, indem gerügt wird, 
daß das Geriht die unten zu erwähnende Ihatjache, welche 
nicht Gegenjtand der Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung 
gewejen, als „gerichtsbefannt“ vorausgeſetzt habe. 

Auch diefe Rüge ift nicht zutreffend. 

Bei der Motivirung der Strafzumeſſung hat die Vorin- 
ftanz unter Anderem darauf hingewieſen, „daß das von dem 
„Angeflagten redigirte Blatt, wie gerichtsbefannt, die Tendenz 
verfolge, das Anjehen der Reichsregierung und ihrer Vertreter 
herabzuſetzen.“ | 

Man kann die Frage, ob, beziehungsweije in wie weit 
die jogenannte Notorietät im Stafprozeſſe anwendbar tft, uner- 
örtert lafjen, denn nach Lage der Sache ift die Annahme, daß 
die thatlächliche Grundlage der obenbezeichneten Feititellung das 
Ergebniß der Hauptverhandlung war, um jo weniger 
ausgeichkojlen, als nad) der in der Nevifionsichrift enthaltenen 
Einräumung in der Hauptverhandlung „eine Neihe von früheren 
Beitungsartifeln“ der von dem Angeklagten redigirten Zeitichrift 
von dem Staatsanwalt verlejen worden tft und von der Nevifion 
nicht behauptet wird, daß der Angeklagte gegen das Berleiene 
nad) irgend einer Richtung Widerſpruch erhoben hat. 

„Den Ausgeführten zu Folge war die Nevilion zu ver 
werfen.“ 


127. Guregijtrement. Mutationsgebühr. Strafbeideid. 


Der Anſpruch der Enregiitrementsperwaltung auf Zahlung der 
doppelten Gebühr it nicht durch Strafverfahren, jondern durch Zwangs- 
befehl nach SS 17—19 des Gejeged vom 8 Juli 1879 zu verfolgen.*) 


*) Anm. des Einjenders. 
Sie: Urth. O.L.G. Colmar vom 1. Oktober in S. Landeskaſſe q. 3- 
und vom 25. März 1887 (Zur. Ztihr. Bd. 12 S. 345); Beſchluß X.G. 
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(Urtheil O.L. G. Colmar, 3. Sen, vom 1. Oktober 1887 in ©. 
Landeskaſſe g. 2.) 


Der wegen einer verheimlihten Eigenthumsübertragung 
auf Grund von Art. 22 und 38 des Geſetzes vom 22. Frimaire 
VII. bezüglich der einfachen und doppelten Gebühr erlafjene 
BZwangsbefehl wurde in Gemäßheit von $ 19 des Gel. vom 


Golmar, 28. März 1887 (ur. Ztihr. Bd. 12 S 2355); Von. des ft. 
Statthalter® vom 15. Nov. 1850 (Samml. Bd. 5 ©. 343) $ 1 Nr. 2, 
Contra: Ürth. R.G. vom 1. Juni 1886 und 1. März 1887 (Jur. Ztichr. 
Bd 11 ©. 348, Bd 12 ©. 2235, RG.Entſch. Bd. 16 ©. 410, Bd. 17 
©. 427). Eine feite Nechtiprehung des Reichsgerichts liegt in dieſer 
Frage noch nicht vor, da die beiden angeführten Urtheile ſowohl in den 
Gründen als auch in der Entfcheidung von einander abweichen. Das 
eritere Urtheil jegt voraus, der Zwangäbefehl (die vontrainte) enthalte 
einen Strafbefehl im Sinn von $ 459 St. P.O., während das andere 
Urtheil das Gegentheil vertheidigt. Demgemäß wird die Stlage, joweit fie 
be;züglih der Strafgebühr Aufhebung des Zwangsbefehls begehrt, im 
eriteren Urtheile für unzuläſſig, im anderen für zuläſſig (und zugleich für 
begründet) erflärt. In beiden Fällen hat das NeichIgericht bezüglich der 
Strafaebühr die Nevifion zurückgewieſen und für unbegründet erklärt, ob» 
wohl der Zwangsbefehl nah Entſcheidung des angefochtenen Urtheils in 
einen Fall aufrecht erhalten, im andern aufgehoben worden war. Im 
eriteren Urtheile iit Gewicht darauf gelegt, daß der $ 19 de8 Ge. pom 
8. Juli 1879 mit der Auffaffung des Neich3gericht3 übereinſtimme, da der 
„Anſpruch ſelbſt“ die Forderung der einfachen Gebühr, im Gegenſatze zu 
der Strafgebübr, bezeichne. In dem zweiten Urtheil hält das RG. diele 
Auffaffung von $ 19 des A.G., welcher doch wohl nur in demielben Sinne 
verftanden werden kaun, wie die im Wefentlichen gleichlautende Beſtimmung 
in & 686 Abi 1 C.P.O., wenigstens nicht ausdrüdlih aufrecht, fondern 
führt aus, wenn $ 19 jo zu veritchen wäre, wie Derjelbe vom O.L. G. zu 
Colmar und vom Eaijerlichen Statthalter auögelegt wird, jo ftände er mit 
den Neichögejegen in Widerjpruh Zu der That fragt es fih, ob ein 
ſolcher Widerſpruch vorliegt Dies wird von DL.G. Colmar beitritten. 
Darnach ift hier das Landesrecht von Elſaß-Lothringen enticheidend; und 
nach diejem Landesrechte ift die Verſäumung der Enregiitrementsfrift als 
itrafbare Handlung im Sinn von $ 459 St. P.O. oder als Strafſache im 
Sinn von $ 3 Einf.Geſ. zur St P.O. nicht zu betrachten. 

Anm. der Herausg. Inzwiſchen ift ein weiteres Urtheil des R.Ger. 
ergangen, in welcher dasjelbe unter ausführlicher Begründung auf feiner 
früheren Anficht beharrt. Dasjelbe wird demnächſt veröfrentlicht werden. 
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8. Juli 1879 durch Klage angegriffen und in erjter Inſtanz 


* 
4 


aufgehoben. In der Berufungsinftanz beantragte die Beklagte 
(die Landeskaſſe von Eljaf-Lothringen, vertreten durch die R.; 


Direktion der Zölle und indirekten Steuern zu Straßburg) Ab- 


weifung der Klage. Der Kläger begehrte Zurüdweifung der, 


Berufung. Bezüglich) der Strafgebühr machte Kläger geltend, 
diejelbe fünne nur durch Strafbeicheid gefordert werden, der im 


BZwangsbefehle nicht enthalten je. Das D.L.G. hat nach dem ! 


Antrage der Landeskaſſe erfannt, "und zwar, was die Strafge- 
bühr betrifft, aus folgenden Gründen: 


Die Urkunde vom 21. Juni 1883 entipricht allen Erfor: a 


dernijjen eines fertigen und umbedingten Kaufvertrages. Cie | 
bejagt ausdrüdlih, dat Frig Malo die bezeichneten Liegen» 7 
ichaften für 8000 Mark an Iſrael Lehmann verfaufe. Der | 


Käufer Iſrael Lehmann Teiftete die Abjchlagszahlung von 
1600 Marf. Der Name jeines Sohnes Iſidor iſt in der 
Bertragsurfunde überhaupt nicht erwähnt. Die Bejtimmung, 
daß der Verfäufer verpflichtet jein follte, „den notariellen Kauf 
zu unterjchreiben, den Iſrael Lehmann ihm angiebt“, hat den 
Sinn, daß zur Erjparung einer Handänderungsgebühr bet 


Weiterveräußerung der Liegenschaften die notarielle Urkunde jo 
errichtet werden ſollte al3 wäre der Berfauf an den meuen © 


Erwerber unmittelbar von Fri Malo geichehen. Diejer Abrede 


gemäß ift der notarielle Vertrag vom 1. Auguft 1883 abgefaßt 5 
worden; daher ergibt fich aus dem Inhalte beider Urkunden © 
der Beweis, daß zwei Eigenthumgübertragungen ftattgefunden } 


haben, nämlich zuerit von Malo auf Jirael Lehmann, dann 
von Iſrael Lehmann auf feinen Sohn Iſidor. Die erjte diejer 
beiden Eigenthumsiübertragungen wurde verheimlicht, denn am 


11. Auguft 1883 ift nicht die erfte, jondern nur die zweite 
Eigenthumsübertragung einregiftrirt worden. Bei dem flaren | 


Inhalte der DVertragsurfunde vom 21. Juni 1883 ijt nad 
Artifel 12 des Gejehes vom 22. Frimaire VII. die Forderung 
der Enregiftrementsgebühren gerechtfertigt, und eine Beweis 
aufnahme über die bei Errichtung der Urkunde miündlid 
getroffenen Abreden unjtatthaft, zumal da für einen Gegenbe 


Ar Dr 


BENTE 





weis, daß nur eine einzige Eigenthumsübertragung vorliege, 
oder daß auf Grund des Vertrages vom 21. Juni 1883 feine 
Eigenthumgübertragung ftattgefunden habe, die behaupteten 
Thatfachen keinenfalls ausreichen. Es fann daher der darüber 
in erjter Inftanz erhobene Beweis nicht berücjichtigt, und der 
neue Beweisantrag nicht zugelafien werden. Ebenjo unerheblich 
ijt die Frage, wie der Inhalt jener Verkaufsurkunde zur 
Kenntniß der Enregijtrementsverwaltung gelangt it. Nach 
Art. 69 $ VII. Nr. 1 des Geſetzes vom 22. Frimaire VII. in 
Berbindung mit Art. 52 des Geſetzes vom 28. April 1816 
beträgt die einfache Gebühr 5'/,%/, des Kaufpreijes, alſo 
44) Marf. | 

Der nämlihe Betrag wird nad) Art. 38 des Geſetzes vom 
22. Frimaire VII, al3 doppelte Gebühr verjchufdet. 

Der Anſpruch auf die doppelte Gebühr iſt civifrechtlicher 
Natur, wie aus Artikel 38 und dem übrigen Anhalte des Ge- 
jeges vom 22. frimaire VII, namentlich auch aus Artikel 64 
und 65 hervorgeht. Dieje Gebühr gehört ebenjo wie die ein- 
fache Gebühr zu denjenigen Gefällen, die zufolge $ 706 EP.D. 
gemäß SS 17—19 des Gejehes vom 8. Juli 1879 einzuziehen 
find. Daß nämlich die Beſtimmung von $ 19 über den „Ans 
Ipruch ſelbſt“ nicht blos auf die einfache, Sondern auch auf die 
doppelte Gebühr zu beziehen ijt, ergiebt ſich aus einer Ver— 
gleichung mit der entiprechenden Borichrift von $ 686 Abi. 1 
EBD. Ein Widerjprudh von $ 19 des Gejeßes vom 8. Juli 
1879 mit $ 459 St P.D. liegt nicht vor, denn 8 459 bezieht 
ſich nur auf Strafjachen. | 

Im zweiten Abjab wird vorgefchrieben, daß der Straf- 
beicheid „die ftrafbare Handlung“ bezeichnen mul. Alſo kann 
ein Strafbeicheid nur wegen jtrafbarer Handlungen erlafien 
werdenr Als Strafjache, aber im Sinne von $ 3 des Einf. 
Geſetzes zur St.P.D. oder als jtrafbare Handlung iſt die Ver— 
fäumung der in Artikel 22 des Gejehes vom 22. frimaire VII. 
bezeichneten Friſt nach Elſaß-Lothringen'ſchem Landesrechte nicht 
anziehen. 

Mithin ift dem Antrage der Beklagten zu entiprechen. 
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128. Veriheilungsverfahren. Anmeldeſriſi. 

‚ Die Anmeldeftift des $ 48 des Gef. vom 30. April 1850 für 
Gläubiger mit gefeglichen nicht eingetragenen Hypothefen läuft vom Tage 
der letzt bewirkten Zuſtellung an. Wer dieſe Friſt verfämumt hat, kann 
ſich für ſeine verſpätete Anmeldung nicht darauf berufen, daß ein anderer 
eingetragener Gläubiger nicht vorſchriftsmäßig geladen wurde, und des— 
halb noch innerhalb der Friſt des 8 49 Abf. 1 des Gefeged nachträglich 
anmelden kann. 

Urtheil des O.L.G. Colmar 3. Senat vom 1. Juli 1837.) 

Sm Bertheilungsverfahren gegen die Eheleute S. über den 
Erlös einer Zwangsverfteigerung vom 25. Juni 1884 war Die 
Buftellung der Aufforderung an die eingetragenen Gläubiger, 
mit Ausnahme von Iſaak Weger, am 14. Nov. 1884 bewirft. 
In der Einichreibung für Iſaak Weger war in dejien Wohnung 
zu Altkirch Wohnſitz erwählt. Dort jollte die Zuftellung erfolgen. 
Doc unterblieb diefe Zustellung, weil nad) Anzeige des Poſt— 
boten der Adreſſat gejtorben war. Am 5. Dezbr. 1884 wurde 
die Forderung von den Erben Weger im BVertheilungsverfahren 
angemeldet. Erſt im Termin vom 24. Febr. 1885, zur Er- 
Härung über den Bertheilungsplan vom 14. Januar 1885, 
meldete die Ehefrau S. ihre Erjaganfprühe mit dem Range 
ihrer gejeglichen Hypothek an, auf Grund ihres Ehevertrages 
vom Jahr 1860, eines Gütertrennungsurtheil® vom 19, Nov. 
1884 und der Auseinanderjegung vom 8. Jar. 1885. Die 
betheiligten Gläubiger widerjegten ſich der Zulaſſung dieſer 
Forderung. Im nämlichen Termine beantragten Die Eheleute 
©. Streichung einer Anweifung, weil die betreffende Einfchreib- 
ung nach Art. 2148 Nr. 4 B. G. B nichtig fei. Eine Einigung 
fam nicht zu Stande. Deshalb ftellten die Eheleute ©. Klage 
an, die in erjter Inſtanz zuriüdgewiefen wurde. Das Gericht 
nahm an, allerdings fomme die Verlängerung der Anmeldefrift 
im Falle von 8 49 Abj 1 des Gej. v. 30. April 1880 auch 
demjenigen Gläubiger zu ftatten, welchem gejeßliche, nicht ein= 
geichriebene Hypotheken zuftehen; aud liege diejer Fall hier 
vor, weil die Zuftellung an Iſaak Weger unterblieben war;*) 


*) Es dürfte richtig fein, daß bie Zuftellung „in bem in der Ein— 
tragung erwählten Wohnfige* gemäß $ 46 des Gef. dv. 30. April 1830 
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indejjen jei der Mangel jener Zuſtellung durch die Anmeldung 
der Erben Weger von 5. Dez. 1884 gededt worden ;*) damit 
fei die Nothwendigkeit einer weiteren Zujtellung weggefallen. 
Die Berufung der Eheleute S. wurde verworfen aus folgenden 
Gründen: 

Nah 8 48 des Gel. vom 30. April 1880 beginnt die 
Monatsfriit zur Anmeldung der Forderung für die Gläubiger, 
welchen gejeßliche, vor der Ueberjchreibung des Verſteigerungs— 
protofolles nicht eingetragenen Hypotheken zuftehen, mit der 
zulegt bewirkten Zuftellung der Aufforderung an einen einges 
tragenen Gläubiger. Im vorliegenden Fall war die zuleßt 
bewirfte Zuftellung der Aufforderung an einen eingetragenen 
Gläubiger am 14. Nov. 1886 gejchehen. Es hätte deshalb 
die Anmeldung der Ehefrau S. ſpäteſtens am 14. Dezember 
1886 erfolgen müſſen. Dieje Friſt ijt nicht eingehalten. Aller- 
dings war Die Zuftellung für den eingetragenen Gläubiger 
Iſaak Weger unterblieben. Für diefen Gläubiger oder defien 
Rechtsnachfolger hätte daher die Anmeldung gemäß $ 49 Abi. 1 
des genannten Geießes noch bis zum Ablauf der in $ 56 
Abſ. 2 bezeichneten Frijt erfolgen fünnen. Allein dieje Ver— 
längerung der Friſt fann nur dem BVetheiligten, nämlic) dem 
Iſaac Weger oder deſſen Rechtsnachfolgern, nicht der Ehefrau 
©. zu ftatten fommen. Hiernach war ihre Anmeldung vom 
13. Februar 1885 verjpätet. Demzufolge it fie nach $ 45 
des gen. Gejeges mit ihrem Anjpruche im gegemwärtigen Ver— 
theilungsverfahren ausgeſchloſſen. Mithin iſt ihr Widerjpruch 








auch dann erfolgen muß, wenn der betreffende Gläubiger geftorben ift, 
und jelbjt wenn er „in jeiner Wohnung“ Wohnfig erwählt hatte. (Bgl. 
Art. 2148 Nr. 1 und Art. 1252 code civil, $ 15 Wr. 5 Einf.Gei. zur 
EBD. und $ 166 C. P.O.). Denn die Bedeutung des erwählten Wohn— 
fige3 liegt ja gerade darin, daß diefer Wohnfig, vom Tode unabhängig 
ift. (Anm. des Einjenders.) 

®) Hiergegen läßt fich eimvenden, daß die Anmeldung feinen Vers 
ziht auf die geſetzliche Friſt enthält, daß daher „der Betheiligte“ eine 
andere Anmeldung (zur Ergänzung oder Berichtigung der Anmeldung vom 
5. Dez. 1884) noch bis zum Nblaufe der in $ 56 Abſ. 2 bezeichneten 
Friſt hätte einreichen können. (Anm. des Einfenders.) 
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gegen den Vertheilungsplan vom 14. Januar 1885 nicht zu 
berücjichtigen. E3 kann dahingeftellt bleiben, ob fie gemäß 
$ 59 Abi. 3 im Wege bejonderer Klage ihr beſſeres Recht 
gegenüber denjenigen Gläubigern verfolgen faun, welche zufolge 
der Nichtberüdfichtigung ihres Widerſpruchs gegen den Ver— 
theilungsplan eine Anweiſung erhalten haben.*) Dies würde eine 
andere Klage fein, al3 die in Gemäßheit von $ 59 Ab. 1 im 
gegenwärtigen Nechtöjtreite erhobene. “Daher enthält der im 
2. Inftanz geftellte Hülfsantrag eine unzuläjlige Klageänderung. 
Iſt aber die Forderung der Ehefrau ©. im Bertheilungs- 
verfahren nicht zu berüdfichtigen, jo ijt weiter zu folgen, daß 
die Ehefrau S. überhaupt fein Gläubigerrecht im Vertheilungs— 
verfahren geltend machen, alfo auch nicht die Gültigkeit der 
Einjchreibung eines anderen Gläubigers bejtreiten fann. Eben» 
jowenig hat der Ehemann ©. ein jolches Recht, wie der erfte | 
Nichter mit Necht angenommen hat. 





129. Kolportage. Geſchäftsanzeigen. 

Unter den Begriff der Schriften (ecrits) im Sinne von Art. 6 
des Geſetzes vom 27. Juli 1849 fallen alle Drudicriften, ohne Rückſicht 
auf ihren Inhalt. 

(Urtheil OL.G. Colmar, Straffenat, vom 2. Juli: 1837, g. D.) 

Wegen Bertherlung gedrudter Zettel, die eine Milchnieder- - 
lage zu Met anpriejen, wurde D. aus Art: 6 des Gejeges vom 
27. Juli 1849 angeklagt, in erjter Inſtanz von der Straf- 
fammer freigefprochen, dagegen auf NRevifion der Staatsanwalt— 
Ihaft zu einer Gelditrafe von 40 M., im Unvermögensfalle zu 
drei Tagen Gefängniß, nebjt Koften verurtheilt aus folgenden 
Gründen: 

Nach der thatjächlichen Feititellung der Straffammer hat 
der Angeklagte am 29. März 1887 zu Met gedrudte Anprei- 





*) Arm. der Herausg. Dieſe Frage iſt jedenfall zu verneinen, 
Sn 8 59 Abſ. 3 des Gel. iſt nur von Verfäumung der Friit für die 
Stlageltellung die Nede. Für die Folgen der Xerfäumung der Anmelder 
friſt iſt 45 Abſ. 1 des Gef. „bei Vermeidung des Ausſchluſſes“ mahe« 
gebend. 
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jungen der vom ihm feilgehaltenen Milch vertheilt, ohne Hierzu 
eine obrigfeitliche Erlaubniß erlangt zu haben. Gleihwohl Hat 
ihn die Straffammer von der auf Art. 6 des Gejeges vom 
27. Juli 1849 geitügten Anklage freigeiprochen, mit der Er— 
wägung, daß jolche einfache Geichäftsanzeigen als Schriftftüde 
oder Flugſchriften im Sinne des angeführten Geſetzes nicht zu 
betrachten jeien. Dies iſt ein Rechtsirrthum. Unter den Be— 
griff der Schriften (erits) im Sinne der angeführten Geſetzes— 
beitimmung fallen Drudihriften jeder Art, ohne Rückſicht auf 
ihren Inhalt. Nur Stimmzettel für öffentliche Wahlen find 
durch das Neichsgeieh vom 12. März 1884 von jener Bejtim- 
mung ausgenommen Für Geichäftsanzeigen iſt eine ſolche 
Ausnahme nicht zugelaſſen. Die Freiſprechung des Angeklagten 
beruht alfo auf einer Gejegesverlegung. Die Feititellung der 
Straffammer genügt zur Amvendung von Art. 6 des Geſetzes 
vom 27. Juli 1849 und Art. 15 des Gejeges vom 11. Mai 1868. 
Es iſt daher in Lebereinjtimmung mit dem Antrage der kaiſer— 
chen Staatsanwaltichaft gemäß 8 394 StPO. unter Auf- 
rechterhaltung der thatlächlichen Feititellung, auf die geieglid) 
zuläffige niedrigite Strafe zu erkennen, und dieſelbe fir den 
Fall des Unvermögens nah) $ 29 in Gefängnißſtrafe umzu— 
wandeln. 


e — — — — 


130. Rechtshülſe in militärgerichtlichen Straſſachen. 

Ueber die Beſchwerde gegen die Ablehnung des Erſuchens eines 
Militärgerichts it nach F 38 des Geſetzes vom 21. Juni 1869 in geord— 
neten Inſtanzenzug, über die Beſchwerde gegen die Ablehnung Seitens 
eines Unterſuchungsrichters oder Amtsgerichts alſo durch die Straffammer 
des Landgerichts zu entjcheiden. $ 160 G.R.G. und 8 32 Ausf.Geſ. 
vom +. November 1878 finden hier Feine Anwendung. Beſchluß des 
O.L. G. Kolmar (Straffenat) vom 2. Juli 1887. 


„In Erwägung, daß nad) $ 7 des EG. zum G. V. G. Die 
Militärgerichtsbarfeit durch das letzterwähnte Geſetz nicht be— 


*) Dal. dieſe Zeitſchrift, Bd. 3 S. 8, Bd. 7 S. 279, Bd. 8 S. 511; 
Franz, Rechtſprechung des DO L.G. Colmar in Strafſachen, Nr. 44 und 
Nr. 80. 

Jurift. Zeitſchr. f. Elfaß-Lothringen XII. 33 
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rührt wird und eben deßhalb die Vorichriften der $ 157 
G.V.G. der Militärbehörde gegenüber feine Anwendung finden 
daß ein gleiches auch Hinfichtlich des $ 32 des Ausf.-Gej. vol 
4. November 1878 gilt, da einerſeits durch eine derarti 
landesgejegliche Bejtimmung die Vorschriften des Neichsgejege 
vom 21. Juni 1869 über Gewährung der Nechtshülfe nid 
geändert werden fonnten, anderjeits in den Motiven zu $ 32a F 
drücflich bemerft wırrde, daß hierdurch bloß der Verkehr der Elia 
Lothringiſchen Gerichte unter einander geregelt werden jollk 

daß alfo den Milttärbehörden gegenüber die Beſtin 
mung in $ 38 des Gel. vom 21 Juni 1869, wonad) iii 
die AZuläffigfeit der Nechtshülfe von den Gerichten DE 
Staates, welchem das erfuchte Gericht angehört, im geord 
neten Inſtanzenzuge zu entjcheiden ijt, mach wie vi 
Geltung hat; daß aber unter dem geordneten Inftanzenzul 
im Sinne diejes Gejeßes das Verhälniß der Ueber: und Unte 
ordnung zu verftehen ift, welches in dem Lande des erfucht 
Gerichtes für bürgerliche Nechtsftreitigfeiten und Strafjad 
überhaupt befteht; daß endfich nach $ 72 G. V.G in Strafiache 
über Beichwerden gegen Verfügungen des Unterfuchungsrichteg 
und Amtsrichters die Straffammern der Landgerichte zu em 
Icheiden Haben. 

Aus den Gründen 
erklärt fi das Dberlandesgericht für unzuftändig und verwei 
gegenwärtige Nechtsjache zur weiteren EAIORISONE an 
Straffammer des Landgerichts Mülhausen. 


Anmerkung. Vergl. im nämlichen Sinne den Beihluß des Stra 
jenat3 vom 24. Juni 1831, Beitihr. Bd. XL. ©. 465. 


131. Aunſchlußbefugniß des zum Antrag auf Zuerkennu 
einer Buße Berechtigten. 


Für die Anſchlußbefugniß als Nebe/tläger genügt es, dab der & 
treffende Betheiligte überhaupt zu den Perſonen gehört, denen das Ge 
einen Anſpruch auf Buerkennung einer Buße gewährt, ohne Nückik 
darauf, ob derjelbe zur Zeit des Anschluffes noch in der Lage iſt, Die 
Anspruch geltend zu machen, oder nicht. 

Beſchluß des O.L.G. Colmar, Strafienat vom 7. Juli 1897. 
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Gründe. 

Wenn ins 447 Ab. 1 St.P.O. beftimmt wird, daß die 
Befugniß, ſich einer öffentlichen Klage anzufchliegen, auch dem— 
jenigen zusteht, welcher berechtigt ift, eine Buße zu verlangen, 
jo wollte Hiermit blos gejagt werden, daß der Nebenfläger über- 
haupt zu den bei der Sache betheiligten Perſonen gehören müſſe, 
denen das Geſetz einen Anfpruch auf Buße zuerfennt, nicht aber 
auch, dat die Berechtigung als Nebenkläger aufzutreten an die 
gleichzeitige Geltendmachung des Anſpruches auf Buße gefmüpft 
jei, oder daß der Nebenkläger zur Zeit der Anschlußerklärung 
auch nach den Grundjägen des Prozegrechtes noch in der Lage 
jein müſſe, jenen Anspruch zur Geltung zu bringen. Es ergibt 
fi dies auch abgejehen von dem Wortlaute des $ 443 aus 
der daſelbſt ohne jede Einſchränkung erfolgten Bezugnahme auf 
s 435 St. P.O.; denn wenn hier gejagt wird, daß der Anſchluß 
auch nach ergangenem Urteil zum Zwededer Einlegung 
eines Rechtsmittels erklärt merden fünne, jo wird hier— 
bei offenbar vorausgeleßt, daß im erjtinftanziellen Verfahren 
die Anichlußerflärung noch nicht erfolgt war. Es kann daher 
der Anſchlußerklärung des ©. der Umftand nicht entgegengehalten 
werden, daß derſelbe in der erjten Inſtanz als Nebenfläger nicht 
aufgetreten war und daher nah $ 444 St P.O. in der Be— 
rufungsinſtanz eine Buße nicht mehr verlangen kann. Hiermit 
ſteht es auch im Einklang, daß der nach Mafgabe des $ 443 
zur Nebenflage Berechtigte, ebenjo wie der Privatkläger, nicht 
allein an Zuerkennung der Buße, jondern auch an der Ver— 
urtheilung des Angeklagten im Wege der öffentlichen Klage ein 
wohlbegründetes Intereſſe Hat und daß daher jeine Befugniß, 
fi) der Staatsanwaltichaft zum Zwecke der Herbeiführung der 
Arafrechtlichen Verurtheilung des Angeklagten anzuſchließen, nicht 
dadurch bedingt jein kann, daß derjelbe feine Aniprüche auf 
Zuerkennung einer Buße wahrt und zur Geltung bringt. 


Anmerkung Vgl. im nämlihen Sinne die Urtheile des Neichs: 
gerihts vom 13. Januar 1882 und 10. Mai 1883, Redtipr. IV. ©. 42 
und V. ©. 359. 
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132. Franzöſiſche Preßgeſetze. Verbreitung und Aus— 
ſtellung anfrühreriicher Zeichen. Rechtswidrige Ab— 
ſicht. Reviſion wegen mangelhafter Feſtſtellung des 

jubjeftiven Thatbeſtandes. 

Die Beſtimmung in Art. 6 Ziffer 3 des Dekrets vom 11. Auguſt 
1848 beſteht noch in Kraft. Die Anwendbarkeit derielben jegt nicht eine 
auf Störung de3 öffentlichen Friedens aerichtete Abjicht, Tondern nur dus 
Bewußtſein voraus, daß die ausgeitellten Zeichen und Symbole geeignet 
find, aufrühreriiche Ideen zu verbreiten Die Feſtſtellung dieſes Bewußt— 
jeins im Strafurtheil iſt nur dann nothwendig, wen daſſelbe in der 
mündlichen Verhandlung ſeitens des Angeklagten beitritten worden it. 

(Urtheil des DO.L.G. Colmar, Strafienat, vom 24. Sept 1887,) 
Gründe. 

Die Reviſion macht in erſter Reihe geltend, daß die 
Beſtimmung in Art. 6 Ziffer 3 des Dekrets vom 11. Auguſt 
1848 im Hinblick auf Art. IT. des Einf. Geſ. zum St.G. B. 
als aufgehoben zu gelten habe, weil die Materie der eine Auf— 
lehnung gegen die Staatsgewalt enthaltenden Vergehen in 
88 110, 111 und 113 StGB. umfaſſend geregelt ſei. Diele 
Rüge geht Fehl. Während nämlich die obenerwähnten Beltim- 
mungen des Strafgejeßbuchs einen auf Störung der öffentlichen 
Drdnung gerichteten Willen vorausjegen, genügt es zur An— 
wendbarfeit Des angezogenen Art. 6 des Defrets, daß die zur 
Schau getragenen oder ausgeitellten Abzeichen geeignet ſind, 
den Geilt des NAufruhrs zu verbreiten. Und wenn aud im 
Frankreich Wiſſenſchaft und Nechtiprechung mehrfach das Vor 
handenſein einer rechtswidrigen Abfiht als nothwendig für die 
Anwendung des Art. 6 Ziffer 3 erachtet haben, fo kann dieſer 
Anſchauung ſchon im Hinblick auf den Wortlaut Des Geiehes, 
welches lediglich die Möglichkeit dev Gefährdung des öffentlichen 
Friedens verlangt, doch nur inſoweit beigepflichtet werden, als 
dem Angeklagten die Bedeutung der fraglichen Abzeichen be 
fannt gewejen jein muß. In der That wirde denn auch die 
Abſicht des Gejebes, jeder Verbreitung aufrühreriicher Ideen 
vorzubeugen, nur in höchſt unvollkommener Weile erreicht wer 
den, wenn 3. B. ein Geichäftsmann, der jolche Abzeichen mit 


- 
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vollem Bewußtſein von deren Bedeutung und Tragweite in den 
Verkehr bringt, die Verurtheilung hierwegen durch die Behaup— 
tung abwenden könnte, daß es ihm nicht um Störung der 
öffentlichen Ordnung, ſondern nur um die Erzielung eines Ge— 
winnes zu thun geweſen ſei. Hiernach iſt aber der Unterſchied 
der in Art. 6 Ziffer 3 des Dekrets und der in 8 110 flg. des 
St. G. B. erwähnten Vergehen ein jo tiefgreifender, daR dieſelben 
unmöglich unter den Begriff einer einheitlichen Materie gebracht 
werden fünnen, und es darf an der fortdauernden Geltung der 
erjterwähnten Strafbeftimmung um jo weniger gezweifelt werden, 
als dieielbe dein Geſagten zufolge einen wejentlich vorbeugenden, 
alſo polizeilichen Charakter hat, und es bei Einführung des 
St.G.B. der ausgejprochene Wille des Geſetzgebers war, die 
Polizeiſtrafgeſetzgebung Der einzelnen Länder möglichit unange— 
taftet zu laſſen. Mit Unrecht wird ferner in der Nevifions- 
ſchrift die Feſtſtellung vermißt, daß die Farben der Mützen, 
welche die Angeklagten an dem fraglichen Tage getragen haben, 
die franzöfiichen Nationalfarben darjtellen; denn dieſe Feſtſtellung 
ift ausdrücdlich erfolgt; ihre Nichtigkeit aber kann nicht nach» 
geprüft werden, weil fie thatlächlicher Natur ift. ' 

Unerheblich ift jodann die Behauptung, daß aus dem an- 
gefochtenen Urtheile nicht erhelle, day die Angeklagten in rechts— 
widriger Abficht und namentlich mit dem Bewußtſein gehandelt 
hätten, daß die von ihnen zur Schau getragenen Farben geeiguet 
jeien, den Geift des Aufruhrs zu verbreiten. Denn eine der— 
artige Feltftellung wäre nur dann erforderlich geweien, wenn 
die Angeklagten jenes Bewußtiein augdrüclich bejtritten und 
insbejondere behauptet haben würden, dag ihnen Die Deutung, 
welche man den in Frage ftehenden Farben geben könne, un— 
bekannt gewejen jei. Daß dieſes aber der Fall, geht weder aus 
dem angefochtenen Urtheile, noch) aus dem Sigungsprotofolle 
hervor, während der Inhalt der der mündlichen Verhandlung 
vorausgegangenen fchriftlichen Eingabe des Angeklagten Kohler 
in diefer Beziehung nicht maßgebend tft. 

Anm. der Heraußgeber: 
1) Die Zuſtändigkeit des O.L.Ger. ergiebt fih daraus, daß ſowohl 
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das Dekret vom 11. Auguſt 1848 als auch das Einf. Gel, zum St G.B, 
beifen Art. IT. als verlegt bezeichnet wird, Yandesgelege find. Vgl. Franz, 
Nivr. d. O.L. Ger. Wr. 4. 

2) Zur Sache vgl. die im gleichen Sinne ergangenen Entſchei— 
dungen in Bd. V S. 75 und 262 dieſer Beitichrift. Auch Förtſch umd 
Leoni Sprechen fih in der Sammlung Bd. 1. >. 41 für diefelbe Anſicht 
aus, fügen jedoch bei, man wide zu-der entgegengeiegten Auſchauung 
fommen, wenn man mit der franzöfiichen Praxis das Vorhandensein einer 
rechtöwidrigen Abſicht und nicht blos das Bewußtſein von der Bedentung 
der ausgeitellten Zeichen für den Thatbeftand des angezogenen Art. 6 
Ziff. 3 ald nothwendig erachten wollte. Daß indeh die franzöfiiche Recht— 
iprehung joweit gegangen iſt, läßt jich aus den veröffentlichten Irtheilen 
nicht erfennen. In dem im SKaffationsurtheile vom 16. Januar 1330 
unter der Herrichaft des gleichlautenden Art. 9 3. 3 Geſ. vom 25. März 
1822 entichiedenen Falle war vom eriten Richter angenommen worden, 
5 daß die betreffende Verkäuferin von Taichentüchern mit dem Bildniſſe des 
Herzogs von Neichitädt von der Bedeutung derielben gar feine Kenutniß 
gehabt habe; es war aljo nicht blos eine auf Verbreitung aufrühreriider 
Ideen gerichtete Abficht, Toudern auch das Bewußtſein verneint worden, 
dag die verfauften Gegenftände einen derartigen Erfolg herbeiführen 
fönnten In den Sirey 1861 S 137 veröffentlichten Urtheile des Kaf— 
fationshofe® vom 1. Februar 1861 wird zwar von manvaise intention 
geiprochen, es ‚erhellt aber hieraus nicht, ob man dieje Ausdrucksweiſe im 
engern,'oder in dem eben angedeuteten weiteren Sinne veritanden willen 
wollte; ein Gleiches gilt Hinfichtlih der Bemerkung in Nouffel, code de la 
presse Wr. 1295. 

3) Hinfichtlich des Verhältniffes des StGB. zu dem Polizeiitraf: 
reht ber—einzelnen deutihen Staaten dgl. die Motive zum Entw. des 
St. G.B. Th. Il. Abſchn. 29 Anhang I. und Nedtiprehung des R.Ger. 
Bd. IV. S. 780, 

4) Dak ein Öffentliches AZurihautragen aufrühreriiher Symbole 
gleihfall8 unter den Begriff der exposition im Sinne von Art. 6 Zif. 8 
fällt, und daß Hierzu keineswegs eine Ausftellung zum Zwecke des Ver— 
faufs erforderlich ift, jcheint allgemein angenommen zu werden. Dalloz, 
Rep. voce presse-outrage Nr. 417. 


133. Franzöſiſches Preßgeſetz. Begriff eines Emblems 
im inne des Art. 22 des organtichen Dekret 
über die Preſſe vom 17. Februar 1852. 


(Urtheil des O.L. G. Colmar (Strafjenat) gegen D. von 24. Sep⸗ 
tember 1837.) 





Franzöfiiches Preßgeſetz 2c. 479 


VBerwerfung der Nevifion des Angeklagten. 
Gründe: 

Die Reviſion rügt Berleßung der Strafbeitinmung des 
Art. 22 des Defrets vom 17. Februar 1852, die Preſſe be= 
treffend. Sie ftellt auf, daß von dem Suftanzrichter mit Unrecht 
die von ihm fejtgejtellte Thatſache, wonach der Angeklagte die 
Büſte einer an der Kopfichleife als Elſäſſerin erfennbaren, mit 
Striden gefeſſelten Frauensperſon, welche das Sinnbild der 
gefnechteten Alsatia darjtelle, ausgeitellt habe, als unter Die er- 
wähnte Strafbeftimmung fallend erklärt worden jet; fie behauptet 
dab zur Bildung des Begriffes „embleme“ paroles senten- 
tieuses durchaus nothmwendig jeien, während an der in trage 
jtehenden Büste ſolche Worte nicht angebracht wären. Diefe 
Aufitellung findet in Wortlaut und Zwed des Gejeges feine 
Begründung und jteht derjelben auch die Begriffsteititellung in 
dem Wörterbuch der franzöfiichen Akademie nicht zur Seite. 
Das Wort „embleme“ welches in Art. 20 des Gejebes vom 
9. September 1855 und jpäter in Art. 22 des an Stelle dieſer 
Beitimmung getretenen Dekret vom 17. Februar 1852 gebraucht 
it, bezeichnet nach diefem Wörterbuch eine Art von jinnbild- 
Ticher Figur, welche gewöhnlich von einigen Worten in Form 
eines Spruches begleitet ift, (espece de figure symbolique, qui 
est d’ordinaire accompagnee de quelques paroles en forme de 
sentence); ferner wird nad) demijelben Wörterbuch diejes Wort 
manchmal einfach für „Sinnbild“ (symbole) gebraudt. Es iſt 
aljvo um einen Gegenftand als emblöme erjcheinen zu laſſen, 
nicht unbedingt erforderlih, daß demjelben auch Worte bei- 
gegeben find; der Anftanzrichter konnte hiernach ohne Rechts— 
irrthum die in Frage jtehende Büſte als ein Sinnbild (embleme) 
im Sinne des Art. 22 des Defrets vom 17. Februar 1852 
erklären. Die Reviſion jtellt fi) demnach als unbegründet dar. 


Anmerkung. 1. Vgl. auch Dalloz unter „presse‘ Nr. 421 u. ſ. 
insbejondere Nr. 415. Kaſſationsurtheil vom 1. Februar 1861, 3 du 
Pal. 61, 910, 

2. In diefem Zuſammenhang mag erwähnt werden, daß das 
Dberlandeögericht (Strafienat) durch Beſchluß vom 11. Mai 1897, Nr. 
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19./87, Thonvfeifen, deren Köpfe die Büſte des franzöliichen Kriegs— 
mijtifter8 Boulanger darftellten, ebenfalls als „emiblames" im Sinne des 
Art. 22 eit. erflärte. 


134, Badiſch-franzöſiſcher Rechtshilfevertrag. 
Haben die darin enthaltenen prozeßrechtlichen Beſtimmungen nad 
Einführung der Neichscivilprozehordnung noch Geltinig ? 
(Beichluß der 1. Civilkammer des Landgerichts Miet vom 20. Sept. 
1887 i. S. L. g 2) 
Aus den Gründen: 


Die beantragte Vollſſtreckbarerklärung kann nad) dem 
jebigen Stande Der Gejebgebung nicht mehr im Wege einer 
einfachen Bittichrift, fondern nur noc) in dem durch die $ 660 
flg. EBD. vorgezeidineten Prozeßwege herbeigeführt werden. 
Es jind nämlich die Vorjchriften des bezogenen Staatsvertragg, 
joweit fie das Prozeßverfahren zum Gegenjtande haben, 
al Tandesgejegliche Prozehvorichriiten gemäß 8 I4 Einf. 
Gel. z. EBD. außer Kraft gejegt, und Haben nunmehr jtatt 
defien die bezogenen Beitimmungen der Reichscivilprozeßordnung 
Anwendung zu finden. 

Es iſt zumächit ziemlich allgemein anerfannt, daß Die Ber 
merfungen in den Motiven $ 660 und 661 EP.D.: „die Be 
ſtimmungen der Staatsverträge mit außerdeutichen Staaten 
bleiben jelbitverftändtich aufrecht erhalten“ und die bezüglichen 
Aeuferungen in den Kommilfionsverhandlungen fi) nur auf 
den materiellen Inhalt diefer Verträge, nämlich die in demielben 
enthaltenen VBerbürgungen der Gegenfeitigfeit, nicht aber auf die 
prozeſſualiſchen Beſtimmungen derjelben beziehen. 

ef. Peterſen in der Zeitſchr. f. Elſ-Lothr. VL 
©. 370; Urtheil des Oberlandesg. Colmar v. 9. Juli 
1886, ebendajelbit Xl. ©. 508. 

Dagegen fann der in der gedachten Abhandlung vertretenen 
und in der Praxis der Gerichte vielfah zur Anwendung ge 
braten Auffafiung, wonach die Beſtimmungen des in Rebe 
jtehenden Staatsvertrages, auch foweit diejelben civilprozeſſualet 
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Natur find, in Ellaß-Lothringen fraft einer reichögejeß- 
lihen Borichrift angewendet werden müßten und daß jonad) 
auch die civilprozeſſualiſchen Beitimmungen deſſelben durd den 
bezogenen $ 14 E. G. nicht berührt würden, nicht beigepflichtet 
werden. Es unterliegt nämlid) gar feinem Zweiſel, daß das 
Recht der Gejeßgebung, welches mit der durch Geſetz vom 
9. Juni 1871 ausgeiprochen Bereinigung von Elſaß-Lothringen 
mit dem deutichen Neich mit der übrigen Staatögewalt in dem 
abgetretenen Gebiete auf das Reich übergegangen tft, beliebig 
entweder im der Form von Reichs- oder von Landesgejegen 
ausgeübt werden kann; denn es find in dieſer Beziehung durch 
S 3 des bezogenen Geſetzes feinerlei einengende Schranken 
gezogen. Iſt Dies aber richtig, jo war aud der Sailer, 
weichem mit der übrigen Staatsgewalt auch die Ausübung des 
Rechtes der Gejeggebung in Elſaß-Lothringen bis nad) der am 
1. Sanuar 1875 erfolgten Einführung der Reichsverfaſſung 
daſelbſt nach Maßgabe des gedachten $ 3 ©. v. 9. Juni 1871 
übertragen wurde, in der erwähnten Richtung Beichränfungen 
nicht uterivorfen und demgemäß befugt, für den einzelnen 
Fall, je nad) den Umftänden desjelben, entweder ein Reichs— 
oder ein Landesgeich zu erlaffen. Von diefem Rechte hat auch 
der Kaiſer vielfach Gebrauch gemacht, indem derjelbe in der 
fraglichen Beriode nicht blos eine Reihe von Neichsgejegen auf 
Eljap-Lothringen ausgedehnt, jondern mehrfah auch Gejege 
neu erlajjen hat, welche zu den Landesgejegen zu rechnen find 
und wenigitens in der praftiichen Anwendung als joldhe gelten 
und behandelt werden. Es genügt der Hinweis auf eines 
dieſer Gejepe: das vom 1. Dezember 1873, betr. den Zwangs— 
verfauf von Liegenschaften, welches jpäter durch das Gejch vom 
30. April 1880 auf dent Wege der Landesgeſetzgebung aufge— 
hoben wurde, was nicht zuläffig gewejen wäre, wenn die Auf: 
faſſung richtig wäre, daß alle vom Kaiſer in der fraglichen 
Beriode für Elfaß-Lothringen erlafjenen Gejege als Reichsgeſetze 
zu gelten haben und demgemäß zu behandeln jeien. Auf dem 
Standpunkt der oben entwidelten Auffafjung, gemäß welder 
Die von der Neichsgejeßgebung ausgehenden Gelege für Elſaß— 
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Lothringen nicht ſchon um diejes Urjprungs willen allein mit 
Nothwendigfeit Neichsgelege zu fein brauchen, ſondern auch 
Landesgejege fein können, jteht auch das Gele vom 2. Mai 
1877 inſofern als im $ 2 daſelbſt der Neichsgeleßgebung die 
Möglichkeit zur Erlafjung von „Landesgejegen“ vorbehalten it. 

Man wird fich bei der ‚Frage, ob ein einzelnes vom Kaiſer 
neu erlafienes Geſetz als Reichs- oder Landesgeſetz anzujehen 
ſei, für die letztere Alternative zu enticheiden haben, ſobald das 
Geltungsgebiet dejielben auf Elſaß-Lothringen beichräntt und 
Ipezielle Landesangelegenheiten den Gegenjtand des Geſetzes oder 
eines als Geſetz verfündigten Staatsvertrages ausmachen. 
Diefe VBorausjegung trifft aber untergebens zu, da die in 
Abſatz 4 Art. 18 der Zuſatzkonvention vom 11. Dezember 1871 
zwiichen Deutichland und Frankreich getroffene Verabredung in 
Betreff der dort aufgeführten Verträge nur „Tür die Beziehungen 
zwiichen den abgetretenen Gebieten und Frankreich“ Geltung 
haben joll und, was jpeziell den gfeichfalls dort namhaft ge: 
machten Mechtshilfevertrag angeht, eine Regelung der Anwendung 
des Art. 2123 Abſatz 4 BGB. und des Art. 546 der fran- 
zöfiichen Civilprozeßordnung in Beziehung auf die Urtheile 
franzöfiicher Gerichte für das Diefjeitige Nechtsgebiet, mithin 
durchaus nur landesgejehliche Augelegenheiten von Elſaß— 
Lothringen zum Gegenſtande hat. 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt ſich, daß Die 
Normen, welche der gedachte Staatvertrag für Eljah- Lothringen 
geichaffen, als ergänzende Beſtimmungen des geltenden Landes: 
rechtes aufzufajlen find, welche, ſoweit es fich dabei um prozeß— 
rechtliche Beftimmungen Handelt, durch die abweichenden Bars 
Ichriften der neuen Civilprozeßordnung bejeitigt find. (Vgl. das 
bezogene Urtbeil vom 9. Juli 1886 und die Anmerkungen dazu.) 

Der Umijtand, daß hiernach durch die Eivilprozekordnung 
eine eimjeitige Abänderung des fraglichen Staatsvertrags ohne 
Zujtimmung der betheiligten franzöfiichen Regierung herbeigeführt 
ift, ericheint für die vorliegende Frage ohne Bedeutung. Es 
fällt in den Bereich der diplomatischen Vertretung des deutichen 
Reichs, ſich wegen der daraus etwa hervorgehenden Schwierig— 
feiten mit jener Regierung augeinanderzujegen. Dagegen find 
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für den Richter die in einem gehörig publizirten Staatsvertrage 
enthaltenen Rechtsnormen nur jo lange bindend, als jie nicht 
durch ein anderes Geſetz bejeitigt find, und zwar ſelbſt dann, 
wenn dies die oben angedeutete Folge haben jollte. 

Ganz abgejehen von den obigen Ausführungen findet fich 
übrigens in dem fraglichen Staatsvertrage feinerlet Beſtimmung, 
worin die Frage, ob die Vollſtreckbarerklärung der Urtheile der 
betheiligten Rechtsgebiete auf den Wege der Klage oder dem 
einfacheren des Bittgejuches (repuöte) gejchehen ſoll, geregelt 
wäre. Die Einichlagung des leßterwähnten Weges bei den 
Gerichten von Eljaß-Lothringen beruhte demgemäß keineswegs 
auf einer zwingenden Geſetzesbeſtimmung und evjcheint gegen 
über den abweichenden Beltimmungen der neuen Civilprozeß— 
ordnung nicht mehr zuläſſig. Hiernach rechtfertigt fich der den 
vorliegenden Antrag ablehnende Beſchluß. 

Bemerkung: In gleihem Sinne hat die I. Givilfammer des 
Landgerichts Meg in einem Urtheil vom 5. Juli 18371. ©. P. g. Sch. 
rechtäfräftig entichieden. gl. im llebrigen Bd. VL 324 und 370 jowie 
das angezogene Urtheil in Bd. Ni © 508 dieſer Zeitſchrift. 

Anm. der Herausg. Das Bd XI. ©. 511 angezogene Urtheil des 


Appellhofes in Nancy findet fich nicht im Jahrgang 1872, jondern 1873 
von Sirey. 


135 Immobiliar:Bertheilungsverfahren. 

Welche Bedeutung hat die in $ 59 des Geieges vom 30, April 1380 
beitimmte Friſt? Wird durch die Verſäumung derielben die Widerſpruchs— 
Hage unzuläffig? Welche Wirkung hat der während der Rechtshängigkeit 
erfolgende Abichluß des Planes auf die Widerſpruchsklage. Vgl. auch 
8 764 C.PO. 

(Urtheil der Givilfammer de3 FE. Landgeriht3 Saargemünd vom 
9. FFebrnar 1837 in Sachen H geg. %.) 


Gegenüber einer Klage, durch welche ein im Immobiliar— 
Bertheilungsverfahren erhobener Widerfpruch verfolgt wurde, 
erhob der Bellagte den Einwand, daß diejelbe nicht innerhalb 
eines Monats vom Tage des Termins zur Erflärung über den 
Theilungsplan erhoben und deßwegen unzuläflig jei. Zur Zeit 
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des Urtheil3 war der Theilungsplan noch nicht abgeichloii 
Der Einwand wurde verworfen. 


Gründe. 

Die Friit des $ 59 des Gejeges vom 30. April 1880 — ! 
vergl. auch den jachlid) damit übereinftimmenden $ 764 EBD. — 
iſt nach dem Wortlaute und Sinne des Gejebes feine von. dem 
Prozeßgerichte von Amtswegen pder auf Antrag zu be 
achtende Frift für die Erhebung der Klage. Dieje Friſt iſt 
überhaupt nicht für die Erhebung der Klage gegeben, jondern 
für den dem Vertheilungsgerichte gegenüber zu führenden 
Nachweis, daß die Klage erhoben worden. Die Rechtsfolge 
für den Fall, daß diefer Nachweis nicht innerhalb der Frift 
geführt wird, iſt im Geſetze jelbjt angedroht; es erfolgt alsdann 
der Abichluß des Planes ohne Rückſicht auf dem erhobenen 
Widerſpruch, der Widerſpruch hat alio feine Sujpenfivfraft 
mehr für den Fortgang des Vertheilungsverfahrens. Dies it 
der einzige Rechtsnachtheil, welchen die Verſäumung der Friſt 
mit fi führt; feineswegs wird durch diefe Verſäumung die 
Klage ſelbſt unzuläſſig. 

Wird der Plan durch das Vertheilungsgericht abgeſchloſſen 
und demnächſt ausgeführt, ſo würde ſich durch dieſen im Laufe 
des Rechtsſtreits eingetretenen Umſtand nur das Klagebegehren 
ändern; ſtatt einer Aenderung der im Theilungsplane vorge— 
ſehenen Anweiſungen würde nunmehr eine Verurtheilung des 
Beklagten zur Herausgabe des auf Grund des aufgeführten 
Theilungsplanes Empfangenen bezw. die Feſtſtellung einer ſolchen 
Verpflichtung bezüglich des noch zu Empfangenden verlangt 
werden können. Eine ſolche Geltendmachung des beſſeren Rechts 
ungeachtet der Ausführung des Planes behält $ 59 Abſ. 3 dem 
Gläubiger, welcher Widerjpruch erhoben hat, ausdrücklich vor. 
Eine Aenderung der Klage würde in einer jolchen Aenderung 
des Klagbegehrens nad der Vorſchrift des 8 240 Ziff. 2 und 3 
C.P.O., welche gemäß 8 757 Abi. 3 dajelbit auf Vertheilungs 
ftreitigfeiten entjprechende Anwendung findet, nicht zu erbficen jein. 

Untergebens aber ijt der Abſchluß bes Theilungsplanes 
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noch nicht erfolgt und deßhalb das urjprüngliche Klagbeaehren 


...-. 
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36 Kurze Mitteilungen aus der Praxis. 
(Won Herrn NReichsgerihtsrath Dr. Dreyer in Leipzig.) 
XLII. Art. 1184 B.G. B. 21KO. (Urth. v. 28. Juni 1887.) 

Zwischen den Barteien war ein Kauf abgeichlojien worden, 
wodurd der Beklagte der Klägerin fein Geichäft mit Kundjchaft 
übertragen hat. Nach einiger Zeit wurde Klage auf Auflöfung 
des Vertrages erhoben, weil der Beklagte denfelben durch un— 
befugte Konfurrenz verlegt habe Der NRechtsjtreit wurde von 
der Konkursmaſſe des inzwiſchen in Konkurs gerathenen Be— 
flagten fortgeiegt und von derjelben Widerklage mit dem Antrag 
erhoben, die Klägerin zur Bezahlung des Betrags zu verur— 
theilen, welchen vom Gerichte zu ernennende Sachverſtändige 
nad) Einficht der Bücher der Klägerin als Aequivalent für die 
derielben gemachte Vertragsleiſtung fetitellen würden. 

Das Berufungsgericht hat nach dem Klagantrage erkannt 
und die MWiderflage abgewielen. Die Entjcheidung betreffs der 
Widerflage ift in der Revijionsinitanz aufgehoben worden. Aus 
den Gründen find folgende Sätze anzuführen: 

1) Bezüglich der Hauptklage liegen die Vorausſetzungen 
des S 21 RO. nicht vor, denn irgend welche Rüdgabe einer 
gemachten Leitung iſt micht gefordert, überhaupt ein an Die 
Auflöjung ſich fnüpfender Anipruch gegen die Konkursmaſſe nicht 
erhoben worden. 

2) Die Widerflage ericheint im PBrinzipe begründet, weil 
die Auflöſung nach Art. 1184 B.G.B. mit der Wirfung zu 
geichehen bat, daß die Parteien thatlächlih) in den früheren 
Zuſtand zurücdverjegt werden. Hiernach Hat aljo auch die Klä— 
gerin das aus Veranlafjung des Vertrages Erhaltene zu erſtatten. 


A Bj 
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XLIV. Berziht auf ein Vermächtniß. Art. 784. 
934 BGB. 

Berreffs der Frage, ob auf ein Legat unter Univerſaltitel 
in formlojer Weiſe Verzicht geleijtet werden könne, ift zumächit 
die Unterjcheidung zu machen, ob ein folcher Verzicht die Be 
deutung haben fol, daß er auch dritten Berjonen, in&befondere - 
den Erbichaftsgläubigern gegenüber (Art. 1012) von Wirkung 
ist, oder ob er fediglich eine Vereinbarung unter den. Nächitbethei- 
ligten, nämlich unter Erben und Legataren darjtellen joll, io 
daß feine Wirkſamkeit auch lediglich auf diefe Perſonen beichränft 
bleibt. Sofern es fi allein um die legtern Handelt, ijt nicht 
zu bezweifeln, daß ein folcher von der andern Seite acceptirter 
formlojer Berzicht nach den allgemeinen Nechtsgrundfäßen über 
die Verzichtleijtung auf erworbene Nechte gültig fein würbe. 
Dabei bleibt aberdings die weitere Frage eine offene, ob ein 
derartiger Verzicht auch den Gläubigern der Erbichaft würde 
entgegengehalten werden können. In Bezug auf dieſe Frage 
find wiederum die Ausleger des Geſetzes getheilter Meinung, 
indem die einen dem formlojen Verzicht auch den Gläubigern 
gegenüber für wirffam halten, die andern die feierliche Form 
des Art. 784 verlangen. Darin ſtimmen aber alle überein, daß 
bezüglich des Nechtsverhältnifjes zwijchen Erben und Legataren 
die Gültigkeit des Verzichts lediglich nach den allgemeinen Rechts— 
grumdjägen zu beurtheilen ift. Vgl. Demolombe XXI. ür. 327. 
328. Aubry und Rau $ 726. Laurent XII. nr. 554. Be 
züglich der Frage, ob für den in Rede ftehenden formloſen Ber- 
zicht auch die allgemeinen Borausjeßungen für die Verzicht- 
feiftung auf ein erworbenes Necht gegeben waren, oder, ob nidt 
vielmehr eine fürmfiche Hebertragung des betreffenden Erbtheils— 
vermächtniffes von Seiten der Legatarin auf ihre Tochter er: 
folgen mußte, ift von Erheblichfeit, daß die Wittwe S. für den 
ihr vermachten Antheil nicht die saisine des S'ſchen Nachloſſes 
hatte, welche vielmehr mit der gejeglichen Erbfolge der Tochter 
verbunden war (Art. 724). Die Wittive mußte daher die Aus— 
fieferung des Legat3 von der Erbin verlangen (Art. 1011). 
— Ep lange die Auslieferung des Legat3 an die Wittwe nod) 


Yıtteraturberichte. 487 


nicht erfolgt war, fonnte die legtere der Erbin gegenüber auf 
diefen Anipruch und damit auf ihr ganzes Necht Verzicht leiſten. 
Unerheblich ift, daß die Wittwe thatſächlich im Beſitze des ganzen 
Nachlafjes geblieben war. (Urt. v. 1. Juli 1887.) 


XLV. Art. 273. 274 H. G. B. 

Nimmt ein Kaufmann die Stelle eined Anflichtsrathes 
einer Aftiengejellichaft an und hinterlegt in Folge hievon Aktien, 
jo kann dieſes Geichäft für ein Handelsgejchäft auf feiner Seite 
erflärt werden. (Urth. v. 12. Juli 1887.) 


C. Litteraturberichte. 


1. Dr. Franz. Die Allerhöchite Verordnung, betreffend 
die Disziplin des Notariats vom 17. März 1886 nebft 
den Dazu erlaflenen Ausführungsbeitunmungen. Straße 
burg i. E. Berlag von Schulg u. Comp. 55 ©. 

Die in das Notariatswejen tief eingreifende Verordnung 
vom 17. März 1886 hat eine Neihe von Ausführungsver— 
fügungen als nothwendig ericheinen laljen, welche theils an Die 
Eriten Staatsanwälte, theil3 an die Notare und Notariats— 
kammern ergangen und für das Verjtändniß jener Verordnung, 
ſowie für die Erreichung des dajelbjt in’s Auge gefaßten Zweckes 
von der größten Bedeutung find. Der Verfaſſer des vorftehen- 
den Werfchens hat dieje ſämmtlichen Vorſchriften zujammenges 
jtellt, mit zahlreichen erläuternden Anmerkungen verjehen und 
namentlich durch den fortwährenden Hinweis auf die mut den 
einzelnen Berfügungen im Zuſammenhange jtehenden anderweiten 
Beitimmungen aus den vielfach zerjtreuten Theilen ein über— 
fichtliches Ganze geſchaffen. Die verdienjtvolle Schrift dürfte 
für Jeden, der fih mit dem Notariatswejen zu befaflen hat, 
äußerſt willkommen jein. 


2. Bon demſelben Verfaſſer iſt in Wr. 8 und 9 der 
deutjchen Notariatszeitung, Organ des Motariatzvereins für 


488 Sitteraturberichte, 


Deutichland und DVefterreich, Herausgegeben von Notar Dr. 
Weber in Wirzburg, eine Abhandlung über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit und das Notariat in Eljaß- Lothringen erjchieiten, 
welche, wenn auch in gedrängter Faſſung, eine eingehende Dar- 
ftellung der auf das Notariat, den Wirkungskreis und die Stel- 
fung der Notare in Elſaß-Lothringen bezüglichen Vor— 
Schriften einschließlich der Disziplin und der Gebührenfrage ent- 
hält. Ein bejonderes praktisches Interefie bietet die in $ 7 
diejer Abhandlung enthaltene Aufführung der Fälle, im denen 
nach Reichs- und Landesrecht die notarielle Beurkundung vor: 
gejchrieben tit, welche 44 Nummern mit Unterabtheilungen um- 
faßt. Anläßlich der Beiprehung dieſer Abhandlung wollen wir 
nicht verfehlen, auf die jchon wegen des Umfangs ihres Wir- 
fungsfreifes bedeutungsvolle Zeitihrift aufmerffam zu machen, 
in welcher fie veröffentlicht worden ift. 


3. Sahrbücher der württembergifchen Nechtspflege, heraus- 
gegeben von den Mitgliedern des Oberlandesgerichts zu 
Stuttgart und des Vorſtandes der württembergiſchen 
Aywaltsfammer. Tübingen 1887. Berlag der Laupp’ 
ihen Buchhandlung. Preis per Band zu 25 Bogen in 
3 Heften 6 M. 

Die vorstehende Zeitichrift iſt an Stelle des inzwischen 
eingegangenen württembergiichen Archivs für Recht und Rechts— 
verwaltung von Kübel und Sarwey getreten. Die Anordnung 
und Behandlung des Stoffes ift im MWejentlichen Diefelbe wie 
bei der Juriſtiſchen Seitichrift; nur werden daſelbſt auch Ent— 
Iheidungen des WVerwaltungsgerichtshofes und Meittheilungen 
des Vorstandes der württembergifchen Anwaltskammer veröffent- 
fiht. Das nunmehr erjchienene erſte Heft läßt eine jorgfältige 
Sammlung einer Fülle interejjanten Meateriales erfennen und 
ijt bei dem großen Umfange der ſchon jebt für das gelammte 
deutiche Neich gemeinjamen Gejebgebung für jeden deutjchen 
Juriſten von Werth. 





A. Enktſcheidungen der Gerichte. 


136. Enregiſtrement. Mutationsgebühr. Strafbeſcheid. 

Der Anſpruch der Enregiſtrementverwaltung auf Zahlung der dop— 
pelten Gebühr, it im Wege des Strafverfahrens zu verfolgen. Die auf 
die doppelte Gebühr bezügliden Zwangsbefehle der Enregiftrementeins 
nahme entiprechen den Vorausfegungen eines Strafbeicheides im Sinne 
von $ 459 St P.O. nidt. 

(Urtheil des St.Ger. II. Eivilienat vom 7. Oftober 1887.) 

Das Bd. XII. ©. 344 dieſer Beitichrift veröffentlichte Ur- 
theil des OLG. Colmar vom 25. März 1887 wurde jeiteng 
des Klägers mit Reviſion angefochten. Diefelbe wurde hinficht- 
lich der Titelgebühr — vgl. Ziffer 1 der früheren Inhalts» 
angabe — um deswillen zurücgewieien, weil es jich hier um 
Auslegung eines der Revision entzogenen Landesgeſetzes handle, 
und hiebei nur beiläufig bemerft, daß die Entiheidung dann 
gegen ein Neichsgeieg, nämlich gegen $ 307 und 308 C. P.O., 
verjtoßen haben würde, wenn die Aufhebung des in Frage ſte— 
henden Berläumnißurtheil® im Wege des Einfpruchs erfolgt 
wäre. Dagegen wurde das angefochtene Urtheil, jorweit es ſich 
auf die Strafgebühr bezieht, aufgehoben und in diefer Richtung 
die jeinerzeitige Berufung des Klägers gegen das Urtheil I. In— 
jtanz, welches den Zwangsbejehl der Enregiftrementverwaltung 
außer Kraft geſetzt hatte, verworfen. 

Aus den Gründen: 

Bezüglich der Strafgebühr fommt die Frage in Betracht, 
ob alle wegen einer Zuwiderhandlung gegen die Vorjchriften 
über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle zu vers 
hängenden Strafen nac den Borjchriften der 88 459 flg. der 
St.P.O. auch in Elſaß-Lothringen als Strafjachen zu behandeln 
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find, oder ob ungeachtet der erwähnten Vorjchriften in Elſaß— 
Lothringen auch fernerhin auf dem Wege des Civilprozeſſes die 
Entſcheidung darüber herbeizuführen ift, ob die im Frage ſte— 
hende Geldftrafe geichuldet wird. In dieſer Beziehung hat fich 
dag Reichsgericht ſchon in mehreren Urtheilen für die erjte 
Auffaſſung entichieden. (Vgl. die Urtheile des II. Civilſenats 
-vam 1. Juni 1886 und vom 1. März 1887, Entjcheidungen 
Band XVIL ©. 410, juriftiiche Zeitſchrift für Elſaß— 
Lothringen Band XI. ©. 348, Band XI. ©. 225.) Die 
Ausführungen des Berufungsgericht geben feine Veranlafjung, 
von diejer Auffaffung abzugehen. Das Dberlandesgericht jtellt 
den Sat auf, die 88 459 flg. der St. P.D. Hätten nur auf 
diejenigen BZumiderhandlungen gegen die Vorjchriften über 
die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle Anwendung zu 
finden, welche nach den Grundjäßen des maßgebenden 
Landesrecht als „ftrafbare Handlungen“ anzujehen ſeien. 
Diefer Satz kann jedoch als richtig nicht angejehen werden. 
Bielmehr iſt an dem Satze feitzuhalten, daß durch die St PO., 
foweit es fi um die in den SS 459 fig. aufgeftellten Grund» 
ſätze handelt, für ganz Deutichland einheitliches Recht geichaffen 
und insbeſoudere der Rechtsweg in der in der Strafprozeß— 
ordnung beftimmten Form gefichert werden jollte, das 
Necht der Partei, die Entjcheidung des zuftändigen Strafrichters 
anzurufen, ſonach durch die Landesgejeßgebung nicht auöge: 
Ichloffen werden kann. Nach diejer Auffaffung kann es nur 
darauf ankommen, ob es jich nad) der Natur der in Frage jte- 
henden Handlung um eine Zuwiderhandlung gegen die 
Borjhriften über die Erhebung öffentlider Ab» 
gaben und Gefälle Handelt und müfjen überall, wo diefe 
Vorausſetzung vorliegt, die reichsrechtlichen Vorfchriften zur An- 
wendung fommen. Für die Auffaffung des Reichgerichts ſpricht 
zunächſt der Wortlaut der auf die Frage bezüglichen Vorschriften 
der Reichsgeſetze. In Buch VI. Abinitt 3 der StP.D. wird 
„das Verfahren bei Zumwiderhandlungen gegen Die Vorfchriften 
über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle“ in allge- 
meiner Weile geregelt und durch $ 6 Abjag 2 Ziffer 3 des 
Einführungsgefeges zur Strafprozeßordnung werden die landes— 
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gejeglichen Bejtimmungen über das Berfahren im VBerwaltungs- 
weg bei ſolchen Zumwiderhandlungen nur infomweit aufrecht 
erhalten als nicht die 88 459—463 der Etrafprozefordnnung 
Abänderungen enthalten. Ein Vorbehalt des Inhalts, daß das 
„Berfahren im Verwaltungswege“ nach der Landesgejeggebung 
die Natur eines Strafverfahrens haben und nad diejer 
Geſetzgebung die Zuftändigfeit der Strafgerichte begründet 
jein müſſe, ift in den Neichsgejegen nirgends enthalten. Es 
muß hiernach ſchon mit Rückſicht auf die Hare Faſſung des 
Gejeßes angenommen werden, daß auf jedes wegen der erwähnten 
BZuwiderhandlungen ftattfindende „Verfahren im Verwaltungs— 
wege“ die Vorichriften der SS 459—463 der St. P.O. Anwen- 
dung zu finden haben. Noch deutlicher ergibt fich aber die 
Unrichtigfeit des von dem Dberlandesgericht aufgejtellten Satzes, 
wenn man den Zweck der reichsrechtlichen Vorichriften näher 
ind Auge faßt. Diefen liegt unzweifelhaft der Gedanke zu 
Grund, die in vielen Bundesstaaten beftehende Einrichtung eines 
„Berwaltungsverfahrens“, bei welchem die Stenerjtrafen von 
den Finanzbehörden ausgeiprocdhen wurden, und ein gerimhtliches 
Berfahren entweder gar nicht, oder doch nur auf fürmlichen 
Antrag des Beichuldigten Anrufung des Rechtswegs jtattfand, 
fünne zwar beibehalten werden; jedoch jei der Grundſatz aus— 
nahmslos durchzuführen, daß auf Antrag des Beichuldigten ein 
gerichtliche Verfahren ftattzufinden habe. (Bol. Motive zu 
85 459 der StP.D., Hahn, Materialien I. Seite 288 flg.) 
Dieres gerichtliche, jich an das Verfahren im Berwaltungswen 
anjchließende Verfahren wird in den 88 460 flg. der StP.D, 
in einheitlicher Weile für das ganze Neich geregelt und kann 
nicht durch ein anderes, in den Landesgeſetzen vorgejchriebenes 
Verfahren erjegt werden. Ein Antrag, nach welchem es der 
Landesgeſetzgebung geftattet jein jollte, die gerichtliche Entſchei— 
dung für den Fall auszujchließen, daß Beſchwerde bei der Ver: 
waltungsbehörde erhoben werde, wurde denn auch von der Juſtiz— 
fommilfion des Reichstags abgelehnt. (Bol. Hahn, Materialien 
zur StPO. Band IL. ©. 1119.) Die dargelegte, den Vor» 
ichriften der St. P.O. und des Einf.Gej. zu derjelben zu Grund 
liegende Abfiht hätte num wicht erreicht werden fünnen und 





492 Entſcheidungen der Gerichte. 


könnle auch jetzt noch durch die Landesgeſetzgebung jederzeit 
vereitelt werden, wenn ſich die Vorſchriften der St. P.O, mie 
das Oberlandesgericht annimmt, nur auf diejenigen Zuwider— 
handlungen gegen Steuergejehe erjtreden, welde nach der 
Landesgejeggebung als Strafiahen anzujehen jind und 
nach deren Vorſchriften zur Zuftändigfeit der Strafgerichte ge— 
hören. Wo der Rechtsweg vor dem Inkrafttreten der St.P.O. 
überhaupt ausgeichloflen war, über Beichwerden gegen die An— 
jegung von„Strafen vielmehr nur die Verwaltungsbehörden zu 
entjcheiden Hatten, hätten nach diejer Auffaſſung die SS 459 flg. 
der SPD. nicht zur Anwendung gebracht werden müſſen, 
denn in allen Ddiejen Fällen Handelt es fich nicht um „Straf- 
fachen“ in dem Sinne, daß die Zuftändigfeit der Strafgerichte 
begründet war. Auch könnten die einzelnen Bundesjtaaten, wenn 
die Auffaſſung des Oberlandesgericht3 richtig wäre, Die Ans 
wendung der St PD. dadurd) bejeitigen, da fie den in Frage 
jtehenden Zumiverhandlungen den Charakter der „Strafiache“ 
entzögen. Es würde aljo der Hauptzwed, der durch die Bor: 
Ichriften der St.P.O. erreicht werden jollte, verfehlt jein, ſoweit 
nicht von der Landesgejehgebung aus eigenem Antrieb der 
Nechtsweg zugelaflen wird. Auch joweit es ſich um Elſaß— 
Lothringen Handelt, fönnte, wern die Auffaffung des Oberlandes- 
gericht3 richtig wäre, bezüglich der Zunviderhandlungen gegen 
die Steuergejeße der Nechtsweg durch die Landesgeſetzgebung 
vollftändig ausgeichloffen werden ; denn daß die Zuwiderhand— 
[ung gegen die Beltimmungen der Enregiſtrements- und Stempel 
gejege dort als bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten behan: 
delt werden, beruht lediglich auf den Vorichriften der Landes: 
geſetze. Wenn die Neichsgejeggebung den Rechtsweg nicht in 
der Weije fichert, daß die Entichetdung der Strafgerichte an» 
gerirfen werden kann, jo iſt derjelbe überhaupt nicht gewährleiitet. 
Eine Unterſcheidung zwiichen jolchen Fällen, in welchen lediglich 
die Berwaltungsbehörden zu enticheiden haben und denjenigen, 
in welchen die Enticheidung den Givilgerichten zujtcht, it nad) 
den Vorjchriften der Neichsgejege nicht begründet. Würden diele 
nicht zur Zulaffung des Nechtswegs in der in der Strafs 
prozekordnung vorgejehenen Weile gemügen, jo 
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würden jie überhaupt feine für die Landesgeſetzgebung binden- 
den Vorichriften enthalten. Es wäre dann in allen Fällen 
lediglih nad) den landesgejeglichen Borichriften zu beurtheilen, 
ob eine „Strafiache* vorläge, ſonach die Vorschriften der St. PO. 
Anwendung zu finden hätten. Auch von dieſem Gefichtspunfte 
aus gelangt mau ſonach zu der Auffaffung, daß die $$ 459 ff. der 
St P.D. überall zur Anwendung kommen müflen, wo es fich der 
Sache nah um Zuwiderhandlungen gegen Borfchriften über die 
Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle handelt, und daß Die 
Landesgeſetze, ſoweit dieſelben bezüglich folcher „Zuwiderhand- 
lungen“ ein Verfahren im Berwaltungswege zulaſſen, mit den 
Vorschriften der. StPO. in Einklang gebracht werden müſſen. 
Die Auffaſſung, daß „das Verfahren im Berwaltungsmwege* den 
Vorſchriften der St P.D. angepaßt werden müſſe, ſcheint denn 
auch außerhalb des Neichslandes überall herrichend gewejen zu 
jein. (Bol. Bringner, badische Ausführungsgefege Seite 133; 
Motive zum ſächſiſchen Gejete vom 8. März 1879 betreffend 
das Verfahren in Verwaltungsjahen ©. 3.) Insbeſondere hat 
diefe Auffaſſung in Bayern und Württemberg fich praftijche 
Geltung verichaftt. In dem letzteren Staate ſtand die Ent- 
jcheidung über die Zumwiderhandlungen gegen Stenergejege vor 
dem 1. Oftober 1879 faſt ausichlieglich den VBerwaltungsbehörden 
zu. Dies wurde aber durch das Gejeg vom 25. Auguſt 1879 
betreffend das Verfahren der VBerwaltungsbehörden bei Zuwider— 
handlungen gegen die Steuergeieße geändert, indem die Zus 
jtändigfeit der Strafgerichte unter Bezugnahme auf die 88 459 fig. 
der St P.O. anerkannt wurde. In den Motiven zu Diejem 
Geſetz wurde ausgeführt, „daß nad) den in den SS 459 flg. 
der St. P.O. aufgejtellten Grundiägen die verwaltungsrichterliche 
Zuftändigfeit der Oberämter, Steuerkollegien u. j. w. bejeitigt 
werden müſſe. (Vgl. Berhandlungen der Württembergiicjen 
Abgeordnetenfammer von 1877—1879, Beil. Band I. Abthei— 
fung 2 ©. 750, 751.) In Bayern war früher der Rechtsweg 
wenigſtens infoweit ausgejchloffen, als es fich um die von den 
Stenerausschüjien wegen Zuwiderhandlungen gegen die Geſetze 
über die Kapitalrentenjteuer, Einfommenftener und Gewerbjteuer 
ausgejprochenen Strafen handelte. Weber den Rekurs gegen 
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die Beiglüffe der Steuerausſchüſſe wurde lediglich im Verwal— 
tungswege entjchieden. Durch die Artikel 86 fig. des bayeriſchen 
Ausf. Geſ. zur StP.D. vom 18. Auguft 1879 wurde Dies je- 
doc) geändert, indem beftimmt wurde, daß ſich das Verfahren 
im Verwaltungsmwege nad) den 88 459—463 der St P.O. richte 
und daß die „Strafbeicheide” der Steuerausſchüſſe diefen Vor— 
ichriften zu entiprechen hätten. (Vgl. insbeſondere die Artikel 
86 und 98.) In den Motiven zu dieſem Geſetze (Artikel 70 
des Entwurf3 ©. 45) wurde dargelegt, daß zwar die bisherigen 
Borichriften an fich genügen würden, daß aber die den Steuer- 
ausichüffen zuftehenden Strafbefugnifie gemäß $ 6 Ziff. 3 des 
Einf. Geſ. zur StP.D. und den 88 459 flg. dieſes Gejegbnds 
mit den Vorjchriften der Reichsgeſetze in Einklang gebradt 
werden müßten. 

Gegen dieje Auffafjung kann nicht geltend gemacht werden, 
daß nad) den Motiven zum Gerichtsverfajjungsgejeg für ben 
Begriff der „Strafjache" auch das Landesrecht in Betradt 
fommt, da dies nur infoweit der Fall ift, als die Reichsgeſetz— 
gebung entjcheidende Beftimmungen nicht enthält. Noch weni- 
ger fann es auf den der Auffafjung des Neichdgerichts ſchon 
entgegengehaltenen Umftand ankommen, daß die Feſtſetzung umd 
Erhebung der in die Landeskafje fließenden Steuern der Landes— 
gejeßgebung bezw. Landesverwaltung zuſtehe. Die SS 459 flg. 
der StPO. beziehen ſich ebenfo wie $ 6 des Einführungs- 
gejeges zu dieſem Geſetzbuch auf alle Zuwiderhandlungen gegen 
Vorſchriften über die Erhebung von öffentlichen Abgaben gleich— 
viel, ob dieje in die Reichskaſſe oder in eine Landeskaſſe fließen. 

Nach den bisherigen Ausführungen kann e3 nur darauf 
anfommen, ob die Geldftrafen, welche die in EL. geltenden 
Geſetze, betr. das Enregijtrement und den Stempel verhängen, 
insbejondere die „Doppelte Gebühr“, welche nad) Artikel 38 des 
Geſetzes vom 22. Frimaire VII zu erheben ift, wenn die in 
Artikel 22 dieſes Gejeges vorgejehene Friſt nicht eingehalten 
wurde, in Wirklichkeit wegen einer „YZuwiderhandlung gegen 
Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Ge— 
fälle“ verhängt und erhoben werden. Dieje Frage muß unbe» 
denflich bejaht werden. Insbeſondere handelt es fich bei den 
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Gelditrafen, welche nach den Artikeln 33 flg. des Gejeßes vom 
22. Frimaire VII auszujprechen find, wie jchon die Ueberſchrift 
über Titel VI erkennen läßt, um Strafen („peines“), welche 
deshalb verhängt werden, weil bejtimmten Vorjchriften des Ge- 
jeges zumwidergehandelt worden iſt. Dieje Strafen fallen unter 
den allgemeinen Begriff der „Steuerjtrafen“, welche eintreten, 
weil die gejegliche Veranlagung oder Erhebung einer Steuer 
unmöglich gemacht oder verkürzt werden follte oder einer Kon— 
trolvorichrift zumidergehandelt wurde. (Vgl. Roſcher, Finanz 
wiljenichaft $ 71 ©. 287 flg.; Adolph Wagner, Finanzwifjen- 
ihaft Band Il. ©. 695 flg.; Motive zum bayerischen Aus— 
führungsgejeg zur StPO. a. a. DO.) Die in Titel VI mit 
Strafe bedrohten Handlungen und Unterlafjungen ugterjcheiden 
fih im Wejentlichen nicht von den Zumwiderhandlungen, welche 
in anderen Steuergejegen 3. B. dem preußiichen Stempelgeſetz 
vom 7. März 1822 und dem bayeriichen Gebührengejeß vom 
18. Auguft 1879 mit Strafe bedroht find. Es iſt auch nicht 
abzujehen, aus welchem anderen Grunde, al3 dem dargelegten, 
die Erhebung der „Strafen“ erfolgen joll, da es fich in dieſer 
Beziehung weder um eine Steuer noch um eine Konventional- 
jtrafe handeln kann. Daß die VBorjchriften des Strafgejegbuchs 
hier nicht durchweg anzuwenden find, insbejondere diejenigen 
über die Verjährung und die Umwandlung der Geldtrafen auf 
die Zumiderhandlungen gegen das Enregijtrementsgejeß feine 
Anwendung finden, ift ohne Bedeutung für die Frage. Da 
nad) dem dem $ 2 des Einführungsgejeßes zum deutichen Straf- 
geſetzbuch nachgebildeten Artikel IT des eljaßslothringiichen Einf.= 
Gef. vom 30. Auguft 1871 die „bejonderen Vorjchriften des 
Landesſtrafrechts“, joweit es jih um Zumiderhandlungen gegen 
Steuergejege handelt, in Kraft blieben, konnten in diejer Be— 
ziehung von der Landesgejeggebung bejondere Vorſchriften ge— 
troffen oder beibehalten werden, wie jie auch anderswo vor— 
fommen. In Preußen find 3. B. nad) einer Kabinet3ordre vom 
24. Mai 1844, welche nach der herrichenden Auffafjung heute 
noch Geltung hat, die Stempelftrafen im Falle der Uneinbring- 
lichkeit nicht in FFreiheitsjtrafen umzuwandeln. (Vgl. Johow, 
Sahrbücher des Kammergericht? Jahrgang 1835 ©. 257, Jahre 
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gang 1886 ©. 205; Hoyer, Stempeliteuer ©. 289.) Ebenſo 
liegt die Sache in Helfen. (Vgl. Küchler, Verwaltungsgeſetz IL 
©. 894.) Desgleichen ift es nicht auffallend, daß die Strafen häufig 
in einem Bielfachen der Steuer bejtehen, denn dies bildet bei 
allen Steuergejegen die Negel. Daß es ſich bei der in Ar— 
tifel 38 des Frimaire-Gejeges vorgejehenen „doppelten Gebühr“ 
ebenjo wie bei den anderen „peines“ um eine wegen Zuwider— 
handlung gegen das Steuergeſetz verhängte „Strafe* Handelt, 
fann nicht zweifelhaft jein. Der Umstand, daß in diefem Artikel 
nicht das Wort „peine* gebraucht wird, verliert jede Bedeutung, 
wenn man beachtet, daß Artikel 33 in dem von den Etrafen 
handelnden Titel VI fteht und in der Ueberjchrift die „wegen 
Verſäumniß der Regiſtrirungsfriſt eintretenden Strafen“ beion- 
ders hervorgehoben werden. Daß die Berjäumung der gejch- 
lichen Friſten, innerhalb deren eine bejtimmte Erflärung er 
folgen joll, ohne Weiteres die feſtgeſetzte Strafe nach fidy zieht, 
iſt gleichfalls bei Steuergejegen nicht ungewöhnlich. 

Ueberhaupt unterjcheiden fich die VBorjchriften der in Frage 
jtehenden elſaß-lothringiſchen Gejege von den übrigen in Deutich- 
fand geltenden Steuergefeben im Wejentlihen nur dadurch), 
daß nach denjelben über den Widerjpruch gegen die Zwangs— 
befehle der Verwaltungsbehörden durch die Civilgerichte zu ent- 
icheiden ift. Im dieſer Beziehung find aber, da das erwähnte 
gerichtliche Verfahren mit den Beitimmungen der Neichsgeich- 
gebung nicht ein Einklang ſteht, jetzt die Vorſchriften der St. 
BD. zur Anwendung zu bringen. 

Hiernach ericheint, joweit es jich um die von der Klägerin 
verlangte Strafgebühr oder „doppelte Gebühr“ Handelt, die 
vom Landgericht verfügte Aufhebung des Zwangsbefehls, wenn 
auch aus anderen Gründen, als gerechtfertigt und war unter 
theilweijer Aufhebung der angefochtenen Entjcheidung die Be— 
rufung in diefer Nichtung zurücdzuweien. 

Anm. d. Herausg. Daß das Neichsgeriht den Zwangsbeſehl des 


Enregiftrementseinnehmers nicht als einen Strafbeicheid im Sinne des 
$ 459 St.P.O. erachtet, ergibt fih aus der Verwerfung der Berufung 


— 


gegen das Urtheil I Inſtanz, welches dieſen Zwangsbefehl aufgehoben 
hatte. (Rgl. in dieſer Beziehung die Anmerkungen auf S. 467 dieſes 
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Bandes.) Im Uebrigen dürfte in Folge der neuerlichen Entſcheidung des 
Reichsgerichts die Frage, ob Civil- ob Strafverfahren, endgültig erledigt 
jein, zumal die Steuerverwaltung in legter Zeit die Enticheidung über 
die Strafgebühr den Givilgerichten gar nicht mehr unterbreitet. 


137. Beamte, Deren gerichtliche Verfolgbarkeit. Vor— 
entſcheidung. 

Vorentſcheidung des Reichsgerichts über die Frage, ob ein Beamter 
ſich einer Ueberſchreitung ſeiner Amtsbefugniſſe ſchuldig gemacht hat. Zu— 
ſtändigkeit und Verfahren bezüglich der Entſcheidung. — Hat Art. 75 der 
Konſtitution vom 22. Frimaire VIII in Elſaß-Lothringen heute noch Gel— 
tung und wie weit erſtreckt ſich dieſelbe? Gehört ein Gemeindeförſter zu 
den in 8 11 des EG. zum G.BG. aufgezählten Beamten? Welche Be— 
fugniſſe ſtehen demſelben zu? 

(Beſchluß des RG. TI. Strafſ. vom 26. September 1887 in der 
Strafi. g. N. T.B. 3935/87.) 

„Der Gemeindeföriter Johann Philipp N. in B., welchen 
der Forjtihug in den Genteindewaldungen von R., A. und M. 
zujteht, it zur Anzeige gebracht, dad er ohne Genehmigung 
des Fagdberechtigten und ohne ſonſtige Befugniſſe auf einem 
fremden Jagdgebiete, nämlich: 

1) am 1. Dezember 1886 Nachmittags 3", Uhr auf dem der 

Wittwe D. und 

2) am 30. dejjelben Monats Nachmittagg 3 Uhr auf dem 

Jagdgebiete derjelben, jowie des Kojet W., " 
außerhalb des öffentlichen zum gemeinen Gebrauche beitimmten 
Meges zur Jagd ausgerüftet betroffen worden jet. 

Auf Berlangen der vorgejegten Behörde, des Bezirksprä— 
jidenten gu Straßbnrg, vom 6. April 1886 find die ermwachje- 
nen Akten dem Neichsgericht vorgelegt worden mit dem Antrage, 
in Gemäßheit des $ 11 Abi. 2 3. 2 des Einführungsgejeßes 
zum Gerichtsverfafliungsgeieß vom 27. Januar 1877 Vorent— 
ſcheidung darüber zu geben, ob der Angezeigte fich einer Ueber— 
fchreitung feiner Amtsbefugniſſe ſchuldig gemacht habe. 

Zur Erledigung des geitellten Verlangens erachtet fich der 
vom Ober-Reichsanwalt angegangene Erjte Strafienat für zu— 
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* 
* 


ſtändig. Die in der Literatur aufgeworfene Frage, ob unter 
dem im $ 11 eit. genannten Reichsgericht deſſen Plenarver— 
ſammlung, vereinigte Senate oder ein einzelner Senat zu ver- 
ftehen jei, ift unbedenklich im leßteren Sinne zu beantworten 
Plenarenticheidungen (G.B.G. $ 139) ertheilt das Reichsgericht 
nur in inneren Angelegenheiten, Disziplin und Geichäftsgang, 
nie in NRectiprehung (Motive zum G.B.G. 88 104, 105 — 
132, 133 — und $ 108 — 137) und Entjcheidungen verei- 
‚nigter Senate find nur in ausnahmsweiſe in ganz vereinzelten 
Fällen eingeführt: G.V. G. 8 138 Ab. 2, Gejeg vom 14. März 
1881 (Reichs-Geſetz-Blatt ©. 37) betreffend die Buftändigfeit 
bes Reichsgerichts für Streitfragen zwiichen dem Senat und 
der Bürgerjchaft der freien und Hanjeftadt Hamburg, Gejchäfts- 
ordnung des Neichsgerichts vom 5. April 1880, 8 2 betreffend 
die Gejeße vom 14. Juni 1871 (Reichs-Geſetz-Blatt S. 315) 
und 16. Juni 1879 (Reichs-Geſetz-Blatt S. 157) 8 1. 

Bei Prüfung der Sache wirft fih nun zunächſt die Frage 
nad) der Zuläſſigkeit des geftellten Antrags auf Vorentſcheidung 
nah $ 11 eit. auf in der Richtung, ob für das Reichsland 
landesgejegliche Vorfchriften der darin gedachten Art bejtehen. 
Allerdings iſt al3 eine folhe die Beitimmung des Art. 75 der 

Konſtitution vom 22. Frimaire VIII anzufehen, welche auch 
nicht durch das im Unter-Eljaß nicht zur Geltung gefommene 
decret du gouvernement de la defense nationale vom 19. Sep— 
tember 1870 aufgeboben ift, aber es ift nicht außer Zweifel, 
ob diejelbe nicht durch die fpätere deutiche Geſetzgebung außer 
Kraft geiegt ift. Es ift faum ftreitig, daß $ 13 Gel. vom 
23. Dez. 1873 (Reichs-Geſetz-Blatt S. 61) betreffend die Rechis— 
verhältniffe der Reichsbeamten bezüglich der Reichsbeamten jede 
Verfolgung, und zwar ftrafrechtrechtliche, wie civilrechtliche, der 
Entjcheidung der zuftändigen Gerichte, frei von Vorentſcheidung 
einer anderen Behörde, zuwies, und da dies Reichsgeſetz durch 
das Elſäſſiſche Geſetz vom 23. Dez. 1873 (Elſäſſiſches Geſetz— 
Blatt S. 419) in Elſaß-Lothringen mit der Ausdehnung auf 
die dortigen Landesbeamten und Lehrer eingeführt iſt, Art. J. 
Abſatz 2, ſo ſcheint die Annahme begründet, daß auch für die 
elſäſſiſchen Beamten die Vorausſetzung des 8 11 cit. weggefallen 
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jei. Undererjeit3 erwedt aber der Umftand, daß das — wenn 
auch von Bundesrath und Landesausſchuß beichlofiene — Geſetz 
vom 4. Nov. 1878 betreffend die Ausführung des G.B.G. 
(Elſäſſiſches Geſ.Bl. ©. 65) im $ 11 die im Nede ftehende 
Vorenticheidung als beftehendes Recht behandelt, den Zweifel, 
ob die Neichsgejeßgebung jene Folgerung habe gezogen wiſſen 
wollen. Da jedoch das Gejeh vom 23. Dez. 1873 die Rechts— 
verhäftnifje der Reichsbeamten nur für denjenigen elſäſſer Landes— 
beamten maßgebend erklärt, welche ein Dienfteinfommen aus der 
Landeskaſſe beziehen, jo kann die aufgeworfene Frage im vor— 
liegenden Falle ungelöft bleiben; denn der Angezeigte iſt Ge- 
meindeförjter und als folcher wird er aus der Gemeindefafie 
falarirt (Bulletin des lois, Ser. IX. Nr. 6946, Gef. vom 18. Juli 
1857 über die Gemeinde-Verwaltung 3. Abſch. Art. 30 Nr. 7; 
vergl. Foritgefegbuh vom 31. Juli 1827 Art. 94 und 98 
Abf. 2, Althof Bd. 12. ©. 12 und Bd. 2 ©. 507). Bergl. 
Entſch. des Neichsgerihts in Civilſachen Bd. 5 ©. 49. 

Die Frage jodann, ob der Gemeindeförjter zu dem im 
$ 11 Einf.ef. zum G.B.G. genannten öffentlichen Beamten 
zählte, it aus dem franzöfiichen Rechte zur Zeit der Einver- 
feibung des Elſaſſes in das deutjche Reich zu beantworten. 
Danach aber zählt der Gemeindeförjter, wenn er auch zugleich 
Hülfsbeamter des Staatsanwalts ijt (Verordn. des Neichsfanz- 
lers vom 13. Juni 1879, Elſäſſiſches Geſ.Bl. S. 61 8 14b,., 
Althof Bd. 11. ©. 28) zu den dem Art. 75 der Konftitution 
vom 22. Frimaire VIII unterworfenen Funktionären (vergl. 
Dalloz: rep. Bd. 32 ©. 308 Nr. 93, 94, 309, Nr. 99, 316, 
Nr. 146 und, Meaume, commentaire du cote forest. 7. 3, 
©. 82 Wr. 25, 26) und jpeziell für die vorliegende Anzeige 
ftand es nad) Enticheidung des franzöſiſchen Kafjationshofes 
feft, daß le delit de chasse sans permis de port d’armes com- 
mis dans l’exereise de leurs fonctions de gardes forestiers 
dem Art. 75 unterfiel. 

In welcher Thätigfeit die angezeigte Jagdfontravention be— 
gangen, war Gegenftand der Beweiserhebung. Wie dieje in 
einem Falle der vorliegenden Art zu bewirken, darüber giebt 
das Geſetz feine ausdrückliche Vorichrift. 
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Zunächſt kann e3 feinem Zweifel unterliegen, daß in einem 
alle des 8 11 Abi. 2 das Neichsgericht Fein anderes Ver: 
fahren als das der Prozeßordnungen, hier der Strafprozehord- 
nung, zur Anwendung zu bringen hat. Die bei Berathung des 
Paragraphen im Reichstag und ſpäter auch in der Prozeßlite— 
ratur erörterte Frage, ob das vor 1879 bejtandene (andes- 
gejepliche Verfahren auch vor dem durch $ 11 zuftändig ge- 
wordenen Gerichte fernere Geltung behalte oder das für dieſes 
Gericht außerdem vorgeschriebene Verfahren von nun an in An- 
wendung komme, fonnte für Preußen entitehen, wo das Geſetz 
vom 13. Februar 1854 betreffend die Konflikte bei gerichtlichen 
Berfolgungen wegen Amts- und Dienjthandlungen (GGeſetz— 
Sammlung S. 86) ein bejonderes gerichtliches Verfahren ge— 
ordnet hatte, welches für das dort zuftändig gewordene oberite 
Berwaltungsgeriht maßgebend werden fonnte: in den Fällen 
aber, in welchen das Neichsgericht, für welches die neue Prozeß— 
gejeßgebung eine prozeſſuale Nechtseinheit für dag deutiche Reich 
ichuf, zuftändig wurde, war es von jelbjt gegeben, daß einzig 
das neu eingeführte Gerichtsverfahren, joweit nicht etwas Ab- 
weichendes bejtimmt wurde, maßgebend werden fonnte, und es 
läßt ji) unbedingt nicht annehmen, die Gejebgebung habe für 
die Fälle des $ 11 dem Neichsgerichte alle die in den Parti— 
filarjtaaten bis dahin bejtandenen gerichtlichen oder admintitra- 
tiven Berfahrungsweilen übertragen oder gar der fünftigen 
Landesgeſetzgebung einen Einfluß darauf vorbehalten wollen. 

Für die Anwendung der St. P.O. im vorliegenden Falle 
fommt num aber einerjeits in Betracht, daß es fich bei der Ent 
jcheidung aus 8 11 des Einf. Geſ. zum G. V. G. nicht mehr wie 
nach franzöfifchem Nechte und dem preußiichen Konfliftsgeieh 
um die Frage handelt, ob dem Beamten eine zur gerichtlichen 
Verfolgung geeignete Ueberichreitung feiner Amtsbefugniſſe zur 
Laſt falle, jondern um die fonfrete Enticheidung der Frage der 
Amtsüberichreitung, eines Theiles der ftrafgerichtlichen Ent— 
ſcheidung jelbit, amdererjeits aber, daß es ſich nur um eine 
Vorenticheidung handelt, deren bejahender Ausfall der dann 
eintretenden Verhandlung und Definitiventicheidung nicht prü- 
judicirt, und es ergibt ſich daraus, daß das Neichsgericht zwar 
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thatſächliche Ermittelungen geeignetenfall8 vorzunehmen in der 
Lage, daß es aber auf Grund derjelben nicht ein Urtheil 
abzugeben und daher auch nicht die für ein Urteil nothwendige 
Baſis einer mündlichen Verhandlung zu beichaffen hat, vielmehr 
die Enticheidung und das fie vorbereitende Verfahren der des 
8 200 flg. der St P.D. gleich zu behandeln ift. 


Auf diefer Erwägung beruhte der Beſchluß vom 8. Juni 
d. J. welcher Vernehmung der Anzeiger und Zeugen, jowie 
des Angezeigten und Aufklärung des Sachverhalts, ob dienft- 
liche VBeranlafjung zur Betretung der fremden Jagdgebiete bei 
den angezeigten Vorkommniſſen vorgelegen habe, verordnete. 


Dieje Inftruftion der Sache hat nun ergeben, daß der an- 
gezeigte Förſter, zwiſchen deſſen Forſtſchutzbezirke, dem Richolts— 
heimer und Artolsheimer Gemeindewald einerſeits und den 
Mackenheimer andererſeits, die betretenen Jagdfeldgebiete liegen, 
in den beiden zur Anzeige gebrachten Fällen in Ausübung des 
Forſtdienſtes, am 1. Dez. 1886 bei einem Forſtbegang durch 
den Artolsheimer Wald, am 30. deſſelben bei Feſtſtellung der 
Schneebrüche im Mackenheimer Wald, ſich im erſten Falle nach 
dem letzteren zu, weil er bei dem an deſſen Grenze geſehenen 
X. gefrevelte Weidenbündel zu erblicken geglaubt hatte, im zweiten 
Falle in direkter Richtung nad) dem Artolsheimer Wald begab, 
an defien Rande er unbekannte Berfonen wahrgenommen haben 
will, um deren Borhaben feitzuftellen. Daß diefe Angaben der Be- 
gründung entbehren, dafür haben Die vernommenen Perſouen 
nichts anführen können, und ebenjowenig haben fie etwas That— 
fächliches für ein anderes Motiv bei der Durchichreitung der 
D’ichen und bezw. W.e'ſchen Jagd beizubringen vermocht. 


Die Angaben des Angezeigten find ſonach unwiderfegt ge— 
plieben und der Beurtheilung zu Grumde zu legen. Unter dieſer 
Vorausſetzung tft aber das von dem Bezirkspräfidenten gejtellte 
Verlangen unter den vorliegenden Umſtänden begründet. Der 
Gemeindeförjter it danı nicht „ohne (jonjtige) Befugniß“ auf 
dem fremden Jagdgebiete betroffen. Es muß als in der Be— 
rechtigung des Förſters begründet angejehen werden, bei Aus» 


übung des Forſtſchutzes auch in Jagdausrüſtung —— 
Juriſt. Zeitſch. fr. Elſaß-othringen XII. 
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gebiete außerhalb des Weges, wenn er dazu bejondere 
Veranlaſſung Hat, zu betreten. Wenn in Preußen früher 
eine gegentheilige Anschauung in der gerichtlichen Praris be- 
ftand, jo Hatte diefe (Urtheil vom 24. Novbr. 1855 Juſtiz— 
Miniiter.-Blatt 1856 ©. 59) ihre Grundlage in der auf das 
Geſetz vom 31. März 1837 über den Waffengebrauch der Forft- 
und Jagdbeamten (Gejeg-Sanımlung ©. 65) gejtügten Annahme, 
daß der Forſt- und Jagdbeamte nur bei Vornahmen innerhalb 
feines Forſt- und Jagdbezirkes als im Anmte befindlich zu be— 
trachten ſei. In der preußtichen Ipäteren wie der Nechtiprehung 
des Neichögericht3 iſt e8 aber außer Zweifel, daß die auch 
außerhalb des Waldes in Anlaß umd zur Erreichung eines 
Amtszweckes ausgeübte Thätigfeit als berechtigte Aıntsausübing 
zu gelten Hat, und dem entiprechend hat auch der preußiiche 
Kompetenzgerichtshof in einem Urtheil vom 12. Juni 1875 
(Verwaltungs Minijterial-Blatt S. 240) ausgeiprochen, daß 
ein föniglicher Forftaufjeher, welcher feine in dem königlichen 
Forſt zur Ergreifung eines Jagd-Kontravenienten begonnene 
Amtsthätigfeit durch Verfolgung des Kontravenienten anf ein 
fremdes Jagdrevier fortjeßt, fi) einer Leberjchreitung des $ 368 
Ziff. 10 St. G. B. nicht ſchuldig mache. . 


Aus diefen Gründen, 
nad) Anhörung des Ober-Neichsanwalts, gibt das Reichsgericht 
Erfter Strafjenat, die verlangte Borenticheidung dahin ab, 


daß der Angezeigte, Gemeindeförjter N., bei Betretung der 
D’ihen und beziehungsweile WIchen Jagdgebiete am 
1. und 30. Dezember vorigen Jahres ſich einer Weber 
Ichreitung feiner Amtsbefugniſſe nicht ſchuldig gemacht habe.“ 


138. Revifion in Straffahen. Zuftändigkeit. Sub: 
jidiarhaft. - 


Eine Reviſionsbeſchwerde gegen die Annahme des VBerufungsgerichts, 
daß in Octroi-Sachen die fubfidiäre Haftbarkeit nicht im Strafverfahren, 
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jondern nur im Wege des Civilprozeſſes ausgeiprochen werden könne, iſt 
nad $ 380 St. P.O. unſtatthaft. 

Urtheil O.L. G. Colmar, Straffenat, vom 1. Oft. 1887 gegen 8. 

Die NRevifion der Staatsanwaltichaft wurde aus folgenden 
Gründen zurüdgewiefen : 

Diejenige Enticheidung des Schöffengerichts, welche den 
Heinrich Bloch bezüglich der gegen den Knecht Uttenweiler wegen 
Detroidefraude ausgeiprochenen Verurtheilung zu Geldftrafe und 
Koften für haftbar erklärt hatte, ijt durch das Berufungsgericht 
aufgehoben worden, und zwar aus dem Grunde, weil die Trage, 
ob Heinrich Bloch für” jene Strafe nebit Koften haftbar jei, 
nicht im Strafverfahren, fondern nur im Wege des Civilprozeſſes 
entichteden werden fünne. Die Revifion der Staatsanwaltichaft 
behauptet, die Anficht des Berufungsgerichts jei irrig. Dies 
ift eine nad) $ 380 SPD. unftatthafte Rüge wegen Ber- 
letzung einer Nechtsnorm über das Verfahren. Denn alle 
Rechtsſätze über Zuftändigkeit, aljo auch Diejenigen über die 
Grenzen der civilrichterlichen und jtrafrichterlichen Zuftändigfeit, 
gehören dem Berfahren an. Gegenüber einem Urtheile des Be— 
rufungsgerichts iſt die Rüge der Gejeßesverlegung, daß die 
Unzuläffigfeit des Strafverfahren mit Unrecht ausgeſprochen 
jei, ebenjo unzuläjfig wie die Rüge der in $ 377 Nr. 4 St.- 
BD. bezeichneten entgegengejegten Gejeßesverlegung.*) It nun 
aber die bezeichnete Rüge nach $ 380 überhaupt unftatthaft, 
jo kann auf eine Prüfung der Gründe, Die zu der angeblichen 
Geſetzesverletzung geführt haben mögen, nicht eingegangen werden. 
Es kann daher hier nicht unterfucht werden, ob die Anficht des 
Berufungsgericht3 richtig ift, oder ob diejelbe, wie in der Re— 
vifionsichrift behauptet wird, „auf einer Verkennung der jtraf- 
rechtlichen Natur der jubfidiären Haftbarfeit beruht“. 








*) Anm. der Heraußg. In der That hat das D.L.G. mit Urtheil 
vom 15. Sanıar 1887 in einem Falle, welcher vom Berufungsgerichte im 
entgegengelegten Sinne, aljo Im Sinne der Zuftändigfeit des Strafge- 
richts, entichieden worden war, gleichfall3 auf Verwerfung der Reviſion 
gemäß $ 380 StPO. erfannt. 


36* 
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139. Nahbarreht. Gejeklihe Entfernung angrenzender 
Bäume. Erſitzung in diefer Richtung. 
Art. 671 0. e. 
Eine Erfigung findet nicht ftatt an 30jährigen Baumftumpfen, deren 
Schößlinge alle 9 Jahre abgehauen worden find, 
(Urtheil des Landgeriht3 Colmar vom 23. Juni 1887.) 


In einem beim Landgericht Colmar in der Berufungs- 
inftanz anhängigen Prozeß über die zu große Nähe hochſtäm— 
miger Bäume wurde vom Berufungsfläger Beweis darüber 
erboten, daß nach allgemein anerfanntem und ftändigem Orts— 
gebrauch auf dem Gemeindebann von Colmar diejenigen hod> 
ftämmigen Bäume, welche, wie Afazien und Erlen, zum Abhauen 
in gewifjen furzen Zeiträumen (9 Jahren) beftimmt find, bis 
auf 50 cm von der Grenze des Nachbargrundjtüdes gepflanzt 
werden dürfen. 

Das Landgericht wies dieſes Beweiserbieten als rechts— 
unerheblich aus folgenden Gründen ab: 

Durd) das mehr als 3Ojährige Beitehen von Baumftümpfen, 
deren Schößlinge jedoch nach Angabe des Berufungsflägers jelbit 
alle 9 Fahre abgehauen worden find, Fonnte jedenfalls nicht 
das Recht darauf erſeſſen werden, ſolche Baumausichläge, welde 
als neue hochſtämmige Bäume zu erachten find, in größerer 
Nähe als der gejeglichen vom Nachbargrundſtücke wachen zu Lafjen. 

Damit entfällt aber auch das Erjigungsrecht auf die Baum- 
ftüntpfe in diejer Nähe jelbit, da dieſe den Mutterftoc fir 
die in Jolcher Nähe unerlaubten Schößlinge bilden, und uhnehin 
die Eriigungsabjicht vernünftiger Weile nicht auf die Baum- 
jftümpfe allein ohne die Schößlinge gerichtet geweſen fein Fanı. 

Hieran ändert auch der vom Berufungsfläger behauptete 
Umstand nichts, daß die Baumſtümpfe etwas über den Boden 
hervorragen, weil diejelben für fich feine Bäume, weder hoch— 
noch niederjtämmige find, bezüglich deren eine Erſitzung des 
Nechtes auf größere Nähe möglid) ift. 


Anm. d. Herausg. Vgl. Aubry und Rau, Bd. II. S. 214 Note 19 
und Text. ' 


Sachresgiiter. 
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Zur Erleichterung beim Nachſchlagen wird bemerkt, daß die auf Fragen 
des Enregiſtrement die Haftbarkeit für Dritte und das Haftpflichtgeſetz, die 
Hypotheken, die Notare, die Revilion, die Verficherungsgeiellichaften, das 
Vertheilungsverfahren und die Zwangsvollitredung bezüglichen Enticheid- 
ungen in erjter Neihe unter den angegebenen Stihmworten zu finden find. 
Statt Devofitum, Kompenfation und Mandat ſ. Hinterlegung, Aufrechnung 


und Auftrag. Statt C, K oder Z. 


(Die Zahl bezeichnet die Seite.) 


A. 


Ablehnung eines Richters wegen 
Befangenheit. 47. — A. eines 
Beweisantrages nach erfolgter 
Urtheilsverkündung in Strafſachen 
156. 

Abſonderungsrecht. Streitwerth in 
einem hierauf bezüglichen Prozeſſe. 
175 ©. Streitwerth. 


Acteneinficht. Gejtattung derielben | 
fiir Sadperitändige durch den | 
Vorfigenden. 254. 

Agenten. 108 125. ©. er: 
fiherungsgeiellichaften. 

Alimenten rücitändige. 145. © 
Pfändung. 

Aniechtungstlage gegenüber einer | 
richterlihben Hypothek. 39%. 
XXXVIII. — Unterihied von 


Anfechtbarkeit und Simulation. 
217. XV. 

Anſchlußbefugniiß des zur Zuer⸗ 
kennung einer Buße Berechtigten. 
474. 

Armen. Vermächtniß zu Gunſten 
der Armen zweier Gemeinden. 
216. XIV. 

Armenrecht beſteht nicht für Privat— 
klageſachen. 294. 





Arreſt. Die Aufhebung desſelben 
kann nur im Wege des Wider 
ſpruchs und zwar ausichließlich” 
bei dem Gerichte, welches den— 
jelben bewilligt hat, beantragt 
worden. 8302. XXVIII. 
Die Veſtimmung des 85711 C. P.O. 
findet auch auf das Arreſtverfahren 
Anwendung. 354. A. in 
Yiegenichaften. Gültigkeit durch 
Zuitellung des Arreitbefehl® vor 
dejien Ueberſchreibung bedingt. 
Verluft der Wirkung der legteren 
in Folge der Aufhebung durd 
recytöfräftiges Urtheil. 370. 377, 

Auflöſungsklage gemäß Art. 1184 
und 1654 B. G B im Falle eines 
Stonfurjes aufgehoben. S. Kauf 
385. — Dicjelbe fegt fein Ver: 
ihulden des Beklagten voraus. 
Letzteren trifft gegenüber der Ent: 
\hädigungsforderung des Kläger 
die Beweislaſt de Art. 1147 
BG.B. ©. 398. Gegen 
jeitige Nücderitattung des Ges 
gebenen. 485. 

Aufrehnung jeitens des Solidars 
bürgen mit einer Forderung des 
Hauptichuldners zulällig. 263, 
XXIII. — Die richterlihe Auf: 
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rehnung bemißt fih nunmehr 


| 


nad) $ 136 C.P.D., die gejegliche 


Urt. 
Nur 
—— Beſtreiten — die 
Liquididät aus. 301. XX 


Auftragsverhältniß. — 
Vollmacht des Kaſſiers einer Spar— 
kaſſe. Ueberſchreitung derſelben. 
Genehmigung dieſer Ueberſchreit— 
ung durch längere, dem Vorſtande 
der Sparkaſſe befannten Hebung. 
24. 276. Auftrag oder Hinter- 
Legung. mandatum pert mortem. 

34. Auftrag ſtillſchweigender 430. 

Ausionderung eines Incaflomwechfeld | 

im Konfuröverfahren. 210 


ausm nad) 1291 
248, 


B. 


Badiic-franzöfiiher Nechtshülfe- 
bertrag. 480. ©. Rechtsh. 
Bäume S. Nachbarrecht. 504. 
Straßenbäume. 425. 
Bauherr. Entſchädigung wegen 

fehlerhafter Bauführung. Berech— 
nung des Schadens. 393. XXXIII. 
Baupolizei. Für die — einer 
an die Straße ſtoßenden Mauer 
dur eine Bretterwand ift pol 
Erlaubniß nothwendig. 429. 


Beamten. Verfolgbarfeit. Ueber: 
Ihreitung der Amtsbefugniffe. 
Vorenticheidung hierüber dur 
das Neichögericht. Aufhebung des 
Art. 75 ber Const. 22. frim. VIII. 
für Reichs- nnd Landes nicht 
aber für bloße Gemeindebeamte. 
497. — Vergehen derielben. Haft: 
ung des Staated. Zujtänbigfeit. 
89. Beamtenqualität. ©. Yeld- 
meffer. Steuerempfänger. 177.178 

Beiangenheit eine Nichterd. 47 

Bedingtes Endurtheil. S. €. 293. 

Begräbniigebühr. Der@eiftliche fann 
eine joldhe nicht verlangen, wenn 
vom Veranftalter des Begräbniffes 
auf jeine Theilnahme hieran ver 
zichtet worden iſt. 134. 

Beleidigung, Fortgeſetzte. 44. Wah- 
rung berechtigter Intereſſen. 
163. —. B. des preuß. Kriegs— 


ein | 





Sachregiſter. 


miniſters. Feſtſtellung des ſubjek⸗ 
tiven Thatbeſtandes. 

Beneficiarerbe. Derſelbe haftet für 
die Koſten des in dieſer ſeiner 
Eigenſchaft von ihm geführten 
Rechtsſtreites der Staatskaſſe ge— 
— nicht mit ſeinem perſön— 

ichen Vermögen. 82. 


ee wegen Zeugengebühren 

8. 45 

Betriebsart ER ©. Polizei⸗ 
erlaubniß. 


Beweisantrag in Strafiahen. Ab— 
lehnung desielben nad erfolgter 
ai unftatthaft. 


Bi: im Hallimentsverfahren. 162, 
S. Hypothek gerichtliche. 


D. 


Denkſchrift bei Klagen gegen bie 
Landesfaffe. Art. 15 des Decrets 
vom 18. Dftober 1790 noch in 
Kraft. Erfordernifie der Deuf- 
ihrift. Der Mangel derjelben 
begründet nicht die Einrede der 
Unzuläffigkfeit des Nechtswegs. 
185. 


Dritte Perſon. Art. 1121. ©. Ver: 
trag zu Gunften eines Dritten. 
76. 243. Dritte im Sinne 
von 8 98 des Unfallverſicher— 
ungögefeges vom 6. Juli 1897. 
©. U. 855. 


E. 


Ehefrauen. Gejegliche Hypothek der— 
jelben. Verzicht bierauf. 143. 
S. Hypothek. Prozeßfähigkeit 
derſelben. Befugniß zum alleinigen 
Abſchluß von gerichtlichen nicht 
aber von außergerichtlichen Ver— 
gleihen. $ 52 C.PO. 160. 

Eideserflärung. Verbeſſerung der— 
ſelben in der berufungsinſtanz 
zuläſſig. 406. 

—— an Quellen. S. Quellen. 

Uebergang desſelben 

Geim Genustauf. 194. 453. 
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Ginrede des nicht erfüllten Vertrages 
Verzicht hierauf durch Anuahme 
des zu liefernden oder herzuſtellen— 
den Gegenftandes. 260. XIX. 
— ($.der —— des Rechts⸗ 
wegs ſ Denkſchrift. Reviſion. 185. 


Einſpruch gegen Verſäumnißurtheil. 
Nothwendigkeit der Ladung. 397. 
XXXIX. 

Einſtweilige Verfügung ſ. Verfügung 
E. 88 


Eiſenbahnen. Gehören Grundſtücke, 
welche einem einer Privatgeſell— 
ſchaft gehörigen Bahnkörper ein— 
verleibt wurden, zum öffentlichen 
Eigenthum? 398. XLII. Eiſen— 
bahnbetrieb. 457. 


Eiſenbahntransport. Gefährdung 
eines ſolchen. Cauſalzuſammen— 
hang zwiſchen Verſchulden und 
Unfall. Der ſchwerere Fall des 
$ 316 St. G. B. nicht identisch mit 
fahrläfiiger Tödtung. 96. 152. 

Embleme. Begriff desielben. 478, 


Endurtheil bedingtes. In demielben 
müſſen ſowohl die Folgen der Abs 
leitung, wie der Beriveigerung 
des Eides feſtgeſetzt werden ; jedoch 
ift die Berufung gegen ein une 
DSL EARONIER Fidesurtheil ftatthaft 
293. 


Euregiſtrement. Mutationsgebühr. 
Beweis gegen den Inhalt fteners 
pflihtiger Akte. Strafbeicheid. 
Zuftändigkeit der Civilgerichte. 
466. 344. 489. — Mutation: 
gebühr für Berfäumnißurtheile 
welche Durch Vergleich außer Straft 
aeiegt werden. 344. 489. 
licht zur Sterbiallerflärung 
ſeitens der nteftaterben. Berech— 
nung der Erklärungd: und Ver— 
jährungsfrift im Falle eines nich» 
tigen ZTeftamentes. 437. 


Enteignungsperiahren. Die Ent: 
ihädigung gebührt dem letzten 
rechtmäßigen Befiger, nicht dem— 
jenigen, der irrthümlich als jolcher 
im Kataſter eingetragen iſt. 166. 


— 





Fallimentsverfahren. 


Entſchädigungsrente auf Grund des 
Rayongeſetzes. Activlegitimation. 
57. S. Rayongeſetz. 

Erſitzung des Benützungsrechtes an 
Quellen. ©. Quellen. 887. — 
E. in bezug auf die gefegliche 
Gnifernung von Bäumen f. Nach— 


barredit. 504, 
en Klage auf Ers 
tattung derſelben im Halle eines 


durch einen Unfall Herbeigeführten 
— des Kindes nicht begrün— 
et. T. 


F. 


Fabrikgeheimniſſe. Verrath bon 
ſolchen. Art. 418 cod. pen. tft 
noch in Geltung. Derjelbe bezieht 
fich aufalle Angeitellte einer Fabrik. 
Begriff des Geheimniſſes. 148. 

Konfordat 

Kane ©. Hypothek gerichtliche. 
6 


Faliheid fahrläffiger, mangelhafte 
Begründung des objektiven und 
jubjektiven Thatbeftandes. 20. — 
Verichtveigung eines zur Sache 
gehörigen Umftandes. 368. 

Felddiebſtahl. Eigenthum an Straßen⸗ 
bäumen. Geſetz vom 9. vent. XIII. 
auf Vicinaljtraßen nicht anwend— 
bar. 425. 


Feldmeiler find Beamten. 177. 


Feldpolizei. Fortdauernde Geltung 
des Art. 479 Ziff. 16 c. pen. 
gegenüber $ 368 Ziff. 9 St. G. B. 
297, Schluß der Wein— 

berge. Letzterer jegt einen bes 

ftehenden Ortsgebrauch voraus. 

Den Eigentbümern kann das Be— 

treten ihrer Weinberge nicht un— 

terfagt werden. 207. 


Feititellungsklage. Der Antrag auf 
Feſtſtellung der Schadenserjag: 
pflicht ift im Antrage auf Ver— 
urtheilung zur Entihädigung ent= 
halten. Im Falle einer jolden 
Feſtſtellung können gleichzeitig die 
Srundjäge für die fünftige Scha= 
bensberehnung normirt werden. 
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49, Intereſſe des Klägers 
an der F. 406. 

Fiſchereipolizei Feilhalten von 
Fiſchen zu einer Zeit wo — 
für die Waſſerläufe in EL. 
Allgemeinen, nicht aber für den 
Rhein, in weldhem die Fiſche ge— 
fangen wurden, Scongzeit be— 
fteht. 39. 

Flicherei und Jagdredt. 458. ©. 
Landesgrenze. 

Firgeihäit liegt nicht vor bei 
ihwanfender Lieferungsfriit. 49. 


Bortgeientes Bergeheu. 44. S. aud | 


Beleidigung. 
Friedhöfe, 
thum der politiichen Gemeinde. 134 


G. 
Gegenforderung. S. Theilurtheil. 
Aufrechnung. 248. Liquididät. 
Geheimmittel. Begriff. Verant— 


wortlichkeit des Redakteurs für | 


Ankündigung derſelben. 252. 
Gemein deförſter. S. Beamte. Be— 


Dieſelben ſind Eigen- 


Saitpflichtgeſetz 


fugn 8 desſelben zur Betretung, 


fremder Jagdbezirke. 497. 
Gemeindehirte. Lohn desielben ſ. 

Nuralgeieg. 430. 
Gemeinderehner. Beamtengqualität. 

178. © Steuerempfänger. 


Genehmigung einer gefährlichen Be— 
trieb3art durch die Polizei befreit 
niht von den Folgen der Letz— 
teren. 1. — ©. ſtillſchweigende. 
©. Auftragsverhältniß. 24. 276. 


Gendarmeriebrigade. Vertretung der 
Landeskaſſe. ©. 157. 





| Handgeſchenk. 


Gerichtsſtand vereinbarter in Folge 


der Wahl eines Wohnſitzes in 
den PBolicebedingungen 144. 
Gewerbefreiheit. Es verftößt nicht 
negen den Grundjag der G. wenn 
ein Wirth fih zur danernden 
Entnahme von Bier bei einer bes 
ftimmten Brauerei verpflichtet. 70. 


9. 
Haitbarkeit des Arbeitähern für Un- 
fälle, welche durch Verſchulden eines 





Sacdıregifter. 


für 


280. 
der Gewerbetreibenden 
Gelditraien gegen ihre Diener, 


Mitarbeiterd zujtoßen. 
9. 


Lehrlinge 2c. 64. 84. S. Zollde— 
fraudation. 9. des Staates 
für Vergehen feiner Beamten. 89. 
— Flir Verlegung von Straf: 
gefangenen bei der Arbeit. 317. 


or 


©. auch Landeskaſſe. —. 9. des 
Poſtfiseus ſ. Woftfiscus. 441. 
—. 9. der Notare. 100. ©. 


Notare. Des Kommiljionärs. 12. 
— 9. der Unteruehmer für die 
Folgen einer gefährlichen, wenn= 
gleih durch die Polizei genede 
nehmigten Betriebsort. 1. — D. 
des Unternehmers für Unfälle in 
Folge unterlaffener Anichaffung 
von Schugbrillen. 454. 
Dasielbe findet, 
und zwar aud gegenüber von 
Eiſenbahn- oder Boitbeamten. die 
im Dienjte verunglüden, nur dann 
Anwendung, wenn jich der Unfall 
auf deutichem Gebiete ereignete. 
265. Bahnbetrieb 457. 
— Klage auf Minderung der 
Nente. Beweislait des Stlägers 
binfichtlich der veränderten Ver— 
hältnifie 4. — Schadenderiag 
wegen bevorftehender Unterſtütz, 
ungsbedürftigkeit nicht begründet: 
ebenjorwenig wegen der vergeblich 
aufgewendeten Erziehungskoſten 
eines getödeten Kindes. 7. Rück— 
verfiherung. 132. Unfälle 
beim Betriebe der Bahn, 457. 
Die Gültigkeit des— 
jelben jeßt eine unbedingte Ent— 
äußerung, ſowie eine thbarlächliche 
Befigesübertragung voraus. eon- 
stitutum  possessorium unwirk— 
fan. 861. 


Hinterlegung oder Auftrag. 
datum post mortem 34. 
Die Rückgabe binterlegter Sachen 
kann nicht deshalb verweigert 
werden, weil der Dinterleger nicht 
(Sigenthümer geweſen jet. 257. 

Hypothek der Ehefrau. Verzicht 
hierauf. Ein jolcher liegt noch 
nicht darin, daß die Ehefrau ihren 
Mann von der Gautionsleiftung 


man- 


— 


Sadıregifter. 


für den ihm für den Todesfall 
überlaflenen Nußgenuß an ihrem 
Vermögen befreit. 143. — 
Einihreibung auf den Namen 
einer Syirma, bezw. de3 Firma— 
inhabers. 260. XX. — 9. Ge: 
richtlihe gegenüber dem Bürgen 
für Grfiällung des Konkordates 
in dem früheren Fallimentsver— 
fahren nicht begründet. 162. — 
Unfehtung der ger. 9. 3%. 
XXXVIL — Der SHypothef: 
gläubiger bat kein Vorrecht 
an dem Erlöſe des gepfändes 
ten und vom Gute wegge— 
ihafften Zubehörs. Widerjegt er 
ſich aber der Pfändung gemäß 
8690 CP.O. jo kann ihm $ 710 
nicht entgegengehalten werden. 
301. XXV — Löſchung 
der H. Freiſchein des Hypo— 
thekenbewahrers. Zahlung des 
Kaufpreiſes. Kaſſation des die 
Hypothekenlöſchung verordnenden 
Urtheils. 313. — 9. des Mündels 
erfaßt nicht die im Auslande ge— 
legenen Grundſtücke des Vor— 
mundes 197. — Zahlung der 
Hypothek durch den Ankäufer. 
Subrogation, Rückgriff gegen 
andere Drittbeſitzer. 287. — 
Im Fall der Zeſſion einer Hypo— 
thek iſt die Gültigkeit des Hypo— 
thekeintrags durch den Vermerk 
der Zeſſion oder Subrogation 


nicht bedingt. 233. — 9. Zinſen 


j. Privilegirte Forderungen. 


J. 

Zagd: und Fiſchereiſtreitigleiten an 
Grundſtücken diesieit3 und jenſeits 
des Rheins 330 458. S. Landes⸗ 
grenze. 

Jagdpolizei. Mitführung zines 
Hundes an die Baue der Kaninchen 
auch dem nicht jagdberechtigten 
Eigenthümer geftattet. 73. Wild: 
transport während der Schon— 


zeit, 83, 

Jucafſowechſel. Eigenthumsüber— 
gang. Ausſonderung im Kon— 
kurs. 211. 


— — — — — — — 





Interdiction. 


Intereſſen. Berechtigte 


Kauf. 


Sautgeldprivileg 
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Der in Art. 5038 
BGB. verlangte Beweis der 
Notorietät der Geifteskrankheit, 
fann wicht durch Eideszu— 
ſchiebung über die Kenntnig des 
Prozeßgegner3 von diefem Zus 
ftande erjegt werden. 133, V. 
Wahrung 
derjelben. 43. 163. (ſ. Beleidigung.) 


K. 


Die Auflöſungsklage nach 
Art. 1184 wird durch die Konkurs— 
eröffnung gemäß 8 21 KO. 
bejeitigt, und zwar auch dann, 
wenn der Schuldner bereits vor— 
her in Verzug gelegt war. Nur 
die Nechtsfraft des Auflöſungs— 
urtheils vor der Konkurseröffnung 
ichlicht die Einwirkung des $ 21 


der 8.D. aus. 385. — Be 
weislaft binfichtlih Der Kauf— 
bedingungen. 397. XL. — 


Genusfauf. Hecht des Verkäufers 
die an den Konkursſchuldner iiber: 
fandten noch unterwegs befind— 
lihen Waaren zurüdzufordern. 
Dasjelbe iſt nah den am Sig 
des Stonfursgericht® geltenden Ge- 
jegen zu beurtheilen. 194 453. 
— Haftung des Berfäufers 
für Ueberichwenmungsfahr nicht 
begründet 137. — St. in Handels— 
ſachen Klage auf Erfüllung nebit 
Schadenserfag wegen Verzöge— 
rung. Es kann unter Umftänden 
auf ratenweiſe Erfüllung geklagt 
werden. 49. — Auf den Mangel 
zugeficherter Gigenfchaften finden 
Art. 1641 —43 feine Anwendung. 
216. XIII. — Auf die Ber: 
lautbarung de3 Kaufes kann nicht 
mehr erfannt werden, wenn der 
beflagte Käufer Die fragliche 
Liegenihaft im Laufe des Pro— 
zeſſes weiter veräußert hat. 218. 
XVI — Zeſſion des Kauf— 
ſchillings 394. XXXV. S. Zeſſion. 
Neuerliche Ein— 


ſchreibung nach Ablauf der Er— 
neuerungsfriſt 233. 
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Kirchenbauten. Leber die Noth— 
wendigkeit derſelben enticheidet die 
Berwaltungsbehörde. 134d. 


Klage, Zurüdnahme derſelben. 46. S. 
Zuruͤckuahme. — Die Schlüſſig— 
keit der Klage darf der Richter 
von Amtswegen prüfen. 68. — 
Mündliche Erhebung, derſelben 
in der Verhandlung ſeitens eines 
Nebenintervenienten gültig, wenn 
der Gegner dieſen Mangel nicht 
rügt. 116. 

Kolportage. Geſchäftsauzeigen. Be⸗ 
griff von eerits, 472, 

Kommillionär. Eriagpflicht desjelben 
für den Verluſt der ihm zum 
Verkaufe überlaffenen Waaren. 
Anfpruh auf Proviſion nach dem 
am Scauplage feiner Thätigkeit 
geltenden Ortögebrauce. 12. 

Kompeniation j. Aufrechnung. 248. 

Kompetenzitreit mit badiichen Be— 


hörden. 830. 458. ©. Landes: 
grenze. 
Konkordat. Dasielbe begründet 


feine gerichtliche Hypothek gegen 
über demjenigen, welcher fich für 
Erfüllung des Konkordats ver: 
bürgt hat. 162. 

Stonfursverfahren. Recht des Ver: 
fäufers an den Koukursſchuldner 
abgeſandte Waaren zurückzu— 
fordern. 194. 453. Ansſonderung 
eines Incaſſowechſels. 211. Auf: 
hebung der Art. 1184 und 1654 
G. B. im Konkursverfahren. 385. 

Storporationen. Die nachträgliche 
Anerkennung derjelben durch den 
Staat fteht der ausdrüdlichen 
Verleifung von Korporations— 
rechten glei. 134a. 

Koiten der Widerflage im Falle der 
Zurücknahme der Hauptklage. 46. 
S. Zurüdnahme. Koſtenverthei— 
lung im Falle einer theilweiſe 
von Erfolg begleiteten Beſchwerde 
eines Zeugen wegen ſeiner Ge— 
bühren. 88. 

Koſtenfeſtſetzungsverfahren. Dass 
ſelbe hat ſich nicht mit der Frage 
zu befaſſen, in welchem Verhält— 
niſſe mehrere Beklagte von dem 
unterliegenden Kläger den Erſatz 


| 
| 
| 
| 
| 
Ihäftigten Strafgefangenen zu— 


Sadıregifter. 


Rn Koften beaniprnchen können. 


©. Reichsbeamtengeſetz. 383. 


“ — für einen Reichsbeamten. 


e. 


Landesgrenze zwiihen Elſaßz-Loth⸗ 
ringen und Baden. Stompetenz- 
ftreit zwiſchen einem badiſchen 
Vewaltungsgeriht und einem 
Eljaß >» Lothringiihen Gerichte. 
Jagd und Fiſchereirechte an 
Grundſtücken, welche diesſeits des 
Rheines liegen, aber zur Markung 
einer jenfeitigen Gemeinde ges 
hören. 330. 458. 

Landeskaſſe. 
auf die Ausrüſtung der Gen— 
darnıerie mit Pferden bezüglichen 
Geichäften durch die Gendarnıeries 


Dieſelbe wird in allen 


Brigade vertreten 157. Klage 
gegen die Landeskaſſe. 185. ©. 
Denkſchrift. Reviſion — X. 


Haftung derjelben für Vergehen 

ihrer Beamten. Nechteweg. 89. 

— Für Unfälle, welche den außer: 

halb der Gejängnikanftalt bee 

ſtoßen 317. 

Leinpiad Für Klagen auf Ent: 
Ihädigung wegen Beeinträd: 
tigung in der Benützung des 
Leinpfades ift der Rechtsweg ges 
geben. Ein Gntichädigungsans 
jpruch kann aber nicht auf Mens 
derungen geftügt werden, welche 
mit Grlaubniß des Landesver— 
— vorgenommen wurden. 

— Aufrechnung. 801. 

— Kleinverkauf über die 
Straße. 352. — Iſt gewöhn— 
licher Spiritus als Branntwein 
zu betrachten? 423. 


M. 


Mängel redhibitoriihe. Die Art. 
1641 -43 finden auf den Fall 
des Nichtvorhandenjeind zuge 
fiherter Eigenichaften feine Anz 
wendung. 216, XIII. 
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Mandat. S. Auftragsverhältniß. 
Militärgerichte. Dieſelben ſind zu— 
ſtändig für die von Mannichaften | 
des Beurlaubtenitandes begange— 
nen Zuwiderhandlungen gegen 
Abichnitt III und IV des Mit. 
St.G. B. 171. Militärſtraf— 
ſachen S. Rechtshülfe in M. 473, 
Mitarbeiter gilt als prepose im 
zu bon Art. 1384 B. G. B. 
80 

Miteigenthum. Verkauf von Mit: 
eigenthum an einzelnen Nachlaß 
grunditüden vor erfolgter Erb- 
theilung unwirkſam 68. S. Nach— 
laßgrundſtücke. 

Mitthäterichaft bei — von 
Zollvergehen. ©. Boll: 
defraudation. 

Mühlenbefiger. Verpflichtung zur 
Anbringung von  Wegellatten. 
Rechtsweg. ©. Pegellatten. 201. 


N. 


Nachbarrecht. Beläftigung durch 
Ruß und Rauch. 93 Geſetzliche 
Entfernung angrenzender Bäume. 
Erſitzung. 504. 

Nachbildung von Kunſtwerken. 220. 


Nachlaßgrundſtücke. Vor erfolgter 
Erbtheilung kann ein Miterbe 
endgültig wirkſames Miteigenthum 
an einzelnen Nachlaßgrundſtücken 
nicht übertragen. Es kann daher 
der Käufer auch nicht auf abge— 
geſonderte Theilung dieſer Grund— 
ſtückeklagen. 68. 


Nebenintervenient. Fortſetzung des 
Rechtsſtreites durch den dem Be— 
kläger beigetretenen Nebeninter— 
venienten, wenn Erſterer in der 
Berufungsinſtanz nicht mehr auf: 
tritt. 121. Auftreten des— 
jelben als Kläger in ber münd— 
‚lien Verhandlung. 116. ©. 
Klage. — Die Berurtheilung 
der Hauptpartei bildet für den 
derielben beigetretenen Nebeninter— 
venientin feine Nechtötitel zur 
Koitenerjtattung. 189. 
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Nichterfüllung eines Vertrages. S 
Schadenserſatzklage. 302. XXVII. 


Notar. Disciplin. Verbotene Garan— 
tieübernahme. 350, — N. Ge— 
bühren für Erhebung von Steig— 
geldern. Wahl der Amtsſtube 
als Zahlungsort. Stillſchweigen— 
der Auftrag zur Gelderhebung. 
Zurücknahme desſelben durch Ein— 
leitung des Hypothekenreinigungs— 
verfahrens. Bedeutung der Feſt— 
ſetzung der Gebühren durch den 
Landgerichts-Präſidenten für einen 
künftigen Rechtsſtreit. 418. — 
Beanſtandung der Gebühren im 
Theilungsverfahren. 205. Haft— 
barkeit des Notars für hypo— 
thekariſche Anlagen, für Anpreiſen 
derſelben und für Unterlaſſung 
von Sicherungsmaßregeln. 100. 
233. Ungültigfeit der von 
einem Notar beurfundeten Hypo» 
thefbeitellung im Falle eigener 
Betheiligung. 116. 


Novation in der Ueberweiſung einer 
Forderung regelmäßig nicht ent= 
halten. 233; N. einer uns 
gültigen Forderung. 395. XXXV. 


— — — — — — 


— 


O. 


Octroihinterziehung. Zuſtändigkeit 
für die Ausſprechung der Sub— 
fidiarhaft. 834. Anwendbarkeit 
der allgemeinen Beitimmungen in 
s 1, 28, 29, 48 St. G. B. Ein 
heitöitrafe. Anſtiftung. 118. ©. 
auch Nevifion. 508. 

Deffentlihes Eigenthum. 398. XLII. 
S. Eilenbahnen. 

Offenbarungseid Anvrndbarkeit 
des 8 711 C. P.O. auf das Arreit- 
verfahren. 354. 


P 


Pegellatte. Die Aufforderung der 
Verwaltungsbehörde zur An— 
bringung” von Pegellatten beruht 
auf wajjerpolizeilichen Grwäs 
gungen und iſt der Prüfung ſeitens 
der Gerichte entrüdt. Die Koften 


pe 
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derjelben hat der Müller zu tragen. 
201. 
Pfündung des Dieniteinfommens zu 


(Sunften mehrjähriger nad der | 


Klageſtellung angefallenen Alimen= 
tenrückſtände $ 749, Abſ 4 E.P.O 
.„ 145. P. 


einer Forderung. 


Ueberweiſung derſelben zur Ein- 
ziehung hat nicht die Wirkung | 


einer Zeſſion. Vorzugsrecht des 


Prändungsgläubigers an Beitand: | 


theilen einer Beneficiarcaſſe 401. 

Polizeibehörden. Verpflichtung der: 
jelben Ueberſchwemmungen zu ver— 
hüten. 137. 


Polizeierlaubnii; zu ciner gefähr: | 


lihen Betriebsart jchließt Die 
Haftung des Unternehmers für 
deren Folgen nicht aus. 1. 

Poſtfiscus. Haftung desjelben, ins: 
bejondere aus der Annahme eines 
Auftrags zur Ginholung von 
Wechfelaccepten. 441. 

Preßgeſetze franzöfiihe. Ausſtel— 
lung aufrühreriſcher Zeichen. Fort⸗ 
dauernde Geltug des Art. 6 des 
Decrets vom 11. Auguſt 1848. 
Rechtswidrige Abſicht 476. Be: 
griff des Emblemes. 478. 

Pretium succedit in locum rei. 
Beſchränkte Geltung diejes Satzes. 
257. 

Privatflngee Gebühren für Die 
Klageſchrift 5. Nechtsanwalt. 121. 
Privatkläger hatkeinen Anſpruch 
auf Armenrecht. 294. 

Privatihulen. Schenkungen an 
Korporationen zum Zwecke ber 
Gründung und Unterhaltung von 
Privatſchulen. 76. 

Privilegirte Forderungen Auf die— 
jelben findet Art. 2151 B. G. B. 
feine Anwendung. 214. 

Prozeisfähigleit der Ehefrauen. ©. 
Fe 160. 


O. 


Quaſiſervbitut der Bewohner einer 
Straße. 137. 

Kuellen. Gigenthum hieran. Be: 
fugniffe des Eigenthümers ders 
jelben gegenüber dem Beſitzer 
eines tiefer gelegenen Grundftüces. 








NRechtstraft des Urtheils. 


— 


Erſitzung ſeitens des Letzteren. 
Feudalherrliche Konzeſſion. 887. 


R. 


Sachregiſter. 


| Rayongeſetz. Der Anſpruch auf die 


nad dem R.Geſ. — 
Entſchädigungsrente ſteht dem 
entſchädigten Grundbeſitzer per— 
ſönlich zu. Der Reichsfiscus aber 
braucht nur an den im Rayon— 
fatafter eingetragenen Beſitzer zu 
zahlen. 57. 

Rechtsanwalt. Gebühren desielben. 
In PBrivatflageiahen kann der 
Anwalt neben der Vertretungs— 
gebühr nicht nochmals eine Ge— 
bühr für Anfertigung der Klage— 
ichrift verlangen. 124. 

Rechtshülfe in Militärftrafiachen. 
Ueber Beichwerden gegen Ent: 
jheidungen des erjuchten Unter: 
juchungsrichter® oder Amtsrich— 
ter8 haben die Straffammern der 
Landgerichte zu erkennen. 473. 

Nedıtshülfevertrag badiſch-franzöſi— 
icher. Die prozeſſualen Beſtimm— 
ungen desjelben find, weil landes— 
rechtlicher Natur, aufgehoben: 
daber Nothiwendigfeit der Stlage. 


480. 

Einheit 
des Streitgegenſtandes. 406. — 
N. eines Urtheils, welches eine 
Pfändung wegen BZahlnng aufs 
hebt, gegenüber der künftigen. Klage 
des Pfandſchuldners auf Schadens: 
erſatz. 896. XXXVI. 

Rechtsmittel gegen eine im Wege 
des Beſchluſſes ſtatt eines End— 
urtheils ergangene einſtweilige 
Veafügung. Beſchwerde iſt nicht 
zuläſſig, wohl aber Berufung. 38. 

Neditsweg. S. Dentidhrift. 185. 
Begellatten. 201. Reviſion 185. 
Landeskaſſe 89. Leinpfad 190. 

Nedacteur. DBerantwortlichkeit für 
Re ea 252. ©. auch 

eheimmittel. 

Nehabilitationsderfahren. Berech— 
nung der Friſt des Art. 620 code 
d’instr. erim. im Falle vorläufiger 
Entlaſſung des VBerurtheilten. 428. 

Reichsbeamtengeſetz Die Gerichte 
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find nicht zuftändig zur Ernennung 
eines Gurators fir einen Neid): 
beamten gemäß $ 62 des Sei. 383. 

Neifeentihädigung an Sachver— 
ftändige. Berechnung des Weges 
innerhalb und außerhalb des 
Aufenthaltsortes. 328. 

Nente, Stlage auf Aufhebung oder 
Minderung derjelben wegen ae 
änderter Verhältniſſe Beweislaſt 
* Klägers. 4. Rückverſicherung 
32. 

Reviſion in Civilſachen gegen Ur— 
theile, welche irrthümlicher Weiſe 
in der Berufungsinſtanz als Ent— 
ſcheidung über die Einrede der 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
aufgefaßt wurden, ſtatthaft. 185. 
— NR. in Strafſachen. Verſpätete 
Uebergabe der Vollmacht. Ver— 
werfung durch Beſchluß. 251. — 
N. wegen mangehafter Begrün— 
dung des Thatbeſtandes 43. 96. 
NR. gegen Berufungsurtheile der 
Landgerichte Hinterherige Mendes 
rung der vom Nevifionsgerichte 
aufrechterhaltenen thatſächlichen 
‚eititellungen im Hinblick auf 
Ss 3590 St P.O. fein Reviſions— 
grund. 169. — Die R. nad) 
$ 380 St. P.O. unzuläffig. wenn 
fie gegen eine Enticheidung über 
Zujtändigfeitöfragen gerichtet ift. 
503. ©. auch Subiidiarhaft. 

Nüdtorderungsredit des Verkäufers 
im stonfursverfahren. S. Kauf. 
194. 453. 

Nüdverjicherung. 132. 

Ruralgeſetz. Ermächtigung des Bür- 
germeijters zur Vereinbarung des 
Dirtenlohnes. 430, 


S. 


Sachverſtändige. S. Acteneinſicht. 

254. Reiſeentſchädigung. 328. 
Schadensberechnung in Baujachen. 
393. XXXIII. 

Schadenserſatz in Folge eines Un— 
falls. Derielbe kann nicht ſchon 
wegen Bevorſtehen der Unter: 
ftügungsbedürftigfeit verlangt wers 
den; ebenſowenig deshalb, weil 
die Grziehungsfoften eines ge: 


| 





| 





| 
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tödteten Kindes als verloren zu 
betrachten jeien. 7. — Sc. des 
Kommiſſionärs für den Werluft 
der ihm zum Verkauf überlaffenen 


Waaren. 12. Feititellung der 
Scadenserjagpflicht. 49. 
Schadenserjagllage gegen den 


Eigenthümer eines Thieres art. 
1385 8.6.8. 396. XXXVII. — 
Sch. wegen Nichterfüllung eines 
Bertrages nicht durch Verschulden 
bedingt. — Art. 1147 8.6.8, 
302. XXVII, 

Schenfung unter Ehegatten. Zus 
lälfiger Höchitbetrag beim Vor— 
handenſein erftehlicher Kinder. 
Art. 1098 B. . B. 393. XXXI. 
— Sch. an Korporationen zum 
Zwecke der Gründung und Unter— 
haltung von Privatichulen. 76. 
— Sch. Die Ungültigkeit derjelben 
fteht dem Eigenthumserwerb de3 
Beichenften an den mit dem ge= 
Ihenkten Gelde angeichafften 
Sachen nicht entgegen. 257. — 
Sch. mit Vorbehalt eines Woh— 
nungsrectes. Art. 918 B.G. B. 
bieraufmicht anwendbar. 262. XXI. 

Schiedsvertrag. Verweigerung der 
Unterichrift jeitens eines Schieds— 
richers und Rücktritt desſelben 
vom Vertrage macht dieſen un— 


gültig. 272. 
Scdriftitüde Verleſung von jolchen. 


Erſatz der wörtlichen Werlejung 
a andere Beweiserhebungen. 
Do, 
Schutzbrillen. S Haftbarfeit. 454, 
Simulation u. Anfechtung. 217. XV, 
Simultanrecht an Kirchen, Berluft 
desjelben durch Berjährung, Bes 
freiung des Simultanberechtigten 
von der Baupflicht 134 b und ec, 
Situngsprotofoll. Hinterberige Er— 
gänzung desjelben unjtatthaft.152. 
Sparkalien in Elſaß-Lothringen. 
Umfang und Betrieb ihrer Ge— 
ſchäfte. Ueberſchreitung der Voll: 
macht jeitens des Kaſſiers. Still- 
ihweigende Genehmigung dieſer 
Ueberjchreitungen durch den Bor: 
ftand der Sparfaljen. 24. 276. 
Spiritus. Lizenzgebühr. 4283, 
Staat. 5. Landeskaſſe. 


514 


Stempelpfliht für 
marhten. 225. 
Stempelitrafiachen. Verfahren. Zus 
ftändigfeit der Amtsgerichte zur 
Bollitredbarkeitserflärung. 225. 

255. 
Steuerempfänger find Beamte. 179. 
Strafacten. Benützung derjelben im 
Givilprozeife. 219. XVIL 
— Quaſiſervitut der An— 
wohner 137, 
— Eigenthum hieran. 


— Veräußerung des⸗ 
ſelben. 280. 

Streitwerth bei Prozeſſen über ein 
Abſonderungsrecht. Derſelbe be— 
mißt ſich nach $ 136 KO. 175. 

Eubrogation. Art. 1690 nicht ans 
wendbar. 214. — ©. des An— 
käufers in die von ihm gezahlten 
Hypotheken. Rüdgriffgegenandere 
Drittbefiger. 287. 

Subfidiarhait von Gemwerbetreiben- 
den für Bollitrafen gegen ihre 
Arbeiter. 64. Zuftändigfeit für 
die Enticheidung über die Sub— 
fidiarhaft. 84. Nevifion wegen 
Unzuftändigfeit des betreffenden 


Gerichtes. 503, 
Subititution verbotene. 392. XXX. 


T. 

Theilung. Anfechtung derſelben 
wegen Irrthum. 8394. XXXIV. 
— Beanſtandung der Notariats— 
gebühren durch das Theilungs— 
gericht. 205. 

Theilungen, bei welchen Minder— 
jährige betheiligt ſind. Mangelnde 
Genehmigung des Familienrathes 
nur Anfechtungsgrund. Der 
Gläubiger eines Minderjährigen 
kann eine ſolche Theilung nur mit 
deſſen Zuziehung anfechten. 370, 

Theilurtheil. Entſcheidung über die 
Hauptforderung ohne Berückſich⸗ 
tigung der Gegenforderung und 
ohne Trennungsbeſchluß. 248, 


u. 


Ueberſchwemmungsgefahr. S. Bolis 
zeibehörden, Verkäufer. 137. 


Sachregiſter. 





Prozeßvoll⸗ Ueberweiſung einer Forderung ſeitens 


eines Schuldners an ſeinen Gläu— 
biger enthält in der Regel keine 
Novation. Die Hypotheken ꝛc. 
bleiben daher beſtehen. 233. 

Unfall. S. Haftpflichtgeſetz. Haft: 
barkeit. 

Unfallverfiherungsgeieg vom6. Juli 
1884. Dritte Perſonen im Sinne 
von $ 98 des Geſetzes. 358. 

Unfug grober kann auch in Aeußer— 
ungen gefunden werden, welche 
beredhtigte patriotiihe Gefühle 
verlegen. 66. 

Urtheil über den Grund eines Anz 
ſpruchs jegt den Nachweis eines 
Schadens voraus, 405. 


V. 


Vaine pature. 295.5 . Weideredt. 
Vater. Verwaltung * Vermögens 


ſeiner Kinder. 398. XLI. S. 
Vergleich. 
Verein. Rechts- und Erwerbs— 


fähigfeit desielben durch die Ver: 
leihung von Storpocationsrechten 
bedingt. 259. XVIII. 
Berfügnug einitwellige. Enticheidung 
durch Beſchluß ſtatt durh Ende 
urtheil. Rechtsmittel Hingegen. 38. 
Bergleih. Der S 52 CPO. hat 
hierauf ‚feine Anwendung. Der 
Vater, welcher während der Ehe 
das Vermögen feiner minder: 
jährigen Kinder verwaltet, bedarf 
zu Verfügungen bierüber, aljo 
auch zu Vergleichen, feiner Er- 
mädtigung. Art. 467 B. G. B. 
hier nicht anwendbar. 398 XLL 
Verlagsrecht getheiltes. Ueberein— 
kunft zwiſchen Deutſchland und 
Frankreich vom 19. April 1883. 
381. 
Berleiung von Schriftitüden in 
Strafahen 152, 
Vermächtniß zu Gunsten der Armen 
zweier Gemeinden. 216. XIV. 
— — Agenten 
derſelben. Vollmacht. Ausfüllung 
der Fragebogen. Anerkennung 
durch Agenten. Kenntniß des— 
ſelben von verſchwiegenen That— 
ſachen. Verſchulden des Agenten. 
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Falihe Belehrung durch den— 
jelben. 125 ff. Generalagenten 
in &:2. Recht derjelben einen 
Nachfolger vorzuschlagen. nt: 
Schädigung wegen ungeredhtfertigter 
Entlaffung. 108. 

Vertheidigungsgebühr. Wiederein: 
einziehung derjelben, fall® fie irr— 
thümlih von der Staatskaſſe an 
den Vertheidiger gezahlt worden 
ift. 210. 

BVertheilungsperfahren. Anmeldung 
ſeitens eines mit einem vollſtreck— 
bareu Titel verjehenen Chiro— 
graphargläubigers zuläffig. 870, 
Berehnung der Anmeldefriit für 
Gläubiger mit nicht eingetragenen 

jeglichen Öypothefen 470. — 
Bedeutung der in $ 59 Abi. 2 
des Geſetzes vom 30. April 1880 
vorgejehenen Frift für den Nach— 
weis der —— der Wieder: 
fpruchöflage. 453. Nothwendigfeit 
der Durchführung des V. V. beim 
Vorhandenfein eines einzigen ein— 
etragenen Gläubiger. 304. 325. 

wei Anfteigerer eines Grunds 
jtückes haften im Zweifel geſammt— 
verbindlich für den Steigichilling. 
Soweit der Theilungsplan die 
Theilungsmafie, aljo das Ber: 
hältnig zum Anfteigerer berührt, 
fann derjelbe durch Beſchwerde 
angefochten, es kann aber. aud) 
———— erhoben werden 
321. 


Vertrag zu Gunſten eines Dritten. 
Die Perſon des Dritten braucht 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
noch nicht beſtimmt zu ſein. 243. 
— Stanı die Gemeinde Rechte aus 
einer Schenkung herleiten, welche 
einer religiöien Norporation mit 
der Berpflichtung zur Gründung 
und Unterhaltung einer Privat 
ſchuld gemacht worden find? 76, 

Verzug. Derjelbe ſetzt eine Auffor: 
derung in einem öffentlichen Acte 
voraus. 279, 

Vollmacht zur Einlegung von Rechts— 
mitteln in Gtrafiachen. Ber: 
jpätete Vorlage. ©. Revifion. 251. 
— Ueberſchreitung der Boll- 


madt. S. Auftragdver hä 
24. 276, 
Vormundſchaft nah geichiedener 
Ehe. 257. 


W. 


Wahrung berechtigter Intereſſen. 
43. 163. ſ. Beleidigung. 

Wedel zum Incaſſo. Ausſon des 
rung desfelben im Konkursver— 
fahren. 211 

Weideredht. Uebertretung ſeitens 
eines zum Mitgenuß Berechtigten. 


25. 

Weinberge. Schluß derjelben. 207. 
©. Feldpolizei. 

Widerllage. Koſten derjelben im 
Falle der Zurücknahme der Haupt: 
klage. 46. S. Zurücknahme. 

Wild. Transport desſelben wäh— 
rend der Schonzeit. 83. 

Wirth. Verpflichtung desjelben zur 
dauernden Entnahme von Bier 
bei einem Brauer. 70. ©. Ge: 
werbefreibeit. 

Wohnſitz gewählter, 144. S. Ge— 
richtsſtand. 


3. 

Zeſſion kann auch ſtillſchweigend 
geſchehen und aus den Umſtänden 
gefolgert werden. 243, — 3. 
eines Kaufſchillings. Dem Zeſſio— 
nar gegenüber kann der Käufer 
aus der Entwährung des Kauf— 
objettS eine inrede ableiten. 
394, XXXV. ©. aud Hypothek. 

Zengenausiagen uneidliche im Straf= 
verfahren. Benügung derſelben 
im Givilprozeffe. 219. XV. 

Zeugengebühren. Beichwerde gegen 
Feſtſetzung durch den erfuchten 
Richter. 88. 458. 

Zinfen von privilegirten Forderungen 
214. ©. Brivilegirte Forderungen. 

Zolldefraudation. Gemeinſchaftliche 
Begehung derſelben. Beihilfe. 
Subſidiarhaft für die gegen den 
Mitthäter oder Gehülfen auszu— 
ſprechende Geldſtrafe nicht be— 
gründet. 64, 

Zubehör von Liegenfhaften. © 
Hypothek. 301. XXV, 
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Zurüchnahme der Klage vor ber 
Verhandlung. Diejelbe verpflichtet 
ben Kläger auch zum Erſatz der 
Koiten der bereit3 eingereichten 
MWiderklage. 46. 

Zuſtändigl t in Strafſachen für 
die Entſcheidung über Subſidiar— 
haft ſiehe Subſ. 84. 

Zuitellung. Gültigkeit see im 
Anwaltsprozefle, wenn der Ge— 
rihtsvollziceher auf Anſtehen der 
Partei zugejtellt hat. 304. XXIX. 

Zwangsvollſtrecung. Gleichzeitige 
Zuftellung des Vollitredungstit A 


und der Bollftrefungsmaßregeln. 
149, — 3m. aus verwaltung3= 
rechtlichen Schuldtiteln regelt ſich 
nach Landesrecht. Zw. 
wegen ee gegen 
Gemeinden $ 15 3.4 E. G. zur 
CP.O. 299. — Im. in Liegen⸗ 
ſchaften. Ausſchluß des Schuld» 
ners vom Bieten. Friſt für die 
Erhebung von Einwendungen 
wegen Verletzung dieſer Vorſchrift. 
123. — Beſtellung einer gemein— 
———— Vollſtreckungerichtes. 
98, 
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